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Zusammenfassung 


(1) Analyse der bisherigen Entwicklung 

Im Jahre 1971 sdiwädite sidi, nidit zuletzt wegen der währnngs- und 
haushaltspoli tischen StabUisierungsmaßnahmen der Bunde sregierimgt 
die Hochkonjunktur, die aufgrund kräftiger Einkommens Steigerungen 
zu einer anhaltend starken Nadifrage auch nach Agrarerzeugnissen 
geführt hattei allmähUda ab* Die überbeansprudiung des Produklions- 
apparats und die Spannungen auf dem Arbeilsmarkt ließen im Ver- 
lauf des Jahres 1971 erheblich nachn Der Anstieg der Erzeugerpreise 
industrieller Produkte kam in der zweiten Jahreshälfte praktisch zum 
SÜUstand, Dagegen konnte der Preisauftrieb der Verbraucherpreise 
noch nicht nachhaltig gebremst werden. Im Durchschnitt des Jalires 
1971 stiegen die Lebenshaltungskosten um 5,2 gegenüber dem 
Vorjahr* 

Während das gesamte Bruttoinlandsprodukt weiter zunahm, sank der 
Anteil der Landwirtschaft (einschließüdi Forstwirtschaft und Fische- 
rei) am Bruttoinlandsprodukt von im Jalire 1970 auf 2,8 Vo im 

Jahre 197L Auch in der Landwirtschaft erhöhte sich 1971 die Arbeits- 
produktivität weiter, da das Produktionsvolumen stieg und die Zahl 
der Erwerbstätigen erneut zurüdtgmg. 

Einschließlich des Aufwertungsausgleichs und der Liciuiditätshilfe er- 
rechnet sich für 1970/71 eine Wertschöplung des Produküonsbereldies 
Landwirtsdiafl (alle Erzeuger landw'irtsdiaftlicher Produkte ohne 
Forstwirtschaft und Fischerei) von 16,09 Mid, DM, Das sind 1,47 
Mrd* DM weniger als im Vorjahr. Die Wertschöpfung je Vollarbeits- 
kraft ging 1970/71 gegenüber dem Vorjalir um 2,9 auf H 267 DM 
zurück. 

Die Zahl der landwirtschaftlichen Betriebe und Belriebseinheiten ab 
0,5 ha landwirtschaftlich genutzter Fläche (LF) lag 1971 mit insgesamt 
1,2 Millionen um 83 000 niedriger als im Vorjahr und um 457 000 
niedriger als 1960* Die Zahl der betrieblichen VoUarbeitskräfte belief 
sich 1970/71 auf 1,4 Millionen, das waren 86 000 weniger als im Jahr 
zuvor und rund 1 Million weniger als 1960/61. 

Tm Beriditsjahr 1 970/7 1 entwickelten sich die landwirtschaftlidien Er- 
zeugerpreise relativ ungünstig, vor allem wegen des sehr hohen 
Angebots an Schla dusch weinen in der ganzen EWG und wegen der 
durch die DM-Auf Wertung von 1969 bedingten Preissenkungen für 
widiiige landwirtschaftliche Produkte. Im Durchsdjiiitt des Wirt- 
schaf Isjalires 1970/71 lag deshalb der Index der Erzeugerpreise land- 
wirtsdiaftlidier Produkte ohne MehrwertsLeuer mit 98,1 (1961/62 bis 
1962/63 100) um 7,6 unter dem Vorjahresnivean; der Index der 

Erzeugerpreise einsdiließlidi Mehrwertsteuer und Aufwertungsteil- 
ausgleich über die Mehrwertsteuer blieb mit 106,0 um 6>2‘‘/o unter 
dem Durchschnitt des Jahies 1969/70. Bei diesem Index vergleich ist 
allerdings zu berücksichtigen, daß die Landwirtschaft im Jahre 1971 
als Ausgleich für die Aufwertungs Verluste auch direkte Ausgleichs- 
zahlungen sowie eine einmalige Liquiditätshilfe erhielt. Der Index 
der Einkaufspreise landwirtsdianiicher Betriebsmittel insgesamt ohne 
Mehrwertsteuer lag 1970/71 mit 110,8 (1962/63 ^ 100) um 4,7 <*/o, 
der Index der Einkaufspreise einschließlich Mehrwertsteuer um 
4,9 Vft höher als 1969/70. 

Um negative Auswirkungen der Wediselkursfreigabe vom Mai 1971 
auf die Preise für landwirtschaftliche Erzeugnisse abzuwehren, wurde 
ein Grenzausgleidissyslem eingeführt. 

Tm Durchsdmiit des Bundesgebietes verminderte sich das Betriebs* 
einkonmien je Arbeitskraft der hauptberuflich bewirtschafteten land* 
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wirtschaftlichen Betriebe mit mehr als 23 900 DM bereinigtem Be- 
triebsertrag 1970/71 gegenüber dem Vorjahr von 13 100 DM auf 
11 800 DM. 

Hieraus kann jedoch nicht eine anhaltende Veränderung des bis- 
herigen Trends der Einkommensenlwicklung in der Land Wirtschaft 
abgeleitet werden. Das Wirtschaftsjahr 1970/71 war ungewöhnlich, 
da drei voneinander unabhängige Faktoren zeitlich zusammentrafen 
und entscheidend zu der unbefriedigenden Einkoramensentwicklung 
in der Landwirtschaft beitrugen: das zyklisch bedingte Absinken der 
Preise für Schlachtschweine, die vergleichsweise geringere Getreide- 
ernte und der starke Anstieg der Preise für Vorleistungen aus dem 
gewerblichen Bereich. 

Der Abstand zwischen dem Vergleichsbetriebseinkommen und der 
Summe der Vergleichsansätze hat sich im Wirtschailsjahr 1970/71 
gegenüber dem Vorjahr vergrößert. 

In den Zierpflanzenbaubetrieben, Baumschulen und Weinbaubetrieben 
erreichte oder überstieg das Vergleichseinkommen 1970/71 wie im 
Vorjahr die Summe der Vergleichsansätze, 

ln der Forstwirtschaft betrug das Betriebseinkommen je Arbeitskraft 
1971 13 900 DM und lag damit um 3,5 Vo unter dem Vorjahres- 

ergebnis. 

ln der gesamten Fischwirtschaft der Bundesrepublik vollzog sich in 
den vergangenen zehn Jahren ein tiefgreifender Strukturwandel, Die 
Bildung von Erzeugergemeinschaften hat spürbar zur Stabilisierung 
des Marktes belgetragen. 

In der Bxmdesrepublik wird von der landwirtschaftlichen Erzeugung 
nur noch ein Anteil, der knapp 15 **/o der Verkaufserlöse entspricht, 
unverarbeitet an den Verbrau^er abgesetzt. Der überwiegende Teil 
wird von Emährungsindustrie und -handwerk aufgenommen, ver- 
arbeitet und in veredelter Form an die Konsumenten weitergegeben. 
Der Anteil des produzierenden Ernährungsgewerbes am Bruttoinlands- 
produkt belief sich im Jahre 1969 auf 5,9 ®/a. 

Auf den Agrarmärkten wurde im letzten Jahrzehnt — vor allem durch 
die rasche Rationalisierung und Konzentration, insbesondere im Le- 
bensmiltelhandel — die Marktstellung der Landwirtschaft zunehmend 
ungünstiger. Der Konzentrationsprozeß in den der Landwirtschaft 
nach gelagerten Handels-, Be- und Verarbeitungsstufen hielt auch 
1970/71 an. 

Auf dem Gebiet von Naturschutz und Landschaftspflege wird zuneh- 
mend deutlich, daß das geltende Recht nicht mehr ausreicht, um die 
wachsende Belastung des Naturhaushaltes zu steuern. 

Die Bildungssiluation auf dem Lande hat sich hinsichtlich der allge- 
meinbildenden wciterführenden Schulen verbessert. Jedoch besieht 
zwischen Stadt und Land hinsichtlich der Bildungsangebote noch ein 
starkes Gefälle. Auch ist der ländliche Raum auf dem Gebiet der 
Berufsbildung benachteiligt, da das Angebot an Ausbildungsbetrieben 
in der Nähe des Wohnorts verglichen mit städtischen Ballungszen- 
tren gering und wenig vielfältig ist. 


(2) Voraussichtiic:he Entwicklung 

Im laufenden Wirtschaftsjahr 1971/72 werden sich die vom EG- 
Ministerrat im März 1971 beschlossenen Preiserhöhungen für Agrar- 
produkte voll auswirken. Die im Durchschnitt höheren Erzeugerpreise 
und die sehr gute Ernte werden einen kräftigen Anstieg des Produk- 
tionswertes der Landwirtschaft bewirken. Der Produktions wert für 
1971/72 wird auf 37,9 Mrd. DM geschätzt, das sind 5,6 Vo mehr als 
im vergangenen Wirtschaftsjahr. Ferner wird erw'artel, daß die Vor- 
leistungen 1971/72 weniger ansteigen als im Vorjahr. Die Wertschöp- 
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fung der Landwirt sdiaft wird auf 17,20 Mrd. DM gesdiätztp das sind 
6,9 ®/o melu als im Vorjahr. Dieser Betrag wird sich auf eine wieder- 
um verminderte Zahl landwirtschaftlicher Arbeitskräfte verteilen, so 
daß sich die Wertsdiöpfung (= Einkommen) je Vollarbeitskraft im 
laufenden Wirtschaftsjahr voraussichtlich um etwa 12®/o erhöhen 
wird. Damit dürfte das Pro-Kopf-Einkommen in der Landwirtschaft 
relativ etwas stärker zimehmen als in der übrigen Wirtschaft, 

Modellrechnungen für die einzelnen Betriebsgrößenklassen und Bo- 
dennutzungssysteme ergeben, daß im Wirtschaftsjahr 1971/72 (in den 
Futterbau- und Getreidebaubetrieben) überdurchschnittliche relative 
Einkommenszunahmen wahrscheinlich gegenüber dem Vorjahr zu er- 
warten sind. Dabei werden voraussichtlich die Betriebe über 50 ha 
LF den stärksten Einkommensanstieg erzielen. Der Abstand zwischen 
dem Vergleichsbetriebseinkommen und der Summe der Vergleichs- 
ansätze (Ertrags-Aufwandsrechnung nach § 4 LwG) wird sich gegen- 
über dem Vorjahr voraussichtlich in allen Betriebsgruppen wesent- 
lich verringern. 

Für das kommende Jahrzehnt kann nur noch mit einer jährlichen 
Steigerung der mengenmäßigen Nadifrage nach Nahrungsmitteln in 
der EWG in Höhe von 1,5 ®/o, in der Bundesrepublik von 1,0 ®/o ge- 
rechnet werden. 

Da die langfristige Entwicklung des Einkommens in der Landwirt- 
schaft entscheidend von der Nachfrage nach Agrarerzeugnissen be- 
stimmt wird, wurde schon in den beiden vorhergehenden Berichten 
die voraussichtliche Entwicklung der Wertschöpfung der Landwirt- 
schaft bis 1980 unter Verwendung eines nachfrageorientierten Modells 
vorgeschätzt; danadi ist damit zu rechnen, daß 1980 die Wertschöp- 
fung der Landwirtschaft ausreicht, um die Einkommensansprüche von 
etwa der Hälfte der gegenwärtigen Zahl der landwirtschaftlichen 
Erwerbstätigen in der Bundesrepublik und der EWG zu befriedigen. 

Die Zahl der landwirtschaftlichen Betriebe ab 0,5 ha LF wird vom BML 
für das Jahr 1980 auf knapp 800 000 vorgeschätzt (1971 = 1,2 Mil- 
lionen). 

Die Überarbeitung der im vorjährigen Agrarberichl veröffentlichten 
Vorausschätzung über die voraussichtliche Entwicklung auf den ein- 
zelnen Produktmärklen bis 1980 bestätigt weitgehend die damaligen 
Ergebnisse. Die Zuckerproduktion wird bei Annahme einer unver- 
änderten Anbaufläche allein infolge steigender Hektarerträge erheb- 
lich anwachsen, wenn nicht auf eine Einschränkung des Anbaues hin- 
gewirkt wird. Auf dem Milchmarkl der EWG zeichnet sich langfristig 
noch keine Lösung des strukturellen Überschußproblems ab, das auch 
in der Zehnergemeinsciaft bei Übernahme des gegenwärtigen Preis- 
niveaus voraussichtlich in etwa gleicher Größenordnung forlbestehen 
dürfte. Bei Fleisch ist bei Anhalten der bisherigen Wirtschaftsentwick- 
lung weiterhin mit einer regen Nachfrage zu rechnen, die nur bei 
Rind- und Kalbfleisch nicht durch eine entsprechende Steigerung der 
inländischen Produktion gedeckt werden wird. 

Im Bereich der Agrarmärkte der Bundesrepublik und der EWG ist ln 
Zukunft zu erwarten, daß sich nach der ersten Konzentralionswelle 
im Lebensmitteleinzelhandel, die insbesondere zur Bildung starker 
Gruppen geführt hat, eine zweite Konzentrations welle durch Fusionen 
dieser Gruppen anbahnt. Außerdem dürfte sich auf dem deutschen 
Nahrimgsmittelmarkl der Wettbewerb um die Marktanteile zwischen 
den EWG-Partnem verschärfen. Die Drittländer werden auch in 
Zukimft ihre Bedeutimg für die Agrareinfuhren in die Bundesrepublik 
behalten, weil sie in größerem Umfang Waren liefern« die in der EWG 
nicht oder nicht ausreichend erzeugt werden. 

Auf den Weltagrarmärklen ist damit zu rechnen, daß bei Fortsetzung 
der gegenwärtigen Agrarpolitik in den maßgeblichen Ländern bei 
einigen bedeutenden Erzeugnissen wie Weizen, Futtergetreide, Reis, 
Zitrusfrüchten, Fetten und ölen sowie Ölkuchen trotz steigender Nach- 
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frage die Tendenz zur Uberschußprodiiktioii weiter fortbestehen wird, 
während die Entwicklungsländer wegen fehlender Kaufkraft weiterhin 
unter Nahrungsmangel leiden werden. Obwohl das Nahningsmülel- 
angebot den Projektionen der FAO zufolge steigen wird, dürfte es 
1980 voraussiditlidi genausoviel unterernährte Mensdien geben wie 
zur Zeit* weil die Weltbevölkemng von 3*7 Mrd. im Jahre 1970 auf 
4,6 Mrd. im Jahre 1980 zunehxnen wird* Die Bundesregienmg betradi- 
tet die Überwindung des Hungers nach wie vor als vordringlidie 
Aufgabe inlemationaler Zusammenarbeit. 


(3) Ziele und Schwerpunkte der Agrarpolitik 

Zu den wesentlichen Erkenntnissen der zujücküegenden Jahre gehört, 
daß die Probleme der Landwirtschaft und insbesondere des ländlichen 
Raumes mit agraxpolitisdien Mitteln allein nicht mehr zu bewältigen 
sind* Politik für den ländlitheii Kaum ist heule nur bei einer engen 
Integration von Agrar-, allgemeiner Wirtsdiafts-, Raumordimngs“, 
Regional-* Sozial- und Bildungspolitik möglich. Im einzelnen ergeben 
sich für die künftige Agrarpolitik folgende Ziele: 

Im nationalen Bereich 

— Teilnahme der in der Land- und Forstwixtsdiaft Tätigen an der 
allgemeinen Einkommens- und Wohlstandsentwicklung, um eine 
angemessene Lebenshaltung und eine für das betriebliche Wachs- 
tum erforderliche Eigenkapitalbildung zu gewährleisten j 

^ weitere Anpassung der Produkt ionsstruktur an die technische und 
volkswirtschaftliche Entwicklung* um einen rationellen Einsatz der 
Produktionsfaktoren in der Land- und Forstwlrlschali zu erreichen ; 
dabei sind auch die Möglichkeiten der Kombination von landwirt- 
schaftlicher und außerland wirtschaftlicheT Erwerbstätigkeit zu 
fördern j 

— Abstimmung der einzelbetrieblichen und überbetrieblichen Förde- 
nmgsmaßnahmen auf die Erfordernisse der allgemeinen Wirt- 
Schafts- und Regionalpoliük? 

— Ausbau der sozialen Sicherung in der Landwirtschaft; 

— Festigung und Ausbau der Marktstellung der Landwirtschaft durch 
Förderung von Mahnahmen zur Verbesserung der Angebots- und 
Absatzstruktur landwirtschaftlicher Erzeugnisse? 

— Verbesserung des allgemeinen Blldungs- sowie Aus- und Weiler- 
bildungsangebots im ländlichen Raum, vor allem im Hinblick auf 
die notwendige Chancengleichheit mit dem städtischen Bereich; 

“ Verbesserung des Verbraucherschutzes und Intensiviermig der 
Verbraucherberatung auf dem Ernährungsgebiet t 

— Erhaltung einer leistungsfähigen Forstwirtschaft, auch ün Interesse 
des Umweltschutzes; 

— Verbesserung der Umweltbedingungen durch Intensivierung von 
Naturschutz und Landschaftspflege; 

Im EWG-Bereidi 

— Verbesserung des Agrarpreisniveaus unter Berütksichügung der 
allgemeinen Einkommens- und Kostenentwicklung sowie der 
Marktlage; 

— Verhinderung von Einkommensembußen der Landwirtschaft* die 
bei einer Aufwertung der D-Mark aufgrund der Bindung der 
Agrarpreise an die Europäische Rechnungseinheit entstehen; 

— Beseitigung von Wettbewerbs Verzerrungen und Wettbewerbs- 
behinderungen durch Harmonisierung von Rechts-, Verwaltungs-, 
Steuer- und BeLhilfevorsdiriften; 
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— Aufbau einer Wirtsdiafts- und Wahrungsunion als dringend not- 
wendige Absicherung der bisher erreichten Integration auf dem 
Gebiet der Agrarpolitik; 

— Ausarbeitung gemeinsamer Regeln für die Agrarstrukturpolitik 
der Milgliedstaaten zur Harmonisierung der Wettbewerbsbedin- 
gungen; 

— Erhaltung einer leistungsfähigen Fischwirtschaft; 

— Versorgung der Verbraucher mit einem vielfältigen Angebot hoch- 
wertiger, gesundheitlich unbedenklicher Nahrungsmittel zu ange- 
messenen Preisen; 

Im internationalen Bereich 

— Aufrechterhaltung eines angemessenen Einfuhrvolumens aus Dritt- 
ländern; 

— Internationale Vereinbarungen — insbesondere über Zucker, 
Kakao, Olivenöl, Fette — und gegebenenfalls Beitritt zu diesen 
Vereinbarungen; 

— Neuordnung der handelspolitischen Verhältnisse der Gemeinschaft 
mit den Drittländern; 

— Abbau von nichttarifären Handelshemmnissen gegenüber den 
Drittländern. 

An der Realisierung der vorgenannten Ziele hat die Bundesregierung 

bereits in der Vergangenheit mit Nachdruck gearbeitet; aus dem 

Jahre 1971 sind insbesondere hervorzuheben: 

— Inkrafttreten des Agrarsozialen Ergänzimgsgesetzes am l. Januar 
1971; 

— Einigung im Ministerral Ende März 1971 über eine spürbare An- 
hebung der Preise für wichtige Agrarerzeugnisse ira Wirtschafts- 
jahr 1971/72; 

— Einführung eines Grenzausgleichssystems durch den EG-Minister- 
rat zur Abwendung von Einkommensverlusten der Landwirtschaft 
aus der Freigabe der Wechselkurse der Währungen einzelner Mit- 
gUedslaaten am 10, Mai 1971; 

— Bereitstellung von zusätzlich 680 Millionen DM aus Einsparungen 
bei den Marktordnungsausgaben zur Verstärkung der Ausgaben 
für Maßnahmen der nationalen Agrarpolitik; 

— Anwendung des EtnzelbetriebLichen Förderungsprogramms seit 
dem 1. Juli 1971; 

— Vorlage eines Gesetzentwurfs zur Einführung einer gesetzlichen 
Krankenversichenmg der Landwirte ab Mitte 1972; 

— Beseitigimg der steuerlichen Vorteile für gewerbliche Massentier- 
haltungen und steuerlicher Hemmnisse für landwirtschaftliche Tier- 
hai t ungskooperati onen . 


(4) Vorgesehene agrarpolitische Maßnahmen 

Zur Sicherung des Einkommens in den entwicklungsfähigen Betrieben 
wird sich die Bundesregierung Im Hinblick auf die allgemeine Ein- 
kommensentwicklimg und auf die gestiegenen Betriebsmilteipreise 
für eine weitere gezielte Erhöhung des Agrarpreisniveaus einsetzen. 
Dabei ist für die einzelnen Produkte die Preisanhebung je nach Markt- 
lage zu differenzieren. 

Beim Aufwertungsausgleich für die Folgen der Aufwertung von 1969 
wird die auf der Degression der Mitfinanzierung durch die Gemein- 
schaft beruhende Kürzung des Direktausgleichs um 110 Millionen DM 
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in 1972 durch entsprechend höhere nationale Aufwendungen für 
sozialpolitische Maßnahmen ausgeglichen. Bei Inkrafttreten der in 
Vorbereitung befindlichen Mineralölsteuererhöhung um 4 Pf/1 wird die 
Gasölverbilligung um den gleichen Betrag heraufgesetzt, um die 
Wettbewerbsposition der deutschen Landwirte gegenüber den EWG- 
Partnern nicht zu verschlechtern. 

Im Marktbereich wird die Bundesregierung vorrangig Maßnahmen 
fördern, die zur Festigung der Marktstellung der deutschen Agrar- 
wirtschaft beitragen. 

Bei der Förderung wasserwirtschaftlicher und kulturbautechnischer 
.Maßnahmen wird im Jahre 1972 das Schwergewicht auf Maßnahmen 
der Abwasserreinigung und des Hochwasserschutzes liegen; diese 
Vorhaben dienen auch dem Umweltschutz im ländlichen Raum. 

Der erste Rahmenplan für die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung 
der Agrarstruktur und des Küstenschutzes'*, der 1973 in Krcift treten 
soll, wird vorbereitet. 

Im Rahmen der Europäischen Gemeinschaften werden z. Z. die von der 
EG-Kommission im Juni 1971 vorgelegten Vorschläge zur Reform 
der Landwirtschaft geprüft. Grundlage dieser Vorschläge ist die 
Entschließung des Rates vom 25. Mai 1971. Mit grundlegenden Ände- 
rungen des bisher von der Bundesregierung vertretenen Struktur- 
konzepts ist nicht zu rechnen. Die bisher durchgeführten Maßnahmen 
werden jedoch z. T, zu modifizieren sein. 

Entsprechend den zwischen Bund und Ländern festgesetzten regio- 
nalpolitischen Grundsätzen ist im ersten Rahmenplan der Gemein- 
schaftsaufgabe »Verbesserung der regionalen Wirtschaf tsstniktur** für 
den Zeitraiun von 1972 bis 1975 die Schaffung von rund 460 000 Ar- 
beitsplätzen in den Fördergebieten vorgesehen; damit werden auch 
den aus der Landwirtschaft Ausscheidenden die erforderlichen Ar- 
beitsplätze zur Verfügung gestellt. 

Die Hochseefischerei wird bei der Finanzierung notwendiger Ersatz- 
bauten durch Neubaudarlehen und Zinsverbilligung unterstützt. 

Im Jahre 1972 wird die Bundesregierung ihre Aktivität auf dem Gebiet 
der landwirtschaftlichen Sozialpolitik verstärkt fortsetzen. Für Mitte 
1972 ist die Einführung einer Pflichlkrankenversicherung der haupt- 
beruflichen Landwirte, ihrer Familienangehörigen und der Altenteiler 
zu erwarten. Eine spürbare Anhebung des landwirtschaftlichen Alters- 
geldes und der Landabgaberente ist zum 1. September 1972 vorge- 
sehen. 

Im Vollzug des Berufsbildungsgesetzes bereitet das BML die Aus- 
bildungsordnungen für die agrarischen Berufe vor. 

Die Bundesregierung wird Information und Beratung über die Mög- 
lichkeiten zur Förderung des Berufswechsels im Rahmen des Arbeits- 
förderungsgesetzes verstärken, da sich gezeigt hat, daß bisher der 
überwiegende Teil der landwirtschaftlichen Erwerbspersonen, die in 
eine außerlandwirtschaftliche Tätigkeit übergewechselt sind, den 
neuen Beruf ohne besondere Qualifizierung aufgenommen hat. 

In Ausfüllung der mit dem Gesetzentwurf zur Andenmg des Grund- 
gesetzes (Artikel 74 GG — Umweltschutz — ) beantragten Gesetz- 
gebungskompetenz bereitet die Bundesregierung den Entwurf eines 
Gesetzes über Naturschutz und Landschaftspflege vor. 
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(5) Finanzierung der agrarpolitischen Maßnahmen 

Für die Gemeinschaft (ohne beitretende Länder) sind die Marktord- 
nungsausgaben für das Jalu 1972 mit 2,46 Mrd. RE (= 9,01 Mrd. DM) 
veranschlagt (1971: 2,25 Mrd. RE). In der mittelfristigen Vorausschät- 
zung wird bei Zugrundelegung des gegenwärtigen Preisniveaus bis 
1974 mit einem weiteren Anstieg der EG-Marktordnungsausgaben um 
rund 5,5 ®/o jährlich gerechnet. 

Die mit der unmittelbaren Finanzienmg der Marktordnungsausgaben 
aus dem EWG-Agrarfonds verbundene Senkung des Plafonds des 
Einzelplans 10 im Jahr 1972 bedeutet keine Verminderung der Hilfen 
für die deutsche Landwirtschaft. Im Entwurf des Agrarhaushalts der 
Bundesregierung für das Jahr 1972 sind bei einer Gesamthöhe von 
4,58 Mrd. DM (Vorjahr 4,87 Mrd. DM) für die meisten Aufgabenbe- 
reiche Ansätze etwa in Vorjahreshöhe ausgebracht. In folgenden Be- 
reichen sind zum Teil erhebliche Verbesserungen vorgesehen: 

Der Ansatz für die Gasölverbilligung ist auf 478 Millionen DM (Vor- 
jahr 430 Millionen DM) erhöht worden. Für das Einzelbetriebliche För- 
derung sprog ramm sind Darlehen und Zuschüsse in Höhe von 203 Mil- 
lionen DM in Ansatz gebracht (Vorjahr bei vergleichbaren Maßnah- 
men 157 Millionen DM). Der Haushaltsansatz für die Zinsverbilligung 
zusammen mit der hierfür vorgesehenen Verpflichtungserraächtigung 
reicht aus, über die alten Verpflichtungen hinaus die Zinsen für ein 
Darlehensvolumen von 1 Mrd. DM um bis zu 5Vo (bisher um bis zu 
4Vo) bei einer Mindestbelastung des Kreditnehmers von 3 ®/ö oder 
mehr zu verbilligen. Bei den wasserwirtschaftlichen Maßnahmen ist 
der Ansatz nahezu verdoppelt worden, er steigt auf 190 Millionen 
DM. Für ^Maßnahmen des unmittelbaren Uraweltschutzes** sind zu- 
sätzlich 10 Millionen DM vorgesehen. 

Für die Übernahme der Krankenversicherungskosten der Altenteiler 
durch den Bund sind erstmals 176 Millionen DM vorgesehen. Der An- 
satz für die Altershilfe ist um 139 Millionen DM auf 814 Millionen 
DM erhöht worden; bis zum Jahre 1975 ist eine weitere Steigerung 
auf 1,11 Mrd. DM vorgesehen. 
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1 , Mil diesem Agrar bericht erfüllt die Bundes regier ung seit 1956 
zum 17. Male den Auftrag des Landwirt schaftsgesetzes, all jährlich 
einen Bericht über die Lage der Landwirtschaft und über die getroffe- 
nen und beabsichtigten Maßnahmen zur Erfüllung der Ziele des § 1 
dieses Gesetzes vorzulegen- In den letzten Jahren ist der Agrarberidit 
weit Über den ursprüngiidien Kem eines Lageberichts hinausge- 
wachsen. Der Berichl fußt auf einer Analyse der bisherigen Entwick- 
lungen und einer Voraussdiau bis zum Jahre 1980. Analyse und 
Vorausschau bilden eine wichtige Grundlage für die Fomiulierung der 
Ziele und für die Entscheidung über die Schwerpunkte der Agrai-^ 
Ernährungs* und Forstpolilik, Sdiließlich werden die dementsprechen- 
den politischen Maßnahmen der Bundesregierung erläutert und der 
Stand des Erreichten darges teilt. Der Agrarbericht umfaßt den Redien- 
schafts bericht sowie die Ziele und Maßnahmen der Bundesregierung 
auf dem Gebiet der Agrar-* Emähmngs- und Forstpolitik. Damit bildet 
der Agrarbericht eine umfassende Grundlage für eine sachbezogene 
Diskussion in der OffentlidikeiL. 


1 Grundsätzliche Ziele der Agrarpolitik 


2. Die grundsätzlichen Ziele ihrer Agrarpolitik hat 
die Bundesregierung in der Regierungserklärung 
am 28. Oktober 1969 formuliert. Sie erklärt dort* daß 
die Landwirtschaft sich zu einem gleidiberechtigten 
Teil unserer Volkswirtschaft entwickeln soU und 
daß sie in die Lage versetzt werden muß, in vollem 
Umfang ander allgemeinen Einko m mens- und Wohl- 
slandsentwicklung teilziinehmen. Gleichzeitig wird 
in der Regie rungserklämng hervorgehoben* daß die 
vorzeitige Verwirk lieh ung des Gemeinsamen Agrar- 
marktes die Anpassungsprobleme der deutschen 
Landwirtschaft verschärft hat und die sich daraus er- 
gebenden Folgen bei den agrarpolitischen Maßnah- 
men zu berüdcsichügen sind. Schließlich wird eine 
Politik des Preisdrucks als agrarpolitlsches Mittel 
ab gelehnt. 

3 . Mit ihrer agrarpolitisciien Zielsetzung steht die 
Bundesregienmg auf der Grundlage des Landwirt- 
schaftsgesetzes vom 5* September 1955 sowie des 
EWG -Vertrages* insbesondere der Artikel 39 und 
HO. Hier wird das Einkommensziel in den kom- 
plexen Zusammenhang des agrarpol i tischen Ziel- 
systems gestellt* nach dem 

— die Produktivität der Landwirtschaft durch För- 
derung des technischen Fortschritts* Rationali- 
sierung der landwirtschaftlichen Erzeugung und 
den bestmöglichen Einsatz der Produklionsfak- 
toren* insbesondere der Arbeitskräfte* iai stei- 
gern istr 

“ auf diese Weise der landwirtschaftlichen Bevöl- 
kerung* insbesondere durch Erhöhung des Pro- 
Kopf-Einkommens der in der Landwirtschaft tä- 


tigen Personen, eine angemessene Lebenshaltung 
zu gewährleisten ist* 

— die Märkte zu stabilisieren sind, 

— die Versorgung sidrerzustellett ist, 

— für die Belieferung der Verbraucher zu ange- 
messenen Preisen Sorge zu tragen ist und 

— durch die Schaffung einer Zollunion Im gemein- 
samen Interesse zur harmonischen Entwicklung 
des Welthandels, zur sdirittweisen Beseitigung 
der Besdixänkungen im internationalen Handels- 
verkehr und zum Abbau der Zollschranken bei- 
getragen werden soll. 

Diese Ziele konkurrieren z, T. miteinander. Aufgabe 
der Agrarpolitik und der allgemeinen Wirtsdiafts- 
politik ist es daher* zwischen ihnen einen gerechten 
Ausgleich und einen für alle tragbaren Kompromiß 
zu finden. 

4 * In Abhängigkeit von politischen, wirtsdiaftlidien 
und gesellschaftlichen Ent Wicklungen bedürfen Ziele 
ebenso wie die darauf basierenden Maßnaiimeii 
einer ständigen Überprüfung an der gegenwärtigen 
Situation und der voraussiditlicheu Entwicklung, 
Danach erst k ann ein für eine gewisse Zeitspanne 
gültiger Prioritä lenk ata log aufgesteUt werden. 

So kommt dem Umweltschutz heute, wie bereits in 
der Regierungserklärung vom 28. Oktober 1969 
hervorgehoben worden ist, eine besondere Bedeu- 
tung zu, Landschaf Ispf lege und Naturschutz sowie 
die Slrukturpolitik in den ländlichen Räumen ge- 
winnen zunehmend an Gewicht. Im Rahmen der 
öffentlichen Verantwortung für eine optimale Er- 
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nährung und im Zuge der ständigen Leistimgssleige* * 
rung in der Landwirtschaft kommt der Erzeugung 
gesundheitlich einwandfreier Nahrungsmittel wach- 
sende Bedeutung zu. 

5. ln der Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung 
der Bundesrepublik Deutschland wird der Struktur- 
wandel als notwendig anerkannt und gefördert. 
Volle Teilnahme der Landwirtschaft an der allge- 
meinen Einkommens- und Wohlstandsentwicklung 
kann demnach nicht bedeuten, daß jedem einzelnen 
Landwirt diese Teilnahme in seinem landwirtschaft- 
lichen Hauptberuf ermöglicht werden kann. Viel- 
mehr hat die Einsicht — auch unter den Landwir- 
ten — zugenommen, daß es weniger entscheidend 
ist, ob der einzelne seinen angemessenen Einkom- 
mens- und Sozialstatus allein aus landwirtschaft- 
licher Tätigkeit, aus einer Erwerbskombination oder 
— nach dem überwechseln in einen anderen Beruf — 
ausschließlich aus nichtlandwirlschafUicher Tätigkeit 
bezieht. 

Strukturwandel bedeutet ständige Neukombination 
von Produktionsfaktoren sowohl innerhalb der 
Landwirtschaft als auch im Verhältnis zwischen 
Landwirtschaft und anderen Sektoren der Wirtschaft. 
Die Landwirtschaft kann sich dieser Entwicklung 
nicht entziehen. Sie hat dies auch Ln der Vergangen- 
heit nicht getan. Bei relativ hohen Wachstumsraten 
der Produktion im Vergleich zum schwächeren An- 
stieg der Nachfrage nach ihren Produkten sieht sich 
die Landwirtschfift gezwungen, fortwährend Arbeits- 
kräfte an andere Wirtschaftsbereiche abzugeben und 
unter bestimmten Voraussetzungen sogar Flächen 
stillzulegen. Dieser ökonomische Sachzwang in der 
Landwirtschaft wird heute von den Landwirten 
weitgehend akzeptiert. Ihm steht auch ein größeres 
Verständnis der nichtlandwirtschaftlichen Öffentlich- 
keit gegenüber, daß es Aufgabe des Staates sein 


muß, den Strukturwandel in sozial tragbaren Gren- 
zen ablaufen zu lassen und Härten soweit als mög- 
lich zu mildem '). 

6. Zu den wesentlichen politischen Erkenntnissen 
der zurückliegenden Jahre gehört, daß die Probleme 
der Landwirtschaft und insbesondere des länd- 
lichen Raumes mit agrarpolitischen Mitteln allein 
nicht mehr zu bewältigen sind. Politik für den länd- 
lichen Raum ist heute nur bei einer engen Integra- 
tion von Agrar-, Wirtschafls-, Regional-, Sozial- und 
Bildungspolitik möglich. 

7. Die politischen Rahmenbedingungen für die 
Agrarpolitik haben sich seil der Verabschiedung des 
Landwirtschaftsgesetzes entscheidend gewandelt. 
Hierzu gehört die von Kritikern der Agrarpolitik 
oft übersehene Tatsache, daß Agrarpreispolitik nicht 
mehr in die nationale Kompetenz der Bundesregie- 
mng fällt. Sie bedarf zur Verwirklichung ihrer preis- 
politischen Ziele der Zustimmung ihrer EG-Partner. 
Durch die Entschließung des Ministerrates vom 
25. Mai 1971 zur gemeinsamen Strukturpolitik ist 
auch auf diesem Gebiet eine neue Phase der ge- 
meinsamen Agrarpolitik eingeleitet worden*), die 
sich in Zukunft auf die Gestaltung der Maßnahmen 
im Bereich der nationalen Strukturpolitik auswirken 
wird. Schließlich haben die Entwicklungen auf wäh- 
ningspolitischem Gebiet einen entscheidenden Ein- 
fluß auf die gesamte Agrarpolitik. Die Bundesregie- 
rung ist gewillt, weder das Ziel einer fortschreiten- 
den europäischen Integration, noch die Interessen 
der deutschen Landwirtschaft zu gefährden. 


*) Vgl. dazu auch Jahresgutachten des Sachverständigen- 
rates zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlldien 
Entwicklung. Drucksache VI/2847, Ziffer 80 ff. 

*) Vgl. S. 83 
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2 Wirtschaftseritwicklung und Agrarwirtschaft 


8. Im Jahre 1971 sdiwädite sidi nidit zuletzt wegen 
der waknings- und haushaltspol LUscben StabÜisie- 
rungsmaßaaiimen der Bundesregierung die Hodi- 
konjunktur, die auf Grund kräftiger Einkommens- 
Steigerungen zu einer anhaltend starken Nadifrage 
auch nadi Agrarerzeugnissen geführt hatte, allmäh- 
lieh ab. Die überbe ansprudiimg des Produktions- 
potentials und die Spannungen auf dem Arbeils- 
markt ließen im Verlauf des Jahres I97t erheblich 
nach. Der Anstieg der Erzeugerpreise industrieller 
Produkte kam in der zweiten Jahreshälfte praktisch 
zum Stillstand. Von den vier Zielen des Gesetzes 
zur Förderung der StabUitaL und des Wachstums 
der Wirtschaft konnten drei im großen und ganzen 
erreicht werden. Die Arbeitslosenquote war mit 
0,9 Vo niedriger als in fast allen anderen Staaten der 
westlithen Welt. Das reale Bruttosozialprodukt stieg 


mit 2,9 ^/ü zwar weniger stark an als in den drei vor- 
angegangenen Jahren, blieb aber im Ralimen der 
Jahresprojeküon der Bundesregierung. Der Außen- 
beitrag entsprach mit IVäVa des Bruttosozialproduk- 
tes gleichfalls der Jahresprojektion der Bundesre- 
gierung. 

Das Ziel ^^Preisniveaustabilität'' konnte 1971 nicht 
erreicht werden. Das Verbraucherpreisniveau stieg 
im Jahresdurchschnitt mit 5.2 ®/o stärker als proji- 
ziert und stärker als mit den stabil itätspolitischen 
Vorstellungen der Bundesregierung vereinbar. 

Immerhin nimmt die Bundesregierung mit dieser 
Preisentwicklung noch einen guten Mittelplatz unter 
ihren wichtigsten internationalen Partnern ein (vgl. 
Schaubild 1 und 2). 


Schaubild 1 


Preisindex für die Lebenshaltung in der Bundesrepublik OeulschEand 

1962 = 100 




Lebenshahuna aller onvaten Haushalte 

* " " • Nahrungsmittel Genußmrrtel und Verzehr in Gaststätten) 

” — — Lebenshahur>g ohne Nahmngsmrttel 
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Schaubild 2 


Pretfllndex dar Lebenahaltoag In den MItgliadalaaten der EG 
Insgesamt 

1Ö62 = 100 




9 . Für 1972 strebt die Bmidesregiemng unter Auf- 
rechte rhaltung eines hohen Be schält igungsstandes 
eine Verringerung des PreisniveauansUegs an. Im 
weiteren Verlauf muß audi die Europäische Gemein- 
sdiaft ira Zuge ihrer Porten twiddung zu einer Wiit- 
sdiafts- und Währungsunion zu einer Stabilitäts- 
gemeinschaft ausgebaut werden. 

Die Erzeugerpreise landwirlsdiafüidier Produkte 
(ohne Mehrwertsteuer) gingen 1970/71 um 7,6 Vo zu- 
rüdc> während die Be triebsmit Leipreise um 4,7 V» 
höher als im Vorjahr lagen. Einschließüdi Mehr- 
wertsteuer und Aufwerlungsteilausgleidi über die 
Mehrwertsteuer lag der Erzeugerpreisindex uro 
6,2 unter dem Niveau von 1969/70, die Betriebs- 
mitteipreise einsdiließlich Mehrwertsteuer stiegen 
um 4|9 Vo. 
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Schaubild 3 


Preisindex der Lebenshaltung In den Mitglledstaaten der EG 
Ernährung 
1962 = 100 




BundesrepubU^ 0Bul9Ci4»id * fsfaedarWide 

FranKroch * Beigno 

“ ^ “* Italien 


10 . Das reale Bruttosozialprodukt erhöhte sich 1971 
nur noch um 2,9 ®/o gegenüber 5,3 ®/o im Vorjahr und 
8 Vo im Jahre 1969. Das verfügbare Einkommen der 
privaten Haushalte stieg dagegen 1971 mit 10,7 ®/o 
wiederum ähnlich stark an wie 1970. In der zweiten 
Jahreshälfte betrug die Zuwachsrate gegenüber dem 
entsprechenden Vorjahreszeilraum allerdings nur 
noch 9‘/2 Vo gegenüber 12,1 Vo im ersten Halbjahr. 

11 . Die Zahl der in der Landwirtschaft, Forstwirt- 
sdiaft und Fischerei tätigen Personen geht bei gleich- 
zeitig kräftig steigender Produktivität zurück. Dies 
ist eine notwendige Konsequenz, wenn das Pro- 
Kopf-Einkommen in der Landwirtschaft bei nur be- 
grenzt zunehmenden Absatzmöglichkeiten für land- 
wirtschaftliche Erzeugnisse steigen soll. Im Verlauf 
der letzten 10 Jahre verminderte sich die Zahl der 
Erwerbstätigen in der Landwirtschaft einschließlich 
Forstwirtschaft und Fischerei um ein Drittel auf 2,3 
Millionen im Jahr 1971. Ihr Anteil an der Gesamt- 


zahl der Erwerbstätigen ging in der gleichen Zeit 
von 13®/o auf 8,5 ®/o zurück. Im Vergleich zum 
Vorjahr nahm die Zahl der Erwerbstätigen in der 
Landwirtschaft, Forstwirtschaft und Fischerei um 
weitere 120 000 ab. 

12 . Der Produktionswert der Landwirtschaft (ohne 
Forstwirtschaft und Fischerei) betrug 1970/71 
35,87 Mrd. DM. Gegenüber dem Wirtschaftsjahr 
1969/70 sank er um 3,2®/«. Im Durchschnitt der 
letzten 8 Wirtsdiaftsjahre erreichte er dagegen 
eine jährliche Steigerung von 3,2 ®/o. Das Produk- 
tionsvolumen, dargestellt am Produktionswert in 
Preisen von 1963/64, wmchs jährlich im Durchschnitt 
um 2,9 ®/o. 

13 . Die enge Verflechtung der Landwirtschaft mit 
der übrigen Wirtschaft kommt u. a. in der Nachfrage 
nach Vorleistungen anderer Wirtschaftsbereidie zum 
Ausdruck. Die Landwirtschaft bezieht in großem 
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Übersicht 1 


Eiitwiddting der Agrarwirtsdiaft io der Volks Wirtschaft der Bundesrepublik Deutschland 


Gliederung 

1969 

196$ 1 

1966 1 

1967 1 

1968 1 

1969 1 

t9?0 1 

1971 

absolut 


Verändenmg in 

gegenüber Vorjahr 


BrattoInJandsprodukl in jeweiligen Preisen 

alle WLrtsdiaftsbereiciie 

Mrd. DM 
ß04 

+ 9,5 

+ 

6,5 

+ 1,0 

+ 

8,9 

+ 11,6 

+ 13,1 

+ 10,8 

Landwirtsdiaft, Forstwlrtsdiaft und 
Fischerei , * 

22,4 

- 3,4 

+ 

5,1 

+ 1,4 

— 

1,0 

+ 

7.7 

- 3,1 

“ 1,4 

darunter 

Landwirtschaft 

20,2 

- 3,3 

+ 

4,5 

+ 3,3 


0,5 

+ 

7.4 



Forstwirtschaft 

1.3 

- 6,7 

+ 

7,1 

-24,0 

— 

7,9 

4-23,8 



Fischerei 

1.0 

+ 6,6 

+ 

9,9 

+ 4,5 

— 

2,2 

4- 

9,9 



Produzierendes Emährungsgewerbe 

35,8 

+ ß,0 

+ 

3,2 

+ 6.8 

+- 

8,6 

+ 

5,3 

• 

■ 

Brnttoinlandsprodukl in Preisen von 1962 

alle Wirtschaftsbereiche 

Mrd. DM 

500 

+ 5,6 

+ 

2,9 

- 0,2 

-F 

7,2 

+ 

3.0 

+ 5,4 

+ 2,8 

Landwirtschaft, Forstwirtschaft und 
Fischerei 

20,4 

-/0,9 

+ 

2,2 

+ 12,0 

+ 

2,9 



3,3 

0,0 

+ 3,4 

darunter 

Landwirtschaft - , 

17.9 

-12ß 

+ 

2,6 

+ 13,8 

+ 

3.3 



4,8 



Forstwirtschaft ^ * 

1,5 

- 4ß 


6,2 

- 5,2 


4,8 

+ 

7,1 

, 

, 

Fischerei * - . . * 

0,9 

+ 8.0 


0.0 

+ 18,5 

— 

4,2 

4“ 

1,0 

. 

- 

Produzierendes Emährungsgewerbe 

30,6 

+ 5,0 

+ 

2,2 

+ 2,2 

+ 

4,2 

+ 

3,7 

• 


Erwerbstätige 

alle Wirtschaftsbereiche 

1000 

26717 

+ 0,7 


0.2 

- 3,0 

+ 

0,2 

4- 

1,9 

+ 1,5 

0,0 

Landwiitsdiaft, Forstwirtschaft und 
Fischerei 

2541 

“ 4.0 

— 

3.4 

- 4,0 

— 

3,5 

— 

3,7 

- 5,3 


darunter 

Landwirtschaft 

2 383 

- 4.2 

— 

3.5 

~ 4.2 

— 

5,5 

— 

2,9 

- 7,3 


Produzierendes Emährungsgewerbe 

l 012 

0.0 

+ 

1.9 

~ 0,1 

— 

0,2 

— 

0,1 

- 0,8 

■ 

Bruttolnlandsprodukt Je Erwerbstätigen, In {e\ 

alle Wirtschaftsbereiche 

V eiligen Preb 

1000 DM 

22 607 

+ 8,7 

+ 

6,3 

+ 4,1 

+ 

8,6 

-H 

9,6 

+ 11.4 

+ 10,8 

Landwirtschaft, Forstwlrtsdiaft und 
Fischerei 

8 815 

+ 1,0 

+ 

9,7 

+ 5,7 

+ 

2,7 

+ 11,9 

+ 2,3 


darunter 

Landwirtsdiaft 

8 484 

+ 1,0 

+ 

3,3 

+ 7,9 


5,3 

+ 10,7 

. 


Produzierendes Emährungsgewerbe 

35 375 1 

+ 7,9 

+ 

1,2 

+ 6,9 

+ 

8,8 

+ 

5.4 

* 

* 

Bruttoinlands Produkt je ErwerbstäUgeni in Pr« 

alle Wirtschaftsbereiche 

iisen von 196 

1000 DM 

18714 

2 

+ 4,9 

+ 

3,1 

+ 2,8 

+ 

7,0 

+ 

6,0 



Landwirtschaft, Forstwirtschaft und 
Fischerei * 

8 028 

1 

- 7,3 

+ 

5,8 

+ 16,7 


6,7 


0,0 



darunter 

Landwirtschaft 

7 518 

1 - 9.1 

+ 

6,3 

+ 18,8 

+ 

9.4 

— 

1,9 



Produzierendes Emährungsgewerbe 

30 237 

1 

+ 4,9 

1 


0,0 

+ 2,3 

+ 

4,4 

+ 

3,8 

- 

- 


Anmerkung: Abweichungen in den Summen ergeben sich durch Auf- oder Abrundungen. 

Quelle: Statistisches Bundesamt 


24 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/3090 


Umfang Güter und Dienstleistungen insbesondere 
von der Düngemittel- und sonstigen chemischen In- 
dustrie, von der Landmasdiinenindustrie, von der 
Misdifutterindustrie, von der mineralölverarbeiten- 
den Industrie sowie von dem Kredit- und Versiche- 
nmgsgewerbe '). Der Anteil der Vorleistungen am 
Produktionswert der Landwirtschaft nimmt laufend 
zu. Im Jahre 1962/63 betrug dieser Anteil in der 
Landwirtschaft (ohne Forstwirtsdiaft und Fischerei) 
noch 42 Vo, 1970/71 waren es 51 ®/o. Neben den Vor- 
leistungen in Höhe von 18,16 Mrd DM im Jahr 1970/ 
1971 bedeutet auch der private Verbrauch der land- 
wirtschaftlichen Bevölkerung ein erhebliches Nach- 
fragepotential für die übrige Wirtschaft, insbeson- 
dere in den ländlichen Räumen, das sich 1970/71 auf 
schätzungsweise 10 Mid. DM belief. 

Der Anteil der Landwirtschaft, Forstwirtschaft und 
Fischerei am Bruttoinlandsprodukt verminderte sich 
von 3,2 ®/o im Jahre 1970 auf 2,8 ”/o im Jahre 1971, 
1961 betrug dieser Anteil am Bruttoinlandsprodukt 
noch 5,2 Vo. Landwirtschaft, Forstwirtschaft, Fische- 
rei sowie produzierendes Ernährungsgewerbe erziel- 
ten 1969 einen Beitrag zum Bruttoinlandsprodukt 
von 58 Mrd. DM. Das entspricht einem Anteil am 
gesamten Bruttoinlandsprodukt von 9,6 ®/o. Dieser 
Anteil hat sich in den letzten 10 Jahren etwas ver- 
ringert. Da die Zahl der Erwerbstätigen bei gestie- 
genem Produktionsvolumen erneut zurückging, 
nahm die Arbeitsproduktivität 1971 in der Landwirt- 
schaft zu. 

14 . Am Außenhandel der Bundesrepublik sind 
Landwirtschaft und Emährungsindustrie nicht un- 


erheblich beteiligt. Während der Ausfuhrwert von 
Nahrungsgütem 1970/71 mit 4,8 Mrd. DM zwar 
nur 3,6 Vo des gesamten Exportes ausmachte, belief 
sich dagegen der Anteil der emährungs wirtschaft- 
lichen Einfuhr mit 22,3 Mrd. DM auf 19,2 Vo des 
Gesamtimports. 

Im Außenhandel mit Holz belief sich im Forstwirt- 
schaf tsjahr 1971 die Einfuhr auf 2.1 Mrd. DM und 
die Ausfuhr auf 0,5 Mrd. DM. 


15. Für viele gewerbliche Unternehmen stellt die 
Landwirtschaft einschließlich Forstwirtschaft und 
Fischerei die entscheidende Rohstoffcjuelle dar. 1970 
waren es 5450 Betriebe (ab 10 Beschäftigte) mit ins- 
gesamt etwa 484 000 Beschäftigten der hmahrungs- 
industrie, die landwirtschaftliche Rohstoffe unmittel- 
bar be- oder verarbeiteten oder weiterverarbeiteten. 
Die starke und weiterhin zunehmende Bedeutung 
des Nahrungs- und Genußmittelgewerbes und des 
Handels mit Nahrungs- und Genußmitteln wird auch 
deutlich, wenn man ihre Anteile an den Verbrau- 
cherausgaben für Nahrungsmittel inländischer Her- 
kunft betrachtet, Dieser Anteil lag 1960/61 bei 48®/o; 
bis 1970/71 erhöhte er sich auf 52®/o. 


M Vgl. dazu: Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung. 
Anwendung von Input-Outpul-Tabellen zur Darstel- 
lung der Rückwirkung von Verandenmgen im land- 
wlrlschaflUcheu ProdukUonsaufwand auf die Wirt- 
schaf Is bereiche Ln der Bundesrepublik Deutschland, 
Gutachten Im Aufträge des BML, Berlin 1971. 
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3 Einkommenspolitik 


3.1 Analyse der bisherigen und 

voraussichtlichen Entwicklung 


3.11 Landwirtschaft insgesamt 

3.11.1 Erzeuger- und Betriebsmittelpreise 

16. Bei den folgenden Vergleidien der Preisindizes 
ist zu beaditen, daß die Ausgleichszahlungen für 
Aufwerlungs Verluste über die Mehrwertsteuer nur 
im Index einschließlich Mehrwertsteuer und die di- 
rekten Beihilfen sowie die im Jahre 1971 gewährte 
Liquiditätshilfe weder im Brutto- noch im Netto- 
index berücksichtigt sind. 


Im Berichtsjahr 1970/71 entwickelten sich die land- 
wirtsdtaftlichen Erzeugerpreise vor allem durch das 
Zusammentreffen zweier Faktoren relativ ungün- 
stig: Die Auswirkungen der DM- Aufwertung von 
1969 und das sehr hohe Angebot an Schlachtschwei- 
nen in der ganzen EWG. Beide Faktoren wurden in 
der zweiten Jahreshälfte 1970 voll wirksam. Im 
Durchschnitt des Wirtschaftsjahres 1970/71 lag des- 
halb der Index der Erzeugerpreise landwirtschaft- 
licher Produkte ohne Mehrwertsteuer mit 98,1 
(1961 '62 bis 1962/63 = 100) um 7,6 ®/o, einschließlich 
Mehrwertsteuer und Aufwertungsteilausgleich über 
die Mehrwertsteuer mit 106,0 um 6,2 ^/o unter dem 
Vorjahresniveau. 

Dabei wurde der Rückgang der Preise für pflanz- 
liche Erzeugnisse insbesondere durch das über- 


Schaubild 4 


Landwirtschaftliche Erzeuger- und Betriebsmittelpreise, industrielle Erzeugerpreise 
sowie Lebenshaltungskosten in der Bundesrepublik Deutschland 




Rwaind»füfd«Leben8haltung(1982-lW 

Preisindex für Nahrungsminei (ohne Verzehr m Gaststätten) 

■ Index der EneugerpfeiselandywtschaltlicherPbcKäjkte (1961/62-62/63» 100) ohne MWSt und AuWrtungsat w gfcich 
• Index der Einkaufepreiselafidvwtsch aft tcherBetnebemittel (1962/63* 100) ohne MWSt 
••••••••••• Index der Erzeugerpreise induöneierRrDdukte(1962 • 100)ohneMWSl 

H&tführvjngderMehivvwtslBuer ^ Begirwi dar Aufviwtungaauewirku^^ 
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durdisdmittliche Sinken des Kartoffel- und — nach 
einer sehr grollen Ernte — des Weinmostpreises be- 
wirkt. Der GeLreidepreis Lag wegen der besonderen 
Marktverhältnisse itn DnrdischniU nur geringfügig 
unter dem Stand des VorjahreSp für Braugerste und 
Hafer war der Preis höher als 1969/70, Die Preis- 
indizes für tierische Erzeugnisse wurden stark durdi 
das zyklische Preistal bei Scbiaditschweinen beein- 
flußt, Dagegen stieg die Preisindex für Mildi erst- 
malig seil 1967 68 wieder an. 

Die .Bundesregierung, die vor einer zu großen Aus- 
dehnung der Sdiladitsdiweincproduktion gewaml 
halte, konnte durdi geeignete MaßnaJimen (vgl, 
S. 54) den Markt bei Schweinen und anderen Er- 
zeugnissen wirksam entlasten, so daß ein noch grö- 
ßeres Absinken der Preise vermieden wurde. Da- 
mit und mit ihrer festen Haltung bei den Brüsseler 
Preisverhandlungen vom März 1971 trug sie ent- 
scheidend dazu bei, daß sich die landwirtsdiaftlichen 
Erzeugerpreise im Wirtsdid/tsjaiir 1971/72 wieder 
verbesserten, 

Im einzelnen ist festzustellen: Bei Getreide bewirk- 
ten die Brüsseler Beschlüsse, daß die Preise, trotz 
der sehr guten Ernte 1971, nidit starker abglitlen* 
Dennoch war ein geringfügiger Rückgang bei ein- 
zelnen Getreide arlen nicht zu vemieiden, nadidem 
die Getreidepreise im Vorjahr wegen der besonde- 
ren Marktbedingungen deutlich über dem tnterven- 
tionsniveau gelegen hatten. Die Preise für Zucker- 
rüben lagen für die Ernte 1971 wegen des höheren 
Zuckergehalts über denen des Vorjahres, Sowohl 
bei Sdiladitsdi weinen als aucii bei Schlacht rindem 
liegen die Preise über dem Vorjahresniveau, da das 
zykiisdie Angebotshoch bei Schweinen überwun- 
den und bei Rindern das Angebot niedriger als im 
Vorjahr ist, Bei Milch dürften die Auszahlungs- 
preise fm Durdischnitt des Wlrtschaflsjahres 1971/72 
um mehr als 5% über dem Vorjahresniveau liegen. 
Das gesamte Erzeugerpreisniveau wird sidi ! 9? 1/72 
gegenüber dem niedrigeren Stand des Vorjahres we- 
sentUdi erhöhen, 

17* Während sidi die Preise für Betriebsmittel 
landwirtschaftlicher Herkunft 1 970^71 entsprediecid 
den landwirtschaftlidien Erzeugerpreisen nur we- 
nig erhöhten oder sogar — bei Saatgut sowie Zucht- 
und Nutzvieh — sanken, stiegen die Preise für Be- 
triebsmittel gewerblicher Herkunft stärker an. Der 
Index der Einkaufspreise landwirtschaftlicher Be- 
triebsmittel insgesamt ohne Mehrwertsteuer lag 
1970/71 mit 110,8 {19ö2'ü3 = 100) um 4 J "/o. ein- 
schiießlidi Mehrwertsteuer um höher als 

1969/70. Dabei stiegen die Preise für Waren und 
Dienstleistungen um 2.9 die Preise für Neubau- 
ten und neue Masdiinen um 10,3 

Im laufenden Wirtschaf Isjalir 1971/72 dürften sich 
die Preise für ZukauffuttermitteJ wegen der sehr 
hohen Getreideernte kaum weiter erhöhen. Da auch 
im Zuge der Konjunkturberuhigung mit niedrigeren 
Preissteigerungsraten bei den übrigen Betriebs- 
mitteln zu rechnen ist, wird für 1971/72 ein geringe- 
rer Anstieg der Betriebsmittelpreise erwartet* 

Der Index der landwirtsdiaftüchen Tariflöhne über- 
stieg 1970/71 das Niveau des Vorjahres um 8.0 Vo. 


Die Zu wachsrate im laufenden Wirtschaftsjahr dürfte 
etwas niedriger sein, 

3.11*2 Produktionswerk Vorleistungen, Wertschöpfung 

ßiBh&rige EuiWi cklu n g 

10. Die rückläufige Entwicklung der Erzeugerpreise 
und der vergleichsweise ungünstige Ernteausfail 
1970 veriirsaditen 1970/71 gegenüber dem Vorjahr 
einen Rückgang des Produktionswerles der Land- 
wirlsthafl (ohne Forstwirtschaft und Fischerei) ') um 
1.19 Mrd, DM auf 35,87 Mrd* DM [vgl. Übersicht 2). 

Bei Zuckerrüben und Kartoffeln konnte die Men- 
gensleigerung den Preisrückgang teilweise aus- 
gleichen, während bei Getreide die geringere Ernte 
zu leicht gesunkenen Preisen abgesetzi werden 
mußte. Höher als im Vorjahr lagen bei den pflanz- 
Jidien Erzeugnissen die ProduktioriFi werte für Obst 
und — trotz niedrigerer Preise — für Weinmost so- 
wie für Blumen und Zierpflanzen* Die Auswirkuxi-» 
gen des zyklischen Preisrückgangs auf den Produk- 
Lionswert bei SdilachtschweLnen im Wirtschaftsjahr 
1970/71 wurden zw'ar durch die Mengens teig erujig 
erhebiidi gemildertj trotzdem büeb der Produk lions- 
weil noch um 835 Millionen DM hinter dem des Vor- 
jahres zurück, Höhere Prodnktions werte waren bei 
Rindern und Eiern zu verzeichnen, während bei 
Milch die Verminderung der angelieferten Menge 
nicht voll durch den Preisanstieg kompensiert wer- 
den konnte, 

19 . Die Entwicklung der Vorleistungen war erneut 
durch einen deutlichen Anstieg der Ausgaben für 
Handelsdünger und — bedingt durch die ausge- 
weitete tierische Veredlung in Verbindung mit einer 
geringeren Getreideernte — für ZukauffuttermitteJ 
gekennzeichnet. Dabei ist die Erhöhung mehr auf 
eine Mengensieigerung als auf eine Preissteigerung 
zurüdtzuführen. Dagegen nahmen die Ausgaben für 
die Unterhaltung der Gebäude und Maschinen vor 
allem preisbedingt zu. Dabei zeigt der Vergleich von 
Vorleistungen in konstanten und Ln jeweiligen Prei- 
sen dentUch, daß die Landwirte 2urückl:iaiLung beim 
Unterhaltungsaufwand geübt haben; mengenmäßig 
ging nämlich dieser Aufwand zurück, in jeweiligen 
Preisen stieg er deshalb schwacher als der Preis- 
index für die Unterhaltung von Gebäuden und Ma- 
scbmen. Insgesamt stieg die Summe der Vorleislun* 
gen im Wirtsdiaftsjahx 1970/71 gegenüber dem Vor- 
jahr um G.9V(i auf 18,16 Mrd, DM. 

20 . Bei verringertem Produktions wert und erhöh- 
ten Vorleistungen sank der Beitrag zum Bruttoin- 
landsprodütt von 20,09 Mrd. DM im Wirtschafts- 
jahr 1969/70 auf 17,72 Mrd, DM im Wirtschaftsjahr 
1970/71. Nach Abzug der Abschreibungen — be- 
rechnet zu Wiederbeschaffungswerten — , die wegen 
der starken Preissteigerungen bei Investilionsgütem 
kräftig ztmahmen, und der indirekten Steuern so- 


9 Der ProduktioDsbereidi LaudwirtsdiaJt umfaßt alle Er- 
zeuger landwLrtsdiaftlither Produkte, VgJ, Methodische 
Hinweise im Agrar bericht 1971, S. 3L 
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Gesamtredinung für den Produktlonsberelch Landwlrtsdialt 
in jewelllgeii Preisen ln der Bundesrepublik Deutschland 



1962/63 

1964/65 

1965/66 

1966/67 

1967/68 

1968/69 

1969/70 

1970/71 

1971/ 
1972 *) 





MlUlDnen DM 




Produktionswert 

27 902 

31 001 

32 008 

33 534 

33 295 

35 338 

37 063 

35 874 

37 900 

Vorleistungen 

11631 

13 265 

14 846 

15 008 

15 448 

15 736 

16 976 

18 155 

18 400 

Beitrag zum Bnitt o Inlands - 










Produkt 

16 271 

17 736 

17 162 

IS 526 

17 847 

19 602 

20 087 

17 719 

19 500 

Abschreibungen 

2 330 

2 740 

2 975 

3 170 

3 315 

3 485 

3 740 

4 100 

4 400 

Indirekte Steuern ....... 

751 

922 

945 

t 017 

1 086 

1 160 

1 170 

1 080 

1 100 

Subvenüoaen , . 

1 396 

1767 

2 034 

I 758 

1 992 

1 893 

2 384 

3 550 

3 200 ' 

Wertsdiöpfung 

14 586 

15 841 

15 276 

16 097 

15 438 

16 850 

1? 561 

16 089 

17 200 

Wertschöpfung, DM./AK * 

6517 

8 289 

8 280 

8 953 

9 012 

10 376 

11 599 

1 1 267 

12 675 


') ohne Forst wirlsdiä ft und Fisdherelj vgh dazu auch Materialband, Tab. 15 — 23 
*J Vorsdiälmug 


wie unter Hinruredinung der Subventionen (ein- 
sdiUeßUdi Aufwertungsausgleich und Liquiditäts- 
hilfeK errechnet sich für 1970/71 eine Wertsdiöpfiing 
der Landwirtschaft insgesamt von 16,09 Mrd. DM, 
Das sind 1,47 Mrd. DM weniger als im Vorjahr* 
Von dieser Wert Schöpfung entfallen 1928 Millio- 
nen DM auf Löhne und Arbeitgeberbei träge zm 
Sozialversicherung für entlohnte Arbeitskräfte. Für 
die Entlohnung der Betriebsinhaber und der mit- 
helfenden Familienarbeitskräfte sowie für die Ver- 
zinsung des eingesetzten Kapitals verbleibt ein Be- 
trag von 14,16 Mrd. DM. Die Wertschöpfung je Ar- 
beitskraft ging um 2,9 auf M 267 DM zurück, 

21. Die auf den Seiten 30 ff , darges teil len Buch- 
fühningsergebnisse zeigen einen stärkeren Rück- 
gang des Pro-Kopf-Einkommens in der Landwirt- 
schaft im Wirtschaf Lsjahr 1970/71, Für diesen Unter- 
schied zwischen den Ergebnissen der Gesamtrecb- 
nung und der Buchführung dürften msbesondere fol- 
gende Ursachen maßgeblich seint 

In der Gesamtredinung sind nicht nur die hauptbe- 
ruflich bewirtschafteten landwirtschaf llidien Betriebe 
erfaßt, sondern auch die Zu- und Nebenerwerbsbe- 
triebe sowie die Garten- und Weinbau betriebe. Es 
ist aiminehmen, daß die Faktoren, die den Einkom- 
mensrückgang in erster Linie bewirkt haben, wie 
z. B. der zyklische Preisrückgang bei Schlacht- 
Schweinen, sich in den Zu- und Nebenerwerbsbetiie- 
ben nicht so stark ausgewirkt haben wie in den in 
der Regel intensiver bewirtschafteten hauptbenif- 
lidaen Testbetrieben. Die Garten- und Weinbaube- 
Iriebe zeigten in den meisten Gruppen einen z, T. 
erheblichen Einkommenszuwachs, so daß dadurdi 
die weniger günstigen Ergebnisse der landwirt- 


schaftlichen Testbetriebe in der Gesamlrechnung 
teilweise kompensiert werden. 

22. Der Beitrag der Landwirtschaft, Forstwirtschaft 
und Fischerei zum Bruttoinlandsprodukt in jeweili- 
gen Preisen insgesamt und je Erwerbstätigen stieg 
in der Bundesrepublik Deutschland von 1960 bis 
1969, bei aller Problematik solcher Vergleiche, 
schwächer an als in den übrigen Milgliedstaaten 
(vgl. Übersicht 3). Im Bruttoinlandsprodukt sind Ab- 
sdareibungen und indirekte Steuern noch enthalten 
und Subventionen nicht berücksichtigt, die die Höhe 
und Entwicklung des Einkommens (Wertschöpfung} 
mit beemflussen. 

Hnfwfdchmg 1971/72 

23. Im laufenden Wirtschaftsjahr 1971/72 werden 
in der Bundesrepublik die sehr gute Ernte und im 
DurchsdiniU höhere Erzeugerpreise einen kräftigen 
Anstieg des Produktionswertes der Landwirtsdiaft 
bewirken. Der Produktionswert für 1971/72 wird 
auf 37,90 Mrd. DM gesdiätztj das sind 5,6 mehr 
als im vergangenen Wirts diafts Jahr. Dabei wird 
der ProdukUonswert sowohl der pflanzlichen als 
auch der tieiisdien Produkte, hier insbesondere für 
Sdilachtsthweine, zunehraen. 

Gleichzeitig vvird erwartet, daß die Vorleistungen 
1971/72 weniger ansteigen als im Vorjahr* Dafür 
sprechen die allmähliche Preis beruhigung und ein 
Rückgang der Futtermittelzukäufe nach der guten 
Getreideernte 1971. 

Da sich die übrigen Positionen der Gesamtredinung 
etwa wie bisher entwidceln werden, dürfte sich 
die Wertsdiöpfung der Landwirtschaft kräftig er- 
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Übersicht 3 


Beitrag der Landwirtschaft zum Bruttolnlandsprodukt 
ln den Mitgtiedstaaten der EWG 


Land 

Jahr 

io jeweiligen Preisen 

in Preisen von 1963 

insgesamt 

je Erwerbs- 
tätigen 

insgesamt 

je Erwerbs- 
UUgen 

Millionen RE 

1 RE 1 

Millionen RE | 

; RE 

Bundesrepublik 





I960 * 

4 L21 

1 150 

. 4 381 

1224 

1969 

5 535 

2 176 

5 538 

2 173 

jährlicher Anstieg in ®/o * . * * * . 

3A 

7,3 

2.7 

6,6 

Frankreich 





I960 

5 783 

1 432 

6 915 

1 714 

1969 

8 368 

2 923 

7 361 

2 572 

jährlidier Anstieg inVa . . 

4ß 

B,5 

OJ 

4,6 

Hallen 





1960 

4 552 

693 

r 

• 

1969 

7 920 

1 968 

. 

, 

jährlicher Anstieg in *>/o 

6,1 

12. S 

• 


1 

Niederlande 





1960 * 

997 

2 145 

I 174 

2 524 

1969 


. 

I 470 

4 323 

jährlicher Anstieg in ®/ö 

' 

- 

3,0 

6,2 

Belgien 





1960 

730 

2 440 

346 

2 628 

1969 

l 055 

5 532 

837 

4 642 

jährJicher ABsüeg Ln Vo 

4,2 

9,5 

0,5 

5ß 

EWG 





I960 

16 100 

1 075 

19 100 

i 276 

1969 

24 500 

2 456 

22 700 

2 275 

Jährlicher Anstieg in Vo 

4ß 

9,6 

1.9 

6,6 


4 etnsddiEiBlich Foi^twirtschafl und Fischerei 

Quelle: SAEG 


höhen; sie wird aul 17,20 Mrd. DM geschätzt, das 
sind 6,9 V* mehr als im Vorjahr* Dieser Betrag 
wird sidi auf eine um sdiätzimgsweise 5Vo ver- 
minderte Zahl landwirtsdiafUldier Arbeitskräfte ver* 
teilen, so daß das Einkommen je Voll- Arbeitskraft 
im -laufenden Wirtschaftsjahr voraussichtlich um 
12Vo ansteigen wird. Damit dürfte das Einkom- 
men je AK in der Landwirtschaft prozentual etwas 
stärker zunehmen als in der übrigen Wirtschaft. Der 
Einkommensabstand zwischen Landwirtschaft und 
übriger Wirtschaft wird sich dadurch im laufenden 
Wirtschaftsjahr wieder verringern* 


Ejilwick/ufig bis 1980 

24* Da die langfristige Entwicklung des Einkom- 
mens in der Landwirtschaft entscheidend von der 
Nachfrage nach Agrarerzeugnissen bestimmt wird, 
wurde schon m den beiden vorhergehenden Berich- 
ten *) die voraussichtliche Entwicklung cler Wert- 
schöpfung der Landwirtschaft bis 1980 unter Ver- 
wendung eines nadhfrageorientierten Modells vor- 
gesdiätzt- Nach der Vorschätzung des zu erwarlen- 


Vgl, Agrarbericht 1971, S, 58 ff. 
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den Pro-Kopf-ELnkommeDs wurde die Zahl der 
Erwerbstätigen ermittelt, die J980 aus der Wert- 
sdböpfimg der Land Wirtschaft nodi ein angemessenes 
Einkommens erzielen kann. 

Die □berprüfung des Modells mit neueren Daten 
führte nur zu unwesentlich veränderten Ergebnis- 
seru 

Die mit Hilfe des nadifrageorienUerten ModeUs er* * 
milteUe Wertschöpfung der Land Wirtschaft in der 
EWG im Jahre 1980 würde — je nach Annahine 
über die zukünftige Preisentwicklung — nur zur 
Befriedigung der Einkommensansprüdie von 4.1 bis 
5,5 Millionen ErwerbsläUgen ausreichen. ln der 
ßundcsrepubUk würden unter den gleichen Bedin- 
gungen die Einkomrnensan Sprüche von 1,1 bis 1,5 
Millionen Er%verbstdtigGn befriedigt werden können. 
Das bedeutet, daß in der Bundesrepublik wie auch 
In der EWG nach den Modellergebnissen etwa die 
Hälfte aller Erwerbstätigen aus der Landwirtschaft 
ab wandern müßte. 

3.11.3 InvestiNonen und Fremdkapltal 

25. Im Wirtschaftsjahr 1970/71 haben die Land- 
wirte, vor allem bei Maschinen und Bauten, zurück- 
haltend investiert. Die BruUoanlageinvestiÜonen 
insgesamt stiegen aber noch um 4,1 auf 5,32 Mrd. 
DM, weil die Viehbestände weniger stark als 
1969/70 zurüdcgingen und für Ackers dile pp er und 
Kraftfahrzeuge höhere Investitionen getätigt vmr- 
den (vgL Materialband Tabelle 26}. Zahlen aus den 
letzten Monaten zeigen, daß sich insbesondere hei 
den Käufen von Landmasditnen das gesunkene Ein* 
kommen im vergangenen Wirtschaftsjahr auch noch 
in der zweiten Jahreshälfte 1971 ausgewtrkl hat. Der 
Einfluß des 1971/72 steigenden Einkommens wird 
bei den Investitionen erst 1972 spürbar werden. 
Langfristig dürften dte Investitionen der Landwirt- 
schaft nur noch geringe Zu wadisraten aufweisen. 
Die Aufnahme von Fremdkapital hat 1970/71 eine 
niedrigere Zuwachsrate erfatuen als 1969/70. Ins- 
gesamt belief sich der Fremdkapiialbesland am 
30. Juni 1971 auf 30,23 Mrd. DM, das sind 970 Mil- 
lionen DM oder 3,3 mehr als ein Jahr vorher. 
Dabei fällt der überdurdhschnittlidie Zuwachs der 
kurzfristigen Verbindlichkeiien auf, der auf die Ein- 
kommensentwiddung 1970/71 zurückzuführen sein 
dürfte (vgl. Materialband, Tab. 27). 

Der Kapitalmarkt war auch im abgelaufenen Wirt- 
schaftsjahr 1970/71 starken Betastungen ausgesetzt. 
Unter dem harten Restriktionskurs der Deutschen 
Bundesbank stiegen die Bankzinsen an und erreich- 
ten gegen Ende des Jahres 1970 ihren Höhepunkt. 
Bei einem Zinssatz von etwa 9 ^!o für langfristige — 
hypothekarisch gesicherte — Ausleihungen hatte 
der landwirtschaftlidie Kreditnehmer trotz Zinsver- 
billigung um 5®/o (1 */» zusätzlich für die Jahre 1970 
und 1971) einen Endzinssalz von 4 *Vü zu tragen. Die 
hohen Zinsen dürften zu einer msgesamt größeren 
ZurückhaUung hei der Fremdkapital-Aofnahme ge- 
führt haben. 

3.12 Betriehsergebni&se 

26* Im vorhergehenden Abschnitt wurde die Ent- 
wicklung der wirtschaftlichen Lage für den Produk- 


tionsbereich Londwirtsdiaft anhand der sektoralen 
Gesamtrechnung aulgezeigt. Sie umfaßt die gesamte 
Produküon an landwirtschaftlichen Erzeugnissen 
der Voll-, Zu- und Nebenerwerbsbetriebe sowie der 
Wohnstaiten mit londwirtsdmft lieber Nutzfläche, 
der gewerblidien Tierhaltungen und der Gärtne- 
reien, Diese Darstellung wird im folgenden wegen 
der sehr untersdiledlichen SlrukturverhälLnisse in- 
nerhalb der Landwirtschaft durch eine differenzierte 
Analyse der Ertrags- und Einkommenslage ergänzt. 

Bei der ErmiLtlung der wirtsdiafüichen Lage der 
Lanciwirtsdialt konnten die Gewinne aus Boden- 
verkdufen bisher nicht berücksiditigt werden. Es 
steht jedoch außer Frage, daß die Veräußerungen 
landwirlsdiaftlidier Flächen für nichtlandwirisdiafl- 
licho Zwecke zu erheblichen Gewinnen führen. Ihr 
Gesamlumrang ergibt sich aus der Differenz zwischen 
dem innerlandwirtsdiaftlidien Wert und dem erziel- 
ten Erlös abzüglich etwaiger Folgekosten. Nur ein 
Teil dieser Gewinne kann der Landwirtschaft zuge- 
redinet werden, weil zahlreidie Landwirte, die ih- 
ren Betrieb veräußern, den Gewinn in anderen Wirt- 
sdiaflsbereichen einsetzen. 

Die Bundesregierung ist bemüht, die Kaufpreis- 
Statistiken für landwirtschaftlidie Stückländereien 
und Betriebe zu verbessern. Darüber hinaus sind 
besondere Unlersudxungen erforderlidi, um die Ver- 
äußerungsgewinne zu schätzen. 

3.12,1 Hauptberuflich bewirtschaftete Beiriebe 

27, In diesem Kapitel werden gemäß g 2 Landwirt- 
sdiaflsgesetz Buchführungsergebnlsse für die ver- 
schiedenen Belriebsgriippen der Landwirtschaft so- 
wie des Garten- und Weinbaus in der Bundesrepu- 
blik Deutschland zusammengefaßt wieder gegeben 
und erläutert. Weitere Ergebnisse, insbesondere eine 
dilferenzieile Darstellung der BudifüJirungsergeb- 
nlsse nach Ländern, Bodennutzungssystemen, Gro* 
ßenklassen des Nutzflädienuinfanges und anderen 
Gruppierungskiiterien, enthält der Materialband. 
Als Untergrenze für die hauptberuflich bewirtsdiaf- 
leten Betriebe, die nach § 4 LwG zur Ertrags-Aul- 
wandsredinung herangezogen werden, ist im Vor- 
jahr ein bereinigter Betriebsertrag von 2i 500 DM 
je Betrieb zugrunde gelegt worden. Mit der fort- 
schreitenden wirtschaftlichen Entwicklung verschiebt 
sich diese Grenze ständig weiter nach oben. Sie 
wurde unter Berücksichtigung des Zuwadises beim 
Volkseinkommen je Erwerbstätigen für das Wirt- 
schaftsjahr 1970/71 auf 23 900 DM je Betrieb fort- 
gesdirieben *), dem im Durchschnitt 10 100 DM Be- 
Inebseüikommen je Betrieb oder 7100 DM/AK ent- 
sprechen.. Diese Grenze ist noch immer relativ 
niedrig und dürfte auf lange Sicht, sofern keine 
außerbetrieblichen Erwerbsquellen vorhanden sind, 
nicht wesentlich mehr als das Existenzminimum ge- 
währleisten. Das zeigen sehr deutlich die Ergebnisse 


0 Der Bmkommeiisaimlyse liegen die Buchführungs- 
ergebnisse von 7 624 landwlrtsdiaftlidieo Betrieben, 
883 Gartenbaubetrieben und 220 Wein bau betrieben zti- 
grtmde. 

*) vgJ. Materialband. S. 218 
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der Testbetriebe init einem bereinigten Betriebser- 
trag unter 23 900 DM je Betrieb, die Ln einem geson- 
derten Kapitel (vgl, S. 42) dargestelU werden, 

3.1 2. 1 1 Land w I rlacti aitl i dhe Betrieb e 

28 . Das ßetriebseinkommen M je Vollaibeitskraft 
(AK) erreidite 1970/71 im Durchschnitt aller haupt- 
berufUdi bewirtschafteten landwirlsdiaftlichen Be- 
triebe (über der Grenze gemäß § 4 LwG) 1 1 802 DM. 
Damit nahm es gegenüber dem Vorjahr um rd. 
I 300 DM/AK oder 10% ab (vgl. Dbersichl 4). Der 
Einkommensrüdkgang erscheint 1970/71 vor allem 
deshalb besonders stärkt weil das Vorjohresergeb“ 
nis überdurchschniltlidi gut war. Das Betriebsein- 
kommen je AK überstieg den zugehörigen Trend- 
wert 1969'70 um 8 *'/o, während es 1970/71 um 8% 
unter dem enlsprechenden Trendwerl blieb (vgl. 
Schaubild 5). 

Aus dieser Entwicklung kann jedodi nicht eine 
Veränderung des bisherigen Trends abgeleitet wer- 
den. Vielmehr war 1970/71 ein ungünstiges Wirt- 
schattsjahn Mehrere voneinander unabhängige Fak- 
toren trafen zeiüidi zusammen und trugen entschei- 
dend zur unbefriedigenden Binkommensentwick’ 
lung in der Landw-irtscha-ft bei: Das zyklisch be- 
dingte Absinken der Preise für Sdiweinefleisdi, die 


’l Betriebseinkommen = Betdebsertrag abzüglich Sach- 
aufwand, Betriebssteuern und Lasten. 


Übersicht 4 


Einkommen in hauptberuflich bewirtsdia fielen 
landwirtschaftlldien Betrieben *] 
in der Bundesrepublik Deutschland 



«inki^minün 

ArtJOtU' 

l^ejn^rtrag 

Wjrlsdialtsjahr 

JJMfAK 

OM/ hfl 
LM 

de* 

Aktiv- 

kapitalii 

l960-'ei 

5 583 

4 378 

164 

2,9 

1961/62 

5 483 

4 049 

58 

Öß 

1962/63 

6 610 

5 096 

153 

2,5 

1963/64 

7 586 

5 940 

229 

3.5 

1964/65 ') 

9 098 

7 000 

243 

3,4 

1965/66 

9 114 

6 714 

155 

2J 

1966/67 

9 522 

6 931 

133 

K7 

1967/68 

10 708 

7 960 

209 

2J 

1968/69 

11 781 

8 767 , 

259 

3ß 

1969/70 

13 031 

9 965 

273 

3A 

1970/71 

1 1 802 

8 376 

83 

Iß 


') verallgemeinert auf der Grundlage der Testbetriebe; 
deren bereinigter Betriebsertrag über der jeweiligen 
Grenze gemäß % 4 LwG lag 
ab 1964^65 neues Beiechnungsverfahren 


Schaubild 5 


Betriebseinkommen ]e AK ln hauptberuftlch bewirtschafteten 
landwirtschaflHdien Betrieben ') 

In der Bundesrepublik Deutschland 


latsächEkhe 

Werte 


Betnebsainkommön ' ' linearer 

Trend 



vergleichsweise geringere Getreideernle und der 
starke Anstieg der Preise für Vorleistungen aus dem 
gewerblidien Bereich. 

Auf der anderen Seite konnten die im März 1971 
beschlossenen Erhöhungen der EWG-Marktgrd- 
nungspreise den Betriebsertrag der landwirtsdiaft- 
liehen Erzeugung im Wirtschaftsjahr 1970/71 noch 
nicht spürbar beeinflussen. Diese wichtige einkom- 
mensverbessernde Maßnahme kommt erst in 1971/72 
voll zum Tragen. 

29. Die stärksten Einkommenseinbußen gegenüber 
dem Vorjahr mußten 1970/71 die Getreidebau- und 
Hackfruditbaubetriebe binnehmen. Die Futterbau- 
betriebe waren weniger betroffen. Der Einkommens- 
rückgang nahm in der Regel mit steigender Be- 
triebsgröße zu. fm Vergleidi zum Durchschnitt aller 
Betriebe des Bundesgebietes erzielten die Hack- 
frudiLbaubetriebe ein um 1 1 % höheres Betriebs- 
einkommen je AK. Die Getreidebaubetriebe blieben 
dagegen um 8% und die Fulterbaubetriebe um 6 *'/ö 
darunter. 

Die Einkommensentwicklung verlief in den nadi 
Bodennutzimgssystemen und Betriebsgrößenklassen 
gegliederten Betrieben in den letzten Jahren sehr 
unterschiedlich (vgL Schaubild 6). Für die Hadc- 
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Schaubild 6 

Betriebsertrag, Betriebseinkommen und Reineinkommen in hauptberuflich 
bewirtschafteten landwirtschaftlichen Betrieben In der Bundesrepublik 
Deutschland nach Bodennutzungssystemen und LN-GröBenkiassen 

(linearer TreruJ urwJ tatsächliche Werte 1970/71 ^ 


Hackfruchtbaubetnebe 


Getreidebaubetnebe 


Futterbaubetnebe 


DM /ha LN 



DM /AK 



Betnebsertrag 



Belriebseinkommen 



DM/Fam.-AK 


Reineinkommen 



-f— h 


61 


65/ 

66 




70/ 

71 


— o — Betnebe unter 20 ha LN (o) 

Betriebe 20 bis unter 50 ha LN (-► ) 

Betnebe 50 und mehr ha LN (•) 


32 





softau,^' IJ 


oUaf/tn 


i/acft/sQ 


f/t$rr>a/n 


jSiahli 


Siagan 6 


Prüm 


Scftwainfurt . 


\^WOftburf 


I Q/fkenfold 




raifthafm 


^Kamrufta 


y mrxtiioi 


StuU^o 


^.RottwaO 


O FfattHtrg 


Trau/tafarnj 


Oih‘ffn 00 a 


. - w--» 

■- * ^ '«i 

' Bodennutzungssysteme 

Bundesrepublik Deufschland 

- ^ ' ' h C- N 'X 


Nac^ der' Bod^nnuitungierhebung 1960 
MsHsiab 1 3000000 


w/V Anlftll der Sodennurign^iiyileme 

/ Dn dar Ignd wJrlsd;DftlICh*n NuEtj^ächD der Stlrleb« 

mil 2 und mehr ha landwutf chaflltrhci htul-^floche 






72 J% 


boode'ktfUurbflfri^bB 
udt f rr 0 benooub« f ' be 
K 0 f *-oftef t>a L! r r.fi d t 
Ha dl fr udi tba tr ber "le b« 


Hockhudi! Gsr ^'firtboijbiilrirbr 


HorifrutM . Fi't'cfboubtlr^b« 

H u ck F nj i;-^T Fw* 1 erhaub<!lr»ebe 


Gclrcidc ■ Hd^Jf f'u:Mbaubfirtcb« 


Grl'cidt - Fu'ln'baubelf ipb^ 


fu«»«rbaube‘r>Bb« 


5 .D% 


Som<igft Betr»«be 


.n^gevamf IOCO% 




Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucicsaciie VI/ 3090 


fruchtbaubetriebe ergab sich ab 1960/61 unter Ein- 
schluß der ungünstigen Werte des Wirtschaftsjahres 
1970/71 eine jährliche Steigerung des Betriebsein- 
kommens von 890 DM je AK. Die Hackfruchtbaube- 
triebe unter 20 ha LN konnten ihr Einkommen um 
760 DM/AK, die Betriebe zwischen 20 und 50 ha LN 
um 900 DM^AK und die Betriebe mit 50 und mehr 
ha LN um 1200 DM/ AK jährlich erhöhen. Die Wadis- 
tumsrate stieg demnach in den Hackfnichtbaubetrie- 
ben mit zunehmendem Nutzflächenumfang der Be- 
triebe an. Dies führte zu einem steigenden Einkom- 
mensabstand zwischen den Belriebsgrößenklassen. 

Für die Getreidebaubetriebe ergab sich im gleichen 
Zeitraum eine Wachstumsrate des Betriebseinkom- 
mens von 700 DM/AK, wobei auch hier wieder ein 
Anstieg der Wachstumsrate mit zunehmendem Nutz- 
flächenumfang der Betriebe festzustellen ist. Be- 
triebe unter 20 ha LN erhöhten ihr Einkommen 
jährlich um 620 DM/ AK, Betriebe zwischen 20 und 
50 ha LN um 680 DM/AK und Betriebe mit 50 und 
mehr ha LN um 940 DM^AK. 

Bei den Futterbaubetrieben lagen im gleichen Zeit- 
raum die durchschnittlichen jährlichen Wachstums- 
raten des Betriebseinkommens je AK in den Betrie- 
ben mit einem Nutzflächenumfang unter 20 ha LN 


Übersicht 5 


Faktorstniktur in hauptberuflich bewirtschafteten 
landwirtschaitllchen Betrieben *) 
in der Bundesrepublik Deutschland 


Wirtschaftsjahr 

Ar- 

bttitft- 

kraite- 

bcsatz 

Vieb- 

beiatz 

AkUvkapltal 

AK/tOO 
ha LN 

GV/IOÜ 
ba LN 

DM/ha LN 

DM/AK 

1960/61 

15,60 


5 675 

36 378 

1961/62 

14,30 

. 

6 150 

43 007 

1962/63 

13,60 

. 

6 199 

45 581 

1963/64 

13,30 

• 

6 571 

49 406 

1964/65 *) 

11,20 

. 

7 053 

62 973 

1965/66 

10,50 

102,5 

7 556 

71 962 

1966/67 

9,84 

105,1 

7 656 

77 805 

1967/68 

9,46 

107,8 

7818 

82 643 

1968/69 

8,76 

115,0 

7 934 

90 571 

1969/70 

8,47 

115,2 

7 938 

93 719 

1970/71 

7,88 

114,8 

8 097 

102 754 


*) verallgemeinert auf der Grundlage der Teslbetiiebe, 
deren bereinigter Belriebsertrag über der jeweiligen 
Grenze gemäß § 4 LwG lag 
*) ab 1964/65 neues Berechnungsverfahren 


und zwischen 20 und 50 ha LN mit 670 und 700 
DM/AK über den entsprechenden Wachstums werten 
der Getreidebaubetriebe. Bei den Futterbaubetrieben 
mit 50 und mehr ha LN ist die Steigerungsrate des 
Betriebseinkommens je AK im Gegensatz zu den 
größeren Betrieben der beiden anderen Bodennut- 
zungssysteme niedriger als in den Betrieben mit 
geringerem Nutzflächenumfang. Für die Zeit ab 
1960/61 ergab sich hier lediglich eine Wachstums- 
rate von 490 DM/ AK. 


30. Nachstehend wird zu einigen besonders wichti- 
gen Einflußfaktoren der Entwicklung des landwirt- 
schaftlichen Einkommens, soweit diese nicht bereits 
im Rahmen der Gesamlrechnung behandelt worden 
sind (vgl. S. 27), Stellung genommen. 

Im letzten Jahrzehnt hat sich die Faktorstruktur der 
landwirtschaftlichen Betriebe im Zuge des wirtschaft- 
lichen Wachstums stark geändert (vgl. Übersicht 5). 
Von 1960/61 bis 1970/71 hat beispielsweise der Ar- 
beitskräftebesatz um die Hälfte abgenommen. Das 
ergibt eine durchschnittliche Abnahmerate von rd. 
7 ®/o. Allerdings traten große Unterschiede zwischen 
den einzelnen Betriebsgruppen auf (vgl. Material- 


übersicht 6 


Betriebsertrag in hauptberuflich bewirtschafteten 
landwirtschaftlichen Betrieben 
ln der Bundesrepublik Deutschland 


Wirtschaftsjahr 

Uetiiebs- 

ertrag 

berei- 

nfgtor 

BelHebs- 

artrag 

Betrlebiertrag 

DM/AK 

DM/ 

1000 

DM 

Aktiv. 

kapital 

DM ha LN 

1960/61 

1 974 

1 472 

12 654 

348 

1961/62 

2 034 

1 469 

14 224 

331 

1962/63 

2 226 

1 642 

16 368 

359 

1963/64 

2 464 

1 831 

18 526 

375 

1964/65 

2 594 

1 977 

23 161 

368 

1965/66 

2 696 

1 871 

25 676 

357 

1966/67 

2 762 

1 888 

28 069 

361 

1967/68 

2 840 

2 115 

30 021 

363 

1968/69 

2 929 

2 147 

33 436 

369 

1969/70 

3 196 

2316 

37 733 

403 

1970/71 

3 126 

2 210 

39 670 

386 


*) verallgemeinert auf der Gnmdlage der Testbetriebe, 
deren bereinigter Betriebsertrag Über der Jeweiligen 
Grenze gemäß $ 4 LwG lag 
*) ab 1964/65 neues Berechnungs verfahren 
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Übersicht 7 

Betriebsergebntsse der oberen und unteren 25 *) der hauptberullidi 

betvlrtsdiafteten landwirlschafUidien Betriebe®) lö?0/7t in der Bundesrepublik 

DeuLschland nach Bodennutzungssystemen und LN-GröOenklassen 


Bel riebe mil einem NutzflädienumFang von 

Gliederung 

unter 2ü ba 

20 bis 50 ha 

50 ba und mehr 


obere 

imtere 

obere 

untere 

obere 

untere 


25 

25 ®/m 

25 V» 

25 ‘Z» 

25 

25 * ■'. 

HackirudübaubetilBbe 





landwirtschaftliche Nutzflädie ha 

15 JO 

14,47 1 

31,21 

29J? 

96,66 

105,52 

Einheitsweit DM.' ha LN 

1 722 

l 392 

1 719 

1 385 

2018 

l 354 

AK-Besatz AK/ 100 ha LN 

9J8 

13,89 1 

5, SB 

8.29 

4,26 

5,94 

Nutzviehbesatz GV/IOO ha LN * * 

128,8 

113,8 1 

90,8 

89,2 

33,3 

49,1 

Aktivkapital DM/ha LN * 

10 688 

9 451 i 

8 584 

7 968 

7 131 

6 377 

Aktjvkapital DM^AK 

115 172 

68 042 

153 835 

96 116 

167 394 

107 357 

Betriebsertrag DM,%a LN 

5 429 

3 26t 

4 118 

2 696 

3 180 

2 461 

bereinigter Betriebsertrag DM/ha LN , . , , . 

3 750 

2415 

2 989 

l 904 

2 587 

! 849 

Betriebsertrag DM/ AK 

58 502 

23 477 

73 799 

32 52 t 

74 648 

41 431 

Betriebsertrag DMMOOO DM AkUvkapital . 

508 

345 

480 

338 

446 

386 

Betriebseinkominen DM/ AK 

22 091 

5 227 1 

28 100 

5 489 

30 798 

7 458 

Arbeitsemkommen DM/ AK 

18 254 

2 959 1 

22 975 

2 292 

25 235 

3 839 

Reinertrag DM/ha LN 

993 

-672 , 

910 

-396 1 

670 

-269 

Reinertrag “/u des Aktivkapitals 

9.3 

-7.1 1 

10,6 

-5,0 

9,4 

- 4.2 

Reineinkommen DM/Familien*AK 

20 610 

4 444 

1 29 135 

3 422 1 

63 750 

-455 

Getreidebaubelriebe 





landwirtschaftüche Nutzflädie ha - 

1 16,10 

15,57 

3IJ7 

30,22 

96.68 

79,30 

Einheitswert DM^a LN 

1 1 19G 

1 086 

1 251 

1 143 

1 359 

1 172 

AK-Besatz AK'lOO ha LN 

7,63 

11,90 

4J3 

7.42 

3,25 

4J6 

Nutzvsehbesatz GV/lOO ha LN . * 

137,4 

122,3 

114,2 

103,0 

65,3 

70,5 

Aktivkapita] DM/ha LN 

9 026 

8 568 

7 670 

7 490 

6 263 

5 995 

Aktivkapital DM/AK 

118 296 

72 000 

162 156 

100 943 

192 708 

125 945 

Betriebs ertrag DM' ha LN 

4 423 

2 636 

3 336 

2 384 

2 688 

2 135 

bereinigter Betriebsertrag DM/ha LN 

2 844 

1 912 

2 266 

1 563 

1 957 

1 400 

Betriebsertrag DM/AK 

57 969 

22 151 

70 529 

32 129 

82 708 

44 853 

Betriebsertrag DM/ 1000 DM AkUvkapital , 

490 

308 

435 

318 

429 

356 

Be trieb sein kommen DM/ AK , . r . , ^ . r . . ► 

20 380 

3 832 

24 334 

3 571 

28 308 

5 630 

Arbeitseinkommen DM/ AK 

16 435 

1 437 

18 943 

216 

21 877 

1 429 

Reinertrag DM/ha LN 

722 

-754 

590 

-501 

438 

-259 

Reinertrag ®/d des Aktivkapitals 

8,0 

- 8,8 

7J 

”6J 

7,0 

“ 4,3 

Reineinkommen DM/FainUiea-AK 

19 275 

3 386 

23 966 

2 108 

46 838 

-226 


Fut terbaub e l ri ehe 





landwirtschaftliche Nutzfläclie ha .... 

15,59 

15.40 

30,82 

28.74 

68,03 

62.20 

Einheitswert DM^ia LN 

l 016 

996 

1 129 

1 010 

1 230 

1 015 

AK-BesatE AK/ 100 ha LN 

7,19 

12.59 

4.39 

7,70 

2,73 

4,94 

Nutzviehbesatz GV/lOO ba LN 

188,4 

152J 

160.4 

135,6 

131.3 

99,1 

Aktivkapital DM/ha LN 

8 808 

8 271 

7 555 

7 271 

6 280 

5 647 

Aktivkapital DM/ AK 

122 503 

65 695 

172 096 

94 429 

230 037 

114312 

Betriebsertiag DM/ha LN 

3 891 

2718 

3 064 

2 269 

2 222 

1 641 

bereinigter Betriebsertrag DM/ha LN ..... 

2 698 

1 897 

2 082 

1 533 

1 435 

938 

Betriebsertrag DM/AK 

54 117 

21 589 

69 795 

29 468 

81 392 

33 219 

Betriebsertrag DM' 1000 DM AktivkapUal . 

442 

329 

406 

312 

354 

291 

Be trieb semkommen DM/AK ...... — .... 

20 848 

4 742 

25 216 

4 909 

25 201 

t 721 

Arbeitseinkommen DM/ AK 

16 773 

2 558 

19 476 

1 766 

17 546 

-2 085 

Reinertrag DM/ha LN 

713 

-662 

594 

-403 

343 

- 416 

Reinertrag “/o des Aktivfcapitals 

8,1 

- 8,0 

7.9 

-5,5 

5,5 

- 7,4 

Reineinkommen DM/Farailien-AK ........ 

18 794 

4 174 

23 103 

4 225 

22 989 

-5 181 


0 aus 25 der Betriebe mit den jeweiiig besten b 2 w, schlechtes len Ergebnissen der Gruppe nach der Höbe des 
Betrlebseinkommens je AK 

*} Testbelilebe, deren bereinigter Belriebsertrag über der Grens^e gemäß § 4 LwG lag. 
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band, Tabelle 43). Nahezu generell ist festzustellen, 
daß in jeder Belriebsgruppo einkommenslärkere Be- 
triebe einen niedrigeren Arbeitskrällebesatz auf- 
weisen als eiukommenschwädiere Betriebe. 

Der NutzflädienuinJang der hauptberuflich bewirt- 
schafteten Betriebe hat in den letzten Jahren lau- 
fend zugenommen. 1970/71 ergab sich eine Steige- 
rung gegenüber dem Vorjahr um rd. 3 ®/m, wobei die 
stärksten Zunahmen bei den Futterbaubetrieben 
auflralen. 

Auch die Veredlungskapazitäl der Betriebe hat in 
den letzten .lahren zugenommen. Der Viehbesatz 
in GV je 100 ha LN erhöhte sich zum Beispiel 
von 1965/66 bis 1969/70 um durchsdmittlidi 3 "/u. 
Dieser Anstieg setzte sich 1970/71 nidil weiter fort. 
In den Hadcfruditbaubetrieben über 50 ha LN ging 
der Viehbesatz infolge einer verstärkten Aufgabe 
der Milchviehhaltung in einem Teil der Betriebe 
sogar um 13 ^ o zurück. 

Der Kapitaleinsatz, bezogen auf die Fläche oder die 
Zahl der AK. hat in den letzten zehn Jahren stark 
zugenommen. So erhöhte sich die Relation Aktiv- 
kapital je AK von 36 378 auf 102 754 DM mit einer 
jährlichen Wachstumsrate von rd, lO®/o. 

31- Der enge Zusammenhang zwischen einem nied- 
rigen Arbeitskräftebesalz, einem hohen Betriebs- 
ertrag je AK und einem hohen Pro-Kopf-Einkom- 
men wird durch eine Sonderauswertung der Test- 
belriebe, bei der die durchschnittlichen Ergebnisse 
der oberen 25 ^ o den Ergebnissen der unteren 25 ®/o 
gegenübergestellt werden, bestätigt (vgl. Uber- 
sidit 7). 

Bestimmend für den Einkommensrückgang im Wirt- 
sdiaftsjahr 1 970/7 1 gegenüber dem Vorjahr war 
neben dem stagnierenden bzw. zurückgegangenen 
Betriebsertrag (vgl. Übersicht 6) vor allem der um 
5,6 gestiegene Sachaufwand je ha LN. Der 
Arbeitsaufwand je ha LN erhöhte sich im Durch- 
schnitt der Testbetriebe um 1,4 ®/o. 

32. Die Einkommensanalyse, die zunächst mit Hilfe 
des Maßstabes Betriebseinkommen je AK durclige- 
führt wurde, ermöglichte eine Aussage über Höhe 
und Entwicklung des von den im Betrieb eingesetz- 
ten Produktionsfaktoren erzielten Einkommens. Das 
Betriebseinkommen umfaßt das Arbeitsentgelt der 
im Betrieb arbeitenden Personen, den Zinsertrag des 
Aktivkapiials und den Betriebsgewinn des als 
schulden- und pachtfrei gedachten landwirtschaft- 
lichen Betriebes. Eine Aussage über das jeweilige 
für den Privatverbrauch und die Eigenkapitalbil- 
dung verfügbare Einkommen läßt dieser Maßstab 
nicht zu, da er von den gegebenen Arbeits- und 
Eigentumsverhältnisen abstrahiert. Maßstab für den 
privatwirtsdiaftlichen Erfolg ist das Reineinkommen. 
Es umfaßt den Arbeitsertrag des Unternehmers und 
der mitarbeitenden, nicht entlohnten Famüien- 
arbeitskräfte, den Zinsertrag des Eigenkapitals und 
den Unlemehmergewinn. 

Die Ableitung aus dem Betriebseinkomraen ergibt 
für den Durchschnitt der Testbetriebe im Wirt- 
schaftsjahr 1970/71 folgendes Reineinkommen je 
Unternehmen: 


Betriebseinkommen 16 833 DM 

— Fremdlöhne I 991 DM 

+ Ertrag der Nebenbetriebe 570 DM 

Aufwand der Nebenbeiriebe 280 DM 

^ Pacht und Zinsen des 

Unlernehmenskapitals 90 DM 

— Schuldzinsen und Paditen 

für Zupaditfläciien . - 2 679 DM 

— Reineinkommen 12 543 DM 


Gegenüber dem Vorjahr verminderte sich das Rein- 
einkonunen iin Durchschnill von 15 801 auf 
12 543 DM. Bel einem weiteren Rückgang der Fami- 
lienarbeitskräfte ging das Reineinkommen je Fami- 
lien-AK etwas weniger stark zurück. 

Von dem Reineinkommen je Unternehmen wurden 
im Durchschnitt 2769 DM oder 22,1 ^ u für Netto- 
investitionen ausgegeben. Für den privaten Ver- 
brauch einschließlich Erbabfindungen und Altenteils- 
lasten verblieben deninadi im Durchschnitt 9774 DM 
(vgl. dazu auch Malerialband, Tabelle 33). 

33. Ein Bild von der Streuung des Betriebseinkom- 
mens je AK in den Wirtschaftsjahren 1969 70 und 
1970/71 vermitteln die absoluten Häufigkeitsvertei- 
lungen der Betriebe nach der Höhe des Betriebs- 
einkommens Je AK (vgl. Schaubild 7). Zugleich zeigt 
dieses Schaubild die Veränderung der Einkommens- 
verteilung im Wirtschaftsjahr 197ü'71 gegenüber 
dem Vorjahr. 

Einen Überblick über das Ausmaß der Einkom- 
mensslreuung im Wirtschaftsjahr 1970/71 gestattet 
auch Übersicht 8, in der die Abstände des Betriebs- 
einkommens je Vollarbeitskrait zwischen dem 
Durdischnitt der oberen und unteren 25 der Be- 
triebe jeder Betriebsgruppe dargestellt werden, 
ln den Tabellen 61 und 62 des Materialbandes wer- 
den die Ergebnisse der hauptberuflich bewirtschaf- 
teten Testbetriebe nach § 4 LwG erstmals auch nach 
den neuentwickelten Betriebssystemen ausgewie- 
sen. Bei dieser Auswertung wurden neben dem 
Durchschnitt der Gesamtgruppe die bereits mehrfach 
erwähnten Durchschnitte der oberen und unteren 
Teilgruppe ermittelt. 

Voraussichtliche Entwicklung 1971/72 

34. Modellredmungen, in die Daten der allgemei- 
nen Statistik eingehen — soweit sie für das lau- 
fende Wirtschaftsjahr schon vorhanden sind — , las- 
sen folgende Entwicklungstendenzen in den einzel- 
nen Betriebsgrößenklassen und Bodennutzungs- 
systemen erkennen: 

In allen Betriebsgruppen wird sich das Belrlebsein- 
kommen in DM je Vollarbeitskraft im Wirtschaft.s- 
jahr 1971/72 wesentlich gegenüber dem Vorjahr ver- 
bessern. überdurchsdiniltlicbe relative Einkom- 
menszunahmen sind wahrscheinlich in den Futter- 
bau- und Getreidebaubetrieben zu verzeichnen; da- 
bei werden voraussichtlich die Betriebe über 50 ha 
LF den stärksten Einkommensanslieg erzielen. Bei 
diesen Vorschätzungen ist der Auiwertungsaus- 
gleicJi für die Folgen der DM-Aufwertung berück- 
sichtigt. 
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Schaubild 7 Absolute Häufigkeitsverteilung der hauptberuflich bewirtschafteten 

landwirtschaftlichen Betriebe^) In der Bundesrepublik Deutschland nach der 
Höhe des Betriebseinkommens |e Arbeitskraft 1969/70 und 1970/71 


Zahl der 
Betriebe 
200 r 


100 - 


Zahl der 
Betriebe 
400 


300 - 


200 


100 - 


Zahl der 
Betriebe 
200 r 


100 - 


Hackfruchtbaubetriebe 



25 30 35 

Betriebseinkommen 1000 DM/AK 


Futterbaubetrietje 



25 30 35 

Betriebseinkommen 1 000 DM/ AK 




1970/71 

1969/70 


1 ) Testbetriebe, deren bereinigter Betriebserlrag über der jeweiligen Grenze gemäß §4 LwG lag. 
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Übersicht 8 


Streubreite des Betriebseinkommens (DM Je AK) *) in den nach Betriebssystemen 
und LN-Größenklassen gegliederten bauptbeniflich bewirtsdiafteten 
landwirtsdiaftlldien Betrieben der Bundesrepublik Deutschland *) 

1970/71 



Betriebssystem 

Kurz- 

bezeich- 

nung 


Nutzflacbenumfang (ha) 



unter 20 

( 20 bis 50 1 

50 und mehr 


Sonderkulturbetriebe . . • 

S 

5 234 bis 20 836 

7 501 bis 29 812 

— ► 


Zuckerrübenbaubetriebe 

Z 

7 427 bis 24 748 

8 670 bis 31 814 : 

14 426 bis 30 541 


Kartoffelbaubetriebe . . . 

K 

4 674 bis 23 132 

3 703 bis 28 094 

6 983 bis 20 294 

Hachfnichl- 

Hadcfruditbaubetriebe . 

H 

5 988 bis 22 333 

7 208 bis 26 909 

7 715 bis 44 571 

bau- 

betriebe 

Hackfrucht-Getreidebau- 
betriebe I 

HGI 

6 000 bis 24 361 

6 406 bis 26 597 

9 002 bis 32 694 


Hackfnichl-Getreidebau- 
betriebe II 

HG II 

5 568 bis 19 267 

5 872 bis 26 638 

8 011 bis 29 080 


Hackfrucht-Futterbau- 
betriebe 

HF 

5 017 bis 17 096 

4 418 bis 21 249 

— 


Gelreidebaubetriebe , . • 

G 

4 312 bis 24 664 

4 235 bis 27 211 

6 883 bis 32 626 

Getreidebau- 

betriebe 

Getreide-Hackfruchtbau- 
betriebe 

GH 

4 816 bis 20 435 

4 346 bis 22 556 

7 605 bis 23 175 

Getreide-Futterbau- 
betriebe 

GF 

3 957 bis 19 039 

4 612 bis 24 378 

7 131 bis 28 096 

Futterbau- 

Futterbaubetriebe I .... 

FI 

4 469 bis 19 492 

6 231 bis 23 808 

3 682 bis 18 928 

betriebe 

Futterbaubetriebe II ... 

Fn 

5 783 bis 21 097 

5 199 bis 26 194 

3 060 bis 26 451 


*) durchsdinittliches Betriebseinkommen je AK der oberen und unteren 25®/o der Betriebe jeder Betriebsgruppe 
*) Dargestellt werden nur solche Betriebsgruppen aus dem Material des Testbetriebsnetzes, die mit mindestens 
15 Betrieben besetzt sind. 
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3.12.12 Garten- und Weinbaubetriebe 
Gartenbau 

35. Für den Agrarberidil 1972 wurden die Buch- 

führungsergebnisse von 583 hauptberuflich bewirt- 
schäfteten Gartenbaubetrieben erfaßt. Das sind 
18®/ö mehr als im vergangenen Jahr. Damit hat 
sich die Malerialbasis wieder verbessert. Sie ist aber 
in einzelnen Betriebsgruppen immer noch unzurei- 
chend. , 

Nach den vorliegenden Buchführungsergebnissen hat 
sich die Einkommenslage im Gartenbau gegenüber 
dem Vorjahr unterschiedlich entwickelt. Einkom- 
menssteigerungen vor allem in Zierpflanzenbaube- 
Irieben und in geringerem Maße in Gemischt- und 
in Obstbaubelrieben stehen leichtere Elnkommens- 
rückgünge in Gemüsebaubetrieben und in Baum- 
schulen gegenüber (vgl. Übersicht 9). 

36. In den Gemüsebaubetrieben verminderte sich 
das Belriebseinkommen von 16 916 DM/ AK im 
Wirtschaftsjahr 1969/70 auf 16 268 Divt'AK im Wirt- 
schaftsjahr 1970/71. Die Abnahme beträgt mithin 
4 ®/ö. Im Vergleich zum Durchschnitt der drei vor- 


angegangenen Wirtschaftsjahre erhöhte sich das 
Betriebseinkommen in den Geraüsebaubetneben von 
14 819 auf 16 268 DM/ AK um 10®/o. Dieser Einkom- 
menssleigerung lag eine Erhöhung des Betriebs- 
ertrages von 50 375 auf 60 825 DM/ha GG und eine 
Erhöhung des Sachaufwandes von 26 797 auf 
32 681 DM/ha GG zugrunde. Die Netloinvestitionen 
sind nach den vorliegenden Unterlagen von 
4009 DM ha GG (0 1967 68 bis 1969/70) auf 629 DM/ 
ha GG (1970/71) zurückgegangen. Gleichzeitig er- 
höhten sich die Verbindlichkeiten von 39 673 auf 
53 788 DM/ha GG. 

Im Zierpflanzenbau ist eine deutliche Verbesserung 
in der betrieblichen Einkommenssilualion festzu- 
stellen. Hier erhöhte sich das Betriebseinkoraraen 
von 15 319 im Wirtschaftsjahr 1969 70 auf 18 470 
DM AK im Wirtschaftsjahr 1970/71. Audi im Ver- 
gleich zum Durchschnitt der drei vorangegangenen 
Wirtsdiaftsjahre ergab sidi eine überdurchschnitt- 
liche Einkommenssteigerung. Jeweils im Vergleidi 
zum Durchschnitt der drei Vorjahreswerte verän- 
derte sich der Arbeitskräflebesatz von 5,3 auf 4.9 
AK/ha GG um —8 *^/o, der Betriebserlrag von 196 964 
auf 215 160 DM/ha GG um +9'Vo und der Sachauf- 
wand von 115 639 auf 124 658 DM/ha GG um -^8 « n, 


Übersicht 9 


Betriebseinkommen in hauptberuflich bewirtschafteten Gartenbaubetrieben 
in der Bundesrepublik Deutschland 

DM/ AK 



Gartenbaubetriebe 

Wirtschaftsjahr 

Gemüse- 

bflu- 

belriebe 

Zierpflan- 

zenbau- 

belriebe 

Gemischt- 
1 betriebe 

Obstbau- 

betriebe 

Baum- 

schulen 

1960/61 

7 577 

9 485 

8 261 

6 540 

8 297 

1961/62 

9 474 

9 967 

10 591 

7 962 

8 256 

1962/63 

10 669 

10 390 

10 803 

5 556 

8 943 

1963/64 

10 583 

11 040 

12 286 

9 020 

9 865 

1964/65 

11 073 

12 001 

11 609 

11 818 

11 660 

1965/66 

12 035 

13617 

12414 

12 846 

12513 

1966/67 

12 157 

13813 

14 197 

10 479 

12 570 

1967/68 

12 324 

14 938 

16 293 

10 066 

14 181 

1968/69 

15217 

15 597 

14 285 

9 059 

18 115 

1969/70 

16 916*) 

15319 

. 

9 673 

21 851 

1970/71 

16 268 

18 470 

16 442*) 

10 168 

20 584 


*) Testbetriebe, deren bereinigter Betriebsertrag über der jeweiligen Grenze gemäß § 4 LwG lag. 
*) ohne Betriebe mit weniger als 20 000 Einheitsquadratmelem 
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Für die Gruppe der Gern isditbe triebe konnten ins- 
gesamt by Betriebe, die sich auf die Größenklassen 
20 000 bis 40 000 Eqm und 40 000 und mehr Eqm 
verteilen, einbezogen werden. Die Größenklasse 
unter 20 000 Eqm war unzulänglich besetzt, so daß 
sie ausgesdiieden werden mußte. Ein Einkommens- 
vergleidi der Gemischtbetriebe mit dem Vorjahr ist 
nidil möglich, da diese Betriebsgruppe 1969/70 völlig 
fehlte und in den weiter zurückliegenden Jahren die 
Ergebnisse der Betriebe unter 20 000 Eqm in den 
Du rdisdinitts werten enthalten waren. 

In den Obstbaubetrieben hat sich die Einkommens- 
lage gegenüber dem Vorjahr geringfügig verbessert 
Das Betriebseinkommen stieg von 9673 auf 10 168 
DM AK um 5 o. Mit dieser Zunahme konnte 1970/71 
die längerfristige Veranderungsrate, die bei -4-4 ‘^/o 
liegt, leidil überboten werden. Gegenüber dem 
Durchsdinitt der drei vorangegangenen Wirtschafts- 
jahre ergab sich eine Einkommenssteigerung um 
6 ® fl. Im gleichen 21eilraum erhöhte sich der Be- 
triebserlrag von 6232 auf 7109 DM/ha GG und der 
Sachaufwand von 3605 auf 4262 DM^dia GG. Der 
Arbeitskräftebesatz blieb gegenüber dem Durch- 
schnitt der drei vor angegangenen Wirtschaftsjahre 
mit 0,28 AK ha GG ann^emd konstant. Die Inve- 
stitionen wurden weiter eingeschränkt. 1970/71 
übersdirilten die Abschreibungen die Bruttoinvesli- 
ticjuen um 370 DM/ha GG. Die Verbindlichkeiten 
konnten etwas gesenkt werden. Sie hatten 1970 71 
eine Höhe von 5093 DM 'ha GG. 

Die Baumschulen stellten bereits in den vergange- 
nen Wirtschaftsjahren die Spitzengruppe innerhalb 
der Gartenbaubetriebe dar. Im Wirlsdiaflsjahr 
197071 konnten sie ihr hohes Einkommen Jedoch 
nidil weiter erhöhen. Das Betriebseinkommen ver- 
minderte sidt von 21 851 im Vorjahr auf 20 584 DM/ 
AK. Bei einem Vergleidi mit dem Durdischnilt der 
Wirtschaftsjahre 1967 68 bis 1969/70 ergab sich für 
1970/71 allerdings eine Steigerung des Belriebsein- 
kommens von 18 049 auf 20 584 DM/AK um 14'’/f>. 
Der Arbeitskräftebesatz hat sich gegenüber dem 
Durchschnitt der drei Vorjahreswerte um 3 "/o ver- 
mindert. Praktisch unverändert blieb der Betriebs- 
ertrag mit 36 400 DM/ha GG. Beim Sachaufwand ist 
ein leichter Rückgang festzustellen. Einen deutlichen 
Rückgang weisen audi die Neltoinvestilionen auf, 
die von 2509 DM/ha GG (0 1967 68 bis 1969/70) 
auf 1413 DM/ha GG (1970/71) um fast die Hälfte 
dbsanken. 

Weinbau 

37. Die wirtschaftliche Lage des Weinbaues hat 
sich im Wirtschaftsjahr 1970/71 gegenüber dem Vor- 
jahr verbessert. Nach den vorliegenden Buchfüh- 
rungsunterlagen von 220 Weinbaubetrieben aus der 
Bundesrepublik Deutschland (vgl. Materialband, 
Tabelle 76) erhöhte sich das Betriebseinkommen 
je AK 197071 in den Betrieben mit überwiegend 
Flach- und Hauglagen gegenüber dem Vorjahr von 
17 796 auf 18 970 DM um 7 ®/o (vgl. Übersicht 10). 

In den Betrieben mit überwiegend Steillagen be- 
trug das Betriebseinkommen im Wirtschaftsjahr 
1969/70 14 653 DM/AK. .\uch in diesen Betrieben hat 


Übersicht 10 

Belriebseinkommen in hauptberuflich 
bewirtschafteten Wein bau betrf eben *) 
in der Bundesrepublik Deutschland 

DM/AK 


Wirtschaftsjahr 

Weinbaubetrlebe 
mit überwiegend 

Fladi- und 
Hanglagen 

Steillagen 

1960 61 

9 842 

8 700 

1961/62 

7 529 

7 864 

1962/63 

10 140 

8 267 

1963/64 

1 1 566 

10 010 

1964 65 

12 860 

12 679 

1965/66 

13 967 

12 893 

1966/67 

14 495 

14 569 

1967/68 

16 021 

13 349 

1968/69 

19 842 

15 372 

1969/70 

17 796 

14 653 

1970/71 

18 970 



*) Teslbetriebe, deren bereinigter Betriebsertrag über 
der jeweiligen Grenze gemäß § 4 LwG Jag. 


sich die Einkommenssituation im Wirtschaftsjahr 
1970/71 gegenüber dem Vorjahr verbessert. Eine 
exakte Aussage über die eingetrelene Einkommens- 
veränderung ist jedoch an Hand des vorliegenden 
Biichfühningsmateridls nur schwer möglich, weil 
sich die Malerialgrundlage gegenüber dem Vorjahr 
stark verändert hat. Der Anteil der Weinbau tesl- 
betriebe, die überwiegend Flaschenwein verkaufen, 
ist in einigen Weinbaugebieten 1970/71 höher, als 
dem Anteil in Wirklichkeit entspricht. Eine einfache 
Durdischnittsbildung würde aus diesem Grunde zu 
falschen Ergebnissen für die Gesamtheit der Wein- 
baubetriebe mit überwiegend Steillagen führen. Die 
Bundesregierung sieht sich deshalb veranlaßt, auf 
einen Ausweis der Belriebsergebnisse von haupt- 
beniflidi bewirtschafteten Weinbaubelrieben mit 
überwiegend Steillagen in diesem Bericht zu ver- 
zichten, Sie verweist auf die in diesem Jahr vom 
BVIL zu erstellende Weinbaubroschüre, in der das 
vorliegende Buchführungsmaterial eingehend ausge- 
wertet wird. 

Die Einkommensverbesserung im Wirtschaftsjahr 
1970/71 gegenüber dem Vorjahr ist in erster Linie 
auf die hohe Ernte 1970 ziuückzuführen. Trotz ge- 
ringerer Preise erhöhten sich deshalb die Einnahmen 
aus dem Weinbau (vgl. Übersicht 11). In den Betrie- 
ben mit überwiegend Flach- und Hanglagen nalim 
der Betriebsertrag von 8710 auf 9256 DM.'ha LN zu. 
Gleichzeitig erhöhte sich der gesamte Betriebsauf- 
wand von 7024 DM/ha LN auf 7285 DM/ha LN um 
4 Vo. Für die Betriebe mit geringerem Rebflächen- 
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Weinmoslemle, -preise und Produklionswert aus 
Weinmost in der Bundesrepublik Deutschland 

1960 bis 1970 



Weinmosternte 

Wein- 

Produk- 

tions- 

wert 

Millionen 

DM 

Jahr 

hl/ha 

Ins- 
gesamt 
1000 hl 

most- 
preis ’) 
DM/hl 

1960 

115,8 

7 433 

53 

392 

1961 

53,9 

3 574 

105 

375 

1962 

58,5 

3 928 

121 

477 

1963 

88,3 

6 034 

87 

525 

1964 

104,7 

7 185 

67 

482 

1965 

73,2 

5 035 

105 

529 

1966 

69,5 

4 809 

134 

645 

1967 

87,4 

6 069 

102 

619 

1968 

86.1 

6 048 

110*) 

664 

1969 

83,4 

5 947 

134 

799 

1970 

134,2 

9 889 

87 

857 


Die angegebenen Werte stellen die durdischnittUchen 
Preise der im Herbst des Jeweiligen Jahres verkauf- 
ten Weinmostmengen dar. 

*) ab 1968 einschließlich Mehrwertsteuer 

Quelle: Statistisches Bundesamt und BML 

anteil ergab sich 1970/71 ein Betriebsaufwand von 
rd. 4500 DM/ha LN und für die Betriebe mit einem 
Rebflächenanteil von 30 und mehr ®/o ein entspre- 
chender Aufwand von rd. 10 100 DM/ha LN. Der 
Anteil des Betriebsaufwandes am Betriebsertrag be- 
trug 1970/71 in den Betrieben mit 15 bis 30®/q Reb- 
flädie 90 Vo und Ln den Betrieben mit 30 und mehr ®/o 
Rebfläche 74 ®/o. 

3.12.13 Ertrags-Aufwandsrechnung nach § 4 
Landwirtschaftsgesetz 

38. Bei der Durchführung der Ertrags-Aufwands- 
rechnung nach § 4 LwG ergeben sich Schwierig- 
keiten, die ln den vergangenen Jahren immer wie- 
der erläutert worden sind. Da sich für diese Pro- 
bleme eine voll zufriedenstellende Lösung nicht fin- 
den läßt, können die Ergebnisse der folgenden Be- 
rechnungen nur als Orientierungsdaten angesehen 
werden. Der Wert der Ertrags -Aufwandsrechnung 
liegt weniger in den Ergebnissen eines einzelnen 
Jahres, als vielmehr in der Entwicklung der Ver- 
gleichsergebnisse in den einzeüien Betriebsgrup- 
pen unter Berücksichtigung angemessener Ansätze 
für die Entlohnung der Arbeitskräfte, für die Ver- 
zinsung des eingesetzten Kapitals und für die dispo- 
sitive Tätigkeit des Betriebsleiters. 

In der Ertrags-Aufwandsrechnung wird dem Ver- 
gleichsertrag der Vergleichsaufwand gegenüberge- 
stellt (vgl, Übersicht 12). Der Vergleichsaufwand 
setzt sich aus der Summe der Vergleichsansätze 
nach § 4 Landwirtschaftsgesetz (Vergleichslohn, Be- 


triebsleiterzuschlag, Arbeitgeberanteil zur Sozial- 
versicherung für mithelfende Familienangehörige 
und für familienfremde Arbeitskräfte sowie Zins- 
ansatz für das Aktivkapital) und dem Sachaufwand 
zusammen. 

Außerdem wird das erzielte Vergleichsbelriebsein- 
kommen (Vergleichsertrag minus Sachaufwand) der 
Summe der Vergleichsansätze gegenübergestellt. 
Die Differenz zwischen dem Vergleichsbetriebsein- 
kommen und der Summe der Vergleichsansälze in 
Prozent der Summe der Vergleichsansätze wird da- 
bei als „Abstand" bezeichnet. 

Landwirtschaftliche Betriebe 

39. Der Abstand zwischen dem Vergleichsbetriebs- 
einkommen und der Summe der Vergleichsansätze 
hat sich im Wirtschaftsjahr 1970/71 gegenüber dem 
Vorjahr vergrößert. Für diese relativ ungünstige 
Einkommensentwicklung in der Landwirtschaft im 
Vergleich zur übrigen Wirtschaft waren 1970/71 vor 
allem folgende Faktoren maßgebend: 

(1) Der Vergleichsertrag je ha LN ist gegenüber 
dem Vorjahr leicht gesunken (vgl. Übersicht 13). 

(2) Der Vergleichsaufwand je ha LN nahm gegen- 
über dem Vorjahr, insbesondere auf Grund ge- 
stiegener Betxiebsmittelpreise, um 5 ®/o zu. 

(3) Der entscheidende Faktor für die Vergrößerung 
des Abstandes im Rahmen der Ertrags-Auf- 
wandsrechnung ist in der starken Erhöhung des 
gewerblichen Vergleichslohnes (1970/71 : 
-F 14,0 ®/o gegenüber dem Vorjahr) zu sehen. 


Zunahme des gewerblichen Vergleichs- 
lohnes je Arbeitskraft gegenüber dem 
Vorjahr 


1960/61 

-F 

8,2 «/o 

1961/62 

-h 

11,2 */o 

1962/63 

+ 

10,2®/# 

1963/64 

4 * 

6,2 ®/o 

1964/65 ‘) 

4- 

19,7®/# 

1965/66 

-F 

8,4 ®/o 

1966/67 

4- 

6,0 ®/# 

1967/68 

4- 

4,9 ®/« 

1968/69 

-f- 

8,4 «/# 

1969/70 

4 - 

11,8®/# 

1970/71 

4" 

14,0 ®/» 

Trotz einer weiteren 

Verringerung des betrieb- 


liehen Arbeitskräftebestandes führte dieser An- 
stieg zu einer erheblichen Steigerung des Ver- 
gleichsarbeitsaufwandes. 

(4) Auf Grund des um 2,5 Vo gestiegenen Kapital- 
einsatzes erhöhte sich der Zinsansatz entspre- 
chend. 

40. Der Abstand zwischen dem Vergleichsbetriebs- 
einkommen und der Summe der Vergleichsansätze 
beträgt bei den Betrieben unter 20 ha LN nunmehr 
— 39®/o gegenüber — 24®/o im Vorjahr (vgl. über- 


*) ab 1964/65 neues Bcrechnungs verfahren 


40 


Deulsdier Bundestag — 6, Wahlpenode 


Drudisadie VI/ 3090 


sidit 13). in den Größenklassen 20 bis 50 ha LN und 
50 und mehr ha LN liegt der Abstand bei — 35 
gegenüber — 17 V» im Vorjahr hzw, bei — 27Vo 
gegenüber — 7^/& im Vorjahr. Nach Bodennulzungs- 
systemgiuppen sowie nach der Zugehörigkeit der 
Betriebe zu Nordwest- oder Süddeutschland ergibt 
steh ein nodi differeazierteres Bild (vgl, Material- 
band, Tabelle 63)* 

Audi im Wirtsdialtsjahi 1970^^1 erzielten die 
Hackfrudilbaube triebe wie in den vergangenen Jah- 
ren bessere Betriebsergebnisse als die Getreide- und 
Futterbaubetriebe. Der Abstand zwischen dem Ver- 
gleichsbetriebseinkommen und der Suinine der Ver- 
gleich saus ätze vergrößerte steh in allen Bodennut- 
zungs syst einen, am stärksten bei den Hackfrucht- 
baubetriebem Nadi wie vor ist aber der Einkom- 


mensabstand in den Fullerbaubetrieben am größten, 
in den Hadctruditbaubetrieben am geringsten. 

EiTlwick/ung 1911172 

4t. Modellrechnungen für das Wirtschaftsjahr 
1971/72, in die Daten der allgemeinen Statistik ein- 
gehen, lassen für die Ertrags- Auf wandsrechnting 
nach § 4 LwG folgende Entwicklungstendenzen er- 
kennen: Der Abstand zwischen dem Vergleichsein- 
kommen und der Summe der Vergleidisansätze 
wird sich gegenüber dem Vorjahr voraussiditlidi in 
allen Belriebsgruppen wesentlich verringern. Für 
die Futterbau- und Getreidebaubetriebe über 30 ha 
LF wird sich im laufenden Wirtschaftsjahr 1971/72 
der Abstand über durch schnitt lieh verkleinere 
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Ergebnisse der Ertrags-Auiw'andsrechnuDg nach § 4 IwG für liaupt beruflich 
bewirtschaftete landwlrtschaftlldie Betriebe *) in der Bundesrepublik Deutschland 


Betriebsgröße in ha LN 



unter 20 

20 bts unter 50 

50 und mehr 

Gebiet 

Wirfsdiaftsjahr 

ertidg 

1 

Ver- 
gieß Elle' 

1 Auf'- 
WAUd 

vtr- 

gtsläiA' 

be- 

Irlebs- 
etnJcoiji»: 
pen ! 

1 SiimiTUft 

der 1 
Vftf- 

gMdiA-| 

. aa- 
1 sStxe '^) 1 

Ab^ 

Ktdod 

V«r- 

gJeidis- 

Ver- 

glfldu- 

&uf- 

waud*] 

Ver- 

glifi€iL5^ 

be- 

trlöbs- 

einlEoii]- 

men 

SummA 

der 

Ver- 

glelctiA- 

an- 

A&txe 

Ab* 

1 

Ver- 1 
gletdiS' 
ertrag 

j Ver- 

Vez- glfildis- 
glddu^l b«- 
auf- j Iriflb»- 
wand *) eintom- 
man V 

SUEQIU^ 

dAr 

Ver- 

gleidiS' 

sitz« 

Ab- 

slftod 



DM/ha LN 

1 

“/o 


DM/ha LN 

1 

1 •/. 


DM/ha LN 


1 */o 

1960/61 

2167 

2513 

l 016 

1 362 

-25 

1 857 

1 993 

767 

903 

-15 

1 916 

1 959 

809 

852 

- 5 

1961/62 

2 220 

2 663 

930 

1 373 

-32 

1 921 

2 173 

681 

933 

-27 

1 882 

2 056 

678 

852 

-20 

1962/63 

2410 

2810 

1 044 

1 444 

-2B 

2 110 

2 273 

796 

958 

-17 

2 096 

2 149 

808 

861 

” a 

1963/64 

2 674 

3 030 

1 168 

1 524 

-23 

2 312 

2 425 

879 

992 

-11 

2 293 

2 291 

897 

839 

+ 1 

1964/65 ^ 

2 813 

3 330 

1 162 

1 679 

-31 

2 506 

2 686 

927 

1 107 

-16 

2 49? 

2 467 

990 

980 

+ 1 

1964/65 ®) 

2 841 

3 207 

1 190 

1 556 

-24 

2488 

2 646 

942 

1 100 

-14 

2 489 

2 447 

1 012 

970 

+ J0 

1965/66 

2 978 

3 431 

1 050 

1 503 

-30 

2 584 

2 847 

804 

1 067 

-25 

2 481 

2619 

796 

934 

-15 

1966/67 

3 082 

3 532 

l 141 

1591 

-28 

2 674 

2 949 

860 

1 135 

-24 

2 510 

2 656 

826 

972 

-15 

1967/68 

3 142 

3 555 

1 202 

1615 

-26 

2 739 

2 946 

945 

1 152 

-18 

2 580 

2616 

938 

974 

- 4 

1968/69 

3 266 

3 703 

1 221 

1 658 

-26 

2 794 

3 006 

936 

1 148 

-IB 

2 526 

2 551 

901 

926 

- 3 

1969/70 

3 586 

4 016 

1 349 

1 779 

-24 

3 061 

3 272 

1 012 

1 223 

-17 

2 721 

2 793 

907 

979 

- 7 

1960/61 bis 1969/70 

2 834 

3 253 

1 134 

1553 

-27 

2 459 

2 636 

863 

1 065 

2 363 

2 420 

869 

926 

- 6 

1970/71 

3 580 

4 324 

l 154 

1 898 

-39 

2 972 

3 431 

839 

1 298 

—35 

2 589 

2 866 

747 

1 024 

-27 


Testbetriebe, deren beieinlgter Betriebsertrag über der jeweiligeii Grenze gemäß § 4 LwG lag. 

*) Belriebsertrag zuzüglich Aufsthlag auf Eigenverbrauch und NatuiaUohn 
*) Sachauiwaiid, Betriebs steuern, UnJatl Versicherung und Summe der Vergieidisansälze 
*) Vcrgleidbserlrag abzüglich Sachaufwand, Betriebssteuern und Unfall Versicherung 

Summe aus Vergleidislohn, BetriebsieUerzuschlag, Arbeitgeber an teil zur Sozialversicherung für die milhelfeiaden Familien 
angehörigen und für die famihenfremden Arbeitskräfte sowie ZiDsansatz für das Aktivkapital 
®) Abstand zwischen dem Vergleichsbetriebseinkömmen und der Summe der Vergleichs ansä tze in Vo (Summe der Vergleichs 
ansätze = 100) 

T altes Beredhnungs verfahren 1959/60 bis L964/65 
®) neues Be redinungs verfahren ab 1964/65 
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Garten- und Weinbaubetriebe 

42, Die Ergebnisse cier Ertrags-Aufwaodsredmung 
nach § 4 LwG sind im Bereich des Garten- und Wein- 
baues regelmäßig günsüger als in der Landwirt- 
schaft. ln deu Zierpflanzenbaubetiieben. Baumschu- 
len und Weinbaubelrieben erreichte oder überstieg 
auch im Wirlschaftsjabr 1970/71 das Vergleichsbe- 
triebseinkommen die Summe der Vergleidisansalze. 
Ein geringfügiger negativer Abstand trat 1970/71 
bei den Gemüsebaubetrieben ein» In den Obstbau- 
belrieben ergab sich durch eine Steigerung des Ver- 
gleichserlrages gegenüber dem Vorjahr um 
1022 DM/ha LN praktisch keine weitere Vergröße- 
rung des relativen Abstandes zwischen dem Ver- 


gleichsbetriebseinkomraen und der Summe der Ver- 
gleichsansätze (vgl- übersidit 13). 

3,12,14 Landwirtecliafltictiä Betriebe mit einem bereinigten 
Betriebsertrag unter 23 900 DM 

43, Der Anteil der hauptberuflich bewirtschafteten 
landwirtschaftlichen Testbelriebe, deren bereinigter 
Betriebsertrag unter der Grenze nach § 4 LwG lag* 
betrug 1970/71 wie im Vorjahr 9 Vo, 

Das Betriebseinkommen je AK verminderte sidi in 
diesen Betrieben von 5367 DM im Wirtschaftsjahr 
1969/70 auf 4340 DM in 1970/71 {vgl, Übersicht 14). 
Dabei schwankt das Belriebseinkommen je AK zwi- 


Übersicht 13 


Ergebnisse der Ertrags-Aufwandsrechnung nach § 4 LwG für hauptberuflldi 
bewirtschaftete Garten- und Weinbaubetriebe In der Bundesrepublik Deutschland 


Wlrtschaftsjahi 

VeT- 

gleidis* 

ertrag 

Vei- 

gleidifi- 

auf- 

V«- 

gleicbg- 

belrJebs* 

Stlnllnä 

der Ver- 
gleidbs^ 
onsitze 

Afa- 
BtatLd *J 

Ver- 

gteidis- 

ertragt) 

Vör- 
gloldis- 
QDf* 
W4tui *J 

Vcr-- 

gleiiäis' 

betrieb];' 

tpiokoni' 

men 

Suiam« 
der Ver- 
gleichs- 
‘J 

Ab- 
stand *) 

DM/ha GG 

Va 

DM/ha GG 

»/» 




Gartenba libetrlebe 








G em üseb aube tri eb e 



Z ie tpfl anzenb au bet ri eb e 


1966/67 

50 549 

47212 

23 164 

19 827 

+ 18 

205 018 

196 202 

82 859 

74 043 

+ J2 

1967/68 

46 244 

45 359 

21 164 

20 279 

+ 4 

201 601 

192 262 

85 278 

75 939 

+ f2 

1968/69 

56 797 

54 266 

25 872 

23 341 

+ n 

207 595 

199 126 

83 675 

74 806 

+ 12 

1969/70 

48 991») 44 341») 24 290») 

19 840^) 

+22») 

183 415 

183 677 

75 464 

75 726 

± Ö 

1970/71 

61 078 

62 322 

28 254 

29 493 

+ 4 

215 640 

215 438 

90 511 

90 309 

± 0 




Gartenbaubelriebe 








Obstbaubetriebe 



Baums dmlen 


1966/67 

7 472 

8462 

3 534 

4 524 

-22 

33 375 

33 742 

15 897 

16 264 

“ 2 

1967/68 

6 512 

7 742 

3 009 

4 239 

-29 

38 299 

37 426 

16 045 

15172 

+ 6 

1968/69 

6 270 

8 222 

2 494 

4 446 

-44 

31 270 

28 928 

16185 

13 844 

+ 18 

1969/70 

6 148 

7 876 

2 546 

4 274 

—40 

39 605 

34 042 

20 089 

14 526 

+38 

1970/71 

7 170 

9 204 2 880 

4914 

-41 

36 493 

34 186 

19 575 

17 268 

+ 13 


^1 Teslbetriebe, deren bereinigter Betriebsertrag über der jeweiligen Grenze gemäß § 4 LwG lag, 

“) Betriebserirag zuzüglich Aufschlag auf Eigenverbrauch und Nalurallohn 

Sacfaaufwaad» Unfallversicherung* Betriebs steuern und Summe der Vergleichsansätze 
Vexgleidiserlrag abzüglich Sachaufwand. Betriebssteuera ntid UnfaUversicherung 

Summe aus Vergleidisiolin. Bettiebsleiterzusthlag. Aibeitgeberanteil zur Sozialversicherung für die mithelf enden 
Familienangehörigen und für dfe famillenfremden Arbeitskrälte und Ztnsansatz für das Aktivkapitat 
•J "Abstand zwisdien clera Vergleichsbetriebseinkommen und der Summe der Vergleidisansälze in Vu (Summe der 
Vergleichsansätze 100) 

ohne Betriebe mit weniger als 20 000 Elnheitsquadratmelem 

<) ohne Betriebe mit überwiegend Steillagen, Für che Weinbaube triebe mit überwiegend Fladi* und Hanglagen 
ergab sieh im Wirtschaftsjahr 1960/70 ein Abstand von -f-7 
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sehen Nordwest- und Süddeutschland sowie zwi- 
schen den einzelnen Bodennutzungssystemgruppen 
zwischen rd. 3100 und 7000 DM. Die niedrigsten 
Werte wurden in Getreidebaubetrieben Süddeutsdi- 
lands (3060 DM) und die höchsten in norddeutsdien 
Hadcfruchtbaubetrieben (6990 DM) erzielt (vgl. Ma- 
terialband, Tabellen 64 bis 66). 

Aus dem vergleichsweise niedrigen durchschnitt- 
lichen Einheilswert (861 DM/ha LN) ist zu entneh- 
men, daß die natürlichen Produktionsbedingungen 
der Betriebe mit einem bereinigten Betriebserlrag 
unter 23 900 DM sehr ungünstig sind. Sie sind, ge- 
messen am Einheitswerl, um ein Drittel schlechter 
als in den landwirtschaftlichen Testbetrieben mit 
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einem bereinigten Betriebsertrag über 23 900 DM. 
Die Größe der Betriebe unter der Grenze lag 1970/71 
mit 12,7 ha LN um 1,3 ha LN höher als 1969/70. Der 
Arbeitskräftebesatz war um 8 Vo niedriger, 

Neben der Flächenausstaltung war auch die Ver- 
edlungskapazitäl dieser Betriebe ira Vergleich zum 
Vorjahr höher. Zusammen mit den übrigen Kompo- 
nenten des Aktivkapilals erhöhte sich der Gesamt- 
wert des Aküvkapitals je Betrieb gegenüber dem 
Vorjahr um 13 ®/o. 

Die Ausdehnung der geschilderten Produktions- 
kapazität führte trotz geringerer Hektarerträge und 
gleichgebliebener tierischer Leistungen pro Stück 
sowie eines spürbaren Rückganges der Erzeuger- 
preise zu einem um 5 ®/o höheren Betriebsertrag. Die 
Produktionsleistung ist Jedoch mit 26 500 DM je Be- 
trieb sehr gering. Je Arbeitskraft ergibt sich ledig- 
lich ein Wert von 18 924 DM. Dagegen wurden in 
den Betrieben über der Grenze nach § 4 LwG fol- 
gende Werte für die Arbeitsproduktivität (Betriebs- 
ertrag je AK) erzielt: 

Betriebe unter 20 ha LN 33 720 DM 

Betriebe zwischen 20 und 50 ha LN 45 180 DM 

Betriebe mit 50 ha LN und mehr 54 100 DM 

44. Das unbefriedigende Einkommen aus der Land- 
wirtschaft in den Betrieben unter der Grenze nach 
§ 4 LwG hat seine wichtigste Ursache in dem un- 
günstigen Verhältnis von Produktionsleistung und 
eingesetzter Arbeitskraft. 

In der Regel wird das landwurtschaftliche Einkom- 
men in diesen Betrieben durch Zuerwerb ergänzt. 
Die erhebliche Steigerung der außerbetrieblichen Er- 
werbseinkünfle verhinderte, daß das gesamte Fami- 
lieneinkommen im Wirtschaftsjahr 1970/71 gegen- 
über dem Vorjahr noch weiter absank. 

Bei den meisten der hier dargeslellten Betriebe 
dürfte es sich um übergangsbetriebe handeln, die 
möglicherweise in Kürze zu Nebenerwerbsbetrieben 
werden oder ganz ausscheiden. In welchem Umfang 
und in welchem Zeitraum dies geschieht, wird 
wesentlich davon abhängen, welche alternativen Er- 
werbsmöglichkelten und welche Möglichkeiten der 
überbetrieblichen Zusammenarbeit bestehen. Aber 
auch die Überbrückungshilfen und die Maßnahmen 
der Bundesregierung im Rahmen des sozialen Er- 
gänzungsprogramms werden längerfristig zu einer 
Verbesserung der Einkoramenssituation der Per- 
sonen führen, die heute noch in diesen Betrieben 
hauptberuflich tätig sind. 


Ver- 
glolch»- 
«;rlrAg *) 


Var- 

gloichs- 

a\if- 

wand*) 


Ver. 
gleidis. 
betrlebs. 
eiakom. 
men *) 


Summe 
der Vor- 
glcddu. 
am&tie*) 


DM/ha GG bzw. LN 


Abstond *1 


Gartenbaubetriebe 
Gemischtbet riebe 


97 981 

91 944 

41 920 

35 883 

+ J7 

91 523 

84 171 

40 069 

32 717 

+ ;fi 

104 717 

106 591 

33 396 

35 270 

- 5 

79 818») 

81 382’) 

28 297’) 

* 

29 861') 

- 5’) 


Weinbaubelriebe 


10 624 

9 935 

5 686 

4 997 

+ 14 

10 119 

9 766 

5 369 

5 016 

+ 7 

10 104 

9 296 

5 743 

4 936 

+ /6 

9 290 

9 284 

4 878 

4 872 

± 0 

9 345«) 

9 274«) 

4 801 «) 

4 730 *) 

1 + 2“) 
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Übersicht 14 

Betriebsergebnisse der hauptberuflich hewirtschafteten landwirtschaftüdieii 

Betriebe mit einem bereinigten Betriebsertrag unter 21 500 DM (1969/70} 
bzw. 23 9QQ DM {1970/71} in der Bundesrepublik Deutschland 


Betriebe mit einem bereinigten 

Betriebe mit einem bereinigten ’ 


Betriebsertrag unter 21 500 

Betriebsertiag über 21 500 


bzw. 23 900 DM 

hzw. 23 *900 DM 

G lie de nin g/H Luhe i t 






1969/70 

1970/71 

1969/70 

igyo'Ti 

Zahl der Betriebe 

649 

706 

6 861 

6 846 

davon: Hackfruditbaube triebe 

J2,3 

f0,9 

26,2 

24,8 

Getreidebaubetriebe 

43,0 

46,2 

Süß 

5/,Ö 

FuUerbaubetriebe Vo 

44,7 

42,9 

23ß 

23,4 

Einheitswert DM/ha LN 

931 

861 

I 302 

I 316 

Nutzviehbesatz GV/lOO ha LN 

116,1 

119,7 

115,2 

114,8 

Axbeitskröftebesatz AJC/ 100 ha LN 

11,98 

11,06 

8,47 

7,88 

Aktivkapital DM/ha LN 

7 351 

7 522 

7 938 

8 097 

Aklivkapital DM/ AK * , , . 

61 356 

68 011 

93 719 

102 754 

Betriebs ertrag DM/ha LN 

2 203 

2 093 

3 196 

3 126 

Belriebsertrag DM/ AK 

18 389 

18 924 

37 733 

39 670 

bereinigter Betriebserlrag DM/ ha LH ^ . 

1 677 

1 605 

2 316 

2210 

Sachaufwand DM/ha LN 

1 490 

1 558 

2 024 

2 138 

Arbeitsaufwand DM/ha LN .............. 

1 183 

1 206 

835 

847 

Betriebs auf wand DM/ha LN 

2 743 

2819 

2 923 

3 043 

Reinertrag DM/ha LN 

-540 

-726 

273 

83 

Reinertrag in Vu des Aktivkapitals 

- 7,3 

- 9,7 

3,4 

LO 

Betriebseinkoinmeö DM .VK 

5 367 

4 340 

13 081 

n 802 

Arbeitsemkommen DMj' AK 

3 321 

2 080 

9 965 

8 376 

Reineinkommen DM ^amiLien-AK 

4 545 

3 779 

12 296 

10 613 

Außerbetriebliches Erwerbseijikommen 





DM/Familien-AK 

1 928 

2 885 

479 

597 

Gesamteinkommen DM/Familieri'AK *) 

6 473 

6 664 

12 775 

11 210 


*) Familien- AK des landwirlsdiafUichen Unternehraeas ^uzQglicb Familien- AJC für außerbetriebliche Erwerbstätigkeit 


3.12.2 Nebenberuflich bewirtschaftete Betriebe 

45* AngesLdits der Bedeutung der nebenbenifl Lehen 
Land Wirtschaft ist diesen] Bereich agrarpolitisdi und 
gesellsdiaftspolitisdi besondere Aufmerksamkeit zu 
sdienken. 

Über den Bereich der nebenberuflichen Landwirt- 
schaft steht ausreichendes InforraationsmaleriaJ noch 
nicht zur Verfügung. Delaillierle Informationen sind 


erst aus der Landwirtschaftszählung 1971 sowie der 
ansdilieöend vorgesehenen „ Laufenden Agrar- 
berichterstaltung'* *) zu erwarten. Zugleich ist vor- 
gesehen, wegen der besonderen agrarpolitischen Be- 

Zwischen den in etwa zehn jährigen Abständen durch' 
geführten Landwirt schaitszähJungen soll die Laufende 
Agrorberichterstaltung auf repräsentativer Basis kurz- 
frisUg Informationen über die stniktureilen Verhält- 
nisse der landwirLsdiaftlldien Betriebe liefern, 
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deulung der Zu- und Nebenerwerbsbelriebe ein spe- 
zielles Test betriebsnetz zu entwickeln, das den Pro- 
blemen dieser Betriebe Rechnung trägt. Das Infor- 
mationnetz landwirtschaftlicher Buchführungen der 
EWG, das nach Artikel 4 der Verordnung Nr. 79/65/ 
EWG nur Betriebe erfaßt, die überwiegend für den 
Markt produzieren, hauptberuflich bewirtschaftet 
werden und in der Regel mindestens 5 ha LF groß 
sind, gestattet keine Aussagen über die nebenberuf- 
liche Landwirtschaft. 

Um schon zum gegenwärtigen Zeitpunkt einige Aus- 
sagen über den Bereich der nebenberuflichen Land- 
wirtschaft machen zu können, wurden die Ergebnisse 
von Forschungsaufträgen des Bundesministeriums 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, des Bun- 
desministeriums für Wirtschaft und Finanzen und 
der Deutschen Forschungsgemeinschaft ausgewertet. 
Die Ergebnisse dieser Forschungsaufträge, die zum 
Teil noch nicht abgeschlossen sind, sollen im folgen- 
den dargestellt werden. Sie haben zwar wegen der 
relativ schmalen Materialgrundlage und wegen der 
unterschiedlichen Abgrenzungskriterien nur eine be- 
grenzte Aussagekraft. Die Bundesregierung möchte 
jedoch alle geeigneten Unterlagen für eine Analyse 
dieses agrarpolitisch wichtigen Bereichs verwenden. 

Untersuchungsergebrüsse der Forschungsgesellsdiall 
für Agrarpolitik und AgrarsozJoJogJe, Bonn * *) 

46 . Von der Forschungsgesellschaft für Agrarpoli- 
tik und Agrarsoziologie wurden im Jahre 1970 
1000 Betriebe der Landwirtschaftlichen Alterskasse 
(LAK) mit einem Nulzflächenumfang bis zu 15 ha 
LF untersucht. Diesen Betrieben liegt eine Gnind- 
gesamtheit von 428 720 LAK-Betrieben bis zu 15 ha 
LF zugrunde. Die Grundgesamtheit, für welche die 
Untersuchungsbetriebe nach repräsentativen Ge- 
sichtspunkten ausgewählt wurden, umfaßt rd 56 ®/q 
aller alterskassenpflichtigen Betriebe in der Bundes- 
republik Deutschland*). Diese Betriebe bewirtschaf- 
ten eine Fläche von 3,6 Millionen ha LF. 

Von den untersuchten Betrieben haben nur noch 
10 allein landwirtschaftliche Einkünfte. In 90®/o 
der Betriebe wird das landwirtschaftliche Einkom- 
men durch außerbetriebliche Einkünfte*) ergänzt. 
Zum gesamten Haushaltseinkommen trugen durch 
außerbetriebliche Einkünfte bei: 

— in 17 */o der Haushalte nur das Betriebsleiterehe- 
paar, 

— in 28®/o der Haushalte nur die übrigen Familien- 
angehörigen und 

* Sonderauswertung von Forschungsergebnissen der 
Forschungsgesellschafl für Agrarpolitik und Agrar- 
soziologie für den Agrarbericht 1972. 

Die Zahl der landwirtschaftlichen Betriebe, die eine 
Existenzgrundlage im Sinne des Gesetzes über eine 
Allershilfe für Landwirte bilden, betrug 1970 rund 
766 000. Sie bewirtschafteten eine Fläche von rund 
12 Mill. ha LN. 

*) Zu den außerbetrieblichen Einkünften zählen hier die 
Erwerbs-, Sozial- und Kapitaleinkommen, während in 
den Testbetriebsergebnissen neben den Erwerbsein- 
komroen nur die Kapllaleinkommen des Unternehmens 
ausgewiesen sind. 


— in 45®/o der Haushalte sowohl das Belriebsleiter- 
ehepaar als auch die übrigen Familienangehöri- 
gen. 

In den Betrieben ohne außerbetriebliche Einkünfte 
(rd. 10®/o der Betriebe) wurde 1970 ein durchschnitt- 
liches landwirtschaftliches Reineinkommen von 
11 340 DM bei einer mittleren Betriebsgröße von 
10,5 ha LF erzielt. Die Betriebe, in denen nur der 
Betriebsleiter außerbetrieblich tätig ist (17®/«), er- 
wirtschafteten ein durchschnittliches Haushaltsein- 
kommen von 14 990 DM. 28®/o der untersuchten Be- 
triebe, in denen nur Familienangehörige außerbe- 
trieblich tätig sind, hatten durchschnittliche Haus- 
haltseinkommen von 17 200 DM. Dieses stieg in den 
Betrieben, in denen sowohl der Betriebsleiter als 
auch Familienangehörige außerbetrieblich tätig 
sind, auf über 21 000 DM an. Diese Betriebsgruppe 
umfaßt mehr als 45®/« der LAK-BeLriebe bis zu 
15 ha LF. 

Eine Verteilung der erfaßten Betriebe nach der Ein- 
kommenstruktur des Belriebsleiterehepaares ergibt 
folgendes Bild: In 38®/« der Betriebe bezieht das 
Betriebsleiterehepaar aus.schließlich landwirtschaft- 
liches Einkommen. Sie werden in dieser Unter- 
suchung als HVollerwerbsbelriebe" bezeichnet. In 
31 ®/o der Betriebe überwiegt das Einkommen aus 
dem landwirtschaftlichen Betrieb („Zuerwerbsbc- 
Iriebe"). Die Gruppe, in denen das aiißerland wirt- 
schaftliche Einkommen mehr als die Hälfte beträgt, 
hat einen Anteil von 31 (nNebenerwerbsbe- 
Iriebe“). 

In den auf diese Weise gegliederten LAK-Betrieben 
bis zu 15 ha LF wurden 1970 folgende Einkommen 
erzielt (vgl. auch Maleriaiband, Tabellen 79 bis 82): 



Voll- 

erwcrbs- 

b«tileb6 

Zu- 

«rwerbs- 

bettlebe 

Neben- 

erwcrbs- 

betrlebe 

Landwirtschaftliches 
Reineinkommen 
des Betriebsleiters . . 

10 800 

DM 

11 200 

3 100 

Außerbetriebliches 
Einkommen 
des Betriebsleiters . . 


4 800 

10 400 

Gesamteinkommen 
des Betriebsleiters . . 

10 800 

16 000 

13 500 

Außerbetriebliches 
Einkommen von 
Familienangehörigen 

4 900 

4 600 

5 000 

Gesamteinkommen 
der Familie 

15 700 

20 600 

18 500 


Wie die Aufstellung zeigt, erzielen die Betriebs- 
leiter in den hier erfaßten Betrieben unter 15 ha LF 
mit Einkommenskombination deutlich höhere Ge- 
samteinkommen als die Betriebsleiter mit nur land- 
wirtschaftlichen Einkonunen. Den Inhabern von Zu- 
erwerbs- und Nebenerwerbsbetrieben wird es vor- 
aussichtlich auch in Zukunft eher gelingen, an der 
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allgemeinen Einkommens ent widdung teilaiinelimeii 
als den Volierwerbsl and wirten mit zu geringer Pro* 
duktsonskapazUäl, Bemerkenswert ist, daß der An* 
teil der Betriebsleiter mit einem Alter von über 
50 Jahren von den NebcrLerwerbslandwirten mit 
37 über die Zuerwerbslandwirle mit 44 zu den 
Vollerwerbslandwirten mil 55 Vd stark ansteigt. Älte- 
ren Betriebsleitern gelingt offenbar die Einkom- 
menskorabinaüon weniger gut als jüngeren. 

Von den erfaßten Nebenerwerbsbetrieben ist der 
größere Teil mit 40®/o zu den Getreidebaubetrieben 
zu zählen. 35 % gehören zu den Hadtfmditbau- und 
25^h zu den Fuüerbaubelrieben. Sonderkullurbe* 
triebe, die vor allem im süd* und südwesldeulsdien 
Raum häufig als Nebenerwerbsbetxiebe Vorkom- 
men, wurden von der Unlersudiung der Forsdiungs- 
geseilschaft nicht erfaßt. 

über die Struktur der ln dieser Untersudiung er- 
faßten Nebenerwerbsbein ebe läßt sich außerdem 
folgendes festste!] en: Der Nutzflächenumfang dieser 
Betriebe Ist mit durchschnittUdi 6*5 ha LF ein wich- 
tiger Faktor der Landbewirtschaftung, über zwei 
Drittel der Betriebe haben einen Nutzflächenumfang 
von über 5 ha LF. Er erhöht sich von den Hackfrucht* 
baubetrieben mit 5,2 ha LF über die Getreidebau- 
betriebe mit 6,0 ha LF zu den Futter baubetrieben 
mit 7,4 ha LF. Im Jahre 1970 wurden in 77 Vo der 
Nebenerwerbsbetriebe MÜdakühe gehalten. Der 
durchschniUlidie MilcJikuhbestand betrug 4,2 Stüde 
(vgL auch Materialband, Tabelle 82). 


UniersüdiungsergebiusEe des Instituts iüi ländÜdie 
StruktmioTBdiungs Fmnkfttri a. M. *} 

47 , Aus den Untersuchungen des Instituts für länd- 
liche Strukturforsdiung in Frankfurt, die im Jahre 
1969/70 durchgeführt wurden und sich auf über 
800 Betriebe in fünf ausgewählten Gemeinden und 
in zwei Agrargebieten (Unterer Sayerisdier Waldr 
Elbe* Weser-Dreieck) erstreckten, sind die im fol- 
genden dargestellten Ergebnisse hervorzuheben 
(vgl dazu Materialband, Tabellen 83 bis 86). 

Für die nebenberufliche Landwirtschaft sind vielfäl- 
tige Betriebsfonnen kennzeichnend, da die Ausrich- 
tung der Betriebe nidit allein durdi wiitsdiafUidie 
und natürlidie Standortbedingungen, sondern auch 
durch persönliche Motive bestimmt wird. Es ist des- 
halb schwierig, diese vielfältigen Betriebsfonnen zu 
homogenen Betriebs gruppen zus am menzu fassen. 

Von ihrer Entwicklung her werden vom Institut für 
ländliche Strukturforschung für die nebenbeniflidie 
Landwirtschaft folgende Belriebsgruppen unterschie- 
dene 

(1) „Traditionelle Kleinbauembelriebe% die seit 
Generationen in Verbindung mit anderen Er- 
werbsquellen bewirtschaftet werden. 

q Sondsraus Wertung von Forsdiungsergebnissen des I«- 
stituts für ländliche Strukturforschung für den Agrar- 
bericht 1972! Untersuduingeu zur Regionalstruklur 
Unterer Bayerisdier Wald und Elbe-Weser-DreiedL, 
Frankfurt a. M. 1971 


(2) Bisher hauptberuflidi bewürtsdiaftete Betriebe, 
die als alleinige Existenzgrundlage kein aus- 
reichendes Einkominen mehr ermöglidhen. Hier 
geht es teilweise um die weiterhin ökonomische 
Nutzung des vorhandenen ProdukÜonskapitals, 
wobei in der Regel eine Extensivierung der Be- 
triebsorganisation unter Anpassung des Arbeits- 
bedarfs an die nebenberuflich verfügbare Zeit 
erfolgt, 

(3) „Moderne Betriebe'*, in denen unter weitge- 
hender Lösung von traditionellen und orts- 
üblichen Bewirtschaftungsmethoden spezielle 
Orgamsaüonsformen entwickelt werden. Hier 
ergeben sich rentable Betriebe, bei denen be- 
achtliche Leistungen erzielt werden, die in Ver- 
bindung mit der a uß erb etriebli dien Erwerbs- 
täügkeit zu günstigen Gesamteinkommen füh- 
ren. 

Im folgenden werden die Ergebnisse von „traditio- 
nellen Kleinbauembetrieben*' und ehemals haupt- 
beruflidi bewirtschafteten Betrieben als regionale 
Durchschnittsergebnisse nebenberuflich bewirtschaf- 
teter Betriebe zusammengefaßt dargesleilt Danadi 
folgen einige Ergebnisse „modern geführter Neben- 
erwerb s b e trieb e " . 


a) Regionale Duichsdinitisergebnisse nebenbeiui- 
}id\ bewirtsdiafteter Betnebe 

48. Die durchschnittliche Flädrenausstattung der er- 
faßten Nebenerwerbsbetriebe beträgt 6,0 ha LF. Im 
Rahmen der Untersuchung in fünf Gemeinden wurde 
in industrienahen Gemeinden mit verstärktem Son- 
derkulluranbau eine landwirtsdiaftlich genutzte 
Fläche von 3,3 ha LF und in Lndu st riefemen Ge- 
meinden mit überwiegend Acker- und Futterbau 
eine Betriebsgröße von 10,6 ha LF festgestellt Diese 
Flächenangaben werden durch die Ergebnisse der 
Regionaiuntersuchungen bestätigt. So beträgt die 
landwirtschaftlich genutzte Fläche der Nebener- 
werbsbetriebe tm Unteren Bayerischen Wald 5,0 ha 
LF und im Elbe- Weser-Drei eck 7,5 ha LF, 

Der Rohertrag ^), der nur aus den Untersuchungen 
Ln 5 Dörfern vorliegt, erreicht im Durdisdmitt 
14 100 DM je Betrieb und 1010 DM je ha LF. In den 
industrienahen Gemeinden liegt der Rohertrag bei 
1 1 480 DM je Betrieb und 3120 DM je ha LK Infolge 
der größeren Flächen ausstattung bei allerdings ge- 
ringerer Produktionsintensität in den Nebenerwerbs- 
hetrieben der industriefemen Gemeinden ergibt sich 
dort ein höherer Rohexlrag je Betrieb (16 400 DM) 
bei einem gleichzeitig wesentlich geringeren Ergeb- 
nis Je ha LF (1540 DM). 

Der Anteil des Betriebseinkommens am Rohertrag 
liegt in den untersuchten Nebenerwerbsbetrieben 
mit 40 über den entspredhenden Anteilen in haupt- 
beruflich bewirtschafteten Test betrieben. Anderer- 
seits ist in den nebenberuflich bewirtschafteten Be- 


1) RgherUag BeUiebsertrag X Bestandsmehrwerle an 
zugekaulten Vorräten X Bestand smlnderwerte an 
selbs* , zeugten Vorräten und an Vieh. 
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Lrieben das Be triebse inkommen je 1000 DM Aktiv- 
kapital mit 123 DM geringer als in den. laodvsrlTt- 
sdiaftlidien Teslbelriebexi unter 20 ha LN mit 
148 DM“). Die Ursachen dafür sind in der geringe- 
ren Produküons- und der größeren Arbeilsinlensität 
der nebenberuflichen Landwirtschaft zu suchen (vgL 
folgende Aufstellung), 



Neben- 
beruflidx 
bewirt- 
sdiaflete , 
Betriebe 

Haupt- 
beruflich 
bewirt- 
sdialtele 
Testbetriebe 
über der 
Grenze nach 
g 4 LwG 
unter 20 ha 
LN 


1969/70 

Mosdimenkapital 
DM/ha LF 

1 606 

l 535 

Viehbesatz 

GV/lOO ha LF 

86 

133 

Handels dünger- 
aufwand 

DM/ha LF 

137 

182 

Rohertrag 

DM/ha LF 

1 910 

3 520') 

Zukäufe landwirt- 
schafUidier Herkunft 
DM/ha LF 

202 

917 

bereinigter Rohertrag 
DM/ha LF 

1 708 

2 603 ') 

Betriebseinkonunen 
DM/ha LF 

762 

1 296 

Anteil des Betiiebsein- 
kommens am Rohertrag 
% 

40 

37 s) 


BetriebserUag hzw. bereinigter Betriebsertrag 


Der bereinigte Rohertrag lag 1909/70 in den unter- 
suchten Betrieben mit 1708 DM je ha LF wesentlich 
unter dem Ergebnis der Vergleidhsgmppe. Der 
Anteil der tierisdien Erzeugnisse am Rohertrag be- 
trug in der nebenberuflichen Landwirtschaft 60 Vü, 
in der Vergleichsgruppe 72 Vo, 

Nach den Ergebnissen dieser Untersucimng tragen 
die nebenberuflichen Landwirte insofern zur Ent- 
lastung der Agrarmärkte bei, als sie die Flächen 
ihrer Betriebe weniger intensiv nutzen als die haupt- 
beruflichen Landwirte. 

Die Untersudiungen des Instituts für ländliche Slruk- 
turforsdiung in zwei agrarisch bestimmten Gebie- 


vgl. Agrarberldit 1971, Malerialbaud S. 190 ff. 


ten ergeben folgende Einkommen in diesen 689 
nebenberuflich bewirtsdiaftelen Betrieben: 


1 

Unterer 

Bayerischer 

Wald 

Elbe- 

Weser- 

Dreieck 

Zahl der untersudUen 
Betriebe * . . 

408 

281 

Landwirtschaftliches 
Reineinkommen *), 
DM/Betrieb 

5 800 

6 500 

Außerbetriebliches Ein- 
kommen, DM/FamiUe 

13 000 

16 700 

Gesamteinkommen der 
Familie, DM/Familie 

18 800 

23 200 


g elnsdüleBlidi Mletwert der Wühnung 


In beiden Gebieten tragt die ne benbemf liehe Land- 
wirtsdiaft erheblich zur Verbesserung der sozialen 
Lage bei? das außerbetriebliche Binkommen der 
Famiiien wird um durchschnitUidi rd. 6000 DM*) 
auf gestockt. 

öj Ergebnisse „moderner nebenberuilidi bewlrt- 
schalteter &e triebe* 

49. Moderne nebenberuflich bewirtschaftete Be- 
triebe sind als Einzelbetriebe in verschiedenen Ge- 
bieten vom Institut für ländliche Strukturforschung 
untersucht worden. Sie sind jedoeb weder für die 
Bundesrepublik nodi für bestimmte Regionen reprä- 
sentativ und dürfen nur als Beispiele betrachtet w'er- 
den. Aus dem vorliegenden Unter sudiungsmaterial 
sind folgende Feststellungen möglich (vgl. Über- 
sicht 15). 

— Die große Streubreite aller betriebs wirtschaft- 
lichen Kennziffern deutet darauf hin, daß unter 
Abkehr von traditionellen Wirtschaftsmethoden 
spezielle Betriebst’^T^en weitgehend nach ökono- 
mischen Grundsätzen entwickelt wurden. 

— * Die Betriebsgrößen reichen von 0,3 bis über 
100 ha LF, die Roherträge je Betrieb bewegen 
sich zwisdien 3500 und 116 000 DM. 

— Die HächenproduktiviLät ist sehr imtersciued- 
Udi. Im Weinbau werden bereinigte Roherträge 
von über 12 000 DM/'ha LF erreicht. Auf der an- 
deren Seite weisen vor allem die größeren Fut- 
terbaubetriebe Werte von nur rd. 250 DM/ha LF 
auf* Hier zeichnen sich moderne Typen einer 
Londbewirtsdraftung mit geringer Agrarproduk- 
tion ab. 

— Viele dieser Nebenerwerbslandwirte erreichen 
im Hauptberuf relativ hohe Einkommen, die bis 
zu 44 000 DM reichen. 

— Für die Struktur der Einkorn mens bei träge aus 
dem landwirtschaftlichen Betrieb und aus der 


einsdiließiidi Mietwert der Wohnung 
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Slreubrelten wldiliger Betriebskennziffern 
,, moderner nebcnberuflidi bewirtsdiafteter Betriebe“ 


Kennziffer 

Einheit 

Werte 

Famlliengröße 

Personen/Betrieb 

2 bis 9 

Mithelfende Personen 

Personen/Betrieb 

1 bis 5 

landwirtschaftlich genutzte Fläche 

haLF 

0,3 bis 100 

Arbeitsaufwand — + . . . 

Voll-AK/Betrieb 

0,1 bis 2,5 

Aklivkapital 

1 000 DM/Betrieb 

0,7 bis 2 10,6 

Viehbesatz 

GV/JOOhaLF 

37 bis 248 

Rohertrag - 

1 000 DM/Belrieb 

3,5 bis H6,0 

Zukäufe landwirtschaftlicher Herkunft 

Vö des Rohertrags 

2 bis 68 

bereinigter Rohertrag ^ 

DVL'ha LF 

252 bis 12 732 

Betriebseinkommen — 

1 000 DM/Betrieb 

2,0 bis 62,5 

Be trieb seinkommen ...... 

I 000 DM/ AK ' 

4,8 bis 83,5 

Arbeitseinkommen 

1 000 DM/ AK 

2,3 bis 77,0 

landwirtschaftlidies Reineinkommen 

1 000 DM/Betrieb 

2,4 bis 54|8 

auflerbetTiebliches Erwerbseinkommen 

1 000 DM/Familie 

6,6 bis 44,0 

Gesamteinkommen 

1 000 DM/FamiUe 

17,6 bis 98,1 

Anteil des landwirtschaftlichen Reineinkommens am 



Gesamteinkommen 

«/« 

4 bis 79 


Rohertrag — Betriebs ertrag X Bestandsmehrwerte an zugekauften Vorräten X Bestandsmlnderwerte an selbst- 
erzeugten Vorräten und an Vieh Quelle : Institut für iändlidie Strukturforsthungj Frankiurt a. M, 


hauplbeniflldien Erwerbstätigkeit ergeben sidi 
große Unlersdiiede, So liegt der Beitrag des 
iandwirlsdiaftlidaen Reineinkommens znm Ge- 
sämteinkommen bei den untersuditeii Betrieben 
zwischen 4 und 79 ®/o, Höhe und Struktur des Ge- 
samteinkommens sind in diesen Betrieben weni- 
ger eine Funktion der Betriebsgröße und alter- 
nativer Erwerbsmöglidikeiten — wie im Bereidi 
der traditionellen Nebenerwerbslandwirtschaft 
— als vielmehr das Ergebnis besonderer unter- 
nehmerischer Leisttingen. 

Neue Möglichkeiten eröifnen sich für die nebenbe- 
rufliche LandwLrlsdiail im Rahmea der überbetrieb- 
lichen Zusammenarbeit, Versuche haben gezeigt, 
daß die nebenberuflidie Landbewirtsdiaftung im Ex- 
tremfalle auch weitgehend ohne eigenes Inventar 
im Rahmen der üb erbe trieb Udien Zusammenarbeit 
und durdi den Einsatz von Lohnuntemehmern be- 
trieben werden kann. 


3.2 Ziele 

50. Das Ziel der Einkommenspoliük der Bundes- 
regierung ist in der Regierungserklärung vom Okto- 
ber 1969 festgelegt* Dort heißt es: 

^Die vorzeitige Veiwirklichuiig des Gemeinsamen 
Agrarmarktes hat die internen Anpassungspro- 
b lerne der deutschen Landwirtsdbaft wesentlich 
verschärft Wir halten es deshalb für unausweich- 
Uchr der Landwirtsdiaft bei der Überwindung ih- 
rer Schwierigkeiten zu helfen. Sie soll sich zu 
einem gleichrangigen Teil unserer modernen 
Volkswirtschaft entwickeln, der an der allgemei- 
nen Einkommens- und Wohlstandsenlwicklung in 
vollem Umfange teilnimmt “ 

Dies bedeutet eine klare Zusage der Bundesregie- 
rung, der Landwirtschaft bei der Überwindung der 
bestehenden Schwierigkeiten durch weitere staat- 
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liehe Maßnahmen, insbesondere zur Förderung der 
untemehmerisdien Inilialiven, zu helfen, ohne je- 
doch die Landwirtschaft aus ihrer eigenen Verant- 
wortung zu entlassen. 

51. Für direkte einkommenswirksame Maßnahmen 
unterscheidet die Bundesregierung entwicklungs- 
fähige und nichtentwicklungsfähige Betriebe. In dem 
seit dem I. Juli 1971 angewendeten Einzelbetrieb- 
lichen Förderungsprogramm wurde das Einkommens- 
ziel für die entwicklungsfähigen landwirtschaftlichen 
Betriebe festgelegt. Betriebe, die an der einzelbe- 
trieblichen Investitionsförderung leilnehmen wol- 
len, müssen nach diesem Programm nachweisen, daß 
sie nach einem Entwicklungszeitraum von vier bis 
sechs Jahren ein bestimmtes Mindesteinkommen 
erwirtschaften können. 

Den Inhabern nichtentwicklungsfähiger landwirt- 
schaftlicher Betriebe sollen nach den Zielvorstellun- 
gen der Bundesregierung auch weiterhin, vor allem 
durch Schaffung außerlandwirtschaftlicher Arbeits- 
plätze, Einkommensalternativen außerhalb der Land- 
wirtschaft geboten werden. Dabei bleibt es dem Ein- 
zelnen überlassen, ob er die gebotenen Chancen 
in Form einer Einkommenskombination oder durch 
eine ausschließlich nichtlandwirtschaftliche Tätigkeit 
nutzt. 

52. Zu den erklärten Zielen der Bundesregierung 
gehört es, auch Einkommenseinbußen der Landwirt- 
schaft zu verhindern, die durch de-jure-Aufwertun- 
gen der Deutschen Mark auf Grund der besonderen 
Bindung wichtiger Agrarpreise an die Europäische 
Rechnungseinheit (RE) entstehen würden. 

53. Bei einer Würdigung der einkommenspoliti- 
schen Ziele und Maßnahmen darf nicht übersehen 
werden, daß die Bundesregierung nicht nur mit den 
im Abschnitt 3.3 dargelegten Maßnahmen, sondern 
vor allem auch mit Hilfe der Markt- und Preispoli- 
tik, der Struktur-, der Sozial- und Steuerpolitik 
einkommenspolitische Ziele verfolgt. 


3.3 Maßnahmen 


3.31 Einkommenswirksamkeit cier verschiedenen 
agrarpolitischen Maßnahmen 

54. In der Markt- und Preispolitik ist der einkom- 
menspolitische Bezug am deutlichsten: Änderungen 
der Produkt- und Produktionsmittelpreise beeinflus- 
sen das Einkommen entscheidend. Der Preispolitik 
kommt deshalb im agrarpolitischen Raum eine wich- 
tige Stellung zu. Die Bundesregierung hat sich bei 
den Preisverhandlungen im EG-Ministerrat stets 
darum bemüht, den verfügbaren preispolitischen 
Handlungsspielraum auszuschöpfen. Diesen Bemü- 
hungen sind jedoch wegen zu großer Produktions- 
kapazitäten bei wichtigen Agrarprodukten (vgl. 
S, 51 ff.) sowie auf Grund der unterschiedliclien 
Interessenlage der EG-Mitgliedstaaten enge Grenzen 


gesetzt. Auch die Auswirkungen auf den Drittland- 
Handel sind bei den Preisbeschlüssen des Rates von 
Bedeutung. Erst durdi den Abbau erheblicher An- 
gebotsüberhänge auf verschiedenen Agrarmärkten 
durch verschiedene produktionshemmende und ab- 
satzfördemde Maßnahmen konnten die Vorausset- 
zungen für Preisanhebungen geschaffen werden. 
Von erheblicher einkommenspoütischer Bedeutung 
sind die Ausgaben für die MarkLstützung, weil sie 
auf wichtigen Agrarmärkten die Voraussetzung da- 
für bilden, daß eine Preisuntergrenze nicht unter- 
schritten wird. 

55. Die Strukturpolitik hat in der Regel erst mittel- 
oder längerfristig einen einkommenswirksamen 
Effekt. Die einzelbetriebliche Investiüonsförderung 
zielt darauf ab, dem einzelnen Betrieb Investitionen 
zu erleichtern, die zu Einkommenssteigerungen füh- 
ren sollen. 

überbetriebliche Strukturmaßnahmen wie Wege- 
bau, wasserwirtschaftliche Maßnahmen, Flurbereini- 
gung u. a. sind neben ihrer außerlandwirtschaftlichen 
Zielsetzung auf wirksame Verbesserungen der all- 
gemeinen Produktionsvoraussetzungen ausgerichtet. 
Sie sind wesentliche Voraussetzungen für den effi- 
zienten Einsatz von Produktionsfaktoren in der 
Landwirtschaft. 

56. In der Sozialpolitik ist den Maßnahmen, die die 
Mobilität der Produktionsfaktoren erhöhen, eine 
zweifache Einkommenswirksamkeil zuzuschreiben. 
Sie verbessern in der Regel dos Einkommen der 
Ausscheidenden als auch indirekt das der in der 
Landwirtschaft Verbleibenden. Landabgaberente, 
Zuschüsse zur Nachentriditung von Beiträgen zur 
gesetzlichen Rentenversicherung und Umschulungs- 
beihilfen sind geldliche Leistungen, die entweder 
das Einkomm ensniveau in Form von Sozialeinkom- 
men heben oder den Empfänger in die Lage ver- 
setzen, über eine außerlandwirtschaftliche Tätigkeit 
ein höheres Einkommen zu erzielen. 

Für die in der Landwirtschaft Verbleibenden ver- 
bessern sich die Einkommenschancen, weil der Ein- 
kommensbetrag sich auf weniger Erwerbstätige ver- 
teilt. Die Beihilfen des Bundes zur Altershilfe und 
zur Unfallversicherung sind insofern einkommens- 
wirksam, als ohne diese Beihilfen die von den Land- 
wirten aufzubringenden Beiträge erheblich höher 
liegen würden und das verfügbare Einkommen ent- 
sprechend reduziert werden würde. 


3.32 Direkte Maßnahmen 
3.32.1 Aufwertungsausgleich 

57. Der Aufwertungsausgleich für die deutsche 
Landwirtschaft wurde im Jahre 1971 auf der Grund- 
lage der Verordnung Nr. 2464/69 des Rates der EG 
und den dazu erlassenen nationalen gesetzlichen 

Zum Problem Redmuugseinheit und Währungsinlegia- 
tion vgl. auch Agrarbericht 1971 der Bundesregierung, 
Drudesaefae V1/I800, S. 89 IL und Ziffer 89 f. dieses 
Berichts. 
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Bestimmungen fortgefiihrt. Die An sgl e ich sbe träge 
wurden — differenziert nadi vier Gruppen der Bo- 
dennutzung — für 1971 in der gleichen Hohe wie 
1970 festgesetzt (Gruppe f: ?3DM/hai Ih l09j50DM/ 
hai lll! 192,50 DM/har IV; 730 DM/ha). 

Die Ausgleichszahlungen konnten wie im vergan* 
genen Jahr reibungslos abgewickelt werden. Bis 
zum 31. Dezember 1971 wurden an 833 000 Betriebe 
insgesamt 917,82 Millionen DM ausgezahlt. 

Neben diesem Direktausgleidi erhielt 1971 die Land- 
wirtsdiaft auch den Teiiausgleich über die Mehr- 
wertsteuer. der auf insgesamt 780 MilL DM ge- 
sdiälzt Wird, Demnach wurden auch 1971 die rech- 
nerisdien Auf wer lungs Verluste der Landwirtschaft 
auf Grund der Aufwertung 1969 in Höhe von insge- 
samt 1»? Mrd. DM voll ausgeglichen. Die Bundes- 
regierung hat damit ihre in der Regierungserklärung 
gemaciite Zusage erfüllt, daß die Einkorn mens Ver- 
luste der Landwirtschaft, die sidi aus dem beson- 
deren Zusammenhang zwischen der Europäi sehen 
Redmungseinheit {RE) und den nationalen Agrar- 
preisen bei einer Aufwertung der Deutschen Mark 
ergeben, ausgeglichen werden -}* 

Für das Jahr 1972 wurden für den Aufwertungsaus- 
gleich insgesamt 920 Mill. DM in den Haushalt ein- 
geslellt, davon 810 MilL DM für den unmittelbaren 
Ausgleich. Die auf der Degression der Milfinanzie- 
nmg durch die Gemeinschaft beruhende Kürzung 
des Direktausgleichs um 110 Millionen DM wird 
1972 durch entsprechend höhere nationale Ansätze 
für sozialpolitische Maßnahmen ausgeglidien {vgL 
Kap, 16, S, 122). 


3.32.2 Ltquldltitshlife und zusätzliche Zinsverbilligung 

58. Im April 1971 wurden auf Grund der beson- 
deren wirtschaftlichen Schwierigkeiten der Land- 
wirtschaft und 2 nir Verbesserung ihrer Einkommens- 
lage aus Einsparungen bei den Marklordnungsaus- 
gaben zusätzlich insgesamt 480 Millionen DM be- 
reitgestellL Im einzelnen wurde dieser Betrag wie 
folgt auf ge teilt: 

Millionen 

DM 


- — als direkte Liguiditätshilfe 302 

— für eine zusätzliche Zinsverbilligung für 

die Jahre 1970 und 1971 ............ 108 

— für die Anpassung der Forderung bau- 

licher Maßnahmen nach den verbesser- 
ten Bedingungen des neuen Fördenmgs- 
programms 50 

— zur Abdeckung eines Defizits bei den 

landwirtschaftlichen AUerskassen 20 


Die direkte LiquiditätshiUe Ln Höhe von 302 Mil- 
lionen DM wurde in der Form eines Sockelbe- 
trages von 100 DM je Betrieb und eines Zusdilags in 
Höhe von 23 auf den je Betrieb gewährten Auf- 
werlungsausgleidi 1971 ausgezahlt. Sie soUle vor- 


*) zum Grenzausgleichssysteiii vgl. Ziffer 69 L 


nehmlidi der BeiLragsenllastung bei der Altershilfe 
und bei der Unfallversicherung dienen. 

Die zusätzlidie Zinsverbiliigung, für die insgesamt 
106 Millionen DM bereitgestellt wurden, bezog sich 
auf folgende Maßnahmen: 

— Bereits aus Bundesmitteln zins verbilligte Kre- 
dite zur Besitzfestigung (Land auf Stockung. Erb- 
abfindung, Aussiedlung, Paditmaßnahmen) und 
zur Verbesserung der WirtsdiafLIidikeit land- 
wirLsdiaitlidier Betriebe (Hofkredite) wurden für 
die Jahre 1970 und 1971 um je 1 Vo stärker ver- 
billigt. Hiervon wurden ca, 330 000 Darlehen 
mit einem Gesamtbetrag von mehr als 5 Mrd. 
DM begünstigt. 

— Über die zusätzliche Verbilligung um l hin- 
aus wurden Obstbaubetriebe mit einer intensiv 
genutzten Anbauflädie von 3 ha und mehr we- 
gen ihrer besonders ungünstigen Ertragslage 
von jeglicher Zinslast bei zinsverbilligten Dar- 
lehen freigesleüt, 

■ — Die Be triebsauf gäbe wurde Landwirten dadurch 
erleichtert, daß bei vorzeitiger Ablösung zins- 
verbiiligter Darlehen die Summe der ursprüng- 
lich verbind llth zugesagten Zinszusdiüsse für 
die restliche Darlehenslaufzeit zuzüglich eines 
Bonus von 25 Vo ausgezahlt wurden. 


3.32.3 Verbilligung von Dleselkraftsfoff 

59. Der Landwirtschaft wird der verbilligte Bezug 
von Dieselkraftstoff nach dem „ Gasöl- Verwendungs- 
geselz — Landwirtschaft" über einen in drei Jahres- 
raten gewährten Vorschuß ermöglicht, um insbe- 
sondere WetlbewerbsnadiLeile der deutschen Land- 
wirtschaft innerhalb der EWG bei den Treibstoff- 
kosten auszugleidien. Der VerbiJligungssatz betrug 
1971 32,15 Pf/1 verbrauchten Gasöls. 

Bei Inkrafttreten der in Vorbereitung befindlichen 
Mineralölsteuererhöhung um 4 Pf/t wird die Gasöl- 
veibilJigung um den gleichen Betrag heraufgesetzL 
um die Weltbewerbsposition der deutschen Land- 
wirte gegenüber den EG-Partnern nicht zu ver- 
schlechtern, Die hierfür erforderlichen zusätzlichen 
Mittel sind in den Bundeshaushalt eingeslelltr so 
daß für 1972 insgesamt 478 Millionen DM für die 
GasölverbilUgung zur Verfügung stehen. 

Das Verbilligungsverfdhren soll für die Zukunft 
vereinfacht werden. 


3.32.4 Sonstige direkte Maßnahmen 

60. Um die Betriebe der Obst- und Gemüsevrirt- 
sdiaft von dem Kostenanstieg teilw^eise zu entlasten, 
wurden von der Bundesregiemng 1971 25 Millionen 
DM für den Sozi albe re ich zur Verfügung gestellt. 

Die IniLiativen der Eier- und Geflügel Wirtschaft zur 
Bildung von Stabilisierungsfonds wurden dadurch 
unterstützt, daß 17 Millionen DM als Starthilf edar- 
lehen vergeben wurden. Aufgabe des Fonds soll es 
sein, durch Beeinflussung des Bruteierangebots das 
Marktangebot von Eiern und Geflügel zu regulieren. 
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61. Die Erzeugnisse der Landwirtschaft gelangen in | 
steigendem Maße über Unternehmen der Be- und 
Verarbeitung sowie des Handels an die Verbrau- 
cher. Deshalb wird neben der Situation auf den Er- 
zeugermärkten das Ernahrungsgewerbe dargestellt. 
Darüber hinaus werden die landwirtschaftlichen Be- 
zugsmärkte behandelt, die auf die Entwicklung der 
Aufwandsseite in der Landwirtschaft einen zuneh- 
menden Einfluß haben. Damit erfaßt der Agrarbe- 
ridit das gesamte „Agribusiness". Wie im vergange- 
nen Jahr ist der frühere ^Bericht der Bundesregie- 
rung über die Auswirkungen der EWG-Marktorgani- 
sationen auf dem Agrargebiet** Bestandteil des 
Agrarberichtes. 


4.1 Absatzmärkte 

4.11 Analyse der bisherigen und 
voraussichtlichen Entwicklung 

62. Der gemeinsame Agrarmarkt steht im Zeichen 
einer Agrarproduktion, die in Teilbereichen scimel- 
ler zunimmt als der Verbrauch. Ursache für die rasch 
steigende Erzeugung ist die vermehrte und schnelle 
Anwendung des te^nisdien Fortschritts sowie eine 
unzureichende Anpassung des Faktoreinsatzes, be- 
sonders der Arbeitskräfte, an diese Entwicklung. 
Demgegenüber steigt die Nachfrage nach Nahrungs- 
mitteln bedingt durch ein verhältnismäßig geringes 
Bevölkerungswachstura sowie — bei steigenden Ein- 
kommen — durch abnehmende Einkommenselaslizi- 
läten der Nachfrage nur noch langsam. Für die kom- 
menden Jahre kann in der EWG mit einer jähr- 
lichen Nachfragesteigerung nach Nahrungsmitteln in 
Höhe von schätzungsweise 1,5 ®/o gerechnet werden. 
Für die Bundesrepublik Deutschland wird die jähr- 
liche Nachfragesteigerung nach Nahrungsmitteln bis 
1980 auf etwa 1 ®/o geschätzt. 

4.11.1 Märkte der einzelnen Erzeugnisse 

4.11.11 Getreide 

63. Im vergangenen Jahrzehnt’) stieg die Getreide- 
produktion in der Bundesrepublik Deutschland um 

Die Darstellung der Märkte kann sich hier nur auf die 
mchtigsten Entwicklungen beschränken. Zur tieferen 
Information über die kurzfristige Marktentwickliing 
wird auf die Ausarbeitung des Instituts für landwirt- 
schaftliche Marktforschung Braunsdiweig-VÖlkenrode 
verwiesen, vgl. Agrarwirtschatl Heft 12 (1971). Eine 
detaillierte Übersicht über die voraussichtliche Ent- 
wicklung der Agrarmärkte in der Bundesrepublik bis 
1980 vermitteln R. Plate u. G. Neidlinger, a. a. O. 

*) Die Erzeugerpreise im Wirtschaftsjahr 1970/71 bei den 
landwirtschaftlichen Produkten sind Lm Zusammenhang 
mit dem auf die einzelnen Erzeugnisse entfallenden 
Anteil am DM-Aufwertungsausgleidh zu sehen. Der 


durchschnittlich 2,6 "/o pro Jahr, in der EV\/^G sogar 
um 2,9 ^ 0 . Da der Getreideverbrauch in der Bundes- 
republik stärker zunahm als die Erzeugung, ging 
hier der Selbstversorgiingsgrad von 79 ®/o auf 76 Vo 
zurück. In der EWG insgesamt hat sich hingegen der 
Selbstversorgungsgrad von 85 Va auf 90 ®/o erhöht. 
Bei Weichweizen und auch bei Gerste traten sogar 
in zunehmendem Maße Überschüsse auf; der Zu- 
schuß der EWG an Getreide insgesamt hat sich im 
letzten Jahrzehnt ’) von 9,4 Millionen t auf rd. 
7 Millionen t verringert. 

Im Wirtschaftsjahr 1970/71 fiel die Getreideernte in 
der Bundesrepublik mit 17,3 Millionen t und auch in 
der EWG mit 67 Millionen t gemessen an den Ern- 
ten 1968 und 1969 witterungsbedingt niedriger aus. 
Der damit verbundene höhere Zuschuß hatte in allen 
Mitgliedsländern steigende Preise zur Folge; die 
Marktpreise lagen durchweg — teilweise sogar be- 
trächtlich — über den Intervenllonspreisen. Dennoch 
waren die Getreidepreise in der Bundesrepublik 
niedriger als im Jahr zuvor, da die Interventions- 
preise um den Aufwertungssatz der DM gesenkt 
worden waren (vgl. Fußnote 2 , S. 100). 

64. In der Bundesrepublik wie auch in der EWG 
wurden 1971 mit 20,9 und 77 Millionen t die bis- 
her höchsten Getreideernten eingebrachl, die vor 
allem auf höheren Flächenertiägen und nur zu einem 
geringeren Teil auf einer Ausweitung des Anbaues 
beruhten. Diese Emtemenge verursachte gleich zu 
Beginn des Wirtschaftsjahres vor allem in der Bun- 
desrepublik einen erheblichen Preisdruck, so daß 
die Marktpreise — mit Ausnahme von Braugerste — 
auf das Intervenlionspreisniveau zurückgingen. 
Nachdem in den folgenden Monaten eine Entlastung 

mehrwertsteuerliche Teil des Aufwertungsausgleichs 
besteht in einer Anhebung des Mehrwertsteuersatzes 
für Landwirte um 3 ®/o, die nicht an das Finanzamt 
abzuführen sind, sondern dem Landwirt als Einkom- 
menshestandtell verbleiben. In den Erzeugerpreisen ist 
nicht der aus Haushaltsmitteln bereiigeslellte Teil des 
Aufwertungsausgleichs (sog. Direktausgleich) ent- 
halten. der nach Maßgabe der landwirtschaftlich 
genutzten Räche gewährt wird. Im Jahr 1971 gal- 
ten folgende Aiisgleichsbeträge Je ha: Gruppe 1 (lm 
wesentlichen Getreide und Grünland): 73 DM, Gruppe 2 
(Zuckerrüben, Futteirüben. Kartoffeln, Ölfrüchte): 
109,50 DM. Gnippe 3 (Obst und Gemüse im Freiland. 
Hopfen, Tabak, Rebflächen im Ertrag): 182,50 DM, 
Gruppe 4 (Unlerglaskulturen): 730 DM. 

Zur Verbesserung der Liquidität landwirtschaftlicher 
Betriebe durdi Kostenenllastung wurde an die Emp- 
fänger des Aufwerlungsausglelchs im HJ 1971 außer- 
dem eine einmalige Zahlung geleistet in Form eines 
Sockelbetrages von 100 DM je Betrieb und eines Zu- 
schlags von 23®/o auf den Direktausgleich j die Liejuidi- 
tälshilfe wurde ln der Einkommensrechnung dem Wirt- 
schaftsjahr 1970/71 zugeordnet. 

*) Durchschnitt 1968/69 bis 1970/71 gegenüber 1958/59 bis 
1960/61. 
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des Marktes auf Grund höherer Exporterstattungen 
sowie durch IntervenUonen eintrat, süegen die Markt- 
preise selbst für Weizen leidiL über die Interven- 
tionspreise. Trotz Anhebung des Interventiompreis* 
niveaus ab L August 1971 durch die Preisbesdilüsse 
des EG-Ministerrates vom Mäiz 1971 lagen auf 
Grund der Marktlage die Erzeugerpreise für Ge- 
treide in der Bundesrepublik im Durdisdmitt der er- 
sten fünf Monate etwas unter denen des Vorjahres- 
Von der Interventionsstelle in der Bundesrepublik 
mußten schon in den ersten Wochen des Wirtsdhafts- 
jatires 1971/72 vor allem erhebliche Mengen Win- 
tergerste und Weizen übernommen werden^, da 
die Preisrelation zwischen FuLterg erste und Weizen 
einerseits und Mais andererseits noch nicht den 
ökonomischen Verhältnissen angepaßt ist In der 
EWG insgesamt belauft sich 1971/72 der voraussicht- 
liche übersdiüß an Weich weizen auf 8 Millionen t 
(unter Berüdcsichtigung der notwendigen Einfuhr 
von Qualilätsweidhweizen sogar auf id. 10 Millio- 
nen t) und an Gerste auf über 2 Millionen t Es ist 
damit zu rechnen* daü vom überschüssigen Weizen 
wie im Vorjahr etwa 4 Millionen t denaturiert 
werden. Daneben werden wahrsdieinlich größere 
Mengen als ira Vorjahr mit Hilfe von Exporterstal- 
tungen in Drittländer ausgeführt. 

4.1t12 Zuck«r 

65 . Die Zuckerproduktion nahm im vergangenen 
Jahrzehnt sowohl in der Bundesrepublik Deutsch- 
land als auch in der EWG insgesamt (einsdiließUch 
überseeische französische Departements} um durch- 
sdmittlich 2*5 pro Jahr zu^ Die Ursache für diese 
Steigerung lag in erster Linie in den zunehmenden 
Hekta rer trägen für Zudcerrüben* 

Die Bundesrepublik kann ihren Zuckerbedarf für 
Nahrungszwedce ln der Regel nicht voll aus eigener 
Erzeugung decken. Der erforderliche Zuschuß ver- 
mindert sich jedoch tendenzielL Die EWG Insgesamt 
weist einen beträchtlichen UbersdiuB auf* der im 
letzten Jahrzehnt zugenommen hat 

Im WirUchaflsjahr 1970/71 erreichte die Zucker- 
produktion in der Bundesrepublik wie schon 1969/ 
70 und 1967/68 die sehr hohe Menge von 1,9 Millio- 
nen t. Insbesondere diirdi die hohe Steinobst-, 
Beeren- und Weinmostemte stieg der Zuckerabsatz 
für Verarbeitungszwecke außergewöhnlich stark ani 
so daß 1970/71 insgesamt 2*1 MiUionen t Nahrungs- 
Zucker (einschließlich Weißzucker wen eingeführler 
zuckerhaltiger Erzeugnisse) verbraucht wurden. Der 
Zuschuß für Kahrungszwecke war dadurch größer 
als in den letzten Jahren, fn der EWG insgesamt fiel 
1970/71 die Zuckerproduktion mit 7 Millionen t um 
6^0 kleiner aus als die bisher höchste Ernte 1969/70. 
Bei einem Nahrungsverbraudi in der EWG von 
6,3 Millionen t belief sidi der Überschuß auf 0,7 Mil- 
lionen t (Vorjahr: 1,3 Millionen t), Infolge der gün- 
stigen Absatzbedingungen auf dem Weltmarkt 
konnte ab Herbst 1970 die Gewährung von Dena- 
turierungsprämien ausgesetzt werden. Auf Grund 
der bis dahin ausgestellten Denatuxiemngsbescheide 

1) Durdisdmitt 1968/69 bis 1970/71 gegenüber 1958/59 bb 
1960/61. 


wurden in der EWG 1970/71 lediglich 0,2 Millio- 
nen i Zucker denaturiert (Vorjahr: 0*3 Millionen t). 
Der überwiegende Teil der Überschüsse wurde mit 
Hilfe von Erstattungen exportiert* die wegen der 
gestiegenen Weltmarktpreise beträchtlich niedriger 
als in den Vorjahren waren. 

Die Landwirte in der Bundesrepublik erlösten je 
100 kg Zuckerrüben 1970/71 auf der Basis des durch 
die DM- Aufwertung um 8*.5^/o gesenkten Mindest- 
preises und bei niedrigerem Zuckergehdlt einschließ- 
lich Mehrwertsteuer und Aufwertungsteilausgleich 
über die Mehrwertsteuer 6,86 DM gegenüber 7,42 
DM im Vorjahr (vgl. Fußnote 2, S, 51). 

66 . Im Wirtschaftsjahr 1971/72 wurden in der Bun- 
desrepublik und auch in der EWG insgesamt sehr 
gute Zuckerrübenemten eingebracht, so daß 1971/72 
eine entsprechend hohe Produktion an Zucker zu er- 
warten ist und zwar von 2,15 Millionen t in der 
Bundesrepublik und 8.1 Millionen t in der EWG. 
Der Ubersdiuß der EWG wird sich voraus sidith'di 
auf ca. 1.6 Millionen t erhöhen. Davon entfallen rd. 
0,4 Miilionen t auf Mengen* die in Frankreich und 
den Niederlanden über die Höchstquote hinaus er- 
zeugt wurden und voll auf Kosten der Erzeuger auf 
dem Weltmarkt abgesetzl werden müssen. 

Wie bei Getreide so wird auch bei Zucker die im 
Vorjahr an dieser Stelle im Agrarberidil veröffent- 
lldile langfristige Projektion durch die neuesten 
Ernteergebnisse tendenziell bestätigt. Bel unter- 
stellter unveränderter Anbaufläche wird die Zucker- 
produktion allein auf Grund steigender Hektar- 
erträge kräftig zunehmen, wenn nidit auf eine Ein- 
schränkung des Anbaues hingewirkt wird. Bei weiter 
cur leicht steigender Nachfrage wird sidr langfristig 
die Uberschuß Situation kaum verändern. 


4.11.13 Milch und MllcherzöugnJsi« 

67* Nachdem der seit Mitte der sechziger Jahre zu 
beobachtende Anstieg des Mil chkuhbe Standes in der 
EWG 1969 zum Stillstand gekommen war, hat 1970 
ein Rückgang eingesetzt* der absolut und prozentual 
in der Bundesrepublik Deutschland am ausgepräg- 
testen war. Nur in den Niederlanden und in Luxem- 
burg erfolgten geringe Aufstockungen. Ende 1970 
gab es in der EWG mit rd. 21,8 Millionen Kühen 
415 000 oder etwa 2 Vo weniger als ein Jahr 
zuvor. Die Einschränkung der Bestände ging da- 
mit erheblidi über die Zahl der Kühe hinaus, die 
im Rahmen der prämienbegünstigten Aktion abge- 
schlachtet wurden. Entsprechend hat sich auch in 
der Milcherzeugung und in der Mildilieferung an die 
Molkereien ab 1969 die bis dahin steigende Ten- 
denz umgekehrt und 1970 der Rückgang gegenüber 
dem Vorjahr fortgesetzt. Dennoch übertraf in der 
EWG die Milcherzeugung den Verbrauch immer 
nodb um über 3 Millionen t Vollmilch wert. Nach 
vorläufigen Unterlagen für das Kalenderjahr 1971 
kann damit gerechnet werden, daß die Milchanliefe- 
rung — infolge der Zunahmen in Frankreich und in 
den Niederlanden — das Vorjahiesniveau zumindest 
wieder erreicht 
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Die knappe Versorgung des Weltmarktes mit Butter 
und Magermildipulver im zweiten Halbjahr 1970 
und vor allem auch im ersten Halbjahr 1971 hat mit 
Hilfe von Erstattungen eine starke Zunahme der 
Ausfuhren der Gemeinsdiaft ermöglicht. Dadurch 
nahmen die Interventionsbestände an Butter und 
Magermilchpulver in der EWG, die am 1. Juli 1970 
285 000 t Butler und 210 000 I Magermilchpulver 
betragen hatten, ab. Sie beliefen sich am 30. Juni 
1971 auf 117 000 t Butter (Intervenlionsstellen: rd. 
15 000 t; mit öffentlichen Zuschüssen privat gela- 
gerte Butterraengen: rd. 102000 l) und auf rd. 41 000 t 
Magermilchpulver, Ende 1971 waren bei den Inter- 
ventionsstellen 22 500 t Butter und 22 500 t Mager- 
milchpulver gelagert. Die privat gelagerten Inter- 
ventionsmengen an Butter betrugen 83 200 t. 

68. In der Bundesrepublik führte im Wirtschafts- 
jahr 1970/71 der Abbau des Kulibestandes zu einem 
Rückgang der Milcherzeugung um 3,1 V« auf rd. 21,5 
Millionen t. Diesem Rückgang stand eine Abnahme 
der Milchlieferung an die Molkereien um nur 
2,6 Vo gegenüber, da sich die Ablieferungscpiote auf 
über 84 ®/o erhöhte. Der durchschnittliche Auszah- 
lungspreis frei Molkerei für Milch mit einem Fett- 
gehalt von 3,7 Vo betrug 1970/71 mit 40,5 Pf je kg 
einschließlich Mehrwertsteuer und Teilausgleich 
über die Mehrwertsteuer 0,7 Pf je kg oder 1,8 ®/o 
mehr als im Vorjahr (vgl. Fußnote 2, S. 51). 

Die Butterproduktion in der Bimdesrepublik war 
1970/71 mit 474 000 t um mehr als 6% niedriger als 
1969/70. Der Produktionsrückgang war eine Folge 
der verminderten Milchliefenmg an die Molkereien 
sowie des gestiegenen Absatzes von Sahne, Sauer- 
milch, Milchmischgetränken und fettreidierem Käse. 
Gleichzeitig war auch der Butterverbrauch rück- 
läufig, und zwar um 4 ®/o auf 8,2 kg pro Kopf. Wäh- 
rend 1969/70 der Butterverbrauch durch den Absatz 
von 40 000 t Lagerbutler mit einem Preisabschlag 
von 1,25 DM/kg besonders begünstigt wurde, stand 
1970/71 verbilligte Lagerbutter nur noch im Rahmen 
der wie im Vorjahr durchgeführten sonstigen Son- 
dermaßnahmen (Butterschmalz, Bundeswehr, Gut- 
scheinaktion) zur Verfügung. 

Die Interventionsbestände an Butler konnten bis 
zum l. Juli 1971 auf 47 000 t (EVSt: 14 600 t; mit 
öffentlichen Zuschüssen privat gelagerte Buttermen- 
gen: 32 400 t) abgebaut werden; zur gleichen Zeit 
des Vorjahres betrugen die intervenierten Butter- 
bestände noch 122 000 t. Die übrigen privaten But- 
terbestände in der Bundesrepublik — ohne Handels- 
bestände — machten am Ende des Wirtschaftsjahres 
1970/71 etwa 13 000 t aus. Zu diesem Bestandsabbau 
trug neben dem Produktionsrückgang vor allem die 
außergewöhnlich hohe Ausfuhr der Bundesrepublik 
von rd. 90 000 t Butter, davon 18 400 t in EG-Mit- 
gliedstaaten, bei. Der Großhandelspreis für Butter 
lag 1970/71 in der Bundesrepublik bei durchschnitt- 
lich 6,54 DM/kg; die Ausfuhrpreise betrugen 0,92 
bis 6,62 DM./kg. Die Ausfuhrerstattungen für Ex- 
porte in Drittländer beliefen sich bei Butter (ein- 
schließlich Lieferungen für das Welternährungspro- 
gramm) auf insgesamt rd. 300 Millionen DM. 


Die geringere Butterherstellung und der dadurch 
verminderte Magermilchanfall ließen die Produk- 
tion von Magermilchpulver um 1,6 Vo auf 344 000 t 
zurückgehen. Die guten Absatzchancen für Mager- 
milchpulver auf dem Weltmarkt machten es möglich, 
die Bestände bis zum l. Juli 1971 auf etwa 37 000 t 
zu reduzieren (Vorjahr: 12 500 l). Die Ausfuhrerstat- 
tungen bei Magermilchpulver betrugen (einschließ- 
lich Lieferungen für das Wellemährungsprogramm) 
rd. 52 Millionen DM. 

69 . Im Wirtschaftsjahr 1971/72 wird in der Bundes- 
republik wahrscheinlich noch ein leiditer Rückgang 
der Milcherzeugung eintreten. Die Milchiieferung 
an die Molkereien dürfte jedoch ab 1972 gegenüber 
der entsprechenden Vorjahreszeit leicht ansleigen, 
wobei die Auszahlungspreise für die angelieferte 
Vollmilch deutlich über dem jeweiligen Vorjahres- 
preis liegen werden. Eine Zunahme der Milchüber- 
schüsse dürfte in der EWG 1971/72 nicht zu erwarten 
sein. Langfristig zeichnet sich jedoch noch keine Lö- 
sung des strukturellen Überschußproblems in der 
EWG ab. Dieses wird auch in einer Zehnergemein- 
schaft bei Übernahme des gegenwärtigen Preis- 
niveaus voraussichtlich in etwa gleicher Größenord- 
nung bestehenbleiben, zumal angesichts der Neusee- 
land zugestandenen Absatzgaranlien für Butter und 
Käse. 

4.11.14 Rind- und Kalbfleisch 

70 . In der EWG hat sich mit der Ausdehnung des 
Rinderbestandes ira letzten Jahrzehnt die Erzeugung 
von Rind- und Kalbfleisch um über 20®/o erhöht. 
Da der Verbrauch in diesem Zeitraum jedoch stärker 
zunahm, ging der Selbstversorgungsgrad von 91 auf 
88 ®/ü zurück. Nach den vorliegenden Angaben für 
1970/71 übertraf die Erzeugung — bei gleich hohem 
Preisniveau wie 1969/70 — mit 4,26 Millionen t die 
Vorjahreshöhe um knapp 4 Vo. 

In der Bundesrepublik Deutschland erreichten 
1970/71 die Schlachtungen von Rindern und Kälbern 
mit einer Zunahme von über 4 "/o auf 1,29 Millionen 
t den bisherigen Höchststand. Während sich die Er- 
zeugung von Rindfleisch seit Mitte der sechziger 
Jahre stetig erhöhte, war die Kalbfleischproduktion 
rückläufig, da ein zunehmender Teil der Kälber zur 
Rindermast verwendet und der Kälberexport stark 
ausgeweitet wurde. Im Wirtschaftsjahr 1970/71 stieg 
die Rinderschlachtciuote (Schlachtungen in ®/o des 
gesamten Rinderbeslandes einschließlich der Kälber) 
erstmals auf eine bisher nicht erreichte Höhe von 
31 Vo. Der Export von Lebendvieh (Nutz- und 
Schlachtvieh) konnte weiter ausgedehnt werden. 
Dagegen waren die Einfuhren an Schlachtrindem, 
Rindfleisch und Rindfleischerzeugnissen rückläufig, 
rnsgesamt standen mit 1,35 Millionen t 4,3 mehr 
Rindfleisch als im Vorjahr zum Verzehr zur Ver- 
fügung; diese Menge entsprach einem Pro-Kopf- 
Verbrauch von fast 22 kg. Die wachsende Nachfrage 
der Verbraucher nach Rindfleisch (Geldausgaben) 
führte nicht zu einer Erhöhung der Erzeugerpreise, 
wobei sich die bereits im vorangegangenen Jahr sehr 
hohe Verarbeitungsspaime weiter ausweitete. Im 
Jahresdurchschnitt lag der Rinderpreis, einschließlich 
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Mehrwertsteuer und Teilausgleidi über die Mehr- 
wertsteuer. mit 260 DM/100 kg Lebendgewicht um 
3 DM unter der Vorjahreshöhe — und damit auch 
niedriger als 1968/69 — , wahrend der zehnjährige 
Durchschnitt der Rinderpreise um rd. 19 DM oder 
um rd. 8®/o überlroffen wurde (vgl. Fußnote 2, S. 51). 

71. Im Wirtschaftsjahr 1971/72 werden die Rinder- 
schlachtungen in der Bundesrepublik voraussichtlich 
hinter dem Umfang des vorangegangenen Jahres 
von 4,5 Millionen Stück Zurückbleiben. Da die Ver- 
brauchernachfrage nach Rindfleisch jedoch weiter 
steigen dürfte, sind höhere Schlachtrinderpreise als 
1970/71 zu erwarten, zumal über Einfuhren die 
Marktlücke kaum geschlossen werden kann. 

Langfristig wird, wie im vorjährigen Agrarbericht 
ausführlich dargelegt, in der EWG die Produktion 
nicht in gleichem Umfang zunehmen wie die Nach- 
frage nach Rindfleisch steigt, weil das Angebot an 
Kälbern für die Rindermast knapper wird. Da somit 
für die EWG auch in der Zukunft mit einem hohen 
Einfuhrbedarf gerechnet werden kann, der in einer 
Zehnergemeinschaft voraussichtlidi noch zunehmen 
wird, ist eine Erhöhung des realen Erzeugerpreises 
für Rinder wahrscheinlich. 

4.11.15 Schweinefleisch 

72. In der EWG nahmen mit dem steigenden 
Lebensstandard im letzten Jahrzehnt der Verbrauch 
an Schweinefleisch wie audi die Erzeugung um 
durchsdmiltlich 4 ®/o pro Jalir zu. Der Selbstversor- 
gungsgrad bewegte sich bei geringen jährlichen 
Schwankungen um 100 ®/o. Die Entwicklung der 
Schlachlschweineproduklion läßt seit einigen Jahren 
deutlich erkennen, daß sich als Folge des Gemein- 
samen Marktes die Produktionszyklen innerhalb der 
Gemeinschaft angleichen. Die gesamte Schweine- 
fleischerzeugung betrug 1970/71 rd. 5,73 Millionen t. 
Die Steigerung gegenüber dem Vorjahr war mit 
9 ”/o stärker als im Durchschnitt der letzten zehn 
Jahre. 

In der Bundesrepublik Deutschland wurden 1970/71 
aus inländischer Erzeugung 30,2 Millionen Schweine 
geschlachtet mit einem Schlachtgewicht von insge- 
samt 2,27 Millionen t; das waren 47 ®/o der Gesamt- 
erzeugung in der EWG und 46 ®/o mehr als vor zehn 
Jahren. Die Steigerung im letzten Jahr ist auf die 
zyklische Ausdehnung der Schweinehaltung zurück- 
zuführen. Trotz der um 6 ®/o höheren Eigenerzeugung 
nahm 1970/71 die innergemeinschaftliche Zufuhr aus 
den Niederlanden und aus Belgien in einem bisher 
nicht gekannten Umfang zu. In den beiden genarm- 
ten Ländern betrug die Produktionsausdehnung je 
rd. 18 ^ 0 . Bei rückläufigen Exporten an lebenden 
Schlachtsdiweinen und Ferkeln und etwa gleich ho- 
hen Schweinefleischausfuhren wie im Vorjahr erhöhte 
sich der Verbrauch 1970/71 um rd. 10®/o. Damit hat 
der Verbrauch je Kopf der Bevölkerung erstmals 
die 40-kg-Grenze überschritten. Bei einer starken 
Ausweitung der Verarbeitungsspanne — wie sie 
bei hohem Schweineangebot häufig auftritt — und 
trotz um 9 ® o gestiegener Verbraucherausgaben 
(Nachfrage) gingen die Erzeugerpreise kräftig zu- 


rück. Im Jahresdurchschnitt lagen die Schlacht- 
schweinepreise (einschließlich Mehrwertsteuer und 
Teilausgleich über die Mehrwertsteuer) mit 254 DM/ 
100 kg Lebendgewicht um 41 DM oder l4®/o unter 
dem Niveau des Vorjahres und um 12 DM unter dem 
Mittel der Preise im letzten Jahrzehnt (vgL Fuß- 
note 2, S. 51). Der zyklische Tiefstand der Erzeuger- 
preise im Jahre 1968 wurde jedoch dank der markt- 
enllaslenden Maßnahmen der Bundesregierung (Zu- 
satzabschöpfung, Erhöhung der Exporterstaltungen, 
Beihilfen für private Lagerhaltung) nicht erreicht. 

73. Für 1971/72 ist in der Bundesrepublik ungefähr 
mit einer gleich hohen Zahl von Schlachtungen zu 
rechnen wie im vorangegangenen Jahr. Da die 
Nachfrage nach Schweinefleisch jedoch steigen wird, 
sind höhere Schlachlschweinepreise als 1970/71 und 
wahrscheinlich auch als im langjährigen Durch- 
schnitt zu erwarten. Auch in der EWG wird voraus- 
sichtlich in der zweiten Hälfte des Wirtschaftsjahres 
1971 72 das Angebot mit der steigenden Nachfrage 
nicht Schritt halten, so daß sich die Preise auf der 
durchschnittlichen Höhe der letzten zehn Jahre 
bewegen und anschließend steigen werden. Lang- 
fristig kann bei dem in der Gemeinschaft bereits 
erreichten hohen Selbslversorgungsgrad bei 
Schweinefleisch die inländische Erzeugung über die 
Zunahme des Verbrauchs hinaus nur in dem Maße 
gesteigert werden, wie Exportmöglichkeiten vorhan- 
den sind; diese sind generell aber nur gering. Die 
durchschnittliche jährliche Zunahme von Erzeugung 
und Verbraudi dürfte voraussichtlich bei jeweils 
etwa 2 ®/o liegen. 

Es ist zu erwarten, daß sich die bereits abzeich- 
nende Konzentration in der Schweinehaltung ver- 
stärkt fortsetzen und zu weit höheren Durdischnitts- 
beständen als bisher führen wird. Diese Entwicklung 
wird voraussichtlich mit dazu beilragen körmen, daß 
der aus betriebswirtschaftlichen Gründen erforder- 
liche und agrarpolitisch wünschenswerte gleichmäßi- 
gere Produktionsumfang die stärker gewordenen 
zyklischen Preisschwankungen abschwäAt. Die sich 
verschärfende Konkurrenz auf den Märkten der 
EWG sowie die noch vorhandenen Rationalisie- 
rungsreserven in der Produktion und in der Ver- 
marktung werden langfristig einer Erhöhung der 
Schweinepreise entgegenwirken. 

4.11.16 Sonstige Produkte 
Obst 

74. Der Selbslversorgungsgrad für Obst (ohne 
Zitrusfrüchte) zeigt für die EWG (1969/70: 88 ®/o) ins- 
gesamt eine leicht rückläufige Tendenz, da der Ver- 
brauch an Obst (einschließlich eingefülirte Obster- 
zeugnisse in Frischwert) bisher etwas stärker gestie- 
gen ist als die Erzeugung. Der Anstieg des Ver- 
brauchs kam im wesentlichen Erzeugnissen auslän- 
discher Herkunft zugute. In der Bundesrepublik ver- 
änderte sich der Selbstversorgungsgrad — abgese- 
hen von den jährlichen Schwankungen — im Durch- 
schnitt der Jahre kaum (1970/71: 54®/o). Auf den 
einzelnen Produktmärkten ist die Lage dagegen sehr 
differenziert. Besonders kritisch ist ln der EWG die 
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Situation bei Äpfeln und Pfirsidien, da hier die Pro- 
duktion stark expandierte und strukturelle Über- 
schüsse entstanden sind. In der Bundesrepublik 
kam es in den letzten Jahren zu erheblichen Ab- 
satzschwierigkeiten bei Äpfeln und damit verbun- 
den zu Preisrückgängen, da neben dem großen 
Angebot aus der inländischen Ernte in steigendem 
Umfang Ware aus Frankreich und Italien auf den 
Markt drückte. Trotz der niedrigeren Apfelernte 
1970 in Höhe von 1,8 Millionen t (Vorjahr; 2,6 Mil- 
lionen t) in der Bundesrepublik und 6,5 Millionen t 
(Vorjahr: 7,2 Millionen t) in der EWG in.sgesamt 
kam es nur zu einer geringen Verbesserung der Er- 
zeugerpreise (vgl. Fußnote 2, S. 51). Die Apfel- 
ernle 1971, die nur in der Bundesrepublik über dem 
Ergebnis von 1970 lag, brachte leicht anziehende 
Erzeugerpreise mit sich. Nur wenn die angelaufene 
Rodungsaktion in allen Mitgliedstaaten zu einer 
deutlichen Verringerung der Zahl der Apfelbäume 
führt, kann auf längere Sidit eine gewisse Entspan- 
nung am Apfelmarkl erwartet werden. 

Gemüse 

75 . Bei Gemüse zeigt der Selbstversorgungsgrad 
in der EWG (1969-70: 99 Vo) sowie auch in der Bun- 
desrepublik (1970/71: 52 "/o) eine leicht rückläufige 
Tendenz. Wie bei Obst so kam auch hier der Ver- 
brauchsanstieg zu großen Teilen bestimmten Ver- 
arbeitungserzeugnissen mit Herkunft aus dritten 
Ländern zugute. Der Anstieg der Erzeugung ist im 
wesentlichen bedingt durch höhere Hektarerträge, 
bei Tomaten und Blumenkohl auch durch eine starke 
Ausdehnung der Anbauflächen in den anderen Mit- 
gliedslaaten. 

Das Wirtschaftsjahr 1970-71 brachte in der EWG so- 
wie auch in der Bundesrepublik eine sehr große Ge- 
müseernle, so daß die Erzeugerpreise überwiegend 
zurückgingen. Die Ernte 1971 fiel geringer aus als 
die des Vorjahres. Die Preise im Durchschnitt aller 
Produkte bewegen sich seit Beginn des neuen Wirt- 
.schaflsjahres im großen und ganzen über Vorjahres- 
niveau (vgl. Fußnote 2, S. 51). 

Wein 

76 . Der Selbstversorgungsgrad für Wein lag im 
Durchschnitt der vergangenen fünf Jalire in der 
EWG insgesamt bei 95 ®/ü und in der Bundesrepublik 
bei 60®.«. Die Weinerzeugung erreichte 1970 in der 
EWG einen Hödistsland (147 Millionen hl). In der 
Bundesrepublik wurde mit rd, 10 Millionen hl. eben- 
falls die bisher größte Menge erzeugt, 50 ®/o mehr als 
im fünfjährigen Durchschnitt. Die Erzeugerpreise für 
Weinmost und Wein gingen in der Bundesrepublik 
deshalb sehr stark zurück. Es gab erhebliche Absatz- 
schwierigkeiten, die Weinbeslände Ln der Bundes- 
republik nahmen daher erheblich zu und lagen am 
Ende des Wirtschaftsjahres 1970/71 um etwa 3 Mil- 
lionen hl höher als im Vorjahr. Die Weinmoslernte 
und damit die Weinerzeugung fiel 1971 mengen- 
mäßig durchschnitllich aus, während die Qualität 
hervorragend ist. Die Preise für Weinmost zogen 
im Herbst 1971 an (vgl. Fußnote 2, S. 51). 


Karloffeln 

T7, Erzeugung und Verbrauch von Kartoffeln sind 
sowohl in der Bundesrepublik als auch in der EWG 
insgesaml rückläufig. Der Selbstversogrungsgrad 
lag 1970/71 in der Bundesrepublik bei 95®/o und in 
der EWG insgesamt bei 100®/o. Der Kartoffelmarkt 
ist im wesentlidien gekennzeichnet durch eine ab- 
nehmende mengenmäßige Nachfrage nach Speise- 
kartoffeln. Der Rückgang Lm Frischverzehr wird 
durch einen Anstieg des Verbrauchs an Verarbei- 
tungsprodukten, wie Chips, Pommes frites nicht voll 
ausgeglichen. Auch der Bedarf an Futterkartoffeln 
gehl vor allem aus arbeitswirtschaflUchen Gründen 
zurück. Deshalb sieht der Kartoffelmark l seit eini- 
gen Jahren mit Ausnahme des Wirtschaftsjahres 
1969/70 unter erheblichem Preisdruck, obgleich der 
Anbau und die Erzeugung laufend zurückgegangen 
sind. Dieser Trend dürfte sich fortsetzen. Selbst bei 
einer Erntemenge in der Bundesrepublik von nur 
16,3 Millionen t im Jahre 197071 fielen die Erzeu- 
gerpreise auf ein sehr niedriges Niveau (vgl. Fuß- 
note 2, S. 51). !m Sommer und Herbst 1971 sanken 
die Erzeugerpreise für Speisekartoffeln bei einer 
Gesamtemte in der Bundesrepublik von 15,2 Mil- 
lionen t noch unter das Niveau des Vorjahres. Ins- 
besondere bei Frühkartoffeln ist es notwendig, daß 
hinsichtlich Menge und Sorte die Erzeugung dem 
Bedarf besser angepaßt wird, wenn sich der dies- 
jährige Preisverfall nicht wiederholen soll. 

Ölsaaten 

78 . Die Anbauflächen an Raps und Rübsen wurden 
in den letzten Jahren in der Bundesrepublik wie in 
der EWG auf Grund der relativ günstigen Preise 
erheblich ausgeweitet. Aus diesen Gründen ist mit 
einer weiteren Ausdehnung des Anbaues zu rech- 
nen. Da der Selbstversorgungsgrad der EWG an 
pflanzlichen Feltrohstoffen nach wie vor unter 
30®/p liegt und die Marktpreise für die in der Ge- 
meinschaft erzeugten Raps- und Rübsensamen durch 
Gewährung von Beihilfen auf das Niveau der niedri- 
geren Weltmarktpreise herabgeschleust wurden, 
konnten die stetig steigenden Ernlemengen ohne 
Schwierigkeiten abgesetzt werden. Die Erzeuger- 
erlöse lagen ira Wirtsdiaflsjahr 1971/72 etwas über 
den Erlösen des Wirtschaftsjahres 1970/71 (vgl. Fuß- 
note 2, S. 51). Von der in der Gemeinsamen Markt- 
organisalion für Felle vorgesehenen Intervention 
wurde seit Anwendung der Marktordnung (Juli 
1967) nur in Einzelfällen Gebrauch gemacht. 

Eier 

79 . Die EWG hatte bereits vor zehn Jahren einen 
sehr hohen Selbstversorgungsgrad bei Eiern von 
über 90 ®'o erreicht. In der Bundesrepublik deckte die 
Eigenerzeugung den Verbrauch damals allerdings 
nur zu rd. 60®/«. In den folgenden Jahren stieg die 
Eiererzeugung in der Bundesrepublik, vor allem auf 
Grund des produktionstechnischen Fortschritts, be- 
Irächlllch stärker an als der Verbrauch, so daß ira 
Wirtschaf isjalir 197071 ein Selbstversorgungsgrad 
von 86®/o erreicht wurde. Die Steigerung des Eier- 
angebots bei seit Jahren annährend vollem Selbst- 
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Versorgungsgrad in der EWG, der 1969/70 schließlich 
sogar überschritten wurde, führte zu sinkenden Ver- 
braucherpreisen und bei ausgeweiteten Marktspan- 
nen zu noch stärker rückläufigen Erzeugerpreisen 
(vgL Fußnote 2, S. 51). Nachdem das Preislief so- 
wohl in der EWG als auch in der Bundesrepublik 
durchschritten ist, zeichnet sich wieder ein Preisan- 
stieg ab. Langfristig ist weder in der EWG noch in 
einer erweiterten Gemeinschaft mit einer Entspan- 
nung auf dem Eiermarkt zu rechnen, da die Ver- 
brauchszunahme voraussichtlich nicht größer sein 
wird als der Anstieg der Erzeugung. 

Relativ günstige Erlöse werden auch künftig im Di- 
reklabsatz an Verbraucher erzielt werden, der z. Z. 
44 Vo ausmacht. 


Geflugellleisch 

80. Die EWG-Länder, deren Selbstversorgungsgrad 
bei Geflügelfleisch vor einem Jahrzehnt im Durch- 
schnitt bei rd. 85 Vo lag, dehnten in den folgen- 
den Jahren ihre Erzeugung, begünstigt durch 
die schnelle Verbreitung moderner Haltungs- und 
Fütterungsmethoden, um über das Doppelte 
und ihren Verbrauch um rd- 80 Vo aus, so daß 
heute die volle Selbstversorgung nahezu erreicht 
ist. In der Bundesrepublik, dem weitaus wich- 
tigsten Einfuhrland für Geflügelfleisdi, stieg der An- 
teil der Eigenerzeugung am Gesamtverbrauch in den 
letzten 10 Jahren von rd. 35®/o auf über 50®/o. 
Durch die starke Ausdehnung der Geflügelfleischer- 
zeugung, vor allem der Junggeflügelmast, in allen 
Mitgliedstaaten der EWG sind die Erzeuger- und 
Verbraucherpreise für Jungmasthühner, aber auch 
für Suppenhennen ständig zurüchgegangen (vgl. 
Fußnote 2, S. 51). 

Langfristig wird in der EWG durch die Ausdehnung 
der Junggeflügelmast, der Putenmast und der Sup- 
penhennenschlachtungen die Geflügelfleischerzeu- 
gung stärker steigen als der Verbrauch, so daß die 
Erzeugerpreise für Geflügelfleisch auch weiterhin 
relativ niedrig sein werden. Diese Tendenz wird sich 
in einer Zehnergemeinschait eher verschärfen als 
abschwächen. 

Ein Marktgleichgewicht auf den Märkten für Eier 
und für Schlachtgeflügel ist nur durch Selbsthilfe- 
maßnahmen der Geflügel Wirtschaft in der Gemein- 
schaft zu erreichen. Die Gründung von Stabilisie- 
rungsfonds für Eier und für Mastgeflügel durch die 
deutsche Geflügelwirtschaft, unterstützt durch ein 
Starthilfedarlehen von 17 Millionen DM aus Bun- 
desmitteln, kann als erster Schritt in dieser Rich- 
tung angesehen werden. 

4.11.2 Marktstellung der landwirtschaftlichen Erzeuger 

81. Die Marktstcllung der landwirtschaftlichen Er- 
zeuger ist dadurch gekennzeichnet, daß eine große 
Zahl von Anbietern relativ wenigen marktbedeu- 
tenden Abnehmern gegenübersteht und die Nach- 
frage nach Agrarerzeugnissen nur noch langsam 
wächst. 


4.11.21 Nachfrage- und Wettbewerbssituatlon 

82. Auf den Agrarmärkten hat sich vor allem im 
letzten Jahrzehnt durch die rasche Rationalisierung 
und Konzentration, insbesondere im Lebensmittel- 
handel, ein auffallendes Ungleichgewicht im Markt- 
einfluß der Partner ergeben. Anpassungsprozesse in 
der Landwirtschaft und innerhalb des Emährungsge- 
werbes sind daher weiter erforderbch. Der freie 
Warenverkehr innerhalb der EWG und das Vor- 
handensein moderner Transportmittel erleichtern es, 
ausländische Lebensmittel auf dem deutschen Markt 
einzuführen. In vielen Fällen trat eine Bevorzugung 
des ausländischen Angebots gegenüber dem aus der 
einheimischen Produktion ein, die sich zu Lasten 
der Absatzmöglichkeiten einiger deutscher Erzeug- 
nisse ausgewirkt hat. In Zukunft ist damit zu rech- 
nen, daß sich nach der ersten Konzentrationswelle 
im Lebensmitteleinzelhandel (Bildung von Handels- 
ketten und Expansion der Filialunternehmen und 
Lebensmittelabteilungen der Kaufhäuser), die insbe- 
sondere zur Bildung starker Gruppen geführt hat, 
eine zweite Konzentrationswelle durch Fusionen die- 
ser Gruppen anbabnt. Hinzu kommt, daß sich auf 
dem deutschen Nahrungsmittelmarkt der Wettbe- 
werb um die Marktanteile zwischen den EG-Part- 
nem verschärft. Dabei spielt nicht nur der Grad der 
Anpassung des Angebots an die Wünsche des Kon- 
sumenten eine Rolle,* auch Werbung, Verkaufsför- 
derung, Produktinnovationen, Forschung entscheiden 
in zunehmendem Maße darüber, wessen Erzeugnisse 
an den Verbraucher gelangen. 

Für die Imagebildung der verschiedenen Herkünfte 
der Nahrungsmittel sind Dauer und Intensität der 
Absatzförderungsmaßnahmen von großer Bedeu- 
tung. Die traditionellen Agrarexportländer in der 
EWG, die bereits frühzeitig über eingespielte, 
schlagkräftige und auf den Export ausgerichtete 
Absatzförderungseinrichtungen verfügten, haben 
einen gewissen Vorsprung erringen können. 

4.11.22 Verbundwirtschaft 

83. Nachdem im Ernährungsgewerbe die derzeiti- 
gen Rationalisierungsreserven durch Spezialisie- 
rung und Arbeitsteilung weitgehend ausgeschöpft 
sind, können zusätzliche Rationalisierungsgewinne 
meist nur durch vertikale und horizontale Verbund- 
wirtschaft erzielt werden. Diese Verbundwirtschaft 
ist zwischen Großhandel und Einzelhandel, zwischen 
Emährungsindustrie und Lebensmittelhandel wie 
auch in zunehmendem Maße zwischen landwirtschaft- 
lichen Erzeugern einerseits und Emährungsgewerbe 
sowie Produktionsmittellieferanten andererseits zu 
beobachten. Die Verbundwirtschaft eröffnet insbe- 
sondere kleinen Anbietern die Möglichkeit, ein 
marktgerechtes gemeinsames Angebot auf den 
Markt zu bringen und sich dadurch Marktanteile 
zu sichern. Dabei ergeben sich zwei Probleme: 

— wieweit kann die Konzentration durch die Ver- 
bundwirtschaft zugelassen werden, ohne den 
Wettbewerb zu beeinträchtigen und 

— wie kann ein zu starkes Übergewicht des Markt- 
partners, von dem die Integration ausgeht (Inte- 
grator), vermieden werden? 
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Das Problem des Übergewichts, das der Integrator 
gerade bei vertikalen Zusammenschlüssen gewinnt, 
kann dadurch entschärft werden, daß diesen Integra- 
toren gut funktionierende horizontale Zusammen- 
schlüsse gegenüberstehen. 

4.12 Ziele 

84. Die Bundesregierung läßt sich in der Markt- 
und Preispolitik von den grundsätzlichen Zielen der 
allgemeinen Wirtschaftspolitik der Einkommenser- 
hühung, der Sicherstellung der Versorgung und 
harmonischen Entwicklung des Welthandels leiten. 
Hinsichtlich der Stabilisierung der Märkte ist es das 
Ziel der Bundesregierung, vor allem durch den Ab- 
bau und die Vermeidung von Überschüssen, insbe- 
sondere bei Weizen, Zucker und Milch, die Kosten 
für die Finanzierung der Marktorganisationen in 
angemessenen Grenzen zu halten und den agrar- 
preispolitischen Spielraum zu erhöhen. 

Zur Sicherung des Einkommens in den entwicklungs- 
fähigen Betrieben wird sich die Bundesregierung 
im Hinblick auf die allgemeine Einkommensent- 
wicklung und die gestiegene Betriebsmittelpreise für 
eine weitere gezielte Erhöhung des Agrarpreis- 
niveaus einsetzen. Dabei ist für die einzelnen Pro- 
dukte die Preisanhebung je nach Marktlage zu dif- 
ferenzieren. Diese preispolitischen Ziele kann die 
Bundesregierung nur gemeinsam mit den übrigen 
fünf und später mit den neun Mitgliedstaaten der 
EG verwirklichen. Die Interessenlage der einzelnen 
Mitgliedstaaten hinsichtlich der einzelnen Produkt- 
gruppen ist sehr unterschiedlich. 

Es ist das Ziel der Bundesregierung im Rahmen der 
EWG die Wettbewerbs Verzerrungen und die Wett- 
bewerbsbehinderungen durch Harmonisierung von 
Rechts-, Verwaltungs-, Steuer- und Beihilfevor- 
schriften zu beseitigen. Darüber hinaus ist es ihr 
Bestreben, die Marktstellung der landwirtschaft- 
lichen Erzeuger auf den Inlands- und Auslandsmärk- 
ten zu verbessern. 


4.13 Maßnahmen 

4.13.1 Direkte MaBnahmen 

4.13.11 Integration und Marktorganisationen 

85. Auf dem Agrarmarkt der EWG unterliegen fast 
alle landwirtschaftlichen Produkte gemeinsamen 
Marktorganisationen. Für eine Reihe von Erzeug- 
nissen besteht ein System von Preis- und Markt- 
regelungen (Getreide, Zucker. Milch und Ölsaaten), 
für andere ist eine Marktstützung in abgeschwächter 
Form eingeführl (Schweine, Rinder, Wein und einige 
Obst- und Gemüsearten); für die übrigen Erzeug- 
nisse gibt es lediglich im Ralunen der Marklorgani- 
sationen einen mehr oder weniger starken Außen- 
schutz; hierunter fallen insbesondere Eier, Geflügel 
und Verarbeitungserzeugnisse. 

86. Der Rat verabschiedete im Juli 1971 die ge- 
meinsame Marktorganisation für Hopfen, für die 


sich die Bundesregierung mit Nachdruck eingesetzt 
hatte. Die Marktorganisation sieht u. a. Start- und 
Investitionsbeihilfen für Erzeugergemeinschaften 
und die Möglichkeit von Beihilfen an die Erzeuger 
zur Sicherstellung eines angemessenen Einkommens 
vor, sofern die durdischnittlichen Erlöse aus der 
Ernte unter den entsprechenden Durchschnittserlösen 
der Vorjahre liegen. 

Ira Oktober 1971 einigte sich der Rat auf eine ge- 
meinsame Marktorganisation für Saatgut. Sie sieht 
bei einer generellen Liberalisierung des Handels- 
verkehrs die Anwendung der allgemeinen Schutz- 
klausel, die Ermächtigung zur Einführung einer 
Lizenzpflichl für Drittlandseinfuhren sowie ein Refe- 
renzpreissystem für Hybridmais zur Aussaat vor. 
Den Erzeugern in der Gemeinschaft können Beihilfen 
gewährt werden, sofern ihnen die Marktlage und 
deren voraussichtliche Entwicklung kein angemes- 
senes Einkommen gewährleistet. 

Weiter konnte der Rat Einigung über gemeinsame 
Regelungen für den Handel mit Trinkmilch erzie- 
len. Mengenmäßige Beschränkungen im Handels- 
verkehr mit Trinkmilch werden danach entfallen. 
Die Verordnung wird angewandt, sobald der Rat 
konkrete Bestimmungen hinsichtlich der Qualitäts- 
und Vermarktungsanforderungen an Konsummilch 
feslgelegt hat, spätestens jedoch am 31, März 1972. 
Die gesundheitlichen Anforderungen können bis zur 
Harmonisierung auf der Grundlage von Artikel 100 
EWG-Vertrag national festgelegt werden. 

Für Verarbeitungserzeugnisse aus Obst und Ge- 
müse erließ der Rat eine Verordnung über die An- 
wendung von Schutzmaßnahmen gegenüber Einfuh- 
ren aus Dritlländem. Im übrigen steht die gemein- 
same Drittlandsregelung für diese Erzeugnisse noch 
aus. 

Für Baumwolisamen erließ der Rat eine Beihilfe- 
regelung. Damit wurde inzwischen für fast alle land- 
wirtschaftlichen Erzeugnisse, die in Anhang II des 
EWG-Vertrages aufgeführt sind, die im Vertrag 
vorgesehene gemeinsame Organisation der Märkte 
erlassen. Nur für wenige Erzeugnisse, insbeson- 
dere für Kartoffeln, landwirtschaftlichen Alkohol 
und Schaffleisch bestehen bisher keine gemeinsamen 
Marktorganisationen. 

87. Die Marktstiukturpolitik ist, abgesehen von 
gewissen Maßnahmen in einzelnen Produktionsbe- 
reichen und der Förderung von Einzelprojekten, 
noch nicht gemeinschaftlich geregelt. Die Kommis- 
sion der EG hat im Rahmen der Entschließung 
des Rates vom 25. Mai 1971 zur Neuausrichtung 
der gemeinsamen Agrarpolitik einen Verordnungs- 
vorschlag zur Gründung von Erzeugergemeinschaf- 
ten vorgelegt, der zur Zeit im Minislerrat beraten 
wird. 

88. ln den lebensmittelrechllichen Vorschriften, den 
Verkehrstarifen, der Steuer- und Sozialpolitik, der 
Regionalpolitik, der Wirtschafts- und Währungs- 
politik und dem Umwellschulz bestehen zwischen 
den EWG-Mitgliedstaaten noch wesentliche Unter- 
schiede. Je schneller es gelingt, diese Bereiche zu 
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harmonisieren, desto reibungsloser kann der Agrar- 
markt in der Gemeinsdiafl funktionieren. 

4.13.12 Rechnungseinheil und Greniausgleich 

89. Die Agrarpreise — soweit sie in Rechnungsein- 
heilen (RE) feslgelegt sind — werden durch Parität.s- 
änderungen nationaler Währungen der Mitglieds- 
länder unmittelbar beeinflußt: 

— bei einer Abwertung steigen diese Preise im 
abwerlenden Land in nationaler Währung um 
den Abwertungssatz; 

— bei einer Aufwertung sinken diese Preise im 
aufwertenden Land in nationaler Währung um 
den Aufwertungssatz. 

Die durch Paritätsänderungen eintrelenden Störun- 
gen des gemeinsamen Agrarmarktes können lang- 
fristig nur durch Verwirklichung der Wirtschafts- 
und Währungsunion vermieden werden. 

90. Zur Abwendung von Einkommensverlusten, die 
sich infolge der Freigabe der Wechselkurse in der 
Bundesrepublik und den Niederlanden am 10. Mai 
1971 ergeben hätten, ermächtigte der Rat der Euro- 
päischen Gemeinschaften die betreffenden Partner- 
länder, ein Grenzausgleichssystem einzuführen ’)• 
Dieses System gilt für alle Erzeugnisse, für die im 
Rahmen der gemeinsamen Marktorganisation Inter- 
ventionsmaßnahmen vorgesehen sind, und für Er- 
zeugnisse, deren Preis sich nach dem der erstge- 
nannten Erzeugnisse richtet. Bei der Einfuhr aus 
den anderen Milgliedstaaten der EG und aus Dritt- 
ländern werden Ausgleichsbeträge erhoben und bei 
der Ausfuhr Erstattungen gewährt, die sich in ihrer 
Höhe nach der positiven Abweichung des Kassa- 
kurses der Deutschen Mark und der anderen EWG- 
Währungen gegenüber der amtlichen Parität rich- 
ten. Die wesentlichen Folgen der Freigabe des 
Wechselkurses der Deutschen Mark für die deutsche 
Landwirtschaft werden mit Hilfe des Grenzaus- 
gleichssystems abgefangen. Mögliche Senkungen 
der Verbraucherpreise für Nahnmgsmittel, deren 
Preise an die RE gebunden sind, konnten dadurch 
nicht eintreten. Die Warenströme haben sich zu- 
ungunsten der übrigen EWG-Mitglieder nicht ver- 
lagert. 

Nach den internationalen Währungsbeschlüssen vom 
18. Dezember 1971 in Washington wurden auch 
Italien und Frankreich in das Grenzausgleichssystem 
einbezogen. Damit wird diese Regelung seit dem 
3. Januar 1972 in allen EG-Mitgliedstaaten ange- 
wandt. 

4.13.13 Festsetzung der Agrarpreise 

91. Der EG-Ministerrat konnte sich im März 1971 
auf eine Erhöhung der Preise für wichtige Erzeug- 
nisse im Wirtschaftsjahr 1971/72 einigen, die eine 
Anhebung des Agrarpreisniveaus um 2 bis 3 ®/o 
bewirkte. Die Erhöhung kam insbesondere auf Drän- 
gen der Bundesregierung zustande, die eine An- 

*) vgL Verordnung 974/71/EWG des Rates vom 12. Mai 
1971 


hebung der Agrarpreise mit Nachdruck gefordert 
hatte und dies unbestritten auch bei einer Reihe von 
Produkten erreicht hat. 

Im Vordergrund stand die Erhöhung des Richtpreises 
für Milch um 6 ”/o mit der dazu erforderlichen An- 
hebung der Intervenlionspreise für Butter und 
Magermilchpulver sowie der Sciiwellenpreise für 
Milchprodukte. Ebenfalls um 6 Vo (und für 1972/73 
um weitere 4 ®/o) wurde der Orientierungspreis für 
Rinder angehoben. Die Riditpreise für Weichweizen 
und Roggen vrarden um 3 ^/o, für Gerste um 5 an- 
gehoben, die entsprechenden Intervenlionspreise um 
2 bzw. 4 Vo. Dagegen konnte bei Mais eine Anhe- 
bung des Richtpreises nur um 1 Vo durchgesetzt 
werden. Damit hat sich das Preisverhältnis zwischen 
Weichweizen und Gerste einerseits und Mais an- 
dererseits weiter verschlechtert, wodurch die Pro- 
duktion der überschußerzeugnisse Weidiweizen 
und Gerste in der EWG noch weiter begünstigt wird 
(vgl. Materialband, Tabelle 95) und die Kosten der 
Intervention ansleigen werden. 

92. Für das Wirtschaftsjahr 1972/73 hat die Kom- 
mission Preisvorschläge unterbreitet, die sich erst- 
malig schematisch an der Kostenentwicklung orien- 
tieren sollen. Ausgehend von der Ralsentschließung 
vom 25. Mai 1971 zur Neuausrichtung der Agrar- 
politik hat die Kommission vorgeschlagen, die Preis- 
festsetzung auf die sogenannten entwickelten Be- 
triebe auszurichten; das sind Betriebe, die bereits 
jetzt ein mit anderen Berufen vergleichbares Ein- 
kommen erzielen. Für nicht entwicklungsfähige Be- 
triebe im Sinne des Richtlinienentwurfs zur Mo- 
dernisierung der Landwirtschaft (Amtsblatt der EG, 
C 75, S. l ff. vom 26. Juli 1971) oder für ausschei- 
dungswillige Landwirte werden Einkommensbeihil- 
fen vorgeschlagen. Die Kommission kam in ihren 
ursprünglichen Berechnungen zu dem Ergebnis, daß 
für die entwickelten Betriebe 1972/73 eine Anhebung 
der Agrarpreise um durchschnittlich 2 bis 3 Vo er- 
forderlich sei, um mit dem Anstieg des Vergleichs- 
einkoramens im außerland wirtschaftlichen Bereidi 
Schritt halten zu können. Aufgrund der Stellung- 
nahme des Europäischen Parlamentes wird die Kom- 
mission ihren Vorschlag revidieren und voraussicht- 
lich höhere Preisanhebungen anregen. Der neue 
Kommissionsvorschlag liegt noch nicht vor. 

Die Absicht der Kommission, stärkere Agrarpreis- 
anhebungen vorzuschlagen, ist generell zu begrü- 
ßen; daraus darf jedoch nicht gefolgert werden, dciß 
dadurch eine entsprechende Preiserhöhung auch tat- 
sächlich bei allen Produkten eintreten würde. Z. B. 
strebt die Kommission bei Getreide gleichzeitig eine 
Änderung der Marklordnungsinslrumenle an, die 
zum Teil regional eine Senkung der Erzeugerpreise 
nach sich ziehen würde. Unter diesem Aspekt sind 
insbesondere die Vorstellungen der Kommission zu 
sehen, die auf eine Änderung der Regionalisierung 
abzielen, um die Stabilität der Getreidemärkte zu 
erhöhen. Bemühungen dieser Art finden die Unter- 
stützung der Bundesregierung nur unter der Voraus- 
setzung, daß sie keine Verminderung der Erzeuger- 
erlöse nach sich ziehen. 

Zur Beseitigung des Ungleichgewichtes auf den 
Märkten der verschiedenen Gelreidearten ist es nach 
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Ansicht der Bundesregierung notwendig, eine Ver- 
besserung der Preisrelation zwischen den einzelnen 
Getreidearten anzustreben. 

93. Nach Auffassung der Bundesregierung ist zur 
langfristigen Beseitigung der Überschüsse bei Mildi 
ein Bündel von Maßnalimen erforderlich. Dabei legt 
die Bundesregierung neben der Verbesserung der 
Rentabilität der Rindermast durch Anhebung des 
Orientierungspreises das Schwergewicht auf struk- 
turelle Maßnahmen. Damit soll erreicht werden, daß 
ein Teil der Landwirte die Milcherzeugung aufgibt 
und zur Rindermast übergeht oder aber die land- 
wirtschaftliche Tätigkeit teilweise oder ganz ein- 
stellt. Mit diesen Maßnahmen wird gleichzeitig die 
Voraussetzung für eine Verbesserung der Rentabili- 
tät in den Betrieben geschaffen, die die Milchpro- 
duktion beibehalten. 

Das Überschußproblem bei Zucker könnte durch Auf- 
rechterhaltung des Quotensystems auch über den 
I. Juli 1975 hinaus (an diesem Termin tritt das 
Quotensyslem nadi der derzeitigen Regelung außer 
Kraft) und marktgerechte Festsetzung der Quoten 
gelöst werden. 

.^uf dem ölsaatensektor ist offen, ob das jetzige 
Regionalisierungssystem beibehalten werden kann, 
nachdem die Kommission dem Rat vorgeschlagen 
hat, die bisher zur Beseitigung von ungleichen Wett- 
bewerbsbedingungen gezahlte zusätzliche Hilfe an 
italienische Ölmühlen mit Ablauf des Wirtschafts- 
jahres 1972/73 fortfallen zu lassen. 

4.13.2 Indirekte Maßnahmen 

94. Als indirekte markt- und preispolitische Maß- 
nahmen werden die den Wettbewerb beeinflussen- 
den Maßnahmen, die Marktstrukturpolitik sowie die 
Absatzförderung und die Marktstabilisierung durch 
Einrichtungen der Wirtschaft angesehen. Eine ge- 
meinsame Markt- und Preispolitik kann deshalb nur 
dann zum Erfolg führen, wenn sie gleichzeitig durch 
wettbewerbseinheitliche Maßnahmen der Mitglied- 
staaten unterstützt wird. 

Angesichts der starken Konzentration in den der 
Landwirtschaft vor- und nachgelagerten Bereichen 
muß das Interesse der Wettbewerbspolitik darauf 
gerichtet sein, einer weitergehenden Konzentration 
entgegenzuwirken und die Zusammenarbeit der 
marktschwachen Unternehmen in der Land-, Forst- 
und Fischwirtschaft zu ermutigen. Ziel einer solchen 
Wettbewerbspolitik ist es, einen möglichst starken 
Wettbewerb zwischen Marktpartnem mit ausgewo- 
genen Marktpositionen zu erreichen. Als erster 
Schritt müssen Vorstellungen darüber entwickelt 
werden, welcher Grad der Konzentration auf den 
einzelnen Märkten im Sinne des wettbewerbspoliti- 
schen Leitbildes der Bundesregierung als für den 
Wettbewerb besonders geeignet anzusehen ist. 

In seiner Entschließung vom 25. Mai 1971 hat der 
Rat den Beschluß der Kommission zur Kenntnis 
genommen, sämtliche Beihilfen unter Zugrundele- 
gung bestimmter Leitlinien zu überj^rüfen. Die Bun- 
desregierung unterstützt diese Bemühungen, damit 
noch bestehende Wettbewerbsnachteile der deut- 


schen Land- und Ernährungswirtschaft möglichst bald 
beseitigt werden. 

MarkfslrukturpoJiUk und Absatzförderung 

95. Zur Stärkung der Marktstellung der landwirt- 
schaftlidien Erzeuger und der Verbraucher fuhrt 
die Bundesregierung folgende Maßnahmen durch; 

— Verbesserung der Markttransparenz mit staat- 
lichen Mitteln, 

— Durchführung des Handelsklassengesetzes, des 
Marktstrukturgesetzes und des Absatzfondsge- 
setzes, 

— Anwendung marktstrukturell relevanter Bestim- 
mungen auf Grund bestehender Marktordnun- 
gen (z. B. Gewährung eines Darlehns für die 
Gründung eines Interventionsfonds). 

Durch das Absatzfondsgesetz und das Marktstruktur- 
gesetz leistet der Staat der deutschen Agrarwirt- 
schaft organisatorische und finanzielle Hilfe im An- 
passungsprozeß an die sich rasdi ändernden Markt- 
bedingungen und bei der aktiven Beeinflussung der 
Märkte durch Marketingmaßnahmen. 

96. Mil Hilfe von Erzeugergemeinschaften nach 
dem Marktstrukturgesetz soll die Organisation 
eines marktkonformen Angebots der Land- und 
Fischwirtschaft angeregt und gefördert werden. Nadi 
dem Stand vom 15. Dezember 1971 waren 453 Er- 
zeugergemeinschaften anerkannt! eine große Zahl 
weiterer Erzeugergemeinschaften stand vor der An- 
erkennung. Hinzu kamen 5 Erzeugergemeinsdiaften 
für Schlachtschweine in Nordrhein-Westfalen, die 
auf Grund früherer Landesvorschriften gegründet 
worden waren. Die Anzahl der Erzeugergemeinschaf- 
ten gibt jedoch noch keine Auskunft über deren 
regionale Bedeutung (vgl. Materialband, Ta- 
belle 96). So ist z. B. in Schleswig-Holstein nahezu 
die gesamte Qualitätsweizenproduktion in Erzeuger- 
gemeJnschaften zusammengefaßt. Weiterhin werden 
nach Angaben der Landwirtschaftskammer in Kiel in 
diesem Lande 20 ® o der Ferkel und mehr als 16 o 
der Schlachtschweine in Betrieben produziert, die 
Erzeugergemeirischaften angehören. 

ln Niedersachsen, wo jährlich 8 bis 8,5 Millionen 
Schlachtschweine erzeugt werden, kommen zur Zeit 
rd. 860 000 oder 10 der Schweine aus Mitglieds- 
bet rieben von Erzeugergemeinschaften. 

Ih Rheinland-Pfalz, in dessen Grenzen rd. Va der 
gesamten deutschen Weinanbaufläche liegen, sind 
rd. 15'^o der Weinanbauflache in Erzeugergemein- 
schaften gebunden, ln Baden-Württemberg dagegen 
ist mehr als die Hälfte der Rebfläche über Erzeuger- 
gemeinschaften zusammengeschlossen. 

Im Bereich der Fischwirtschaft sind die Krabben- 
flschorei zu 80 und die Kutter- und Hochsee- 
fischerei zu jeweils 100’^/» in Erzeugergemeinschaf- 
ten organisiert. 

Unter dem Eindruck der Sdiwierigkeiten, die sidi 
in diesem Jahr mit der Vermarktung von Frühkar- 
toffeln ergeben haben, setzt nunmehr verstärkt die 
Bildung von Erzeugergemeinschaften für dieses Er- 


59 


Drucksache VI/3090 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Zeugnis ein. Am 24. August 1971 ist in Nordrhein- 
Westfalen eine Erzeugergemeinschaft für Frühkar- 
toffeln gegründet worden. Von den Initiatoren die- 
ser Erzeugergeraeinschaft ist beabsichtigt, durch 
diese Gemeinschaft 3000 Mitglieder mit einer Jahres- 
produktion von rd. 140 000 t zu binden. Damit könn- 
ten wesentliche Verbesserungen in der Vermarktung 
von Frühkartoffeln durch eine stetige Marktbeschik- 
kung erreicht werden. 

97. Die Verbesserung der Marktslellung der land- 
wirtschaftlichen Erzeuger durch die Verbundwirt- 
schaft wird zur Zeit auch auf EWG-Ebene beraten. 
Dabei wird es darauf ankommen, die bisherigen 
nationalen Institutionen und Wettbewerbsregeln 
entsprechend in den EWG-Rahmen einzuordnen. 

Die Schaffung eines freien Warenverkehrs im ge- 
meinschaftlichen Markt hat die deutsche Agrarwirt- 
schaft gezwungen, sich in einem zuvor nicht gekann- 
ten Ausmaß mit den traditionellen Agrarexport- 
ländem als Konkurrenten auseinanderzusetzen, die 
bereits seit langem über Erfahrung und eingefahrene 
Exporteinrichtungen verfügen. Aus Befragungsergeb- 
nissen ist bekannt, daß bestimmte Lebensmittel 
Frankreichs, der Niederlande und Dänemarks über 
ein besonders gutes Image in der Bundesrepublik 
verfügen. Dies ist auf die intensiven Marketingan- 
strengungen dieser Länder zurückzuführen. Durch 
das Absatzfondsgesetz wird der deutschen Agrar- 
wirtschaft die Möglichkeit an die Hand gegeben, mit 
Hilfe des Absatzfonds und der Centralen Marketing- 
gesellschaft der deutschen Agrarwirtschaft (CMA) 
nunmehr auch das deutsche marktnahe Angebot 
— seinem Rang entsprechend — herauszustellen. 


4.2 Ernährungsgewerbe 

4.21 Analyse der bisherigen und voraussichtiichen 
Entwicklung 

98. Zum Ernährungsgewerbe gehören die Emäh- 
rungsindustrie, das Emährungshandwerk und der 
Emährungshandel (Erfassungshandel und Lebens- 
mittelhandel, im weiteren Sinne auch das Gaststät- 
ten- und sonstige Verpflegungsgewerbe z. B. Imbiß- 
betriebe). In der Bundesrepublik Deutschland wird 
von der landwirtschaftlichen Erzeugung nur ein An- 
teil, der knapp 15®/o der Verkaufserlöse entspricht, 
unverarbeitet an den Verbraucher abgesetzt. Rd. 
85 ®/o werden von Emähnmgsindustrie und -hand- 
werk aufgenommen, be- oder verarbeitet und an die 
Konsumenten in veredelter Form weitergegeben. 
Nur etwa die Hälfte der Verbraucherausgaben 
für inländische Nahrungsmittel (vgl. Materialband, 
Tabelle 5) und nur knapp lO®/o des gesamten 
privaten Verbrauchs kommen heute in der Bundes- 
republik noch der Landwirtschaft als Verkaufserlöse 
zugute. Die gesamten Ausgaben für Nahrungsmittel 
aus inländischer Erzeugung und aus Einfuhren be- 
trugen 1970/71 rd. 105,6 Mrd. DM, das sind 27,4 ®/o 
des gesamten privaten Verbrauchs. 


Das Emährungsgewerbe, insbesondere das Emäh- 
rungshandwerk und größere Teile der Emähmngs- 
industrie, ist traditionell eine Domäne des Mittel- 
standes. So umfaßt das Emährungshandwerk fast 
ausschließlich Betriebe mit weniger als 20 Beschäf- 
tigten. In der Emähnmgsindustrie erzielten die Be- 
triebe mit bis zu 199 Beschäftigten — rd. 95 ®/o aller 
Betriebe mit rd. 50 ®/o aller Beschäftigten — einen 
Umsatzanteil von rd. 50 ®/o. 

Nach den letzten verfügbaren Unterlagen 1968 um- 
faßte das Emährungsgewerbe 481 000 Betriebe mit 

2.6 Millionen Beschäftigten und Bruttoumsätzen von 
insgesamt etwa 200 Mrd. DM (vgl. Übersicht 16). 

Im Umsatz des Eraähmngsgewerbes sind in hohem 
Maße Vorleistungen anderer Wirtschaftsbereiche 
enthalten. So betragen diese Vorleistungen im 
Durchschnitt der Emährungsindustrie etwa 70®/o, 
des Emährungshandwerks 60®/o und des Lebens- 
mittelhandels 80®/o. Der Anteil des produzierenden 
Emährungsgewerbes am Bruttoinlandsprodukt be- 
tmg 5,9 ®/o im Jahre 1969, 6,3 ®/o im Jahre 1968 und 

6.7 “/o im Jahre 1960. 

99. Die relativ geringe Einkommenselastizität der 
mengenmäßigen Nachfrage nach Nahmngsmitteln 
wirkt einerseits begrenzend auf das wirtschaftliche 
Wachstum im Emährungsgewerbe ähnlich wie in der 
Landwirtschaft. Andererseits bestehen noch günstige 
Wachstumschancen durch den anhaltenden Trend der 
Nachfrage nach Produkten eines höheren Verarbei- 
timgsgrades sowohl auf dem Binnenmarkt anstelle 
von nicht be- und verarbeiteten Nahrungsmitteln als 
auch beim Export. Trotz steigender Umsätze dürfte 
der Anteil am Bruttoinlandsprodukt jedoch auf 
längere Sicht sinkende Tendenzen zeigen. 


4.21.1 Ernährungsindustrie 

100. Zur Emähnmgsindustrie gehörten ün Jahre 
1970 insgesamt 5450 Betriebe ab 10 Beschäftigten 
(vgl. Übersicht 16) mit 5,6 ®/o aller Beschäftigten und 

57.1 Mrd. DM Umsatz, das sind llVo des Umsatz- 
wertes der gesamten Industrie in Höhe von 528,9 
Mrd. DM. Davon entfielen 2500 Betriebe auf den 
Bereich der ersten Verarbeitungsstufe, d. h. auf die 
Betriebe, die landwirtschaftliche Erzeugnisse zu kon- 
sumfertigen Lebensmitteln oder zu noch umzufor- 
menden Zwischenprodukten verarbeiten. 

Die strukturellen Besonderheiten der Emährungs- 
industrie gegenüber der übrigen Industrie lassen 
sich wie folgt skizzieren: 

— vorwiegend mittelständische Betrlebsgrößen- 
stniktur, 

— relativ hohe Rohstoffintensität, 

— relativ niedrige Lohnintensität 

(1970: Löhne imd Gehälter ll,7®/o des Umsatz- 
wertes), 

— Orientierung auf den Binnemarkt 
(1970: 97 ®/o Inlandsumsatz) 

Dem Aufschwung in der Emährungsindustrie in den 
Jahren 1950 bis 1960 ist eine Phase ruhiger, aber 
stetiger Expansion gefolgt. Der Produktionsanstieg, 
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Übersicht 16 


Struktur des Emährungsgewerbes in der Bundesrepublik Deutschland 

1968 


Gliederung 

Betriebe 

BesGh&nigte 

Umsatz 

Betriebe 

Besdi&l 

tigte 

Umsatz 

Betriebe 

Bcsch&r- 

tigte 

Umsati 

Zahl 

MiUioneji 

DM 

Anteil am Gewerbe 

Anteil am Gesamtbereldi «) 

Emährungsindustrie ^) ... 

5 897 

472 140 

49 792 

0,4 

2,9 

5,2 

10,4 

6,0 

12,3 

Emährungshandwerk *) . . 

97 136 

502 232 

29 266 

7,0 

3,1 

3,f 

15,8 

12,3 

20,6 

Lebensmittelgroßhandel *) 

25 594 

238 411 

57 783 

1,9 

ls5 

0,1 

23,2 

20,0 

23,5 

Lebensmitteleinzel- 










handel ®) 

175 138 

651 831 

44 152 

12,6 

4,0 

4,6 

41,1 

28,5 

30,7 

Gaststättengewerbe ^) ... 

177 687 

706 047 

17 567 

12,8 

4,4 

1,8 

100,0 

100,0 

100,0 

Emähmngsgewerbe 










insgesamt *) 

481 452 

2 570 661 

198 560 

34,8 

15,9 

20,8 

34,8 

15,9 

20,8 

Gewerbe insgesamt ®) ... 

1 385 238 

16 172 989 

955 313 

100 

WO 

WO 

• 

• 

. 

davon: 










Industrie insgesamt . . . 

5 6709 

7 899 339 

405 599 

4J 

48,8 

42,4 

WO 

WO 

100 

Handwerk insgesamt . . 

614 844 

4 087 951 

142 064 

44,4 

25,3 

14,9 

WO 

100 

100 

Großhandel insgesamt . 

110 374 

l 190 089 

246 129 

8,0 

7,3 

25,8 

wo 

WO 

wo 

Einzelhandel insgesamt 

425 624 

2 289 563 

143 954 

30,7 

14,2 

15,1 

wo 

wo 

wo 

Gaststättengewerbe 










insgesamt 

177 687 

706 047 

17 567 

12,8 

4,4 

1,8 

wo 

wo 

wo 


>) Quelle: Indus trieberlchterslattungi Betriebe mit 10 und mehr Beschäftigten 

•) Quelle: Handwerkszählung I960 

•) Quelle: Handels- und Gastslällenzählung I960 

*) ohne produzierendes Kleinslgewerbe, das weder zur Industrie noch, zum Handwerk gezählt wird 

Industrie, Handwerk, Handel, Gastgewerbe, ohne Handelsvermittlxxng, Verkehrs- und übriges Gewerbe 


•) Industrie bzw. Handwerk bzw, Handel insgesamt 


der 1970 gegenüber 1960 54,5 ®/o und gegenüber 1969 

3.2 ®/o betrug, dürfte sich auch weiterhin stetig fort- 
setzen. 

4.21.2 Ernährungshandwerk 

101. Zum Emährungshandwerk gehörten mit 97 000 
Betrieben 16®/o aller Handwerksbetriebe; in die- 
sen wurden 12®/o aller im Handwerk Tätigen be- 
schäftigt, und mit 29,3 Mrd. DM 21 ®/o des Gesamt- 
umsatzes aller Handwerksbetriebe erwirtschaftet. 
Durdischnittlich waren je Betrieb 5 Personen be- 
schäftigt. Mit einer Vielzahl kleiner Betriebe um- 
faßte das Ernährungshandwerk 1968 mehr als 80®/o 
(1962 = 87 ®/«) aller Betriebe von Emährungsindu- 
strie und -handwerk; sein Anteil am Umsatz betrug 
jedoch nur etwa 25®/o (1962 = 32®/o) (vgl. Über- 
sicht 16). 


Gegenüber dem Jahre 1963 war 1968 die Zahl der er- 
nährungsgewerblichen Handwerksbetriebe um etwa 
7 ®/o niedriger; die Zahl der Beschäftigten nahm um 
3®/o zu. Dagegen konnte ein Umsatzzuwachs von 
30 ®/o erzielt werden. 

Vornehmlich Bäckereien (einschließlich Kondito- 
reien) und Fleischereien geben dem Ernährungs- 
handwerk sein besonderes Gepräge. Es ist gekenn- 
zeichnet durch den Direktabsatz selbst hergestellter 
Erzeugnisse in einzelwirtschaftUcher Kleinbetriebs- 
form. Die Bäckereien und Fleischereien stellten 1968 
zusammen 86 ®/o der Betriebe des Emähnmgshand- 
werks, in denen 86 ®/o der Beschäftigten tätig waren 
und 87 ®/o des Umsatzes erwirtschaftet wurden. Bei 
diesen Handwerkszweigen liegt trotz fortschreiten- 
der Industrialisierung noch immer das Schwerge- 
wicht der Brot- und Fleischversorgung der Bevölke- 
rung. 
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Die Bäckereien und Fleischereien üben im Wirt- 
schaitsleben eine Doppeltunktion aus, die ihre Ent- 
wicklungsaussichten stark beeinflußt; sie sind glei- 
chermaßen Produzent und Einzelhändler und sind 
infolge des zunehmenden Wettbewerbs im Produk- 
lions- und Handelsbereich einem raschen Struktur- 
wandel ausgesetzt. Dabei gestattet die Betriebs- 
kombinalion Ausgleichsmöglichkeiten zwischen 
Eigenproduktion und Handelstätigkeit zur Verbesse- 
rung der wirtschaftlichen Situation. Vielfadi wird 
auch versucht, die Nachteile der kleinbetrieblichen 
Struktur durch Zusammenschlüsse im Einkauf und 
Absatz zu überwinden. 


4.21.3 Lebensmittelhandet 

102. Der Lebensmittelhandel umfaßt den Groß- und 
Einzelhandel mit Lebensmitteln. Seine Bedeutung 
für die Versorgung der Bevölkerung ist mit zuneh- 
mender Arbeitsteilung in der Wirtschaft stark ge- 
wachsen. 

Der Lebensmitleleinzelhandel nimmt im Rahmen des 
gesamten Einzelhandels einen besonderen Platz ein. 
Mit 198 000 Geschäften umfaßte er im Jahre 1968 ' 
mehr als 40% aller Geschäfte, 28% aller Beschäf- | 
tigen und 31 % des Umsatzes des Einzelhandels ins- 
gesamt (vgl. Übersicht 16). Gegenüber I960 ist die 
Zahl der Geschäfte um 56 000 oder 22% zurück- 
gegangen. Der Großhandel mit Lebensmitteln um- 
faßte 1968 mit 27 300 Betrieben 23% der Betriebe, 
21 % der Beschäftigten und 24% des Umsatzes des 
Großhandels insgesamt. Der Umsatz im Lebensmit- 
telhandel hat von 1962 bis 1970 verhältnismäßig 
stark zugenommen, und zwar im Einzelhandel um 
59 ®/» und im Großhandel um 67 %. Allerdings war 
die Umsatzentwicklung in den übrigen Handelszwei- 
gen noch stärker. 

Technischer Fortschritt und Wettbewerb haben im 
Lebensmittelhandel zu tiefgreifenden Struktur\’er- 
änderungen geführt. So haben Filialunternehmen 
und Lebensmiltelabteilungen von Warenhäusern 
sich zahlenmäßig und nach dem Umsatz stark aus- 
gedehnt. Die einzelwirtschaftlichen Lebensmittel- 
einzelhändler haben sich zu Genossenschaften oder 
mit dem Großhandel zu Handelsketten zusammen- 
geschlossen. Damit hat sich dieser Bereich der ver- 
änderten Marktsituation angepaßt; sein Marktanteil 
ist jedoch von 72°'o im Jahre 1963 auf 64% im 
Jahre 1970 zurückgegangert Gleichzeitig hat sich 
der Anteil der Lebensmittelfilialbetriebe von 14 
auf 19% und der der Lebensmittelabteilungen der 
Warenhäuser von 6% auf 8 % erhöht. 

Die Bedeutung des Lebensmitlel-Sortimenthandels, 
nahm auf Kosten der Fachgeschäfte zu. Er erzielte 
1970 bereits (90) % des Umsatzes des Lebensmittel- 
einzelhandels. Während sich seit 1962 der Umsatz 
des Lebensmitlel-Sortimenthandels um mehr als 
50 % erhöht hat, konnten Spezialhandel, wie Obst-, 
Gemüse-, Süß waren- und Milchgeschäfte, nur einen 
Umsatzzuwachs von 10 bis 20 % erzielen. 

Die Strukturveränderungen im Lebensmittelhandel 
setzen sich fort. Dies gilt insbesondere für die Ge- 


staltung und Größe der Betriebe, die Zusammen- 
setzung des Warensortiments und die Rationalisie- 
rung der Verkaufsformen (Selbstbedienung). 

4.21.4 Großverbraucher 

103. Eine zunehmende Bedeutung gewinnt im Be- 
reich der Emährungswirtschaft die Außer-Haus-Ver- 
pflegung. Entsprechend wächst die Nachfrage der 
Gaststätten, Werksküchen, Krankenhäuser, Kinder- 
und Altenheime sowie sonstiger Gemeinschaftsein- 
richtungen nach Lebensmitteln. Bereits heute neh- 
men ca. 12 Millionen Menschen an einer Gemein- 
schaftsverpflegung teil. Da Jedoch annähernd 20 Mil- 
lionen Berufstätige mindestens eine Hauptmahlzeit 
nicht zu Hause eirmehmen, dürfte der Großver- 
brauch, insbesondere auch mit der Einführung der 
Ganztagsschulen, weiter zunehmen. 

Schon 1968 wurden von den Verbrauchern etwa 
25 Mrd. DM für den Verzehr außer Haus ausgege- 
ben. Davon entfielen 19,6 Mrd. DM auf das Gast- 
stättengewerbe, etwa 1,2 Mrd. DM auf Nebenbe- 
triebe des Lebensmitteleinzelhandels und weitere 
1,2 Mrd. DM auf Werksküchen und Kantinen. Insge- 
samt machen die Ausgaben für Außer-Haus-Verpfle- 
gung schon rd. (25) % aller Verbraucher-Ausgaben 
für Lebensmittel aus. 

Die Entwicklung in diesem Bereich dürfte zwar nicht 
zu einem wesentlichen Mehrverbrauch an Lebens- 
mitteln, jedoch zu einer erheblichen Verlagerung der 
Nachfrage und der Distributionswege führen. Hier- 
auf werden sich alle Marktpartner einstellen müs- 
sen. nictil zuletzt auch die Landwirtschaft, damit ihr 
Marktanteil erhalten und nach Möglichkeit noch aus- 
geweitet wird. 

4.22 Ziele 

104. Ziel der Bundesregierung im Bereich des Er- 
nährungsgewerbes ist es, die Effizienz der Ver- 
marktung auf allen Marktstufen zu steigern. Dazu 
gehört auch die Verbesserung der Markttranspa- 
renz. 

Außerdem strebt die Bundesregienmg im Rahmen 
ihrer Mittelstandspolitik an, das vorwiegend mittel- 
ständisch strukturierte Ernährungsgewerbe zu för- 
dern, Sie unterstützt die Bemühungen, die in vielen 
Bereichen bereits bestehenden Kooperationen in der 
Vermarktung von Nahrungsmitteln auf allen Markt- 
stufen zu intensivieren und auszuweiten. 

Die Bundesregienmg wird weiterhin die Bestrebun- 
gen des Emahrungsgewerbes unterstützen, das An- 
gebot zu verbessern und den sich wandelnden Ver- 
braucherwünschen anzupassen. Sie wird dabei der 
Entwicklung von Produktinnovationen, z. B. soge- 
nannte „Bequemlichkeits-Produkte*, imd neuer 
Absatzsysteme besonderes Augenmerk zuwenden. 
Die Bundesregierung ist bestrebt, das Zusammen- 
wirken zwischen Emährungsgewerbe und Landwirt- 
sdiaft zu fördern und damit zur Stärkung der Markt- 
position der deutschen Agrarwirtschaft in der EWG 
beizutragen. 
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4*23 MaOnahmen 

4^3.1 Strukturverbesserung 
Marktsii-u/cfur 

105* Nadi den Bestimmungen des § 6 des Markt- 
sLmklurgeseizes können aiidi Unternehmen des 
Handels oder der ße- und Verarbeilnng Investitions- 
beihiUen erhalten. Voraussetzung hierfür sind lang- 
fristige Vereinbarungen mit Erzeuger gemeinschöften 
über die Abnahme ihrer Erzeugnisse* Damit soll 
nicht allein eine Verbesserung der Absatzsidierung 
für Erzeugergemeinschaften erreidit werden; die 
Untemehinen erhalten durch die notwendigen lang- 
fristigen Vereiubarungen audi eine Einwirkungs- 
möglidikeit auf die Produktion nadigefragter Qua- 
litäten. Diese Einwirkungsmöglidikeit ist [ür die ge- 
werblidie Wirtschaft von großem Interesse, weil 
sie eine schnellere Anpassung des Angebots an die 
sich wandelnden Ansprüche der Verbraucher und 
und die Bedürfnisse der Wirlsdiaft selbst erlaubt, 

Molicereisfrukftir 

106* Die Maßnahmen zur Strukturverbesserung der 
Molkereiwirtschaft wurden im Jahre 1971 weiter- 
geführt, Die Richüinien 1971 sehen im EinzelfaU nur 
nodi die Förderung von Zusammenschlüssen ent- 
sprechend den Landesstrukturplänen vor, die mit 
der Sül-legung von Betrieben oder der gemeinsamen 
Geschäftsführung und Verwaltung unter gleichzeiti- 
ger Spezialisierung des ProduküonspTogramms in 
den einzelnen Betriebs Stätten verbunden sind* 

Der Wettbewerb auf dem Markt für Milcherzeug- 
nisse hat sich verschärft; Ln Zukunft sind ihm nur 
leistungsfähige und ausreichend groöe Unterneh- 
men oder Kooperationen gewachsen. Die Zahl der 
Molkereien hat sidi von 2758 im Jahre 1960 auf 1274 
im Jahre 1970 verringert* 1971 nahm die Zahl der 
Molkereien weiter ab. Der durchschnittliche Jahr- 
lidie Milchanfall pro Molkerei ist von 5,7 Millionen 
kg im Jahre I960 auf 13,6 MÜHonen kg im Jahre 
1970 angestiegen, 1971 belief sich der Milchanfall 
auf 17 Millionen kg je Molkerei. Dennoch werden 
noch rd* 60 Vo der Molkereien mit weniger als 10 
Millionen kg Milch pro Jalii beliefert. Diese Mol- 
kereien verfügen über einen Marktanteil von nur 
noch 16,1 ^/d der gesamten Milchanlieferung in der 
Bundesrepublik* Diese Zahlen zeigen^ daß eine Fort- 
setzung der Strukturverbesserung — allerdings mit 
regional untersciiledlidier Schwerpunktbildung — 
vorerst noch notwendig erscheint* Dabei ist Jedoch 
darauf zu achten, daB der Wettbewerb sichergestellt 
isL 


Sdiiodtilhof^truklar 

107. Die Struktur der kommunalen Sdilachthöfe 
soll unter Berücksichtigung aller vorhandenen 
Schlachlkapazjläten im Laufe der nächsten Jahre so 
gestaltet werden, daß durch eine entsprechende 
Auslastung der Kapazitäten und RationaÜsienmg 


der Anlagen die Kosten für die Schlachtung niedrig 
gehalten werden können* 

Die Sirukturpläne der Länder für das Schlachthof- 
wesen, die zum Teil schon erstellt sind oder nodi 
erstell L werden und die von der Bundesregierung 
koordiniert werden sollen, werden die Grundlage 
für eine rationelle Umstrukturierung der kommu- 
nalen Sddachthdfe bilden. 


Mü/i/ens/rtik^ur 

108* Die Bundesregierung brachte 1971 einen Ge- 
setzenlw'urf über abschließende Maßnahmen zur 
Schaffung einer leistungsfähigen Struktur des Müh- 
lengewerbes (Mühlengesetz) ein. Dieses Gesetz 
wurde Ende 1971 von den parlamentarischen Gre- 
mien verabschiedet und trat am 1, Januar 1972 in 
Kraft. Dies Ziel des Gesetzes ist, eine ausgewogene 
Streuung von Klein-, Mittel- und Großm üblen über 
das ganze Bundesgebiet zu erreicheii. Es löst das 
seit 1957 geltende Mühlengesetz ab, in dessen Rah- 
men gegen Ende der 50er Jalare bereits übersdiüs- 
sige Mühlenkapazitälen im Ausmaß von lOÜOO Ton- 
nen bei insgesamt 30 000 Tonnen technischer Tages- 
leistung stÜlgelegt wurden* Der seitdem bestehende 
gesetzliche Genelimigungsvorbehalt für die Erridi' 
tung neuer und die Er^veiterung vorhandener Müh- 
lenkapazi täten lief am 31. Dezember 1971 aus. 

Es ist die Absicht der Bundesregierung, auch für die 
Mühlenwirtsdiaft den freien Wettbewerb einzuJüh- 
ren. Infolge des Im letzten Jahrzehnt sich verstärkt 
fortsetzenden rückläufigen Verzehrs an Mahlerzeug- 
nissen (Brot und Backwaren) besteht jedoch immer 
nocJi eine beträchtliche öberkapazilät in der Müh- 
len Wirtschaft. Von den 1971 vorhandenen insgesamt 
35 000 Tonnen Lechnisdier Tagesleistung der Mühlen 
werden bei einer erwünschten durchschnittlichen 
Auslastung der Mühlen von 80 nur 25 000 Ton- 
nen Tagesleistung im Bundesgebiet benötigt. Des- 
halb sieht das Gesetz eine zweite Stillegungsaktion 
vor, die von den Mühlen durch Abgaben finanziert 
zu einer Umschichtung von 750 000 Tonnen Jahres- 
vermahlungen oder 15®/a der Gesamtvermahhmgen 
von 5 Millionen Tonnen im Jahr an die verbleiben- 
den Mühlen führen soll. Damit ein ruinöser Wett- 
bewerb um die frei werdenden Vermählungsmengen 
verhindert wird, ist eine auf 4 Jahre befristete Ver- 
mahlungsregelung eingeführt worden, 

4*23.2 Sonstige Maßnahmen 

109* Die Bundesregierung fördert im Rahmen der 
regionalen Wirtschaftspolitik und der Maßnahmen 
zugunsten der kleinen und mittleren Untemehinen 
der gewerhlidien Wirtschaft auch Investitionsvor- 
haben des Emährungsgewerbes* Sie gewährt vor 
allem folgende Hilfen: 

— InvesUüonszusciiüsse nach Maßgabe des l. Rah- 
menplans der Gemeinschaflsaufgabe „Verbesse- 
rimg der regionalen Wirtschafts Struktur“, 

— Investitionszulage (steuerfrei) nach dem Investi- 
Üons Zulagengesetz ln den Fördergebielen die- 
ser Gemeinsciiaftsaufgabe, 
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— ERP-Kredite zu gLinstigen Bedingungen für be* * 
stimmte Zwedte, vor allem für die Erriditung 
oder ErweUerung* die grundlegende Rationali- 
siening oder Umstellung von Betrieben in den 
Fördergebieten dieser Gemeinsdiafts auf gäbe, für 
die Erricfatung von Betrieben in neuen Wobn- 
siedlungen sowie für Existenzgrundungen der 
Nachwudiskräftej in diesem Zusammenhang ist 
auch die Förderung der BeteiUgungsfinanzierung 
anzumerken, 

— Bürgschaften des ERP-Sondervermogens für die 
Errichltmg mittelständisdier Betriebe in neuen 
Wohnsiedlungen und Rüdkbürgschaften des ßun- 
des zugunsten des Lebensmittelhandels für die 
Errichtung von Lagerbauten, 

— ^ Zuschüsse zu Betriebsberatungen und zur Unter* 
ricbtung über rationelle Unlemehmensführung, 
u, a, für Exportberatungi betriebswirtsdiafüidie 
Beratungsstellen beim Handwerk und beim Han- 
deL 

Vielfältige MaBnahmen zur Förderung kleiner und 
mittlerer Unternehmen führen auch die Bundeslän- 
der durch. Soweit ihre Finanzsiluation es erlaubt, 
gewährt außerdem die Bundesanstalt für Arbeit zins- 
günstige Darlehen, wenn unter gewissen Vorausset- 
zungen im Rahmen von Investitionsvorhaben Ar- 
beitsplätze geschaffen oder gesichert werden. 


4.3 Bezugsmärkte 

4,31 Analyse der bisherigen und vofausslditlictien 
Entwicklung 

110. Die deutsche Landwirtsdiaft ist einer der 
größten Abnehmer industriell gewerblicher Erzeug- 
nisse und Dienstleistungen. Audi die im Verhältnis 
zum Produktionswert stärker steigenden Vorleistun- 
gen machen deutlidi, daß die wirtschaftliche Ver- 
flechtung der Landwirtsdiaft mit der übrigen Volks- 
wirtsdiaft immer enger wird. Dieser Prozeß wird 
sidi auch in Zukunft forisetzen. 

Futlermiitel 

111. ln der Bundesrepublik wird der Futterbedarf 
zum größten Teil durch wirtsdiaft seigene Futter- 
mittel gedeckt i dennoch gehört die Futtermittelindu- 
strie zu den bedeutendsten Produktionsmittelliefe- 
ranten der Landwirtsdiaft. Der FuUermittelzukauf 
der Landwirtschaftp zu 40 ®/ö Oinzelfuttermittel und 
zu 60 ®/o in Form von Misdifuttei belief sich hn Wirt* 
sdiaftsjahr 1970/71 auf 6^87 Mrd. DM* Die Misch- 
futtermittelproduklion ira Bundesgebiet ist im Wirt- 
schaftsjahr 1970/71 gegenüber dem Vorjahr um 
9^/o von 9 Millionen t auf 9,8 Millionen t ge* 
stiegen. Die Produk Lionszunahme 1960/61 bis 1970/71 
beträgt 175 '’/o. Der Verbrauchszuwachs von 1970/71 

Zur langfristigen Enlwiddtmg auf den Märkten für 
Produktionsmiltel in der Bundesrepublik Deutschland 
wird hingewiesen auf Plate, R. und G, Neidlinger, 
a. a. O. 

*) Plate, R, und G, Neidlinger, a, a. O.. S. 167. 


gegenüber dem Vorjahr entfiel — beding L durch die 
starke Ausweitung der Sdiweinehallung — über- 
wiegend auf das Sdiweinemisdifutter. Es kann da- 
mit gerechnet werden, daß der Verbrauch an Miscfa- 
futtermitleln bis 1980 um ein Drittel zunehmen 
wird 

über die Veränderung der Struktur der Mischfutler- 
industrie liegen keine detaillierten Angaben vor. 
Der größte Teil der Misdifutterproduktioii entfällt 
auf eine Gruppe von ca, 100 Firmen. Diesen steht 
eine große Zahl von kleineren Mischfutterherstel- 
lem gegenüber, die die Misciifutterher Stellung über- 
wiegend im Zusammenhang mit einem Landhandels- 
untemehmen oder einer Mühle betreiben. Eine Zw[- 
sdienstellung nehmen die Genossenschaften ein, 
die sowohl über große Misdafutterwerfce als auch 
über kleinere Mischbetriebe verfügen. 

Die Einkaufspreise für Futtermittel erhöhten sich 
1970/71 gegenüber dem Vorjahr im Durchschnitt 
um rd. 2 Vo. Langfristig blieben die Preise etwa fcon* 
stant. Dies trifft audi für die Mischfuttermittel zu. 
Die inländisdien Getreidepreise sind 1967 und 1970 
gesenkt wordenj durch die DM-Aufwertung vom 
Herbst 1969 veibilhgten sich auch die Einfuhren von 
Getreidesubstiiuten. Der Verbilligungseffekt auf die 
FuttermJ Help reise war aber im Durchschnitt nicht so 
groß wie erwartet, weil die Entwiddung auf den 
Märkten maßgeblicher Futtermittehobstoffe und Ein* 
zelfuttermiltel dem zeitweise entgegenwirkte. 

in den übrigen EWG-Mitgüedstaaten erhöhten sich 
die Einkaufspreis© für Futtermittel 1970/71 gegen- 
über dem Vorjahr besonders in Frankrejdi, wäh- 
rend sie in Belgien geringfügig sanken. In den 
vorhergehenden Jahren verursachte In anderen Mit- 
glied Staaten vor allem die Harmonisierung der Ge- 
treidepreise in der EWG eine Erhöhung der durch- 
schnittlicfaen Fullermitlelpreise. 

Saatgut, Dünge- und Pflonzensdiutzmittel 

112, Züchtung^ Vermehrung und Vertrieb von Saat- 
gut sind in der Bundesrepublik im Gegensatz zu vie- 
len anderen Ländern privatwirlsdiaftlidi ausgerich- 
tet. Die VermehnmgsMcfae für zertifiziertes Saatgut 
und Basissaatgut haben im Wirtschaftsjahr 1970/71 
gegenüber dem Vorjahr zugenommen. So stieg z. B. 
bei Getreide die mit Erfolg feldbesichligte Fläche um 
rd. 7 “/tt an. Für Rübensaatgut nahm die Vermeh- 
nmgsfläche um über 19^/o zu. Die Marktregelung 
für Ölfrüchte führte zu einem erweiterten Anbau mit 
entsprechender Nachfrage nach zertifiziertem Saat- 
gut. Die Vermehrungsflädie wurde um 46 Vo gegen- 
über dem Vorjalix ausgedehnt. Bei Pflanzkartoffeln 
herrschte eine deutliche Zurückhaltungr der Anbau 
geht auf Grund der rückläufigen Nachfrage nach 
Speise- und Futterkartoffeln tendenziell zurück. 

113* Der Verbrauch an Düngemitteln nahm im 
Wirtschaftsjahr 1970/71 erneut bei allen Nährstof- 
fen zu, Dabei waren die Mehmährsloffdünger bei 
Stickstoff zu etwa 32 Voi hei Phosphat und Kali zu 
über am Verbrauch beteiligl. Der Nährstoff- 

aufwand je ha landwirtschaftlich genutzter Fläche 
in der Bundesrepublik erreichte rd. 33 kg N| 67 kg 
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87 kg K^O und 49 kg CaO. Im Vergleich dazu 
lag der Aulwaud 1962/63, dem letzten Jahr der vom 
Bund finanzierten Düngemittel verbillig ung, bei 
54 kg N, 51 kg P^Oa, 77 kg K.O und 34 kg CaO, 
Mit einer weiteren Zunahme des Düngeaufwandes 
ist noch zu redmen, vor allem bei Stidcstoff 

Bei Sticfcstoffdüngern nahm das Interesse des Han- 
dels an preisgünstiger Importware zu. So wurden 
1970/71 rd. 134 000 t N eingefülirt gegenüber rd. 
100 000 t N im Vorjahr. Die Lieferungen in das Aus- 
land hingegen gingen zurück. Im Wirtschaftsjahr 
1970/71 verteuerten sidi viele Düngemittel. Dies 
wurde von der Industrie mit der allgemeinen Kosten- 
entwidclung im Inland und einer Versdilediterung 
der Exportsituation, vor allem bei Stickstoffdünge- 
mitteln, begründet. Die von den Herstellern — vor- 
wiegend Großunternehmen — vorgenommenen 
Preisanhebungen und nicht zuJetzt die Änderungen 
der Verkaufsbedingungen führten zu Spannungen 
zwisdien Düngemitlelindustrie und Abnehmern. 

114 * Audi der Verbrauch von Pflanzenschutzmitteln 
ist 1970/71 weiter gestiegen. Gegenüber dem Vor- 
jahr erhöhte sich die Verbrau dismenge um rd. 
10 Vo. Dabei nahm der Verbrauch von Herbiziden 
tendenziell um weitere 21 zu, während der Ver- 
braudi an. Insektizideu — insbesondere durch ge- 
zielteren Mitteleinsatz — um etwa 14Vo abnahm. 
Der Anteil der Unkrautbekämpfungsmitte] am ge- 
samten POanzenschulzmittelaufwand betrug 1970/71 
knapp 60 Die Aufwendungen der deutschen Land- 
wirtschaft für den Einkauf von Pflanzenschutz- 
mitteln betrugen im Berichtsjahr 1970/71 360 Mil- 
lionen DM. Etwa die Hälfte der in der Bundesrepu- 
blik hergestellten Pflanzenschutzmittel wird expor- 
tiert, Der Import in die Bundesrepublik ist gering. 
Gegenüber dem Vorjahr war 1970/71 bei Pflanzen- 
schutzmitteln ein Preisanstieg von l*3®/o zu ver- 
zeidinen. 

Energie 

115 . Zwei Energieformen decken den größten Teil 
des tedinisdien Energiebedarfs in der Landwirt- 
schaft i Dieselkraftstoff und elektrischer Strom, 

Der Verbrauch an Dieselkraftstoff in der Landwirt- 
sdiaft ist mit wachsendem Schlepperbestand von 
820 Millionen 1 im Jahre 1960 auf schätzungsweise 
L3 Mrd. 1 im Jahre 1970 gestiegen. Eine wesentliche 
Zunahme ist seitdem nicht mehr zu veizeidinen und 
für die Zukunft infolge des bereits erreiditen hohen 
Mechanisierungsstandes und des fortschreitenden 
Strukturwandels auch nicht mehr zu erwarten Am 
Gesamtverbrauch von Dieselkraftstoff war die Land- 
wirtschaft im Jahre 1970 mit etwa 12,5 ®/o beteiligt. 
Die von der Landwirtschaft zu zahlenden Preise für 
Dieselkraftstoff lagen unter Berücksichtigung der 
Gas öl Verbilligung in den letzten Jahren etwa in 
gleicher Höhe wie 1962/63, Die Ausgaben für Treib- 
stoffe insgesamt stiegen von 312 Millionen DM 
im Jahre 1962/63 auf 466 Millionen DM im Jahre 
1 970/7 L 


Plate, R. und G. Neidlhiger, a. a. O* S. 176 


Der betriebliche VerbraucSi an elektrischer Energie 
in der Landwirtschaft verdoppelte sich von rd 2 Mrd. 
kWh im Jahre 1962/63 auf rd. 4,3 Mrd. kWh im 
Jahre 1970/71; der Gesamt verbrauch in der Land- 
wirtschaft (einschließlich Haushalte) belief sich 
1970/71 auf 5 Mrd. kWh. Bei fast unveränderten 
Preisen je kWh stiegen die Au.sgaben der Landwirt- 
schaft für elektrischen Strom entsprechend von 370 
Millionen DM im Jahre 1962/63 auf 786 Millionen 
DM im Jahre 1970/71. Mit einer weiteren Ver- 
brauchszunahme in den kommenden Jahren ist zu 
rechnen. 

Gehdude 

116 . Die Investitionen der Landwirtschaft für Bau- 
ten (einschließlich bauliche Anlagen) betrugen nach 
der volkswirtschaftlidien Gesamtrechnung im Jahre 
1970/71 1,33 Mrd. DM und haben damit nach einem 
starken Anstieg in den Vorjahren die Höhe von 
1962/63 wieder erreicht. Der Ausgabenanteil der 
Landwirtschaft für Betriebsgebäude aus Fertigteilen 
betrug im Jahre 1965 nur 1,7 der Ausgaben 
der Landwirtschaft für Betriebsgehäucle und stieg 
auf fast 9®/(i Im Jahre 1970 an. Er liegt damit heute 
schon höher als in anderen Wirtschaftsbereichen, 

Der Preisindex für landwirtschaftlidie Neubauten 
süeg von 3962/63 bis 1970/71 um 3SVo> 1970/71 
lag er um 14*/o über dem des Vorjahres. In der 
Hauptsache werden die landwirtschaftlichen Bau- 
maßnahmen durch Handwerksbetriebe des Bauge- 
werbes als Einzelvorhaben mit geringem Volumen 
ausgeführt, 

Landmaschmen 

117 * Die Brutto invesÜtionen für Landmaschinen, 
Ackerschlepper, Kraftfahrzeuge und technische Ein- 
richtungen lagen im Wirtschaftsjahr 1970/71 mit 
4,08 Mrd. DM über der Höhe des Vorjahres, die In- 
vestitionen für Landmaschinen gingen leicht zurück. 
Der Index der Einkaufspreise für größere Mas du- 
nen stieg von 1962/63 bis 1970/71 um 19 im 
Wirtschaftsjahr 1970/71 gegenüber dem Vorjahr um 
8 

Der Rückgang der Investitionen für Maschinen er- 
klärt sich aus dem fortschreitenden Strukturwandel, 
der Ertragslage im Wirtschaftsjahr 1970/71 und dem 
bereits erreichten hohen Mechanisierungsland der 
Landwirtschaft. Längerfristig ist mit keinem nen- 
nenswerten jährlichen Zuwachs der InvestiÜonsaus- 
gaben der Landwirtschaft zu rechnen. 

Die Entwicklung der letzten Jahre leitete auch in 
der deutschen LandmasctünenLndustrie einen Struk- 
turwandel ein. Seine Kennzeidien sind Firmenzu- 
sammensdilüsse, Produklionsverlagerungen, Spezia- 
lisierung der Produktion oder Betriebsaufgaben. Die- 
ser Strukturwandel, u. a. bedingt durch die zuneh- 
mende Konkurrenz der ausländischen Produzenten, 
wird sidi fortselzen. 

Auch beim Landmaschinenhandel ist ein Struktur- 
wandel zu beobachten. Der Absatz von neuen Ma- 
schinen über Genossenschaften dürfte z. Z. etwa 
30 bis 35 Vu des gesamten Handelsumsatzes an Land* 
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maschinell ausmachen. Bei den Betrieben des Land- 
maschinenhondels ist der Wettbewerb besonders 
hart. 


Dienstleistungen 

118. Im Produktionsbereich nimmt die Landwirt« 
Schaft Dienstleistungen vor allem bei der Landma- 
schinenunterhaltung und bei der überbetrieblichen 
Maschinenverwendung in Anspruch. 

Die Ausgaben für die Landmaschinenunterhaltung 
stiegen mit wachsender Mechanisierung von rd. 
2 Mrd. DM im Jahre 1962y'63 auf mehr als 2,9 Mrd. 
DM im Jahre 1970/71. Sie übertreffen bereits seit 
1966/67 die jährlichen Ausgaben für Maschineninve- 
stitionen. Der Index der Preise für die Unterhaltung 
von Maschinen insgesamt erhöhte sich im Zuge des 
allgemeinen Preisanstiegs von 1962/63 bis 1970/71 
um 9,4 ®/o. Hierzu trug vor allem der Anstieg der 
Lohnkosten bei. 

Die stetig steigende Mechanisierung der Landwirt- 
schaft erfordert auch von den Handels- und Hand- 
werksbetrieben eine immer größere Leistungsfähig- 
keit der Werkstätten. In diesem Anpassungsprozeß 
gewinnen die leistungsfähigen privaten und genos- 
senschaftlichen Fachbetriebe des Handwerks und 
Handels, die ihre Kunden auch beraten und be- 
treuen, steigende Bedeutung. 

Die überbetriebliche Maschinenverwendung voll- 
zieht sich in den verschiedensten Formen. Lohnun- 
temehmer erbringen Dienstleistungen vor allem mit 
größeren Spezialmaschinen. Erhebliche Bedeutung 
haben aber auch andere Formen, wie Nachbar- 
schaftshilfe, Maschinengemeinschaften und Maschi- 
nenringe, bei denen vorwiegend Landwirte für an- 
dere Landwirte tätig sind. Insgesamt ist eine lau- 
fende Zunahme dieser Dienstleistungen, insbeson- 
dere über Maschinenringe festzustellen. Sie wird 
sich unter dem Zwang zu weiterer Rationalisierung 
fortsetzen (vgl. S. 75). 

4.32 Ziele und Maßnahmen 

Ziele 

119. Es ist das Ziel der Bundesregienmg, die Land- 
wirtschaft in die Lage zu versetzen, sich in ausrei- 
chender Menge mit kostengünstigen, funktionsge- 
rechten und umweltunschädlichen Produktionsmit- 
teln auszustatten. Dabei dürfen der deutschen Land- 
wirtschaft keine Wettbewerbsnachteile gegenüber 
der Landwirtschaft anderer Länder entstehen. 

Maßnahmen 

120. Zur Erreichung dieser Ziele wird die Bundes- 
regierung folgende Maßnahmen fortsetzen bzw. ein- 
leiten: 

Auf dem Futtermittelsektor werden die Richtlinien 
des Rates über Zusatzstoffe in der Tierernährung so- 
wie über die Einführung gemeinschaftlicher Probe- 
verfahren und Analysemethoden bis spätestens No- 
vember 1972 in nationales Recht übertragen. 


Im Bereich des Saatgutmarktes und der Pflanzen- 
zucht sind folgende Maßnahmen vorgesehen: 

— Novellierung des Saatgutverkehrsgeselzes in An- 
passung an die EWG-Richtlinien bis zum 1. Juli 
1972; 

— Durchführung der gemeinsamen Marktorganisa- 
tion für Saatgut; 

— Untersuchungen in Bundesforschungsanstalten 
und anderen Fachinstitutionen. 

121. Bei den Düngemitteln besteht nur bei Thomas- 
phosphat und 40er/50er Kali noch eine Höchstpreis- 
bindung auf Grimd des Preisgesetzes aus dem Jahre 
1948. Die Koordinierung markt- und preispolitischer 
Fragen bei Düngemitteln ist Aufgabe eines inter- 
ministeriellen Arbeitskreises beim Bundesministe- 
rium für Wirtschaft und Finanzen, der in Zusammen- 
arbeit mit den beteiligten Wirlschaftskreisen den In- 
teressenausgleich der Marktpartner anstrebt. 

122. Durch die auf Grund des Pflanzenschutzge- 
setzes von der Bundesregierung verfügten Anwen- 
dimgsbeschränkungen und -verböte für eine Reihe 
von Pflanzenschutzmitteln auf der Basis von persi- 
stenten chlorierten Kohlenwasserstoffen wird der 
Marktanteil dieser Mittel in den kommenden Jah- 
ren wesentlich zurückgehen. Diese Mittel werden ab 
1, Januar 1975 nicht mehr auf dem Markt sein. Mit 
ähnlichen Regelungen für weitere Stoffe ist in Kürze 
zu rechnen. Mit dem Voranschreiten der laufenden 
Forschungsarbeiten ist ferner ein verstärkter Einsatz 
von biologisch integrierten Pflanzenschutz verfahren 
in der Praxis zu erwarten. 

123. Die der Landwirtschaft bereits seit Jahren ge- 
währte Dieselkraftstoff-Verbilligung wird fortge- 
führt. Der infolge der in Vorbereitung befindlichen 
Mineralölsteuererhöhung eintretende Preisanstieg 
für Dieselkraftstoff wird für die Landwirtschaft durch 
Anhebung des Verbilligungssatzes um 4 Pf/1 auf 
36,15 DM je 100 1 ausgeglichen werden (vgl. S. 50). 

In der neuen Bundestarifordnung Elektrizität, die am 
1. Januar 1974 in Kraft treten soll, konnte eine weit- 
gehende Berücksichtigung der Belange der Landwirt- 
schaft erreicht werden. 

124. Neben der Fortführung der Investitionsförde- 
rung bei landwirtschaftlichen Bauten (vgl. auch 
Kapitel 5.31) wird die Bundesregierung im Einver- 
nehmen mit den Ländern darum bemüht sein, die 
baureditlichen Bestimmungen zu vereinheitlichen. 
Darüber hinaus will sie durch Bereitstellung von Be- 
ratungshilfsmitteln insbesondere über Kostenvor- 
teile der Einfachbauweise, die Bauberatung bei ihren 
Entscheidungshilfen unterstützen. 

Die Bundesregierung gewährt im Rahmen der ein- 
zelbetrieblichen Investitionsfördenmg finanzielle 
Hilfen für Maschineninvestitionen in entwicklungs- 
fähigen Betrieben in Form von Zinszuschüssen (vgl. 
auch S. 78). Einer ökonomisch sinnvollen und 
kostengünstigen Mechanisienmg dienen auch die 
umfangreichen Arbeiten des Kuratoriums für Tech- 
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ulk und Bauwesen in der Landwirtsdiafl (KTBL) 
und die Teslergebnisse der Prüfungsabteilung für 
Landmaschinen der Deutschen Landwirtschaftsgesell- 
schaft. Beide Institutionen werden von der Bundes- 
regierung bezuschußt. Die Landwirtschaft wird lau- 
fend auf Notwendigkeit und Kostenvorteil sowohl 


5 Strukturpolitik 


5.1 Analyse der bisherigen und 

voraussichtlichen Entwicklung 


5.11 Struktur der Produktionsfaktoren 
5.11.1 Boden 

125. Von der gesamten Wirtschaftsfläche der Bun- 
desrepublik Deutschland (24,8 Millionen ha) wurden 
1971 13,5 Millionen ha landwirtschaftlich genutzt. 
Gegenüber 1960 bedeutet das eine Flächenabnahme 
um 0,7 Millionen ha oder 5 ®/o. Auf die Betriebe 
mit 0,5 und mehr ha LF entfielen 1971 rd. 12,7 Mil- 
lionen ha, 36 000 ha weniger als 1970 und 380 000 ha 
weniger als I960. Die in den Angaben über die land- 
wirtschaftlich genutzte Fläche nicht mehr enthal- 
tene Sozialbrache (Fläche, die aus wirtschaftlichen 
oder sozialen Gründen nicht mehr bewirtschaftet 
wird) dehnte sich auf 245 000 ha aus. In Wirklich- 
keit dürften die Brachflächen aber umfangreicher 
sein. Bei diesen Flächen handelt es sich vielfach 


der sachgerechten Maschinenpflege und Eigenhilfe 
als auch der überbetrieblichen Maschinenverw'en- 
dung hingewiesen. Bund und Länder fördern die 
überbetriebliche Maschinen Verwendung durch Bei- 
hilfen zur Gründung und Tätigkeit von Maschinen- 
ringen mit hauptberuflichem Geschäftsführer. 


um Grenzertragsstandorte, deren Bewirtschaftung 
auf Grund der niedrigeren Erträge nicht mehr lohnt, 
sowie um Parzellen, die auf Grund starker Flurzer- 
splitterung keinen rationellen Einsatz von Maschi- 
nen und Geräten erlauben. Verbreitet fällt Brach- 
land, häufig allerdings nur vorübergehend, in den 
sogenannten Verdichtungsräumen an, wo die Flä- 
chenbewirtschaftung vielfach zugunsten einer außer- 
land wirtschaftlichen Tätigkeit aufgegeben wird. 

126. Während der kommenden Jahre wird die auf- 
gezeigte Enlwidtlung vermutlich unvermindert an- 
halten. Von der landwirtschaftlich genutzten Fläche 
werden bis 1980 für nichtland wirtschaftliche Zwecke 
voraussichtlich rd. 550 000 ha benötigt (siehe Über- 
sicht 17). Der Umfang der Sozialbrache könnte im 
selben Zeitraum 500 000 ha erreichen. 

Unter diesen Voraussetzungen verbleiben der land- 
wirtschaftlichen Nutzung 1980 noch 12,7 Millionen 
ha; davon dürften knapp 12 Millionen ha auf Be- 
triebe mit 0,5 und mehr ha LF entfallen. 


Übersicht 17 


Nichtlandwirtschaftlich und landwirtschaftlich genutzte Flächen 
in der Bundesrepublik Deutschland 

1971 und 1980 


Gliederung 

1971 1 

1980*) 

Veränderung 

1000 ha 

1000 ha 1 

1 

Nichtlandwirtschaftlich genutzte Fläche 

11 273 

12 100 

+ 827 

+ 7 

darunter: 





WaldHäche 

7 183 

7 300 

+ 117 

+ 2 

Gebäude- und Hoffläche 

1 070 

1 330 

+ 260 

+ 24 

Eisenbahn- und Straßennetz 

1 128 

1 250 

+ 122 

+ II 

Flughäfen, Übungsplätze 

215 

260 

+ 45 

+ 21 

Sozialbrache 

245 

500 

+ 255 

4-/04 

Landwirtschaftlich genutzte Fläche (LF) ' 

j 13 504 

12 700 

1 

-804 

- 6 


Vorschätzung 
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127 . Seit 1960 hat sich bei der landwirtschaftlich 
genutzten Fläche keine Verschiebung im Acker- 
Grünland-Verhältnis (58 : 42) ergeben. Dagegen 
zeigte sich innerhalb der Ackemutzung eine deut- 
liche Verlagerung vom arbeitsintensiven Hackfrucht- 
bau zum relativ arbeitsextensiven Getreidebau. 
Wahrend der Anteil der Getreidefläche (einschließ- 
lich Körnermais) an der Ackerfläche 1960 noch bei 
61 ®/o lag, stieg er 1971 auf 70 ^/o. Der Anteil der 
Hackfruchlfläche ging von 23 Vo auf 16% zurück 
(vgl. Übersicht 18). 

128 . In der EWG insgesamt nahm die Getreide- 
fläche 1971 schätzungsweise nur 55®/o der Acker- 
fläche ein? der Anteil von Hackfrüchten war mit 
10% allerdings ebenfalls niedriger als im Bundes- 
gebiet. Dagegen hatte der Grünfutteranbau mit etwa 
9,4 Millionen ha oder 24 % noch einen erheblichen 
Umfang. Das Acker-Grünlandverhältnis war ähnlich 
dem des Bundesgebietes, Die landwirtschaftlich ge- 
nutzte Fläche insgesamt betrug in der EWG 1971 
noch schätzungsweise 69,9 Millionen ha, rd. 3 Mil- 
lionen ha oder 3,5% weniger als zehn Jahre zu- 
vor. Auf den Bereich der Betriebe mit 1 ha xind 
mehr LF entfielen rd. 62 Millionen ha. 

5.11.2 Arbeit 

Eniwicklang der Besdiättigten in der Landwirtsdiait 

129 . Nach den Ergebnissen des Mikrozensus ging 
die Zahl der Erwerbstätigen in der Landwirtschaft, 
Forstwirtschaft und Fischerei, einschließlich gewerb- 
liche Gärtnerei und gewerbliche Tierhaltung, der 
Bundesrepublik 1971 auf 2,3 Millionen zurück. Das 


bedeutet einen Rückgang gegenüber 1970 um rd. 
120 000 oder 5% und gegenüber 1960 um 1,3 Mil- 
lionen. Die durchschnittliche jährliche Abnahmerate 
betrug 4,0 ^/o. 

Sofern sich die bisherige Entwicklung fortsetzt 
dürften 1980 noch 1,4 Millionen Erwerbstätige in 
der Landwirtschaft, einschließlich Forstwirtschaft 
und Fischerei, beschäftigt sein. Danach würden im 
Durchschnitt jährlich rd. 5 % abwandem. 

Für den Bereich der Landwirtschaft gibt die Stati- 
stik über die Erwerbstätigen jedoch keinen ausrei- 
chenden Überblick. Differenziertere Aussagen las- 
sen sich nur aus der Statistik der in den landwirt- 
schaftlichen Betrieben beschäftigten Arbeitskräfte 
gewinnen. 

Die Zahl der ständigen landwirtschaftlichen Arbeit- 
nehmer ist im Jahr 1970/71 uro 17 000, das sind 12 %, 
zurückgegangen. Ihr Anteil an der Gesamtzahl aller 
in der Landwirtschaft vollbeschäftigten Arbeitskräfte 
ist damit auf 7 % abgesunken. 

Die Zahl der in der Landwirtschaft vollbeschäftigten 
Familienarbeitskräfte betrug im Jahr 1970/71 schät- 
zungsweise 1,65 Millionen. Sie lag damit um 6% 
niedriger als 1969/70 und um 45 % unter dem Be- 
stand im Wirtschaftsjahr 1960/61, 

130. Nach den Ergebnissen der Arbeitskräfteerhe- 
bung vom Juli 1970 entfielen 40 % der vollbeschäf- 
tigten Betriebsinhaber auf die Altersgruppe 25 bis 
45 Jahre, 49% auf die Gruppe 45 bis 65 Jahre; 
10% waren älter als 65 Jahre. Der relative Anteil 


*) Linearer Trend (vgl. auch nachfrageorientierte Schät- 
zung, S. 30 und Materialband, Tabelle 112), 
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Landwirtschaitlich genutzte Flächen in der Bundesrepublik Deutschland 

1960 und 1971 


Gliederung 

I960 1 

1971 

Veränderung 

1000 ha 

1000 ha 1 

V« 

Landwirtschaftlich genutzte Fläche (LF) *) 

14 266 

13 504 

-762 

- 5 

darunter: 





Grünland 

5 705 

5 418 

-287 

- 5 

Ackerland 

7 982 

7 548 

-434 

- 5 

darunter: 





Getreide 

4 900 

5 250 

4-350 

+ 7 

Hackfrüchte 

1 860 

1 208 

-652 

-35 


*) 1960 Landwirtschaftliche Nutzfläche (LN) 
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der Gruppe 25 bis 45 JaJire hat sidi gegenüber 1960 
(31 ®/o) deutlidi erhöht, während er in allen übrigen 
Altersklassen kleiner wurde. 

Die Aufteilung der Arbeitskräfte auf die Betriebs- 
größen läßt — ► der veränderten Betriebs Struktur fol- 
gend — vor allem einen Rückgang Ln den Betrieben 
mit 0,5 bis 10 ha LP erkennen, während in den Be- 
trieben mit mehr als 20 ha LF bislang noch Zunah- 
men ermittelt wurden. 

Die Abnahme der voUbesdiäftigten Familienarbeits- 
kräfte wird sich Ln den nächsten Jahren fortsetzen, 
Entsprediend dem Rückgang der Betriebe werden 
sich die Arbeitskräfte in der Gruppe der kleineren 
Betriebe am stärksten vennindem. Aber auch in den 
Größenklassen über 20 ha LF wird voraussiditÜdi 
trotz zimelunender Zahl der Betriebe ein leichter 
Rückgang der vollbeschäftigten FamiUenarbeits- 
kräfte einlreten (siehe Übersicht 19), 

131. Insgesamt dürften nach einer Vorsdaätzung 
1975 etwa 1,3 Millionen und 1980 1,0 Millionen 
Familienarbeitskräfte in landwirtschaftlichen Betrie- 
ben, einschließhch Haushalt, vollbeschäftigt sein. Für 
den Zeitraum 1970 bis 1980 bedeutet das eine durch- 
sdinitthdie jährliche Abnahme um rund 5 

132. Die Zahl der betrieblichen Vonarbeitskräfte 
(AK), bei deren Ermittlung die Teilbesdiäfügten und 
die nicht voll leistungsfähigen Arbeitskräfte mit 
Hilfe von Normzahlen in AK mngeredmel werden, 
behef sich 1970/71 auf 1,43 Millionen AK. 86 000 AK 
weniger als ein Jahr zuvor. Gegenüber 1960/61 ist 
die Zahl der VoUarbeilskrafte um rd. 1 Million oder 
40 zuiückgegangen i das bedeutet eine durch- 
sdinitUiche Abnahme um 100 000 oder 5A pro 


Jalir. Auf 100 ha LF entfielen 1970/71 im Durdi- 
sdinitt 11,3 Vollarbeitskräflei somit bewirtschaf- 
tete 1970/71 Jede AK im Duidisdinitt 8^9 ha LF 
gegenüber 5,5 ha 1960/61 {siehe Materialband, Ta- 
belle 114}. 

133, Für die EWG insgesamt ist die Entwicklung 
der in der Landwirtschaft Tätigen nur an der Sta- 
tistik der Erwerbstätigen und der Erwerbspersonen 
(Erwerbstätige und Arbeitslose) in der Landwirt- 
sdiaft, einschließlith Forstwirt.sdiaft und Fischerei, 
abziüesenj Angaben über die Zahl der Vollarheits- 
kräfte liegen nicht vor. Die Zahl der Erwerbstätigen 
ging 1970 nach Mitteilung des Statistischen Amtes 
der Europäischen Gemeinschaften auf 9,5 Millionen 
zurück und war damit um 600 000 oder 6V<> nied- 
riger als 1969 und um 37 Va oder 5,7 Millionen 
niedriger als zehn Jahre zuvor (siehe Materialband, 
Tabelle 120), Für 1980 ergibt sich mit Hilfe der 
Trend berechnung (Basis 1963 bis 1970) eine Erwerbs- 
tätigenzahl von 5 Millionen in der EWG 

9 Zu ähnliihen Vorschätzungsergebnissen gelangt: Heidt- 
mann, W,: Gulachlen über die voraussichtlidie Ent- 
wldtking der Zahl der landwirtschafllichen Erwerbs- 
personen bis 1975 und 1980, GöUingen, Mal 1971, un- 
veröffentlicbles Manuskript. 

Zu wesenllidi geringeren Abwanderungsraten kommt: 
Jansen. E. und Dehmel, G.: Zu erw artende Größen- 
ordnung, regionale Verteilung und Zeltabfolge der 
voiaussichtlidien Freisetzung von Arbeitskräften aus 
der LandwLrlscfaaft, Hrsg. GesellscüaU zur Förderung 
der inneren Kolonisation (GFK) Bonn 1970. 

*) Zur nadifrageorienüerlen Schätzung vgl S. 30. Zur 
Schätzung der Erwerbspersonen nach Altersklassen 
bis 1976 vgl. „Entwidüung und Voraussdiätzung der 
landwJrt schall liehen Erwerbsbevölkerung* *“, Hausmü- 
tellungen über Landwirtschaft, Hrsg. KommLssion der 
Europäischen Gemeüisdi allen, Brüssel, Sept. 1970, 
Nr. 61. 


Übersicht 19 


Vollbeschäftigte FamllienaTbeitskräite ln der Bundesrepublik Deutsdilaiid 

nach Betriebsgrößenklassen 

1965, 1970, 1975 und 1980 


Größenklasse 
von , , , bis unter . . , ha LF 

1965») 

1970 >J 

ms h 

1980*1 

1000 1 

Vo 

1000 1 


1000 1 


1000 1 


0^ bis 5 p 

554,7 

24 

344,6 

20 

220 

17 

100 

W ' 

5 bis 10 

588,1 

25 

351,6 

20 

206 

iS 

90 

9 

10 bis 20 

777,7 

33 

584,5 

34 

470 

35 

352 

36 

20 und mehr - 

425,6 

IB 

461,3 

26 

444 

33 

43B 

45 

insgesamt , . . 

2 046.1 

lOÖ 

j 1742,1 

WO 

1 340 

WO 

1 980 

100 


*) für den landwirlschafthchen Betrieb elnschliefllicii Haushalt 
*) Arbettskräfteerhebung April 1965 

Arbeitskrafleerhebung Juh 1970, vorläufiges Ergebnis 
VorsdiäUung 
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Arbeitszeiten in der Landwirtsdialt 

134- Die tarifvertraglicii vereinbarte Arbeitszeit für 
landwirtsdiaftlidie Arbeitnehmer in der Bundesrepu- 
blik Deutschland liegt seit April 1969 bei jährlich 
2348 Stunden oder wödienüich durchs chnitllidi 45 
Stunden. Für Arbeitskräfte in Hausgemeinschaft und 
für in der Viehpflege beschäftigte Arbeitskräfte kann 
die wöchentliche Arbeitszeit bis zu 6 Stunden länger 
sein. 

Die tatsächlichen monatlichen Arbeitszeiten in der 
Landwirtschaft lagen im September 1970 Für ange- 
lernte Arbeiter bei 221 Stunden und für Arbeits- 
kräfte mit fachlicher Qualifikation (Facharbeiter) bei 
232 Stunden. Gegenüber dem Vorjahr waren die 
Unterschiede nur gering. Aus einer Unlersudiung 
der Agrarsozialen Gesellschaft gehl hervor, daß 
die Arbeitszeit im Durchschnitt in den Betrieben über 
100 ha LF am kürzesten und in den Betrieben mit 
20 bis 50 ha LF am längsten ist. 

Die wöchenüicheti Arbeitszeiten der Landwirte und 
mitarbeilenden Familienangehörigen (vgL Über- 
sicht 20) haben sich nach den Feststellungen des 
Mikrozensus im April 1970 gegenüber dem Vorjahr 
erneut um durchschnittlich etwa 1 Stunde verkürzt. 
Der Abstand zu den Selbständigen in den übrigen 
Wirtschaflsbereichen ist damit kleiner geworden. 

Der Ausschuß der berufsständischen landwirtschaft- 
lichen Organisationen bei den EG (COPA) und die 
Arbeitsgruppe der Landarbeilergewerksdiaften ha- 
ben sich im Mai 1971 gemeinsam verpflichteL die 


U b e r $ i c h l 20 

Arbeitsstunden der Erwerbstätigen in der Bundes- 
republik Deutschland nach Wirtschafts bereichen 

in der Wodie vom 19. bis 25, April 1970 
(Stundenj'Wodhe) 


Art dt!T EiwetlistSUgeD 

Land- 

tmd 

Forst- 

wirt* * 

vdutn 

PrQ- 

duxla- 

reades 

Ge* 

werbe 

Handel 

und 

Verkekr 

fionsUge 
Wirt* 
ediitUi- 
bercfdbe 
(Dion St- 
ic Mun- 
ijan; 

Männer 

Selbständige ,,,, 

62,6 

53,2 

55,6 

55,5 

Mithelfende Fami- 
lienangehörige . 

49.6 

37,3 

44,8 

47,3 

Arbeiter 

48,9 

42,4 

45,1 

43,0 

Frauen 





Selbständige 

46,2 

40,0 

48.1 

47,6 

Mithelfende Fami- 
lienangehörige . 

46,4 

39,7 

42,1 

46,4 

Arbeiter 

41,2 

36,4 

31,8 

34,7 


Quellen Statistisches Bundesamt 


Arbeitszeit der Tierpfleger in den nationalen Tarif- 
verträgen auf wöchentlich 45 Stunden festzuselzen. 
Die Vereinbarung ergänzt die bereits 1964 getrof- 
fene Absprache zur Harmonisierung der Arbeitszeit 
der Landarbeiter im Ackerbau, die ebenfalls eine 
wödientlidie Arbeitszeit von 45 Stunden vorsiehl. 


Löhne der iandwirtschailUdien Arbeitnehmer 

135, Die Tariflöhne der I and Wirtschaft liehen Arbeit- 
nehmer sind mit Wirkung vom 1. Januar 1971 um 
rd, 11 Vö angehoben worden (vgl. Materialband. 
Tabelle 122). Der Lande rbeiter-Ecklohn Liegt seitdem 
im Durchsdmitl des Bundesgebietes bei 4,2! DM je 
Stunde, der Gesamllohn für Landarbeiter in Haus- 
gemeinschafl bei 766 DM je Monat; hierin sind 
169 DM Wert der freien Kost und Wohnung ent- 
haften. 

Trotz der Lohnerhöhungen in der Landwirtschaft 
lagen die tatsächlichen Arbeitsverdienste m den 
übrigen Wirt schalt s bereichen 1970/71 in der Lei- 
stungsgruppe 2 um 2,03 DM oder 3! (1969/70 : 1,63 

DM oder 29 %) über denen der Landarbeiter. 

5,11,3 Kapital >> 

136, Nach Sdiälzungen erhöhte sidi der Gesamt- 
wert des landwlrtscfaaftüchen Vermögens (einschließ- 
üch Bodenwert) von 92 Mrd, DM im Jahre 1963 auf 
109 Mrd. DM im Jahre 1970 (vgL Ubersidil 21), In 
dem gleichen Zeitraum stieg der Wert des Boden- 
Vermögens, wobei bei der Bewertung von der kapi- 
talisierten Nettopacht ausgegangen wurde, um 9 ®/o 
auf 23 Mrd, DM, obwohl sidi die landwirLschafilicfa 
genutzte Fläche um mehr als 300 000 ha vermin- 
derte. Den Veonögensbeslandteii mit den höchsten 
Werten stellen — bei der hier gewählten Bewer- 
tungsmetlrode — in allen Jahren die Wlrtsdiafts- 
gebäude dar (1970 = 32 Mrd. DM). Der Werl der 
Masciiinen und Geräte wies von 1963 bis 1970 die 
größte Zuwachsrate auf (+30Vo auf 21 Mrd. DM); 
das Viehvermögen stieg um 26 Vq auf 17 Mrd. DM. 

137, Der Anteil des Vermögens der Landwirtschaft 
an dem Vermögen aller Wirlsdiaftsbereidie Ist für 
das reproduzierbare Anlagevermögen (Gebäude, 
Maschinen, Grundverbesseningen, Dauerkulturen) in 
Preisen von 1962 durch das Statistische Bundesamt *) 
ermittelt worden. Diese Berechnungen, die sich nadi 
der gewählten Abgrenzung und Methode von der 
hier dargestelllen Schätzung unterscheiden, ergeben 


Wohnsltuation und Wohnungsbedarf von Land- und 
Forstarbeltem. Materialsamnilung der ASG, Nn 98. 

*) Unter Kapital wird hier sowohl die Aktivseite (Vermö- 
gen) als auch die Passivseite (Kapital) der Bilanz ver- 
standen, 

*) VgL Müller, H. J.: Zur Frage des Vermögens in der 
Landwlrtsdiafl, ln: Agrarwlrlsdiafl 20. Jg,, 1Ö71. S, 327 
bis 331; dort nähere Hinweise auf Methodik, Ahgren- 
zung des Bereich.s u, a. 

“•j Lützel. H., Das Teproduzierbare Anlagevermögen in 
Preisen von 1962, Wirtschaft und SiaÜstik 1971, 
S. 593 ff. 
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für den Wirtschaftsbereich Land- und Forstwirtschaft, 
Fischerei im Jahr 1970 einen Anteil von 5,6 ®/o am 
Anlagevermögen aller Wirtschaftsbereidie. 

138. Unter Einbeziehung des Wertes für Wohnge- 
bäude ergab sidi 1963 ein Vermögens wert von 109 
Mrd. DM, der sich bis 1970 auf 127 Mrd. DM erhöhte. 
Auf der Passivseite der Vennögensbilanz betrug 
1970 der Wert des Eigenkapitals 98 Mrd. DM und 
der des Fremdkapitals 29 Mrd. DM. In dem Ver- 
gleichszeitraum nahm das Eigenkapital um 5 ®/o und 
das Fremdkapital um 85 ®/o zu. Der Anteil der lang- 
fristigen Verbindlichkeiten am gesamten Fremd- 
kapital erhöhte sich von rd. einem Drittel auf die 
Hälfte. 


Das Verhältnis von Eigen- zu Fremdkapital betrug 
1963 85 zu 15. Bedingt durch die stärkere Fremd- 
kapitalzimahme, z. T. gefördert durch Verbilligungs- 
aktionen aus öffentlichen Mitteln, veränderte sich 
dieses Verhältnis bis 1970 auf 77 zu 23, Für die In- 
dustrie wird global etwa ein Verhältnis von 60 zu 
40 angenommen. Innerhalb der Landwirtschaft be- 
stehen wie in der übrigen Wirtschaft natürlich von 
Betrieb zu Betrieb erhebliche Unterschiede. 

139. Besonders deutlich wird die Vermögensent- 
wicklung in der Landwirtschaft, wenn die Global- 
zahlen auf die landwirtschaftlichen Vollarbeitskräfte 
und die Betriebe über 0,5 ha LF bezogen werden. 
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Vermögen der Landwirtschaft (Zeitwert) In der Bundesrepublik Deutschland 

Stand 30. Juni 


Gliederung 

1963 

1964 

1965 

1966 

1967 

1968 

1969 

1970 



Mrd. DM 






Boden . . * 

21,4 

21,9 

22,5 

22,8 

23,0 

23,3 

23,4 

23,4 

(Landwirtschaftliche Nutzfläche) 









darunter Grund Verbesserungen 

2.8 

3.3 

3,9 

4.3 

4.6 

4.9 

5,2 

5,5 

Wirtschaftsgebäude 

27,1 

27,7 

28.4 

29,1 

29.7 

30.3 

30,9 

31,5 

• Maschinen und Geräte 

15,9 

16,8 

17,9 

19,0 

19,4 

19,7 

20,1 

20,6 

Vieh 

13,3 

14,3 

15,1 

16,6 

16,1 

15,7 

16,5 

16,8 

Dauerkulturen 

1,1 

1,1 

1.2 

1.2 

1.3 

1.3 

1.4 

1.5 

Umlaufvermögen 

13,3 

13,7 

13.5 

13,4 

13,8 

13,8 

14,1 

14,9 

zusammen , . . 

92,1 

95,5 

98,6 

102,1 

103,3 

104,1 

106,4 

108,7 

Wohngebäude 

16,6 

16,8 

17,0 

17,2 

17,5 

17,7 

17,9 

18,1 

Insgesamt . . . 

108.7 

112,3 

115,6 

119,3 

120,8 

121,8 

124,3 

126,8 



»/• 






Boden 

1 23.2 

22.9 

22,8 

22,3 

22,3 

22,4 

22,0 

21,5 

(Landwirtschaftliche Nutzfläche) 









darunter Grund Verbesserungen . 

3.0 

3.5 

4,0 

4,2 

4,5 

4.7 

4,9 

5,1 

Wirtschaftsgebäude 

29,5 

29,0 

28,8 

28.5 

28,7 

29,1 

29,0 

29,0 

Maschinen und Geräte 

17,3 

17,6 

18,2 

18,6 

18,8 

18,9 

18,9 

18,9 

Vieh 

14,4 

15,0 

15,3 

16,3 

15,6 

15,1 

15,5 

15,5 

Dauerkulturen 

1.2 

1,2 

1,2 

1.2 

1,3 

1.2 

1.3 

1.4 

Umlaufvermögen 

14,4 

14,3 

13,7 

13,1 

13,3 

13,3 

13,3 

13,7 

zusammen . . . 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 
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LandAvirischaflliche Vermögeosbilam 1963 und 1970 
(Mrd. DM) 


Aktiva 


Passiva 




1963 


Roden 

. 21,^ 

EigenkapLtal 

93,0 

Wohngebäude * . 

16,6 


Langfristige Verbindlidikeiten . . . . - 

5,3 

Wirtschaftsgebäude , . , — 

. .. 27,1 


KfA<;rliinpn nnrl Hpraie -..**.*.* 

. 15,9 

Renten und Altenteile 

1,2 

-Vieh 

13,3 


Mittelfristige Verbindljdikelten ,,, 

3,7 

Dauerkulturen 



Umlaufvermögen 

13,3 

Kurzfristige Verbindlichkeiten 

5.5 

insgesamt 

. . , 108,7 

insgesamt . , . 

108,7 



1970 


Roden 

. , . 23,4 

Eigenkapital 

97,5 

Wohngebäude 



Langfristige Verbindlidikeiten 

14,4 

Wirtschaftsgebäude 

31,5 


Maschinen und Geräte * . 

. . - 20.6 

Renten und Altenteile 

3,3 

Vieh 

... 16,8 


Dauerkulturen * 

Mittelfristige Verbindlichkeiten 

4,7 

... 1,5 


Umlaufvermögen 


Kurzfristige Verbindlichkeiten 

6,9 

tnsgesarat 

. . , 126,8 

insgesamt . . . 

126,8 






Übersicht 23 


Entwicklung des Eigenkapitals und der Verblndliciikeiten der iandwirtsdiaft 
ln der Bundesrepublik Deutschland 


insgesamt 

je Vollarbeiiskrait (AK) 

je Betrieb ab 0.5 ha LF 

1963 

Mrd. 

DM 

1970 

Mrd. 

DM 

Ver- 

ände* 

rung 

«/o 

1963 

DM 

1970 

DM 

Ver- 

ände- 

rung 

1963 

DM 

1 

1970 

DM 

! Ver- 
ände- 
rung 


Eigenkapital 

93,0 

97,5 

4 - 4ß 

42 408 

66 281 


56,3 

60 904 

78 389 


28,7 

Verbindlichkeiten 

15,7 

29,3 


7 159 

19918 

+ 178,2 

10 281 

23557 

+ J29,J 

Kapital zusammen | 

108,7 

126,8 

+ /6,7| 

49 56? 

86 199 


73,9 1 71 183 

101 946 

+ 

43,2 

Eigenkapilal abzüglich 












Verbindlichkeiten. , . . , , 

77,3 

68,2 

-J/,S 

35 249 

46 363 

+ 


50 622 

54 832 

-!- 

8,3 
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Bei rüdcläufiger Zahl der landwirtsdiaftlichen Voll- 
arbeitskräfte und der Betriebe (ab 0,5 ha LF) ist 
die Entwicklung der Vennögensstruktur trotz star- 
ker Zunahmen der Verbindlichkeiten keineswegs 
als ungünstig zu bezeichnen. Wird das Eigenkapital 
mit den Verbindlichkeiten saldiert, so ergibt sich für 
den Zeitraum von 1963 bis 1970 im Durchschnitt 
eine Zunahme des „unbelasteten** Eigenkapitals von 
31,5 ®/o je Erwerbstätigen und von 8,3 ®/o je Betrieb 
(vgl. Übersicht 23). 


5.12 Struktur der Betriebe 
5.12.1 Betriebsgröße 

140. In der Bundesrepublik Deutschland setzte sidi 
1971 die Verminderung der Zahl der landwirtschaft- 
lichen Betriebe deutlich fort. Mit 1,2 Millionen Be- 
trieben und kleineren Belriebseinheiten ab 0,5 ha 
LF (landwirtschaftlich genutzte Flache) wurden 1971 
rd. 83 000 Betriebe weniger ermittelt als 1970 und 
457 000 weniger als 1960. Das bedeutet seit 1960 
eine durchschnittliche jährliche Abnahme von 
41 500 Betrieben. Wie in den Vorjaliren war die 
Zahl der Betriebe in den Größenklassen unter 10 ha 
LF 1971 besonders stark rückläufig (— 10®/o), wäh- 
rend in den Größenklassen ab 20 ha LF weitere Zu- 


übersicht 24 

Landwirtschaftliche Betriebe in der Bundesrepublik 
Deutschland nach Größenklassen 


1960, 1971 und 1980 


Größenklasse 
von ... bis 
unter ... ha 
LF 

Zahl der Betriebe 

durchschnitt- 
liche jährliche 
Veränderung 

1960 

1971 

1980') 

1971 

gegon- 

Uhrr 

|96ü 

1980 

gcgeo- 

ilber 

1971 

1000 


0,5 bis 2^) 

463 

282 

149 

-4,4 

- 6.8 

2 bis 5 

387 

225 

98 


- 8,8 

5 bis 10 

343 

213 

102 

-4,2 

- 7,8 

10 bis 20 

286 

253 

214 


-K2 

20 bis 30 

79 

108 

134 

+ 2,9 

+ 2,4 

30 bis 50 

43 

59 

69 

+2,9 

+ f,9 

50 und mehr 

16 

21 

24 

+2.4 

+ ;,3 

insgesamt . . . 

1 1 618 

1 

1 16t 

790 

- 3.0 

-*1,2 


*) Vorschätzung auf Trendbasis 

*) einschließlich der Betriebe, die nicht für den Markt 
produzieren 

Quelle: Statistisches Bundesamt und BML 


gänge (4- 6®/o) zu beobachten waren. Der Anteil 
der Betriebe bis zu 10 ha LF an der Gesamtzahl der 
Betriebe Ist Lm süd westdeutschen Raum mit 70 bis 
80*' o noch sehr hoch; in Schleswig-Holstein betrug 
er nur 35®/o und in Niedersachsen 51 (siehe 
Materialbancl, Tabellen 124 bis 125). Die Durch- 
schnittsgröße je Betrieb im Bundesgebiet erhöhte 
sich von 8,1 ha (LN) im Jahre I960 auf 11,0 ha (LF) 
im Jahre 1971. In der Größenklasse ab 20 ha LF, der 
die Masse der landwirtschaftlichen Vollerwerbsbe- 
triebe angehört, betrug 1971 die durchschnittliche Be- 
triebsgröße 34,5 ha LF gegenüber 35,0 ha 1960 und 
36,0 ha 1949. 

141, Nach Schätzungen des BML wird sich die Zahl 
der landwirtschaftlichen Betriebe im Bundesgebiet 
bis 1980 auf knapp 0,8 Millionen vermindern (vgl. 
Übersicht 24). 

142, ln der EWG insgesamt ging die Zahl der Be- 
triebe mit mindestens 1 ha LF 197! auf sdiätzungs- 
weise 5,2 Millionen zurück. Gegenüber 1960 ist das 
eine Abnahme um 1,3 Millionen, das sind jährlich 
im Durchschnitt 2 ®/ö. Bei einem zu erwartenden ähn- 
lich starken Rückgang wie in den vergangenen Jah- 
ren wird es in der Gemeinschaft 1980 noch schät- 
zungsweise 4,3 Millionen landwirtschaftliche Be- 
triebe mit mindestens 1 ha LF geben. 

5.12.2 Erwerbscharakter 

143. Bedeutsamer für den Anpassungsprozeß als 
die Verminderung der Zahl der Betriebe ist die 
Veränderung der Erwerbsstruktur. Die für 1971 fort- 
geschriebene Schätzung zur Aufgliederung der land- 
wirtschaftlichen Betriebe nach dem Erwerbscharak- 
ter weist von den 1,2 Millionen Betrieben insge- 
samt 452 000 oder 39 als Vollerwerbsbetriebe 
aus ‘). Gegenüber dem Vorjahr hat sich die Zahl da- 
mit um 15 000 verringert Die durchschnittliche 
Betriebsgröße der landwirtschaftlichen Vollerwerbs- 
betriebe im Sinne dieser Abgrenzung lag 1971 bei 
21 ha. 

144. In der agrarpolitischen Diskussion wie auch 
in wissenschaftlichen Veröffentlichungen wird die 
Zahl der landwirtschaftlichen Vollerwerbsbetriebe 
in der Bundesrepublik häufig mit nur 200 000 oder 
noch niedriger veranschlagt. Bei dieser Schätzung 
werden dann nur die Betriebe oberhalb einer be- 
stimmten, vom Einkommen abgeleiteten Richtgröße 
als Vollerwerbsbetriebe bezeichnet. 

‘) Vollerwerbsbetriebe im Sinne der hier durdigeführlen 
sozialökonomisdien Gliederung sind alle hauptberuf- 
lich bewirtschafteten Betriebe, in denen die Familie 
nach Selbsteinschälzung der Betriebsinhaber voll tätig 
ist und ihren Lebensunterhalt iin allgemeinen aus- 
sdiließlicb aus dem landwirtschaftlichen Betrieb be- 
zieht. Einbezogen sind bei dieser Abgrenzung auch 
die Betriebe, die wegen begrenzter Zuerwerbsmöglich- 
keit oder aus anderen Gründen gegenwärtig noch als 
Vollerwerbsbetriebe geführt werden, deren Einkom- 
menskapaziläl aber schon beute oder ln naher Zukunft 
zu gering ist, um die wirtschaflüche Existenz der Be- 
sitzerfamilie allem aus landwirlsdiafllicher Tätigkeit 
nadihaltg zu gewährleisten. 
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Schaubild 8 


Landwirtschaftliche Betriebe in der Bundesrepublik Deutschland nach Größenklassen * 

1949 = 100 



Bis 1969 nach iandwirtschaftlicher Nutzfische (LN), ab 1970 nach landwirtschaftlich genutzter Flöche (LF). 


145. In die Gruppe der Zuerwerbsbetriebe fielen 
1971 noch 190 000 Betriebe oder 16^/o aller Be- 
triebe. Bei den Nebenerwerbsbetrieben wurden 1971 
mit 519 000 25 000 Betriebe weniger ermittelt als 
1970 (siehe Materialband. Tabelle 127 und Abschnitt 
3.12.2). 

Eine exaktere Gliederung der landwirtschaftlichen 
Betriebe nach dem Erwerbscharakler, insbesondere 
eine zuverlässige Abgrenzung der Vollerwerbs- 
betriebe und ihrer regionalen Verteilung, ist 
erst von der Landwirtsdiaftszählung 1971 zu erwar- 
ten, deren erste Ergebnisse Mitte 1972 vorliegen 
werden. 


146. Beim Übergang zum Nebenerwerbsbetrieb bil- 
den traditionelle Vorstellungen der Betriebsführung 
und die zunächst noch umfangreiche Ausstattung mit 
Gebäuden und Maschinen nicht selten ein Hindernis. 
Viele Nebenerwerbsbetriebe, besonders der unteren 
Größenklassen, werden daher noch längere Zeit nach 
Art eines Vollerwerbsbetriebes bewirtschaftet. Bo- 
dennutzimg und Viehhaltung werden vielseitig be- 
trieben, nicht selten auf niedriger Mechanisierungs- 
stufe. Für die Familie bedeutet dies eine erhebliche 
Arbeitsbelastung. Während die Betriebsinhaber ne- 
ben dem Hauptberuf meistens nur wenig Zelt für 
den Betrieb erübrigen können, wird den Frauen ins- 
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Übersicht 25 


Sozialökonomisdie Struktur der landwirtsdiaftlidien 
Betriebe * *) in der Bundesrepublik Deutschland 

1965 und 1971 


Gliederung 

1965 1 

1971 

Ver- 

ände- 

rung 


1000 1 

% 

1000 1 

•/• 

% 


Anzahl 




Vollerwerbs- 
betriebe . . 

512 

35 

452 

39 

-12 

Zuerwerbs- 
betriebe . . 

323 

22 

190 

161 

1 

-4/ 

Neben- 
erwerbs- 
belriebe , . 

617 

43 

519 

45 

1 

-16 

zusammen . . 

1 l 452 

100 1 

1 161 

100 

1 -20 

l 


Fläche (ha LF) 



Vollerwerbs- 
betriebe .. 

9 353 

72 

9 530 

75 

-+ 2 ' 

Zuerwerbs- 
betriebe .. 

2 119 

16 

1 650 

13 

-22 

Neben- 
erwerbs- 
betriebe . . 

1 509 

12 

1 544 

12 

+ 2 

1 

zusammen . . i 

12 982 

100 

12 724 

WO 



Ergebnisse nach Größenklassen siehe Materialbancl, 
Tabelle 127 

besondere die Versorgung des Viehs übertragen. 
Die Häufung der Aufgaben ln Haushalt und Betrieb 
führt zu physisdier Überlastung mit nachteiligen 
Folgen für die gesamte Familie. 

147. Ziel nebenberuflich bewirtschafteter Betriebe 
muß es sein, Organisation und landwirtschaftliches 
Einkommen auf Arbeitsbelastung und Einkommen 
im außerbetrieblichen Haupterwerb abzustimmen. 
Für viele Betriebe kann der Weg zur Erreidiung 
dieses Zieles in extensiven Bewirtschaftungsformen 
liegen. 

5.12.3 Besitzverhältniase 

148. über die gegenwärtigen Besitz Verhältnisse in 
der Landwirtschaft gibt bislang nur die EWG- 
Slrukturerhebung 1966/67 Aufschluß. Neuere Ergeb- 
nisse für die Bundesrepublik Deutschland werden 
erst durch die Landwirtschaftszählung 1971 gewon- 
nen. Nach der EWG-Slruklurerhebung wurden 
1966/67 in der Bundesrepublik 78 ^/ü der landwirt- 
schafllich genutzten Fläche vom Eigentümer bewirt- 


schaftet, 22 ^/o waren gepachtet. Der Anteil der 
Pachlfläche war in* der Gruppe der Betriebe mit 100 
und mehr ha LF am größten (30®/o)j Ln den übrigen 
Größenklassen schwankte er zwischen 21 und 23®/o. 
ln der EWG insgesamt wurden von den Betrieben 
ab 1 ha LF Betriebsgröße dagegen nur 61 ®/o der 
Fläche vom Eigentümer bewirtschaftet. 34% waren 
gepachtet, 4% entfielen auf die Teilpacht ’) und 1 % 
auf andere Besitzfoniien. 

In den Betriebsgrößenklassen 50 bis 100 ha LF und 
20 bis 50 ha LF lag der Anteil der Pachtfläche an der 
LP mit 46 bzw. 40% am höchsten. Die Teilpacht war 
vor allem in den Größenklassen 5 bis 10 ha LF 
(7%) und 10 bis 20 ha LF (5%) anzutreffen. Diese 
Form der Pacht ist vornehmlich in Italien verbreitet 
und erreichte hier in der Größenklasse 10 bis 20 ha 
LF sogar 20%. Besonders stark verbreitet ist die 
Pacht (ohne Teilpacht) in Frankreich, wo 45% der 
LF von Pächtern bewirtschaftet wurden. Betriebe mit 
50 und mehr ha LF bestanden durchschnittlich zu 
mehr als der Hälfte aus Pachlland. 

5.12.4 Kooperation 

149. Während der vergangenen Jahre hat die über- 
betriebliche Zusammenarbeit landwirtschaftlicher 
Betriebe als ein Mittel zur Rationalisierung neben 
der Vergrößerung und Spezialisierung des Einzel- 
betriebes an Bedeutung gewonnen. Allerdings zei- 
gen Untersuchungen-), daß rechtliche und steuer- 
liche Bedingungen die Bildung von Kooperationen 
vielfach noch hemmen (vgl. Seite 97); außerdem 
w'urden die Landwirte bislang kaum auf die Koope- 
ration in ihrem Bereich vorbereitet. Neuere Ergeb- 
nisse über Formen und Verbreitung der überbetrieb- 
lichen Zusammenarbeit in der Bundesrepublik 
Deutschland wird erst die Landwirtschaftszählung 
1971 erbringen. 

150. Atu weitesten verbreitet von den verschiede- 
nen Formen der Kooperation ist die übeibelriebliche 
Maschinenverwendung. Bereits 1965 wurde im Bun- 
desgebiet die Zahl der Maschinengememschaften 
auf 40 000, die Zahl der haupt- und nebenberuflichen 
Lohnuntemehmer auf 30 000 geschätzt ^). Die Zahl 
der Maschinenringe betrug im Jahr 1970 insgesamt 
718 und verringerte sich bis Oktober 1971 infolge 
von Zusammenschlüssen kleiner Ringe zu Großrin- 
gen auf 478'*). In der Bodenproduktion wurden Ge- 


') Landwirtschaftlich genutzte Flächen, die im Zusammen- 
wirken zwischen den Bereitsleilenden und dem Teil- 
pächter auf der Grundlage eines Teilpaditvextrages 
bewirlsdiaftet werden. Jeder der Beteiligten stellt dem 
Betrieb Produkt ionsfakturen zur Verfügung, und die 
Erzeugung wird nach den gesetzlichen und vertrag- 
Udren Bestimmungen zwischen ihnen geteilt. 

*) Reisch, E. und Aüelhelm, R., Kooperative Unterneh- 
niensformen in der Landwirtschaft, Arbeiten der DLG, 
Bd. 131, FrankfurLM. 1971. 

“) Isermeyer, H. G., Siniktur und Umfang der überbetrieb- 
lichen Maschinenverwenduiig in der Landwirtschaft 
der BRD. KTL-Berlchte über Landtechnik. Hell 88, 
Frankfurl/M. 1965. 

*] Mitteilungen der Länder 
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roeinschaftsanlagen vor allem beim Obstbau ge- 
schaffen! 1970 wurden 225 Anlagen ermittelt*). 
Schwieriger ist die Bildimg von Kooperationen hö- 
herer Integrationsstufen, wie sie in den sogenann- 
ten Teilfusionen (Zusammenschlüsse einzelner Be- 
triebszweige nach Ausgliederung aus weiterbe- 
stehenden landwirtschaftlichen Unternehmen zu 
einer neuen Wirtschaftseinheit) und Vollfusionen 
(Zusammenschlüsse ganzer bestehender landwirt- 
schaftlicher Unternehmen zu einer neuen Wirt- 
schaftseinheit] erfolgt. Nach einer Untersuchung im 
Auftrag des BML gab es 1970 erst 333 Teilfusionen 
mit rd. 10 000 Mitgliedern und 10 Vollfusionen aus 
24 Betrieben (Erzeugergemeinschaften vgl. S. 59). 

5.12.5 Viehhaltung 

151. Die agrarstrukturelle Entwicklung der letzten 
Jahre brachte eine Verlagerung der tierischen Er- 
zeugung in spezialisierte und damit größere Be- 


stände und Betriebe mit sich. Der Konzentrations- 
prozeß vollzog sich vor allem bei den weniger flä- 
chenabhängigen Tierarten wie Geflügel und Schwei- 
ne. Im Bimdesgebiet ergab die Sonderauswertung 
der Viehzählung für 1969 eine Abnahme der 
Schw'einehaltung in Kleinbeständen bis zu 19 Tieren 
um lund ein Viertel gegenüber 1965; dagegen ver- 
doppelte sich die Zahl der Halter in den Gruppen 
mit mehr als 200 Tieren (vgl. Übersicht 26). Der 
durchschnittliche Schweinebestand je Betrieb stieg 
von 9 Tieren im Jahre I960 auf 20 im Jahre 1970. 

Bei den Legehennen erfolgte vor allem in dem unte- 
ren Größenbereich 0 bis 5 ha LF eine Ausdehnung 
der Großhallungen. Von den 1969 ermittelten Be- 
trieben mit 30 000 und mehr Hennen entfielen 67 ®/o 


*) Becker, W. und Werschin itzky, M.: Neue Kooperations- 
formen ln der Landwirtschaft, Untersudiung im Auf- 
trag des BML, Landwirtschaft — Angewandte Wissen- 
schaft, Heil 153, Hiltrup 1970. 


Übersicht 26 


Viehhaltung in größeren Beständen in der Bundesrepublik Deutschland 

1965 und 1969 


Gliederung 

Bestands- | 
großen 1965 

ab . . . Tiere | 

1969 

I 

Verände- 

rung 

«/• 

1 

Milchkühe, 1 000 


542,9 

776,3 

+ 43 

Vo des Gesamtbeslands 


9,3 

13,3 




21 



Milchkuhhalter, 1 000 


18,4 

27.0 

+ 47 

^/p aller Halter 

- 

18 

3,2 


Schweine, 1 000 


1 120,9 

2 541,2 

4-/26 

®/o des Gesamtbeslands 


6,3 

13.2 




200 



Schweinehalter, 1 000 


3.4 

7.7 

4-/29 

®/o aller Halter 


0,2 

0,7 


Legehennen, 1 000 


7 997,5 

23 784,6 

-1-/97 

®/o des Gesamtbestands 


12,9 

37,8 




3 000 



Legebennenhaller, 1 000 


1.3 

2,4 

4- 90 

«/» aller Halter 


0,01 

0,02 


Masthühner. 1 000 


8 202,2 

15 793,7 

4- 93 

Vo des Gesamtbeslands 


91,9 

97,4 




3 000 



Masthühnerhalter, 1 000 


0,8 

1.1 

4- 33 

®/o aller Haller 


58,4 

75,6 



Quelle: Statistisches Bundesamt, BML 
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auf diese Gruppe. In der Hähndienmast tendiert die 
Entwicklung ebenfalls zu Großbeständen gewerb- 
lichen Charakters. Gegenüber 1965 erhöhte sich die 
Zahl dieser Bestände ab 25 000 Tiere auf fast das 
Dreifache. 

In der Milchviehhaltung ist die Strukturentwicklung 
enger an die Veränderung der Betriebsgrößen ge- 
bunden als in der Sdiweine- und Geflügelhaltung. 
Trotz eines deutlichen Rückganges der Zahl der 
Halter von Kleinbeständen zählten 1969 noch 55 ®/o 
der Kühe und 81 Vo der Betriebe mit Kuhhaltung zur 
Bestandsgrößenklasse l bis 10 Tiere. Der Durch- 
schnittsbestand belief sich 1970 auf 7 Tiere gegen- 
über 5 Tieren je Betrieb im Jahr I960 (siehe Mate- 
rialband, Tabelle 128). 

Die Haltung von Tieren in großen Beständen ist 
insbesondere in der Legehennen- und Masthühner- 
haltung verbreitet. So stellten 500 Betriebe mit 
10 000 und mehr Legehennen 1969 bereits rd. ein 
Viertel der Eierproduktion des Bundesgebietes; 
beim Jungraastgeflügel wurde mehr als ein Drittel 
von 128 Betrieben mit 25 000 und mehr Tieren er- 
zeugt. Die Geflügelhaltung in Großbeständen kon- 
zentriert sich insbesondere auf Niedersachsen, Bay- 
ern und Nordrhein-Westfalen. In der Schweinemast 
wurden hier 1969 rd. 10 ®/o der Erzeugung von 94 Be- 
trieben mit 1000 und mehr Schweinen produziert, 
vorrangig in Niedersachsen und Schleswig-Holstein. 

152. In den nächsten Jahren wird die Konzentra- 
tion in der Viehhaltung anhallen; dabei dürften für 
die landwirtschaftlichen Betriebe bessere Entwick- 
lungsraöglichkeiten bestehen als bisher, da durch 
das Inkrafttreten des Bewertungsänderungsgeset- 
zes * *) steuerliche Nachteile für die gemeinschaft- 
liche Tierhaltung in der Landwirtschaft beseitigt 
wurden und die Wettbewerbsvorteile, die durch die 
Steuergesetzgebung für gewerbliche Unternehmen 
bestanden, inzwischen durch die Änderung des Ein- 
kommensteuergesetzes aufgehoben wurden. 

Ausschlaggebend für den Aufbau von Großbestän- 
den sind neben steuerlichen Gesichtspunkten (vgl. 
S. 97) Kostenvorteile, die durch optimale Ausnut- 
zimg der Kapazitäten genutzt werden können. Beim 
derzeitigen Stand der Technik reicht die Kosten- 
degression bis in Bestandsgrößen, die bisher in land- 
wirtschaftlichen Betrieben noch nicht häufig anzu- 
treffen sind. 


5.13 Struktur der ländlichen Gebiete 

153. Die gegenwärtige Situation und die zukünfti- 
gen Entwicklungsmöglichkeiten der Landwirtschaft 
weisen große regionalspezifische Unterschiede auf. 
Es gibt Gebiete, in denen die Landwirtschaft ausge- 


*) Gesetz zur Andenmg bewertirngsrechtUdier und ande- 
rer steuerrechtlicfaer Vorschiiflen, 27. Juli 1971, Bun- 
desgeselzblall I, S. 1 157. 

*) Neufassung des Einkommensteuergesetzes, 1. Dezem- 
ber 1971, Bundesgesetzblatt I, S. 1881. 


sprechen gute Produklions- und Absatzbedingungen 
vorfindet und damit auch entsprechende Einkom- 
menschancen hat. 

Auf der anderen Seite haben große Gebietsteile der 
Bundesrepublik ungünstige natürliche Standortbe- 
dingungen. Nahezu zwei Drittel bestehen aus hängi- 
gem Gelände, das entweder nur forstlich genutzt 
werden kann oder — bei landwirtschaftlicher Nut- 
zung — den Maschineneinsatz erschwert. Weiter ist 
häufig in diesen Gebieten auch das Angebot an 
außerlandwixtschaftlichen Arbeitsplätzen unzurei- 
chend, wodurch hier der Strukturwandel erschwert 
oder teilweise unmöglich ist. 

Der Einflußbereich von Verdichtungsräumen und 
zentralen Orten höherer Ordnung dehnt sich gegen- 
wärtig aus und erfaßt immer stärker die umliegen- 
den ländlichen Räume. Unter diesem Einfluß nimmt 
die Bevölkerung und die Wirtschaftskraft in diesen 
ländlichen Gebieten zu. 

In einigen wirtschaftlich zurückgebliebenen und ver- 
kehrsungünstig gelegenen Gebieten stagniert das 
BevölkerungswaÄstum. Kennzeichnend für diese 
strukturschwachen Gebiete sind der Mangel an 
außerlandwirtschaftlichen Arbeitsplätzen, geringe 
Kaufkraft der Bevölkerung und geringes Angebot 
an Dienstleistungen. 


5.2 Ziele 


154. Ziel der Strukturpolitik ist es, die Entwicklung 
von Betriebs- und Untemehmensformen zu ermög- 
lichen, die einen rationellen Einsatz der Produktions- 
faktoren Boden, Arbeit und Kapital in der Landwirt- 
schaft zulassen. Hierunter sind Betriebs- und Unter- 
nehmensformen zu verstehen, die dem Unternehmer 
und den anderen im Unternehmen Tätigen nachhal- 
tig eine Existenzgrundlage und einen angemesse- 
nen Sozialstatus bieten. Dazu gehören landwirt- 
schaftliche VoUerwerbsbetriebe, aber auch Kombi- 
nationen von landwirtschaftlicher und außerland- 
wirtschaftlicher Tätigkeit. 

Die Entwicklung leistungsfähiger landwirtschaft- 
Licher Betriebe kann im Regelfall nicht allein durch 
isolierte einzelbetriebliche Maßnahmen erreicht wer- 
den. Die Integration der Landwirtschaft in die mo- 
derne Volkswirtschaft setzt vielmehr voraus, daß 
gleichzeitig die überbetrieblichen Voraussetzungen 
für eine rationelle Produktion geschaffen werden. Da 
dieses Ziel in erheblichem Umfange auch nicht- 
landwirtschaftliche Belange berührt, müssen hier bei 
Planung und Durchführung die verschiedenen Inler- 
essenlagen aufeinander abgestimmt werden, um 
optimale Lösungen zu erreichen. Darüber hinaus er- 
füllt die Agrarstrukturpolitik im weiteren Sinne 
heule eine wichtige gesellschaftspolitische Funktion 
bei der gesamten Neuordnung des ländlichen Rau- 
mes. Sie kann nur in enger Integration mit der all- 
gemeinen Wirtschafts-. Raumord nungs-, Regional-, 
Sozial- und Bildungspolitik erfolgreich verwirklicht 
werden. 
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5*3 MaBnahmen 

S.31 Einzelbetriebliche MaBnahmen 

Binzelbetrieblidies Förderungsprogramm 

155, Seit 1* Juli 1971 werden die Ricfatlmien für die 
Förderung von einzelbelrieblidien Investitionen in 
der Land* und Forstwirtschaft angewandt, die aui 
der Grundlage des Einzelbetrieblidien förderungs" 
und sozialen Ergänzungsprogramms für die Land- 
und FoTstwirtschdft von Oktober 1970 erarbeitet und 
am L Januar !97l in Kraft getreten sind. In diesen 
Richtlinien sind die bisherige Förderung von Aus- 
siedlungen, baulidien Maßnahmen in AUgehöften 
und AüfsLodküngen, die Gewährung von Investl* 
lionsbeihilfen für landwirtschafllidie Betriebe und 
die den einzelbetnebHchen Bereich betreffenden 
Teile der ZinsverbilUguxig zusammengefaßL 

156, ln den RidiÜinien für die Förderung von ein- 
zelbetxieb liehen InvesÜUonen in der Land- und 
Forstwirtschaft vom 1, Januar 1971 hat die Bundes- 
regiening folgende Zieivorsteltungen entwickelt: 
Der Antragsteller muß nadiweisen* daß er späte- 
stens 4 Jahre nach Einsetzen der Förderimgsmaß- 
nalimen ein bestimmtes Remelnkommen zuzüglich 
Fremdiöhne erreichen kann („Förderungssdi welle*'). 
Diese Fördeningsschwelle, die sich am Vergleichs- 
einkommen orientier L ist seinerzeit für das Jahr 
1974 aul mindestens 16 000 DM je VoUaibeitskraft 
(AK) und 24 000 DM je Betrieb bei durchschnittlich 
1,5 AK je Betrieb festgesetzt worden* 

Die Funktion der Föideningssdi welle wird in der 
öffenlUchen Diskussion oft falsch verstanden. Die 
Kritiker vergessen, daß die Haupt Verantwortung 
für die Investitionen beim landwirtschaftlichen Un- 
ternehmer selbst liegt. Wenn er die Entwicklungs- 
fähigkeit seines Betriebes unrealisierbar einschätzli 
ist er der Hauptleidtragende, da er oder die nach- 
folgende Geoeralion bei einer Fehlinvestition Ver- 
mögensverluste erleiden werden. Die Förderungs- 
schwelle tsl daher in erster Linie als Orienüerungs- 
hilfe für den Unternehmer selbst und für den Be- 
rater gedacht, 

Lm Rahmen der von der EG-Kommission vorgeschla- 
genen gemeLnsamen Agrarslruklurpolilik wird zur 
Zeit ira Minfsterrat der EG die Frage der Förde- 
rungsschwelle diskutiert Nach dem Vorschlag der 
Kommissioit für eine Richtlinie über die Modernisie- 
rung landwirtschaftlicher Betriebe ist für die zu 
mo d emis Le r enden Betriebe eie Einkommensziel vor- 
gesehen. das dem Vergleithseinkommen entsprichlK 

157, Betriebe, die durdi öffentliche Förderung nicht 
in die Lage versetzt werden können, das o. g* Ent- 
wicklungsziel zu erreichen, können die Hilfen des 
Ergängzungsprogramms in Anspruch nehmen. Ne- 
ben den an anderer Stelle eiläuterlen Sozialmaß- 
nahmen (ß, S. 93 ff.) handelt es sich hier um die Mög- 
lichkeit der Zinsverbilligung für Überbrückungs- 
investiUonen. Diese Vorhaben dienen nichtentwidc- 
lungsfähigen Betrieben, deren Inhaber keine oder 
nur begrenzte alternative Erwerbsmöglichkeilen 


haben und die von dem sozialen Ergänzungspro- 
gramm noch keinen Gebrauch maciien können. Die 
Laufzeit der auf genommenen Kredite darf bei die- 
sen Betrieben über das 60, Lebensjahr des Dar- 
lehensnehmers nichl hinausgehen. Von diesem Zeit- 
punkt an besieht für Landwirte mit Betrieben unter- 
halb der Sfachen GAL-Gröfie die Möglichkeit, Land- 
abgabenrente zu beziehen. 

Verbesserurtg efes Wofin/ei/s 

158* Mit Unterstützung des Bundes werden im Rah- 
men des Einzelbetrieblichen FördeningsprogTanmis 
Verbesserungsmaßnahmen in landwirtschaflUchen 
Wohnhäusern durch zinsverbilligle Darlehen und 
Beihilfen gefördert, um landwirtschafllidie Betriebe 
durch die Verbesserung des Wohn teils weiter zu 
raUonalisjeren. Dadurch wird das teilweise bes- 
stehende Gefälle in den Wohnbedingungen zwisdien 
den in der Industrie und den In der Landwirtschaft 
Beschäftigten abgebauL 

Ira Jahr 1971 standen für diesen Zweck zunächst 
32,1 Millionen DM (!970: 35.6 Millionen DM) aus 
Bundesmitleln zur Verfügung. Es kann angenom- 
men werden, daß mit diesem Betrag etwa 26 400 
Woluiliänser landwirtsdiaftlidier Betriebe verbes- 
sert werden können. 

Von 1961 bis einsdiließÜch 1971 wurden in schät- 
zungsweise 250 000 Wohnhäusern mit Bundeszu- 
schüssen von rd, 300 Millionen DM die Wohnver- 
hältnisse verbessert. 

Etwa 95 aller Betriebe, die für diese Maßnahmen 
bisher Zuschüsse aus Bundesmitteln erhielten, ge- 
hörten der Größenklasse bis zu 50 ha landwirt- 
schaftlicher Nutznäche an. Gerade in den kleineren 
Betrieben wurde dieses Programm bevorzugt in An- 
sprudi genommen, weil es 

— eine rationelle Nutzung des Wohnhauses eröffnet 
und damit die Möglichkeit für die Frau ver- 
besserl, mitzuarbeiten. 

— insgesamt zu einer Verbesserung der Lebens Ver- 
hältnisse in ländlichen Gebieten beigetragen hat 
und damit einer nicht erwünschten passiven 
Sanierung dieser Gebiete entgegenwirkt. 

Da zur Zeit noch schätzungsweise 360 000 Wohn- 
häuser landwirlschaitlldieT Betriebe verbesserungs- 
bedürftig sind, wird diese Forde rungsmaß nähme 
des Bundes im Rahmen des vorgenannten Förde- 
rungsprogranims foctgeführt 

ürlauh Qui dem Bouernhoi 

159. Die Förderungsmaßnahme für landwlrlschaft- 
liche Wohngebäude bildet ln vielen Fällen die Vor- 
aussetzung für eine Nutzung des Wohnhauses als 
Ferienquartier, In dem Maße wie die Nachfrage 
nach ..Urlaub auf dem Bauernhof*' zunimmt, werden 
damit auch zusätzliche Verdienstmöglichkeiten für 
die in der Landwirtschaft Tätigen erschlossen. 

Nach einer Umfrage haben 1970 rd. 400 000 Urlauber 
ihren Urlaub auf dem Bauernhof verbradil, und zwar 
vornehmlich in den sogenannten ktassisdien Ur- 
laubsgebielen wie Oberbayern, Hochsdiwarzwald 
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und an den Küslen Schleswig-Holsteins. Vielfältig 
ist das Angebot der einzelnen landwirLsdiaftlidien 
Betriebe, Es reicht von der Übernachtung mit Früh- 
stück über die Teil- und Vollpension bis bin zur 
Ferien Wohnung, Die landwirtschaftlichen Anbieter 
haben sich dabei sowohl auf die sogenannte Nah- 
und Wodienenderholung als auch auf den eigent- 
lidien Urlaub eingestellt. Sie tun dies in Partner- 
schafL mit dem örtlichen Hotel- und Gaststälten- 
gewerbe. 

Um weitere Bevölkemngskreise für diese Urlaubs- 
mögbchkeit zu gewinnen, laufen zur Zeit Unter- 
siichiingen über die Vorstellungen und Erwartungen 
der deutschen Urlauber von einem Urlaub auf dem 
Bauemhofi Diese Untersuchungen sollen dem land- 
wirtschafllichen Anbieter helfen^ sein Angebot 
marktgerecht zu gestalten. 

Löndlidw Siedlung 

160, Die MaBnahmen des rtEinzelbetrieblldien För- 
derungsprogramnis“ werden duidi Maßnahmen der 
„Ländlichen Siedlung“ ergänzt* Mit dem Siedlungs- 
programm werden über die einzelbetriebüdie För- 
derung hinausgehende Ziele zur Verbesserung der 
Agrarslurklur, verfolgt. 

Eine Aufgabe der Siedlung“ ist heute die Grün- 
dung und Entwiddung von „Auffangbetrieben“. 
Diese sollen vor allem Sozialbrache dort beseitigen 
oder verhindern* wo sie im allgemeinen Interesse 
nicht hingenommen werden kann und wo der land- 
wirtschaftlichen Verwendung dieser Fla dien unter 
Nulzen-Kosten-Überlegungen der Vorzug vor etwa 
vorhandenen anderen Verwendungsmöglichkettea 
zu geben ist. 

Die Förderung der fladienmäßigen Vergrößerung 
landwirtschaftlicher Vollerwerbsbetriebe durdi Zu- 
kauf (Anliegersiedlung) ist nur noch dort gerecht- 
fertigt, wo örtlich aus agrarstruktuiellen Gründen 
ein Kern von entwidclungsföhigen, mit einem ange- 
messenen Eigenlandanteil ausgestatlelen Voller- 
werbsbetrieben notwendig erscheint. Grundsätzlich 
muß zur Erhaltung einer breiten Eigentumsstreuung 
der im Einzel bet rieb liehen Förderungsprogramm be- 
gründete Vorrang der Padil erhallen bleiben, 

16h Die Schaffung von Auffang betrieben und die 
Anliegersiedlung kommen im wesentlichen in länd- 
lidien Problemgebieten Ln Betracht, weil hier die 
Möglichkeiten einer Aufstockung der Betriebe aus 
eigener Kraft besonders begrenzt sind* Der einzelne 
Siedlungsbetrieb muß bei allen Maßnahmen so an- 
gelegt seiHr daß er nach den Grundsätzen des Einzel- 
betrieblidhen Förderungsprogramms seinem Bewirt- 
schafter langfristig eine befriedigende Existenz ge- 
währleistet. 

Der Durchfülirung dieser und anderer Maßnalmien, 
wie Fiurbereinigungen und Aussiedlungen, dient die 
Finanzierung einer gezielten Landhevorratung durdi 
die Landgesellschaften. Da fast alle agrarstruktux- 
verbessernden Maßnahmen Land benötigen, kann 
ein gewisser Landvorrat bei den Landgesellsdiaften 
die Erfüllung dieser Aufgaben erleldilem, besth lau- 
nigen und verbilligen. 


162* Neben diesen stnikturverbessemden Maßnah- 
men wird im Rahmen des jährlidi aufgestellten 
„Siediungsprogramms“ die Eingliederung vertriebe- 
ner und geflüdileter Landwirte insbesondere auf 
landwirtschaftlichen Nebenerwerbsstellen (länd- 
lichen Heimstätten) durchgeführl, die nach der Ent- 
sdiließung des Deutschen Bundestages vom 2ß. Juni 
1069 bis 1974 abgeschlossen sein soll. 

Ferner sind nach der Entsdiließung die zur Erhal- 
tung und Anpassung an die Erfordernisse der EWG 
notwendigen Maßnahmen für die auf Voller werbs- 
stellen angeselzten vertriebenen und geflüchteten 
Landwirte im Rohmen der landwirtsdiaft liehen 
Strukturverbesserung zu treffen* 

Für die Finanzierung dieses Siedlungsprogramms 
sind im Jahre 1971 vom Bund 272,9 Millionen DM 
(1970: 249,9 Millionen DM)j von den Ländern 140,4 
Millionen DM (1970: 134,4 Millionen DM) und vom 
Bundesausgleichsaoil 43,0 Millionen DM (1970: 38,4 
Millionen DM) veransdilägt. fni Rahmen des Sled- 
lungsprogramraes 1970 wurde die Eingliederung von 
3562 vertriebenen und geflüchteten Landwirten 
finanziert (2628 Neusiedlungen, darunter 2597 länd- 
liche Heimstätten; 934 Fälle der Übernahme land- 
wirUchafllicher Betriebe durch Kauf oder Pacht). 
Außerdem wurden 169 Siedlungsvorhaben einhei- 
roisdier Landwirte und 1642 Volle rwerbsbetri ehe 
durch Landzuiagen von zusammen 7704 ha (Anlie- 
gersiedlung) gefördert. 

Aus Einsparungen bei den Marktordnungsausgaben 
sind 10 Millionen DM im Jahre 1971 zur Verfügung 
gestellt worden* die in den oben genannten 272,9 
Millionen DM enthalten sind. 


5.32 überbetrieblidie Maßnahmen 

AgrurstnihtuTelle Vorplanung 

163* Die agrarstrukturelle Vorplanung ist durch 
das Gesetz über die GemeLnschaftsaufgabe „Ver- 
besserung der Agrarstniktur und des Küstenschut- 
zes** zum Bestandteil ciieser Gern einschaftsauf gäbe 
erklärt worden* ln Zukunft wird sie auch Voraus- 
setzung zur Vorbereitung und Durdiführung von 
städtebaulichen Sanierimgs- und Entwicklungsmaß- 
nahmen (§§ 4, 64 des Städtebauförderungsgesetzes] 
und für eine Förderung nach den Richtlinien für das 
Regionale Förderungspogramm der Bundesregierung 
vom 15* Februar 1971 maßgebend sein. 

Die agrarstrukturelle Vorplanung ist eine überört- 
liche Fadiplanung, die unter Berücksich ügung der 
Ziele der Raumordnung und der Landesplanung, der 
regionalen WirtsdiaflspoliUk, der InJrastrukturpoli- 
tik und der Landschaftsstruktur Ziel vor Stellungen 
für die Verbesserung der iand- und forstwirtschaft- 
lichen ProdukUonsbedingungen entwickelt. 

Um diesen Anforderungen geredit zu werden, wird 
die agrarstrukturelle Vorplanung mehr als bisher 
darauf ausgerichtet werden, daß sie 
— Bindeglied zwischen Agrarstruklurpolitik, fnfra- 
simklurpolitlk und regionaler Wirtschaftspolitik 
ist; 
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— das Schwergewicht auf die Darstellung der land- 
wirtschaftlichen Entwicklungsziele legt; 

— die mit evtl, durchzuführenden agrarstruktur- 
politischen Maßnahmen verbundenen Kosten mit 
dem einzel- und gesamtwirtschaftlidien Nutzen 
in Vergleich setzt und so als vorweggenommene 
gesamtstrukturelle Erfolgskontrolle genutzt wer- 
den kann. 

Flurbereinigung 

164. Die Flurbereinigung ist nach wie vor ein wich- 
tiges strukturpolitisches Instrument. Ihr Ziel lag in 
der Vergangenheit primär in der Verbesserung der 
betrieblichen Produktivität und Rentabilität. Die 
Durchführung eines Flurbereinigungsverfahrens zur 
Agrarstrukturverbesserung gewinnt jedoch zuneh- 
mende Bedeutung für Infrastruktur, Regionalpolitik 
und Landschaftsstruktur. Eine wissenschaftliche Un- 
tersuchung von 3 Flurbereinigungsverfahren hat 
gezeigt, daß der gesamtwirtschaftliche Nutzen dieser 
Verfahren höher war als ihre Kosten ^). 

Für die Flurbereinigung standen 1971 308,5 Millio- 
nen DM zur Verfügung. Aus Einsparungen bei den 
Marktordnungsausgaben sind zusätzlich 11 Millio- 
nen DM zur Verfügung. Darin ist ein Betrag von 
ll Millionen DM enthalten, der aus Einsparungen 
bei den Marktordnungsausgaben zur Verfügung ge- 
stellt wurde. Im Jahre 1972 sind 262 Millionen DM 
an Zuschüssen und 52,6 Millionen DM an verbillig- 
ten Kapitalmarktmitteln vorgesehen. In diesen Be- 
trägen sind die Aufwendungen zur Förderung der 
von Natur benachteiligten Gebiete und der Sonder- 
programmgebiele enthalten. 

Um die Flurneuordnung in vielen Fällen möglichst 
kurzfristig durchzuführen, wird die klassische Flur- 
bereinigung durch den freiwilligen Landtausch und 
das beschleunigte Zusammenlegungsverfahren wir- 
kungsvoll ergänzt. Diese vereinfachten Verfahren 
treten nicht generell an die Stelle des normalen 
Flurbereinigungsverfahrens. Die Entscheidung, wel- 
ches Verfahren anzuwenden ist, wird im Einzelfall 
mit Hilfe der Ergebnisse der agrarstrukturellen Vor- 
planung nach den gegebenen Strukturverhältnissen 
und unter besonderer Berücksichtigung der Nutzen- 
Kosten-Überlegungen getroffen. 

Ira Jahre 1970 wurden im Rahmen der Flurbereini- 
gung 260 678 ha bereinigt. Durch beschleunigte Zu- 
sammenlegung wurden 29 895 ha, durch den freiwil- 
ligen Landtausch 3270 ha erfaßt. 

Dorierneuerung 

165. Die Verbesserung der ländlichen Infrastruktur 
durch Dorfemeuerung stellt ein vordringliches Pro- 
blem dar. Die rechtlichen Grundlagen für eine neue 
strukturelle Ordnung der ländlichen Gemeinden 


*) Vgl. Kroes, G.; Der Beitrag der Flurbereinigung zur 
regionalen Entwicklungi Sozialökonomische Auswir- 
wirkungen, Kosten, Konsequenzen (Schriftenreihe für 
Flurbereinigung, Heft 55), Hiltrup 1971 Hottes/Nigge- 
mann: Flurbereinigung als Ordnungsaufgabe (Schrif- 
tenreihe für Flurbereinigung, Heft 56), Hiltrup 1971. 


sind durch das Städtebauförderungsgesetz vom 
27. Juli 1971 wesentlich erweitert worden. Mit die- 
sem Gesetz sollen in Stadt und Land städtebauliche 
Mißstände behoben werden. Für die ländlichen 
Räume gibt es darin die Möglichkeit, die notwendi- 
gen städtebaulichen Maßnahmen zum Zweck umfas- 
sender Lösungen im Zusammenhang mit den Maß- 
nahmen zur Verbesserung der Agrarstruktur zu tref- 
fen. Dabei enthält das Städtebauförderungsgesetz 
u. a. auch die Abstimmung über die Regelung der 
Planungen und die Koordinierung der Durchfüh- 
rungsmaßnahmen im hoheitlichen und institutionel- 
len Bereich, 

Den Flurbereinigungsbehörden wird hier eine ge- 
wisse Schlüsselstellung zuerkannt. Sie haben des- 
halb bei der Dorferneuerung eine besondere Auf- 
gabe. 

Landarbeiter-Wohnungsbau 

166. Die Bundesregierung fördert seit 1959 den 
Landarbeiter-Wohnungsbau mit Eigenkapitalbeihil- 
fen. Aus einer Untersuchung der Agrarsozialen Ge- 
sellschaft über die Wohnungssituation und den Woh- 
nimgsbedarf von Land- und Forstarbeitem, die im 
Auftrag des BML durchgeführt wurde, geht hervor, 
daß heute bereits 25 ®/o der 79 000 befragten Arbeit- 
nehmer in Betrieben mit 10 und mehr ha LF ein eige- 
nes Haus besitzen. Weitere 12 000 streben den Bau 
eines Eigenheimes an und haben zumeist auch schon 
Vorleistungen (Erwerb eines Grundstücks, Bauspar- 
vertrag, Sparleistungen) erbracht. Die Förderung des 
Landarbeiter-Wohnungsbaues soll weitergeführt 
werden. 

Im Jahr 1971 gewährte der Bund 7,85 Millionen DM 
Beihilfen. Damit konnte der Bau und Kauf von 532 
Landarbeitereigenheimen und die bauliche Verbesse- 
rung von 90 solchen Eigenheimen sowie 373 Werk- 
und Heuerlings- Wohnungen gefördert werden. Von 
den Bundesmitteln sind aus Einsparungen bei den 
Marktordnungsausgaben 4 Millionen DM zur Ver- 
fügung gestellt worden. 

Wirtsdiaftswege 

167. Im Zuge der Rationalisierung in Land- und 
Forstwirtschaft besteht nadi wie vor ein hoher Be- 
darf an fachgerecht ausgebauten Wirtschaftswegen 
außerhalb der Flurbereinigung. Deshalb wurden 
für den Ausbau des Wegenetzes, der in Abstim- 
mung mit der agrarstrukturellen Planung erfolgt, 
im Haushaltsjahr 1971 Bundeszuschüsse in Höhe 
von 30.0 Millionen DM und 1972 von 29 Millionen 
DM bereitgestellt (Nutzen-Kosten-Untersuchungen 
dazu siehe S. 1 19). Für die zusätzliche Förderung die- 
ser Maßnahme in den von Natur benachteiligten 
Gebieten sind weitere (20,5) Millionen DM 1971 
und 15 Millionen DM 1972 in den Haushalt einge- 
setzt. 

Wasserwirtschaft 

168. Der Schwerpunkt der Förderung wasserwirt- 
schaftlicher und kulturtechnischer Maßnahmen mit 
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übergebietlidier Bedeutung wird im Jahr 1972 ver- 
stärkt der Hodiwassersciiutz und die Abwasserbe- 
seitigung sein. Die Maßnahmen dienen zugleich dem 
Umweltschutz im ländlichen Raum. Der Bau von 
Kläranlagen* deren Kosten je Einwohner in länd- 
lichen Gememden überdurdischnittUch hoch liegen, 
ist für die Verbesserung der LebensverhalLntsse auf 
dem Lande wie audi im Interesse der Reinhaltung 
der Gewässer* die besonders in ländlichen Gebieten 
für Wasserversorgung und Erholung genutzt werden, 
eine vordringliche Aufgabe. Außerdem stehen auch 
die Maßnahmen zum Ausgleich des Wasserabflusses, 
insbesondere durch den Bau von Talsperren und die 
für eine Bewirtsdiaftung des Wassers grundlegende 
wasserwijtschafüidie Rahmenplanung im Vorder- 
grund, ln die Förderung aus Bundesmitteln, für die 
im Jahr 1971 79,5 Millionen DM bereitgestellL 
und zusätzlich aus Einsparungen bei den Marktord- 
nungsausgaben B Millionen DM zur Verfügung ge- 
stellt wurden, werden auch weiterhin die zentrale 
Wasserversorgung ländlicher Gemeinden und im 
Rahmen der agrarstrukturellen Planung landbautech- 
nische Maflnaiunenr Entwässerungen und Bewässe- 
rungen einbezogen. Für 1972 sind 120 Millionen DM 
eingeplant 


5.3ß Küstenschutz 

Seit dem Jahr 1948, verstärkt nach der Sturra- 
Out 1953 und besonders 1902, sind nach den für den 
Küstenschutz erstellten Generalplänen der Küsten- 
länder Bremen, Hamburg, Niedersadisen und 
Schleswig-Hoistein für die rd. 1 Million ha großen 
Niederungsgebiete Siche rungsmaßnahmen mit einem 
Aufwand von rd, 2,6 Mrd. DM getroffen worden. 
Dazu gehören; Verstärkung und Erhöhung der 
Deiche an den Küsten, auf den Inseln und entlang 
der von der Tide beeinflußten Wasserläufe ein- 
schUeßUdi der notwendigen Befesligungsarbeiten im 
Vorland sowie Deich Verteidigungswege. Damit 
koruilen die auf rd. 1200 km Deichstrecfcen verteilten 
Küstenschutzanlagen soweit ausgebaut werden, daß 
jetzt noch rd. 500 km Deiche auf die zum Sdiutz ge- 
gen Sturmfluten erforderliche Höhe und Stärke zu 
bringen sind. Diese Arbeiten, die der Landwirtschaft 
und allen anderen Anliegern hinter den Deldien 
zugute kommen, werden in der Reihenfolge der 
Dringlichkeit so ausgeführt, daß mit wirtschaftlich 
vertretbarem Aufwand ein Optimum an Sicherheit 
erreicht wird. Für 1972 sind wie 1971 Förderungs- 
millel des Bundes ln Höhe von 120 Millionen DM 
veranschlagt. Aus Einsparungen bei den Marktord- 
nungsausgaben sind 1971 zusätzlich 7 Millionen DM 
zur Verfügung gestellt worden. 


5.34 Regionale Sonderprogramme 

170. Die nun bereits seit über einem Jahrzehnt 
durchgeführten Förderungen in den von Natur be- 
nachteiligten Gebieten zeigen zwischenzeitlich, daß 
die ungünstigen natürlichen und wirtsdiaftlichen 
Standort Verhältnisse wesentlich verbessert werden 


konnten. Die mit den Sonderprogrammen (West- 
eifel — Mosei/Saar und Östlicher Oberpfälzer Wald) 
seit 1968 in Angriff genommene Umstrukturierung 
der kl einbäuer liehen Gebiete leistet — wie auch 
andere Programme und Maßnahmen — gleiciizeitig 
einen Beitrag zur Erhaltung und Pflege der Kultur- 
landsdiafl. Insgesamt wurden für die von Natur be- 
nachteiligten Gebiete von 1961 bis einsdiHeßüch 
1971 1061,6 Millionen DM Bundesmittel zur Ver- 

fügung geslelit, wovon auf die Sonderprogramme 
69,4 Millionen DM entfielen. 

171. Die Förderung der von Natur benachteiligten 
Gebiete wird im Haushaltsjahr 1972 mit Bundes- 
mitteln Ln Höhe von 83 Millionen DM fortgesetzt i 
davon sollen wieder 20 Millionen DM auf die beiden 
S onde rp r ogram mge b i e te e n t f a i 1 en , 

172. Der Alpenplan umfaßt die Sanierung der 
WiJdbäche und ihrer Niedersdilagsgebiete ira Alpen- 
und Voralpenland, um den Hochwasser- und Ge- 
sdiiebef rächten Einhalt zu gebieten. Ohne ausrei- 
chenden Schutz gegen Hochwasser und Lawinen ist 
das Bergland als Wirtschafts- und Erhol ungsraum 
nicht weiter entwidclungsfähig. ln das Programm der 
erforderlidien wosserwirtschafllidren Maßnahmen 
wird auch die Versorgung der Berggebiete mit Trink- 
und Brauchwasser, die Sammlung und Reinigung von 
Abwasser und audi der Bau von Wir tsdiofls wegen 
als weitere Voraussetzungen einer Entwicklung mit 
einbezogen. Die Förderung der Vorhaben aus Dun- 
desmitteln wird im Jahr 1972 insgesamt 25 Millionen 
DM betragen. 1971 waren es noch 19,5 Millionen DM. 

Diese Maßnalimen und Mittel, die in einem hohen 
Maße geeignet sind, die wirtschaflHdie Lage der 
Bergbauembetriebe zu verbessern, wurden außer- 
halb das AIpenpLarts noch durch die Einführung eines 
eigenen Verfahrens für die Almwirtsdiafl im Rah- 
men des DM-Aufwerlungsausgleiches sowie durch 
eine Berücksichtigung der besonderen Verhältnisse 
im EmzeJbelrieblidien Förderungsprogramm ergänz!. 

173. Im Emslandprogramm wie im Programm Nord 
liegt der Sdiwerpunkt der Arbeiten auf den wasser- 
wirtschaitlicheri Maßnabmen, insbesondere zum 
Hoch Wasserschutz. Darüber hinaus wird im Ems- 
landprogramm aucäi die Industriegeländeerschlie- 
ßung gefördert. Im Haushalt 1972 sind wie im Vor- 
jahr für das Emslandprogramm 29,25 Millionen DM 
und für das Programm Nord 25,92 Millionen DM 
vorgesehen. 

174» Im Gebiet des Küstenplanes ist die Entwässe- 
rung einschließlich der Vorflutbeschaffung und der 
Schöpfwerke wie auch der Bau von Wirtsebaftswegen 
Vorbedingung einer rentablen land wirtsdiaftlichen 
Bewirtschaftung und darüber hinaus Voraussetzung 
für die gesamtwirtsdiaft liehe Entwiddung des Rau- 
mes. Die Förderung der wasserwirtsdiaitlichen und 
kullurbautedmischen Maßnahmen aus Bundesmilleln 
ist von 42,3 Millionen DM im Jahre 1971 auf 45 
Millionen DM im Jahre 1972 erhöht worden. 
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Regioimle WlrtschaiisiÖTdeTung 

175. Die regional wirUdialtlidie Entwidtlung seit 
Anfang der sedmger Jahre hat immer deiiüidier 
gezeigt, daß die großen regionalpoülisdien Aufgaben 
nur dann beiriedigend gelöst werden können, wenn 
sie von Bund und Ländern gemeinsam geplant und 
finanziert werden. Aus dieser Erkenntnis i$l im 
Zuge der Finanzreform die Verbesserung der regio- 
nalen Wirtsdiaftsstruklur als Gerne LnsdiafLsaulgabe 
in das Grundgesetz eingefügt worden (Artikel 91 a)* 
Die nähere Bezeichnung der Gemeinsdraftsaufgabei 
die Grundsätze für ihre Erfüllung sowie das Ver- 
fahren der Zusammenarbeit von Bund und Ländern 
sind im Gesetz über die Gemeinsdiaftsaufgabe „Ver- 
besserung der regionalen Wirtsdtaftsstmktür'' ge- 
regelt worden, Kemstüdc dieser Regelung bildet der 
gemeinsame Rahnienplan, der am 1. Januar 1972 in 
Kraft getreten ist. 

176* Seit 1969 sind 21 Regionale Aktionspro- 
gramme verabschiedet worden, die zur Verbesse- 
rung der Lebensverhältnisse in den Struktur schwa- 
chen Räumen beitragen (vgl, Material band, Tabelle 
135). Mit diesem Programm haben Bund und Länder 
für die regionale Wirtsdiaftspaiitik ein modernes 
Pianungsinstrument geschaffen. Dem bisherigen Er- 
folg dieses Instruments Redmung tragend, ist auf 
Beschluß des Planungsausschusses der o. g, Gemein- 
chaftsaufgabe das System der Regionalen Aktions- 
programme dem Rahmenplan zugrunde gelegt wor- 
den. 

Im Rahmenplan werden — nach Regionalen Aktions- 
programmen gegliedert — die Förderungsniiltel der 
Gemeinsdiaftsaufgabe festgelegt und auf einen fünf- 
jährigen Zeitraum — bei jährlicher Fortschreibiing 
— projektiert. Die für die Gemeinschaflsaufgabe vor- 
gesehenen Haushai tsmiüel werden zur Hälfte vom 
Bund und zur Hälfte von allen Bundesländern zur 
Verfügung gestellt. Im ersten Rahmenplan für den 
Zeitraum von 1972 bis 1975 betragen die Haushalts- 
mittel jährlich rd. 530 MUlianen DM. Hinzu kommen 
Mittel aus dem Aufkommen der Einkommen- und 
Körperschaftsteuer, die für die steuerfreie Investi- 
tionszulage nach dem Invesütionsrulagengesetz vom 
18. August 1969 dienen. Diese Mitiel werden jähr- 
lich auf rd, 320 Millionen DM geschätzt. Der Rah- 
menplan macht die Förderhiilen transparent i er sieht 
ein einheitliches Präferenzsystem in den FÖrderge- 
bieten vor. In dem Plan werden sadilidie und räum- 
liche Schwerpunkte gesetzt. Die Förderung wird auf 
gewerbliche Sdiwerpunktorte mit einem Einzugsbe- 
reich von mindestens 20 000 Einwohnern als Kristal- 
lisationskern für die wirtschaftliche Entwidtlung 
eines großen Umlands konzentriert. Von diesen 
Sdiwerpunkten erhalten einige mit besonders gün- 
stigen EntfallungsmÖgüdikeiten und stärkerer Aus- 
slralilungskraft auf die gesamte Region eine ei- 
höble Förderungspräferenz. 

177* Wichtigste Maßnahme im Rahmen der regio- 
nalen Wirtschaftsförderung Ist z, Z, die Schaffung 
neuer außeriandwirtschaflticher Arbeitsplätze. In den 
Jahren 1969 und 1970 wurde jährlich die Einrichtung 


von mehr als 40 000 neuen Arbeitsplätzen gefördert. 
Es ist bisher nidit bekannt, wie viele dieser neu ge- 
schaffenen Arbeitsplätze von landwirtschaftlichen 
Arbeitskräften besetzt worden sind. Die Bundes- 
regierung wird sich bemühen, diese Inforraations- 
tücke zu schließen, 

178. Entsprechend den zwisdien Bund und Ländern 
1966 fesigeleglen regionalpolitisdien Grundsätzen 
(Drucksache V/2469 vom 16, Januar 1968) ist im 
L Rahmenplan der Gemeinschaftsaulgabe ^.Verbesse- 
rung der regionalen Wirtsdiaftsstruklur“ für den 
Zeitraum von 1972 bis 1973 die Schaffung von rd. 
460 000 Arbeitsplätzen In den Förderungsgebieten 
vorgesehen, von denen ca, 50 ®/o mit öffentlichen 
Mitteln gefördert werden. Die Zahl dieser Arbeits- 
plätze ist, gemessen an den Ergebnissen der beiden 
letzten Jahre, durchaus realistisch und würde sta- 
tistisch auch ausreidien, die aus der landwirtschaft- 
lichen Tätigkeit Ausscheidenden mit nadihalüg ge- 
sicherten auBerlandwirlschaftlidien Arbeitsplätzen 
zu versorgen. Der Planungsausschuß steht dieser 
Zahl allerdings kritisch gegenüber, weil die von den 
Ländern verwendeten Methoden zur Ermittlung der 
Arbeitsplatzdefizite erheblich voneinander abwei- 
chen. 

Die regionale Wirtschaftsförderung trägt dazu bei, 
daß weniger produktiv in der Landwirtsdiaft einge- 
setzte Faktoren in andere Bereiche überführt wer- 
den und das somit frei werdende Produktivvolumen 
von entwicklungsfähigen Betrieben nach Maßgabe 
der Nachfrageentwiddung übernommen werden 
kann. 


5.35 Raumordnung 

179. Alle vorgenannten raumwirksamen Ziele und 
Maßnaiimen im ländlichen Raum müssen miteinan- 
der koordiniert werden. Um das zu erreichen, wird 
z. Z. von der Bundesregierung in Zusammenarbeit 
mit den Landern ein Bundesraumordnungsprogramm 
erslelll. Hier kommt es insbesondere bei der Unter- 
suchung der Rahmenbedingungen und bei der Fest- 
legung der Ent wicklungsziele darauf an, die künfti- 
gen Funktionen des ländlichen Raumes differenziert 
genug zu behandeln, damit die ümfassenden Maß- 
nahmen nic3it nur der AgrarslnikturpoUtik, sondern 
auch der Infrastruktur- und regionalen Wirtschafts- 
politik darauf ausgerichtet werden, 

Aufgabe einer zukunftsorienCierten Raumordnungs- 
und Stniklurpolitik ist es, überkommene Wohn- tmd 
Produktionsstandort-Strukturen an die heutigen und 
künftigen gesellschafiJiciien und ökonomischen Er- 
fordemisse anzupassen. 

Im Zeichen einer umwellbe wußten Politik erhält 
der ländliche Raum audi in raumordnerischer Hin- 
sicht einen höheren Stellenwert. So güt es, nicht nur 
für die weiterhin wachsende Freizeit der Bevölke* 
riing geeignete und ausreichende Erholungs- und 
Freizeitflächen, sondern auch für die langfristige 
Regeneraüonsfähigkeit des Naturhaushalts sowie 
für die Gewinnung von Trink Wasser ausreichende 
Flächen zu sichern und zu entwickeln. 
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5.36 Gemeinschaftsaufgabe 

180. Das Gesetz über die Gemeinschaftsaufgabe 
^Verbesserung der Agrarstruktur und des Küsten- 
schutzes“ vom 3. September 1969 (BGBL I, S. 1573) 
wird im Einvernehmen zwisdien dem Bund und den 
Ländern erst vom 1. Januar 1973 an angewendet. 

Bei den bisherigen Beratungen wurde Einigkeit über 
die Verteilung der Mittel nadi Quoten für jedes 
Land erzielt. 

Für folgende Maßnahmen liegen Entwürfe von För- 
derungsgrundsätzen vor: 

Wasserwirtschaftliche und kullurbautechnisdie 

Maßnahmen 

Küstenschutz 

Flurbereinigung 

langfristige Verpachtung in der Flurbereinigung 

freiwilliger Landtausch 

agrarstrukturelle Vorplanung 

einzelbetrieblidie Investitionen 

ländliche Siedlung 

Buchführung 

langfristige Verpachtung durch Prämien 

forstliche und waldbauliche Maßnahmen 

Landarbeiterwühnungsbau 

Leistungsprüfungen 

Umstellung im Weinbau 

Marktstrukturverbesserung 

Die Förderungsgrundsätze sind Bestandteil des Rah- 
menplans und werden vom Bund und den Ländern 
gemeinsam beschlossen. Die Maßnahmen werden 
von den Ländern durchgeführt. 

ln der mehrjährigen Finanzplanung sind für 1973 
rd. 1,2 Mrd. DM für den Bereich .Gemeinschaftsauf- 
gabe“ vorgesehen. 


5.4 Vorschläge der EG-Kommisslon 
zur Strukturpolitik 

181. Der Ministerrat der EG hat am 25. Mai 1971 
eine Entschließung über die Neuausrichtung der ge- 
meinsamen Agrarpolitik verabschiedet, die sich in 
ihrem zweiten Teil mit gemeinsamen Maßnahmen 
auf strukturellem Gebiet befaßt. Die Entschließung 


des Rates, die wesentlich durch die Bundesregierung 
beemllußt und gestaltet wurde, stellt emen ersten 
Beginn von gemeinsamen Maßnahmen auf struktu- 
rellem Gebiet dar. Darüber hinaus beinhaltet sie be- 
sondere Vorschläge zur Harmonisierung der Wett- 
bewerbsbestimmungen. 

Es handelt sich dabei um 

1. Maßnahmen zugimsten von Personen, die in der 
Landwirtschaft verbleiben; 

2. Maßnahmen zugunsten von Personen, die die 
landwirtschaftliche Tätigkeit aufgeben möchtenj 

3. Maßnahmen zur Förderung der sozioökonomi- 
schen Information und der Berufsausbildung der 
Landwirte; 

4. Maßnahmen zur Verbesserung der Vermarktung 
der landwirtschaftlichen Erzeugnisse, 

Die Kommission der EG hat im Juni 1971 zu Punkt 
1 bis 3 je einen Richtlinienentwurf und zu Punkt 4 
einen Verordnungsentwurf vorgelegl. 

182. Die vor geschlagenen Maßnahmen zur Reform 
der Landwirtschaft werden in der Bundesrepublik 
Deutschland im Prinzip fast alle bereits durchgeführt. 
Deshalb bedeuten die Vorschläge für die deutsche 
Landwirtschaft nichts grundsätzlich Neues. Die Bun- 
desregierung wird bei den Verhandlungen in Brüssel 
darauf drängen, daß die nationalen Maßnahmen zur 
Agrarstrukturverbesserung ohne Einschränkungen 
kontinuierlich weitergeführt werden können. 

Bei der Regelung der Finanzierung dieser Maßnah- 
men konnte die Bundesregierung die Einhaltung 
der in der Finanzverordnung 729/70 festgelegten 
Ausgabenbegrenzung durchsetzen. 

Es stehen aus dem EAGFL, Abteilung Ausrichtung, 
der Plafond von 285 Millionen RE/Jahr sowie die 
bisher nicht in Anspruch genommenen Mittel der 
Vorjahre zur Verfügxmg. Die Bundesregierung wird 
sich weiter dafür einsetzen, daß der Plafond nicht 
überschritten wird. 

Das Vorantreiben von gemeinsamen Maßnahmen 
auf strukturellem Gebiet hat innerhalb der Gemein- 
schaft nur dann Erfolg, wenn gleichzeitig eine Inten- 
sivierung der Regionalpolitik erfolgt, um insbeson- 
dere außerland wirtschaftliche Arbeitsplätze zu schaf- 
fen. Insoweit werden die von der Kommission ge- 
machten Vorsdiläge zur Regionalpolitik vom 26. Mai 
1971 grundsätzlich begrüßt. 
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6 Forst- und Holzwirtschaftspolitik 


6.1 Analyse der bisherigen und 
voraussichtlichen Entwicklung 

6.11 Forststruktur 

183. Die gegenwärtige Waldfläche von rd. 7,2 Mil- 
lionen ha nimmt rd. 29 Vu der Fläche des Bundes- 
gebietes ein und verteilt sich sehr unterschiedlich 
auf die Bundesländer und die Besitzarten (vgl. 
Übersicht 27 und MateriaJband, Tabelle 141). 

Durch die Auflösung von Forstämtem und durch 
Eingemeindungen und Gebietsreformen nimmt im 
Staats- und Körperschaftswald die Zahl der Betriebe 
stetig ab, so daß die durchschnittliche Forstbetriebs- 
größe ständig zunimmt. Die Zahl der Privatwald- 
betriebe erhöht sich durch Aufforstung von land- 
wirtschaftlichen Grenzertragsböden und Sozial- 
brache. 

In den Ballungsgebieten, die schon heute verhält- 
nismäßig waldarm sind, wird zunehmend mehr 
Waldfläche für Siedlungs-, Industrie- und Verkehrs- 
zwecke in Anspruch genommen. Die jährliche Ein- 
buße an forstwirtschaftlicher Nutzfläche für diese 
Zwecke wird im gesamten Bundesgebiet gegenwär- 
tig auf etwa 7000 bis 8000 ha geschätzt. In den weni- 


übersicht 27 


Forstbetriebsfläche in der Bundesrepublik 
Deutschland nach Besitzarten 

1961 


Gliederung 

Forstbetriebs- 

näche 

Durdi- 
sdmilt- 
llche 
Forst- 
betriebs- 
fläche Je 
Betrieb 
ha 

1000 ha 

Vd 

Privatwald 

3 157 

43,8 

4 

Körperschaftswald . 

l 811 

25,/ 

87 

Staatswald 

2 239 

31J 

1 186 

zusammen . . . 

7 207 

100,0 

10 


Quelle: Slatlsüsches Bundesamt, BML 


ger dicht besiedelten, ohnehin schon waldreichen 
Gebieten der Bundesrepublik Deutschland nimmt 
dagegen der Waldanteil durch Aufforstungen zu. 


Besonders im Privatwald ist die Betriebsgrößen- 
struktur mit im Durchschnitt 4 ha Forstbetriebs- 
fläche ungünstig. Die Rentabilität im kleinen und 
mittleren Privatwald ist auch aus diesem Gnmde 
gefährdet (Materialband, Tabelle 146). Infolge der 
Bewirtschaftungsschwierigkeiten und Ertragseinbu- 
ßen besteht deshalb vor allem bei denBesitzem klei- 
ner Waldflächen zunehmend die Neigung zur exten- 
siven Bewirtschaftung des Waldes, zur Veräußerung 
von Waldgrundstücken, oder zur Umwandlung in 
eine andere, nicht land- und forstwirtschaftliche Nut- 
zungsart. 

Von den privaten Forstbetrieben über 0,5 ha sind 
425 000 oder 85 Vo gemischte land- und forstwirt- 
schaftliche Betriebe. Fast die Hälfte der landwirt- 
schaftlich genutzten Fläche und über ein Drittel der 
Waldfläche wird von gemischten Betrieben bewirt- 
schaftet, Infolge Erstaufforstungen von landwirt- 
schaftlichen Grenzertragsböden und von Ödland 
ninunt die Anzahl der gemischten Betriebe und der 
von ihr bewirtschaftete Waldanteil stetig zu. 

Diese Entwicklung ist auch in den übrigen EWG- 
Ländern, in denen unterschiedliche Strukturverhält- 
nisse vorliegen (Malerialband, Tabelle 143), insbe- 
sondere in Frankreich und Italien zu verzeichnen. 
Sie wird vor allem in Frankreich und Holland sehr 
gefördert. 

6.12 Markt- und Preisverhältnisse 

184. Der Holzeinschlag ging 1971 trotz günstiger 
Witterung während der Einschlagsperiode im Ver- 
gleich zum Vorjahr um rd. 1,8 Millionen Fm auf 
26,4 Millionen Fm zurück; das sind etwa 60 Vo des 
inländischen Bedarfs. Mit dem verminderten Ein- 
schlag paßte sich die Forstwirtschaft der in der Holz- 
wirtschaft bereits gedämpften Konjunktur an. 
Außerdem drückten als Folge der Wechselkursfrei- 
gabe verstärkt Importe auf die deutschen Holz- 
preise. Die Einfuhren von Rohholz und Holzhalb- 
waren beliefen sich auf rd. 2 Mrd. DM. Der Wert 
der Ausfuhr an Holz und Holzhalbwaren betrug 
1971 etwa 460 Millionen DM. 

185. Die Holzpreise sind ebenso wie die Preise in 
der gewerblichen Wirtschaft der ungehinderten Kon- 
kurrenz des Weltmarktes ausgesetzt. Hinzu kommt, 
daß die meisten Holzausfuhrländer kostengünstiger 
produzieren können, da sie teilweise ein niedrigeres 
Lohnniveau haben und wegen geringerer Bevölke- 
rungsdichte bei der Bewirtschaftung des Waldes 
kaum Beschränkungen unterliegen. Mit zunehmen- 
der Bevölkerungsdidite und mit steigender Indu- 
strialisierung sowie mit dem dadurch bedingten zu- 
nehmenden Bedürfnis nach Umweltschutz wird die 
deutsche Forst- und Holzwirtschaft die Belange der 
Allgemeinheit stärker als bisher berücksichtigen 
müssen. 
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186. Auf Grund der augenblicklichen Holzarten- 
und Altersklassenverteilung wird das inländische 
Holzaufkommen quantitativ und qualitativ steigen. 
Bis 1980 ist mit einem Anstieg der nachhaltigen Nut- 
zungsmöglidikeilen von 26,4 Millionen Fra im Jahr 
1971 auf jährlich fast 29 Millionen Fm zu redmen. 
Die stärkste Zunahme wird bei der Fichte liegen. 
Demgegenüber wird der gesamte Holzverbrauch in 
der Bundesrepublik vom Zeitraum 1967/69 bis zum 
Jahr 1980 um schätzungsweise 40®/u steigen. Durch 
die Entwicklung der chemischen Industrie werden 
dem Rohstoff Holz weitere Verwendungsgebiete er- 
schlossen. Zellulose als Grundstoff für chemische 
Produkte ist preiswert und bringt keine Probleme 
der Abfallbeseitigung mit sidi. Die Verwendung des 
Holzes bei der Innenausstattung von Bauten wird 
w^eiterhin zunehmen. Auch von der FAO wird in 
einer Prognose, die auf der Bevölkerungsvenneh- 
rung, der Steigerung der Produktivität sowie der 
allgemeinen Hebung des Lebensstandards basiert, 
eine Zunahme des Holzverbrauchs auf der ganzen 
Erde angenommen. Es muß damit gerechnet wer- 
den, daß die derzeitigen Holzüberschußländer in 
Zukunft das Holz zunehmend für den eigenen Bedarf 
benötigen und somit die Rohstoffversorgung der hei- 
mischen Holzindustrie durdi Importe erschwert wird. 
Ein Überschußproblem wird demnach bei Holz auf 
längere Sicht weder in der Bundesrepublik noch in 
der EWG oder in einer erweiterten Gemeinschaft 
bestehen. 

187. Der nach der Sturmkatastrophe 1967/68 einge- 
Iretene Wiederanslieg der Rohholzpreise kam 1971 
zum Stillstand. Er zeigte in der zweiten Jahreshälfte 
teilweise eine rückläufige Tendenz. Während der 
Index der Erzeugerpreise für Rohholz von 87,8 
(1962 = 100) im Jahre 1969 auf 99,9 im Jahre 1970 
stieg, lag er 1971 bei 101,6 (vgl. Materialband, Ta- 
belle 144). Langfristig wird mil weiteren geringeren 
Preissteigerungen gerechnet. 


6.1 3 Einkommensentwicklung 

6.13.1 Produktionswert, Vorleistungen, Wertschöpfung 

188. Der Produktionswert der Forstwirtschaft lag 
1971 mit rd. 2,1 Mrd. DM um 100 Millionen DM 
niedriger als das endgültige Vorjahresergebnis. Ge- 
genüber 1963 ergibt sich eine Steigerung von etwa 
25®/o. Vorralsveränderungen, d. h. die stetige Zu- 
nahme beim stehenden, noch nicht nutzbaren Holz- 
vorrat, sind dabei nicht berücksichtigt. 

Die steigende Tendenz der Vorleistungen setzte sich 
1971 fort. Sie erhöhten sich in jeweiligen Preisen 
von 205 Millionen DM im Jahre 1963 über 480 Mil- 
lionen DM 1970 auf etwa 520 Millionen DM in 1971. 
Der Beitrag der Porslwirlschaft zum Bruttoinlands- 
produkt stieg in jeweiligen Preisen von 1963 um 
380 Millionen DM auf 1,7 Mrd. DM im Jahre 1970, 
während er 1971 auf etwa 1.6 Mrd. DM sank. Die 
Wertsdiöpfung ging von 1970 auf 1971 von 1,46 Mrd. 
DM auf etwa 1,35 Mrd, DM um 7,5^/« zurück; das 
sind 24 ®/o mehr als 1963. 


.A.US selbst erzeugtem und importiertem Holz wird 
durch Be- und Verarbeitung der Holzindustrie (ohne 
Kleinbetriebe) ein Beitrag zum Bruttoinlandspro- 
dukt in Höhe von 25 Mrd, DM geleistet. 

6.13.2 Betriebsergebnisse 

189. Der Betriebsertrag der Forstbetriebe hat sich 
seit 1961 nur geringfügig erhöht; er betrug 1971 
340 DMdia Forstfläche. Der Reinertrag belief sich 
1971 auf 17 DM/ha Forstfläche (vgl. Übersicht 28). 

Die Ergebnisse weichen von Betrieb zu Betrieb je 
nadi Holzartenzusammensetzung, Altersklassen Ver- 
teilung und Ertragsklasse erheblidi voneinander ab. 
Gegenwärtig erbringen nur die Fichte und die be- 
sten Erlragsklassen der Kiefer einen Reinertrag. So 
beträgt beipielsweise der Reinertrag der Fichte bei 
dem derzeitigen Preis-Kostenverhällnis in einer nor- 
malen Betriebsklasse im Durchschnitt 1 10 DM/ha und 
Jahr, während bei der Buche im Durchschnitt ein 
Verlust von 100 DM/ha und Jahr zu verzeichnen ist. 

190. Trotz der Verminderung des Arbeitszeitauf- 
wandes je ha Forstfläche um mehr als 30®/o gegen- 
über dem Jahre 1961 konnte der Anstieg des in 
Geld gemessenen Arbeitsaufwandes nicht aufgefan- 
gen werden, weil im gleichen Zeitraum die Lohn- 
und Sozialaufwendungen um mehr als 120 ®/o stie- 
gen. Augenblicklich liegt das Verhältnis von Ar- 
beits- zu Sadiaufwendungen bei etwa 70 : 30. Die 
Ursachen dieses für einen Produktionsbetrieb un- 
günstigen Verhältnisses liegen in den besonderen 
Produktionsbedingungen der Forstwirtschaft wie 
z. B. längerer Produklionszeitraum. unterschiedliche 
Standortverhältnisse auf kleinstem Raum, nach 


Übersicht 28 


Betriebsergebnisse der Forstbetriebe ‘) 
in der Bundesrepublik Deutschland 


1 

1 Jahr 

1 

1 

Be- 

triebs- 

erlrag 

Be- 

triebs- 

ein- 

kom- 

men 

Rein- 

ertrag 

Betriebs- 

eln- 

kommen 

DM/ha Forstfläche 

DM/AK 

1961 

311 

240 

+ 64 

9 906 

1968 

294 

207 

4- 4 

11 190 

1969 

323 

234 

+ 22 

12 853 

1970 *) 

362 

258 

+ 28 

14 425 

1971 *) 

340 

233 

+ 17 

13 921 


*) Für den Staatswald Tolalerhcbung, für den Körper- 
schafiswald und Privatwald je 100 ausgewahtte Be- 
triebe. Der Privatwald unter 100 ha Ist nidit erfaßt 
(Aufgliederung nach Besitzarten siehe Malerialband, 
Tabelle 146). 

*) vorläufig 
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Standort und JalireszeU untersdiiedlidisle Arbeits* 
bedingtingen, ungtbislige Betriebs- und Forststruk- 
Durch verstärkte Medianisienmg der Forst- 
arbeiten, die id. 55 ^/o der Ge sam tauf Wendungen ver- 
ursachen. sowie durch Struktur Verbesserungen kann 
dieses ungünstige VerhaUnts verbessert werden. 

Unter den forstwirtschaftUdien Verhältnissen in der 
Bundesrepublik kommt in den meisten FäHen nur 
eine Teilmedianisierung in Betradit. Der Einsatz von 
Vollerntemaschinen ist wegen der geringen Besitz- 
größe und dem häufigen Baumarten- und Altersklas- 
senwechsel sowie wegen der auf tandeskullurelle 
Belange ab ge stimmten Zielsetzung der Forstwirt- 
schaft bislang nur selten möglich. 


Schau bi Id 9 

Ertrag, Aufwand und Hiebsatz im 
Staafswald der Bundesrepublik Deutschland 



S,14 Umweltfunkfionen des Waldes 

191, Neben der rein ökonomischen Bedeutung der 
Forslwirtsdiaft werden von der Allgemeinheit die 
Sozial- und ümweltl eistun gen des Waldes zuneh- 
mend in Anspruch genommen. Bei einer ordnungs- 
gemäßen Bewirtschaliung des Waldes sind keine 
negativen Auswirkungen auf die Umwelt zu erwar- 
ten, Der günstige Einfiuß des Waldes auf Klima und 
Wasserhaushalt seine Bedeutung als Filter gegen 
Schadgase und sonstige Luftverunreimgimgen sowie 
sein Wert für die Erholung der Bevölkerung sind 
heute beim Umweltschutz, bei der Umweftgestal- 
tung und bei der Landschaftspflege unersetzlich. 
Diese Leistung der Forslwirtschait kommt der Allge- 
meinheit zugute; sie wird an Bedeutung zunehmen. 
Gleichzeitig wird künftig bei der BewlrtschaftuiLg 
des Waides mehr als bisher auf die erhöhten An- 
sprüche der Bevölkerung an seine Erb o längs funk- 
tion RüdiSichl genommen und in der Nähe von Ver- 
dichtungsräumen die waldbauliche Planung und 
Nutzung den starken Immissionsbelastungen wei- 
ter angepaßt werden raüssem 

Der positive Beitrag des Waldes im Rahmen des Um- 
welUdiutzes macht die Erhaltung sowie die Pflege 
und folglidi auch eine ordnungsgemäße und rentable 
Bewirlsdiaftung des Waldes notwendig. 

Vgl. auch , Ertragslage und Steuerbelastimg der Forst- 
betriebe" in Schriftenreihe des Bundesministers der 

Finanzen, Heft 15, Bonn 1970. 


6,2 Ziele 

Verbesserung der ProduAf/ombedingungen 

192, Forstpolitisdies Ziel ist die Erhaltung einer 
rentablen. nadihaUig leistungsfähigen Forstwirt- 
schaft, die den Waklbesitzern und den im Walde Be- 
sdiäftigten ein angemessenes Hiikommen, die Roh- 
stoffversorgung der Holzindustrie und die Umwelt- 
schutzleistungen des Waldes gleichem] aßen gewähr- 
Jeislet, 

Ziel der Bundesregierung ist es, vor allem durch eine 
verstärkte Mechanisierung der Betriebe und durch 
Ausbau des Waldwegenetzes die Rentabilität der 
Forstwirtschaft zu steigern. Da langfristig mit einer 
verstärkten Nachfrage nach Holz geredmel werden 
muß, sind die Produktionsbedingungen der Forst- 
wirtsdiaft, insbesondere der kleinen und mittleren 
Betriebep auch durch Steigerung der Flächenleistun- 
gen weiter zu verbessern, Ertragsarme Bestände sind 
zu Zeiten starker Holznadifrage einzuschlagen und 
unter BerücksichUgung der Umweltfunktionen des 
Waldes in leistungsstarke Bestände um zu wandeln, 

Ziel der Bundesregierung ist es ferner, die Holz- 
wirtsdiaft mit ihrem mehr industriellen Charakter 
als Teil der gewerblidien Wirtschaft im Rahmen der 
regionalen und sektoralen Strukturpolitik zu för- 
dern. Zur Verbesserung der Marktstellung der 
Forst- und Holz Wirtschaft ist außerdem beabsichtigt, 
die vertikale Integration beider Wirtschaftszweige 
mehr als bisher zu fördern. 

Förderung der VmwelUunktlonen 

193, Mit Hilfe besserer Produktion sbedingungen 
und dadurch zu erwartender höherer Rentabilität des 
Waldbesitzes werden zugleich die Schutz- und Er- 
holungsauswirkungen der auf diese Weise erhalte- 
nen oder verbesserten und vermehrten Waldbe- 
s Lände gefördert. Nur eine rentable, ordnungsge- 
mäße Forstwirtschaf l garantiert den erforderlichen 
Umweltschutz. Hai der Wald seinen wirtsdhaftlidien 
Anreiz verloren, so können die von ihm erwarteten 
Leistungen zum Umweltsdiulz nur durch erheblichen 
Einsatz von öffentlichen Mitteln erbracht werden. 

Um eine optimale Sicherung des Waldes zu errei- 
chen, wird angestrebt, auch die mit dem Gemein- 
nützen verbundenen Gefährdungen, wie Wald- 
brände, Verunreinigungen und fmmissionsschäden, 
so gering wie möglich zu halten und gegebenenfalls 
für Ersatzleistungen oder Abhilfe zu sorgen* 


6.3 Maßnahmen 

194. Diesem Ziel dienen die seit nunmehr zwölf 
Jahren mil Bundesmitleki bezusdiußten forstlichen 
Maßnahmen zur Verbesserung der Agrarstniktur, 
mit deren Hilfe bis 1970 u. a, rd, S8 000 ha Grenz- 
ertragsböden und Ödland aufgeforstet, etwa 52 000 
ha ertragssdi wache Niederwaldbestände in Hoch- 
wald umgewandell, 14 800 km Schutzpflanzungen 
(auf einreihig umgerechnet) angelegt und ca. 7500 
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km Forstwirtschaftswege gebaut werden konnten. 
Der Gesamtaufwand an Bimdeszusdiüssen Ixierfüi 
beläuft sidi auf rd. 168 Millionen DM. Im Jahre 1971 
standen weitere rd. 21 MilUonen DM aus dem ßun' 
desh aushalt zur Förderung dieser Maßnahmen be- 
reit. 

Für die intensivere und rationelle Bewirtschaftung 
des forstlichen Splitterbesitzes werden seit dem 
l. Januar 1970 nach dem Gesetz über forstwirt* 
schaftlidie Zusammensdilüsse (BGBl 1969 S. 1543) 
Investitionen und die Verwaltung von Kooperatio- 
nen gefördert. Diese sowie die vorgenannten Maß- 
nahmen zur Agrarstrukturverbesserung werden 1972 
in verstärk lern Umfang fortgesetzti sie werden ab 
1973 nath dem Gesetz über die Gemeinsdiaftsauf- 
gabe „Verbesserung der Agrarstruktur und des Kü- 
stensdiutzes" von Bund und Ländern gemeinsam 
gefördert. Im übrigen wird geprüft* ob auf der 


Grundlage des in Vorbereitung befindlidien Bundes- 
gesetzes zur Erhaltung des Waldes und zur Forde- 
rung der Forslwirtschafl (Bundes waldgesetz) wei- 
tere Ma-ßnatunen zur Verbesserung der Prodiiktions- 
bedingungen eingeleilet werden müssen. Auch durch 
die EG-Kommission sollen weiLerhm forstliche Vor- 
haben zur Agrarstrukturverbesserung gefördert wer- 
den. Die Förderung erfolgt aus Mitteln des Euro- 
päischen Ausrichtungs- und Garantiefonds (EAGFL) 
— Abteilung Ausrichtung — in Form von Zuschüs- 
sen bis zur Höhe von 25 der nachgewiesenen 
Kosten. 

Zu dee Maßnahmen für dir» Forst- und Holzwirl- 
sdiaft gehören ferner die Verbesserung der Markt- 
transparenz und des Holzabsatzes. Auch die Erfor- 
schung und Weitereiitwicklur*g des Holzsdiutzes 
sowie die Erschließung neuer X'^erwendungsgebiete 
für HoLz sollen gefördert werden. 
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7 FischwirtschaftspoÜtik 


7.1 Analyse der bisherigen und 
voraussichtlichen Entwicklung 

195. Die Bundesrepublik Deutschland lag 1970 mit 
Fisdianlandungen io Höhe von 591 000 t Fangge- 
wicht im Wert von 345 Millionen DM nach Nor- 
wegen, Dänemark, Spanien, Großbritannien und 
Fra nkr eich an 6. Stelle der europäischen Fischerei - 
nalionem Innerhalb der Bundesrepublik läßt sich die 
Bedeutung der einzelnen Bereite der Fischwirt- 
schaft aus folgenden Umsat.zangaben (Brultoum- 
Satz) -) ablesen: 

Große Hochsee* * und Heringsfischerei 

520,1 Millionen DM 

Kleine Hochsee- und Küstenfischerei 

69.7 Millionen DM 

Binnenfischerei und Fischzucht 

30.0 Millionen DM 

Küsten* und Binnenflschgroßhandel 

1 028,2 Millionen DM 

Fischeinzelhandel 378,5 Millionen DM 

Sortimenlhandel und Großverbräucher 

800.0 Millionen DM 

Fisciiindustrie 469,2 Millionen DM 

Die Fi sch Wirtschaft bildet zusammen mit ihren 
zahlreichen Zulieferer* und Dienstleistungsbetrieben 
einen wesentlichen Bestandteil des WLrtscbafls- 
lebens in den zum Teil industriearmen Küstengebie- 
ten. 

195. ln der gesamten Fischwirtschaft der Bundes- 
republik hat sich in den letzten 10 Jahren ein tief- 
greifender Strukturwandel vollzogen. Veränderun- 
gen sowohl der Fangbedingungen als auch der Ab* 
satzstiuktur und der Verbrauchergewohnh eiten 
führten zu einer über die üblichen Saison* tmd Kon- 
junklurkrisen h inausgehend en editen Strukturkrise, 
zu deren Überwindung die Bundesregierung ein um- 
fassendes Struktur* und Konsolidierungsprogramm 
ein leitete. Während es in den letzten Jahren darauf 
ankam* die unmittelbare Existenzgefährdung der Be- 
triebe ahzuw enden, \sl inzwischen mit Hilfe der Ab- 
wrackprämien eine Bereinigung der Flottenslruktur 
und damit ein größeres Gleichgewidrl zwischen An- 
gebot und Nachfrage erreicht worden. Die Bildung 
von Erzeugergemeinschaften, die nach dem Markt- 
strukturgesetz gefördert wurden, hat spürbar 
zur Stabilisierung des Marktes und der Preise bei* 
getragen und die Stellung der Produktion Im Markt 

vgh dazu im einzelnen BMT- Jahresberldil über die 

deutsche Fischwirtschaft 1970^71. Verlag Gebr. Mann. 

BeTlln 1971 imd MaleHalband, Tabellen 148 bis 157. 

*1 Statistisches Bundesamt Finanzen und Steuern. Reihe 7. 

Umsatzsteuer 1968, Wiesbaden, 

Schätzung 


gestärkt. Auch Handel und Industrie reagieren auf 
den zunehmenden Wettbewerb im Nahrungsmittel- 
sektor durdi verstärkte Zusammenarbeh und Kon* 
zenlration der Betriebe. 


7,11 Fischereistruktur 
7.11.1 Seefischerei 

197. Die Produktionsbedingungen der Seefischerei 
sind dadurch gekennzeichnet, daß Fangmenge und 
Fangkosten als Besümmungsfaktoren des Produk- 
tion s ergeh nisses entsdreidend' von Naturgegeben* 
beiten abbängen, die kaum berechenbar sind, sich 
menschlichem Einfluß entziehen und fortlaufenden 
Schwankungen unterliegen. Abgesehen von diesen 
Nalurfakloren hängt die Größe der nutzbaren Fisch* 
bestände von der Fisdiereiintensität ab, auf die 
weder der einzelne Erzeuger noch die Bundesregie- 
rung aussdilaggebenden Einfluß haben, weil die 
Fanggründe der deutschen Seefischerei nahezu voll- 
ständig außerhalb der nationalen Hoheitsgrenzen 
liegen und im Rahmen eines internationalen Ge- 
meingebrauchs genutzt werden. Eine gelenkte Pro- 
duktion auf der Basis von ausscMießlichem Besitz 
und Eigentum ist somit nicht möglidi! vielmehr be- 
findet sich die deutsche Seefischerei beim Fischfang 
auf hoher See in einem scharfen Wettebewerb mit 
den Fischereiflotten anderer Länder, Auf den tradi- 
tionellen Fanggebieten der deutschen Seefischerei 
im Nordost* und Nordwestallantik hat die Fischerei- 
intensität fast überall infolge laufender Vergröße- 
rung der Tonnage und großer Fortschritte in der 
Ortungs- und Fangteehnik derart zugenommen, daß 
die Grenzen der optimalen Ertiagsfähigkeit der 
wichtigsten Nutzfisdibestände erreicht und vielfach 
schon überschriUen sind. Dies hat zur Folge, daß 
die Fangergebnisse im Verhältnis zimi Fischerei au f- 
wand mruckgehen und die Produktionskosten stei- 
gen. 

198. Die bisher international vereinbarten Maßnah- 
men zur Erhaltung der Fisehbestände reidien zu 
einer rationellen Nutzung nicht mehr aus. Für be- 
stimmte Fischarten wäre eine Begrenzung des 
Fischereiaufwandes durch Festlegung von Fang- 
cfuoten erforderlidi. Trotz intensiver Bemühungen 
konnte man sich hierüber aber noch nichl verstän- 
digen, weil erhebliche Meinungsverschiedenheiten 
darüber bestehen, nach welchen Maßsläben der Ge- 
samUang auf die beteiligten Länder aufzuleilen ist. 
Einige Staaten fordern Vorzugsrechte mit der Be- 
gründung, ihre Fischereiflotte sei vom Fischfang vor 
der eigenen Küste abhängig* Andere Küstenslaaten 
versuchen, durch Ausweitung ihrer Fischereigrenzen 
einen größeren Anteil an den Erträgen des Meeres 
zu erlangen. Da die deutsche Seefischerei im wesent* 
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lidien auf Fanggebiete vor den Küsten anderer Län- 
der angewiesen ist, ergeben sich hieraus erhebliche 
Unsicherheitsfakloren. 

Allein die von Island geplante Erweiterung der 
Fischereigrenzen von 12 auf 50 sm würde ein Fang- 
gebiet erfassen, aus welchem 30 ®/o des Gesamtfangs 
unserer Hochseefischerei kommt. 

199. Die deutsche Hochseefischerei hat ihre Frisch- 
fischflotte mit Hilfe der Abwrackprämien von 144 
Schiffen Ende des Jahres 1962 auf 67 Schiffe Ende 
1970 reduziert und damit den verringerten Absatz- 
möglichkeiten für den von ihren Fahrzeugen gefan- 
genen Massen-Frischfisch angepaßt. Dieser Teil der 
Flotte arbeitet nur deshalb wenigstens mit knappem 
Gewinn, weil die meisten Frisdifischdampfer ganz 
oder weitgehend abgeschrieben sind, überalterte 
Frischfischtonnage kann vorerst durch Umbauten 
von unrentabel arbeitenden Teilfrostern zu reinen 
Frischfischfängem ersetzt werden, so daß sich das 
Problem der Finanzierung des Neubaus von Frisch- 
fischfängem mittelfristig nicht stellt. Davon abgese- 
hen, bleibt auch ira Hinblick auf die Fischereigren- 
zenfrage abzuwarten, welche Einsatzmöglichkeiten 
künftig noch für Frischfischdampfer bestehen. Da 
die Gewässer um Island zu den wdchtigsten Fang- 
gründen unserer Frisdifischflolte gehören, würde 
eine Verwirklichung der von Island geplanten 
50-sm-Zone den weiteren Einsatz von Frischfisch- 
dampfem herkömmlicher Bauart praktisch unmöglich 
machen. 

Die Kapazitäten der Hochseefischerei zum Tiefgefrie- 
ren von Fisch auf See sind durch den Umbau der 
Teilfroster zu Frischfischfänger leicht zurückgegan- 
gen. Von den 43 Fang- und Fabrikschiffen Ende 
1970 waren 36 Vollfrosler und nur 7 Teilfxoster; 
noch 1965 stellten die Teilfroster dagegen den Groß- 
teil der Fabrikschiffe. Die in den 50er Jahren gebau- 
ten Fabrikschiffe der ersten und zweiten Genera- 
tion sind ausgedient und technisch überholt. 

200. Die Kulterfischerei zälilte 1970 eine Flotte von 
rd. 950 Kuttern mit rd. 2400 Besitzungsmitgliedern 
gegenüber rd. 1350 Kuttern und rd. 3400 Maim vor 
10 Jahren. Trotz des beträchtlichen zahlenmäßigen 
Rückgangs der Kutterflotte in diesem Zeitraum ver- 
ringerte sich die Tonnage wegen des Neubaus von 
größeren Fahrzeugen anstelle unwirtschaftlidier 
kleiner Einheiten nur um ca. 8000 Bruttokubikmeter 
(Br.cbm) auf 83 000 Br.cbm. Hinzu kommen ca 1700 
sonstige Küstenfischereifahrzeuge, die vorwiegend 
von Nebenerwerbsfischem geführt werden. Ihre 
Zahl ist in den letzten zehn Jahren geringfügig ge- 
stiegen. Nach wie vor ist die Kutterfisdierei durch 
eine starke Überalterung der Flotte gekennzeidinet; 
rd. 75 Vo der Fischkutter und rd. 43 der Krabben- 
kutter sind über 20 Jahre alt. Diese Überalterung 
wirkt sich ungünstig auf die Kosten- und Ertrags- 
lage aus. In der Vergangenheit wurden nur sehr 
zögernd Neubauten in Auftrag gegeben, weil es den 
hier vorherrschenden Familienuntcrnehmen an 
Eigenkapital fehlt. Die Instandhaltung der älteren 
Fahrzeuge verursacht hohe Betriebskosten und er- 
schwert die Bildung von Rücklagen. Hinzu kommen 


die stark gestiegenen Schiffsbaukosten. Nach jüng- 
sten Berechnungen betrugen die Kostensteigerun- 
gen im Schiffbau im Zeitraum von 1960 bis Ende 
1970 ca. 80 ^/ü. Ein Hochseekutter von 26 m Länge 
beispielsweise kostet heute rd. 800 000 DM. 

7.11.2 Binnenfischerei 

201. In der Binnenfischerei hat die wirtschaftliche 
Bedeutung der Flußfischerei in den letzten Jahren 
beträchtlich abgenommen. Ihre Produklionsbedin- 
gungen haben sich infolge zunehmender Abwasser- 
belastung sowie Beeinträchtigungen durdi Ausbau- 
maßnahmen und Schiffahrt weiter versdilechtert. 
Seit einigen Jahren sind verstärkte Bemühungen 
erkennbar, einer weiteren Wasserverschmutzung 
Einhalt zu gebieten. Mit einem nodimaligen Rück- 
gang der Anzahl der Flußfischereibetriebc muß je- 
doch gerechnet werden. Bei der letzten Erhebung im 
Jahre 1962 wurden 1147 Unternehmen gezählt. 

Günstiger dagegen ist die Entwicklung ln der Teich- 
wirtschaft, die künftig von Bund und Ländern im 
Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe nVerbessening 
der Agrarstruktur und des Küstenschutzes“ unter- 
stützt wird. Lohnende Möglichkeiten könnten sidi in 
Zukunft durch die Zucht von Karpfen in Wannwas- 
seranlagen sowie von Forellen in Netzkäfigen bie- 
ten. Mehr und mehr setzt sidi in der Teidiwirlschaft 
die Erkenntnis durch, daß es nicht genügt, die Be- 
triebsstruktur zu verbessern, sondern daß auch der 
Marklorganisation stärkere Aufmerksamkeit, z. B. 
durch Gründung von Erzeugerorganisationen, ge- 
schenkt werden muß. 


7.12 Markt- und Preisverhältnisse, 

Einkommenslage 

7.12.1 Seefischerei 

202. Die Fangergebnisse der deutschen Seefischerei 
(Hochsee- und Küstenfischerei) waren 1970 mit ins- 
gesamt 591 000 t Fanggewicht rd. 7 ®/o niedriger als 
im Vorjahr. Infolge der günstigen Nachfragesitua- 
tion stiegen die Gesamterlöse jedodi um rd. 2 Vo auf 
345 Millionen DM an. Im längerfristigen Vergleich 
blieben die Anlandungen gegenüber dem — aller- 
dings ungünstigen — Fangjahr 1960 (593 000 t) nahe- 
zu unverändert, während die Gesamterlöse in die- 
sem Zeitraum um 31 Zunahmen. 

Die Fangresultate der Großen Hochsee- und He- 
ringsfischerei weisen im Zehnjahresvergleich einen 
leichten Rückgang auf. der vorwiegend auf die stän- 
dig sinkenden Erträge der Heringsfischerei und auf 
die Verringerung der Frischfischionnage zurückzu- 
führen ist. 1 iervorzuheben ist die steigende Bedeu- 
tung der Frostfischproduktion für die Hochseelische- 
rei, wahrend die Frischfischanlandungen der Hoch- 
seefischerei stark rückläufig sind. 

In der Kutterfischerei verlief die Entwicklung we- 
senllidi günstiger als in der Hochseefischerei. Der 
Anteil der Kutterfischerei am gesamten Fangergeb- 
nis der deutschen Seefischerei stieg 1970 auf 30 ^'o 
(1960 24 VoJ. 
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Betriebsergehjusse ausgewählter Betriebstypen der Kleinen Hodisee- 
und Küstenflsdierei ln der Dimdesrepubllk Deutschland 

J968 und 1969 


Betriebstyp 

JftJir 

lief 

Ofitor* 

ftuditen 

B&- 

Betrltshi.- 

davoa 

Fan«' 

crgtib' 

niKse 

tinrer 

Sadi- 

jfljjJwend 

Abädirf!l- 

bunyea 

Sadi* 

aUJWiWJd 

&111' 

kommet] 

L«tia- 

aujwand 

fÜT 

frentdEr 

AK'l 

Roh- 

eln- 

kcrnimuti 

Lobü'- 

Rein- 
ertrag r 
Veriual 



trjeb« 

DM je Betrieb 







24 bis 30 m Kulterlänge «über alles" 



Hodiseekutter 
der Nordsee 
Finkenwerder und 
andere NordseehäfeOr 

1968 

11 

231 872 

243 819 

113 693 

28 000 

141 693 

110 !?9 

74 575 

35 604 

! 14 170 

+21 434 

hauptsädiUch 
Konsumfisdierei * - . . 

1969 

13 

266 136 

254 844 

97 674 

28 000 

125 674 

140 462 

87 264 

53 198 

16198 

+37 000 







20 bis 24 m Kutterlänge „über alles" 



Hocbseekutter 
der Ostsee 













(auch in der Nordsee 
fischend] ^ ^ h«. . . « • ^ * 

1968 

16 

108 490 

100 675 

45 388 

22 500 

67 888 

40 602 

30 458 

10 144 

24 797 

— 14 653 

Ko nsumh eri n g a - 

und anderer ' 

Konsum fischfang 

1969 

16 

134 663 

130319 

46 51? 

22 500 

69017 

65 646 

40 723 

24 923 

29 383 

- 4460 






16 bis 193 m Kutterlänge „ 

aber alles" 



Ladisfisdierei 

von Ostseekultern , . 

1968 

13 

133 038 

120 213 

46 472 

14 600 

61 072 

71 966 

44 889j 

27 077 

20 174 

+ 6 903 

(auch in der Nordsee 
fischeud) 

1969 

12 

126 367 

117 931 

43 154 

1 

14 600 

E4 blM 15, 

57 754 

9 m KutI 

68 613 

erlänge , 

44 599 

,aber alli 

24 014 

23 087 

+ 927 


♦,Reine" 

Krabbenfisdierei 

1968 

42 

65 301 

62 976 

17 929 

9100 

27 029 

38 272 

14 505 

23 767 

10 800 

+ 12 967 


1969 

38 

64 771 

61 851 

19 031 

9100 

28 131 

36 640 

16 031 

20 609 

11 891 

+ 8718 

„Getnisdite" 
Krabbenfisdierei 

1968 

36 

80 353 

77 713 

25 838 

10 800 

36 638 

43 715 

20 559 

23 156 

9 720 

+ 13 436 


1969 

34 

79 349 

77 489 

27 036 

10 800 

37 836 

41 513 

19 930 

21 583 

13 212 

+ 8 371 

Tagesfischerei 
mit Sdileppnetzen 
in der Ostsee * 

1968 

3? 

52 399 

47 470 

20 884 

7 800 

23 684 

23 715 

n 050 

12 665 

14 040 

- 1 375 

(auch Stellnetze und 

Treibnetze 

1969 

35 

52 563 

48 700 

18 743 

7 800 

26 543 

26 020 

11 368 

14 652 

17 176 

- 2 524 






8 bis 13|9 m Fatirzeuglänge 

: «Über alles" 



Tagesüscherei mit 
stehenden Geräten 
in der Ostsee 

1968 

29 

31 561 

28 019 

8 835 

3400 

12 255 

19 306 

3 416 

15 890 

18 360 

- 2 470 


1969 

28 

27 789 

24 887 

8 305 

3 400 

11 705 

16 084 

3 372 

12712 

22 460 

- 9748 


*) Es wurde der Lohn eines Kapitäns bzw* Setzlischers zugrunde geiegt 
*) elnsdiließlddi Soziallasten 
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203. Der Absatz von Fischen und Fischwaren in der 
Bundesrepublik stagniert seit vielen Jahren, wäh- 
rend der Verbrauch der meisten Konkurrenzpro- 
dukte (Heisch, Eier, Geflügel usw.) kräftig angestie- 
gen ist. Der jährliche Pro-Kopf-Verbraudi betrug 
1970 5,6 kg Produktgewicht oder 11,1 kg Fang- 
gewicht. Hinter dem stabilen Absatzverlauf auf dem 
gesamten Fischmarkt verbergen sidi aber erhebliche 
Umschichtungen auf den verschiedenen Teilmärkten. 
Die Erzeuger- und besonders die Verbraucherpreise 
für Fisch sind seit Jahren kräftig angestiegen, und 
zwar stärker als die Preise für konkurrierende Nah- 
rungsmittel 

204. Die wirtschaftliche Lage der Großen Hodisec- 
fischerei weist seit dem Krisen jahr 1967 eine stetige 
leichte Besserung auf. Das ist eine Folge des tief- 
greifenden Konzenlrationsprozesses, der Verbesse- 
rung der Flottenstruklur, insbesondere durch An- 
passung der Frischfischflotte an den verringerten 
Bedarf mit Hilfe der Abwrackprämien des Bundes, 
der Straffung der Absatzorganisation und der seit 
einiger Zeit deutlich verbesserten Erlössituation. Die 
Urastellungsschwierigkeiten konnten allerdings noch 
nicht völlig überwunden werden. 

Die Kutterfischerci konnte sich trotz der oben er- 
wähnten Überalterung ihrer Flotte und der immer 
noch bestehenden Marktschwächen gut behaupten 
und den Strukturveränderungen anpassen. 

Je nach Betriebstyp Ist die Aufwands- und Ertrags- 
lage der Kleinen Hochseefischerei außerordentlich 
differenziert (vgl. Übersicht 29). Die wirtschaftliche 
Lage hat sich in den einzelnen Betriebszweigen je- 
doch überwiegend positiv entwickelt. 

7.12.2 Binnenfischerei 

205. Bei Süßwasserfischen ist die Nachfrage nach 
Speiseforellen stark angestiegen, während der Ab- 
satz von Speisekarpfen stagniert. Die deutschen 
Karpfen- und Forellenzüchler müssen sich auf dem 
Markt gegen eine erhebliche Einfuhr konkurrenz be- 
haupten. Eingeführt wurden 1970/71 rd, 3200 l 
Karpfen (Eigenproduktion 3050 t) sowie 2100 t 
lebende und 2300 t gefrorene Forellen (Eigenproduk- 
tion insgesamt ca. 2500 bis 3000 t). 


7.2 Ziele 

206. Ziel der Bundesregierung ist es, auch im Rah- 
men einer erweiterten Europäischen Gemeinschaft, 
eine leistungsfähige Fischerei zu erhalten, um eine 
angemessene Versorgung der Bevölkerung mit Fi- 
schen und Fischwaren sicherzustellen. 

Die Bundesregierung wird die Hochseefischerei bei 
ihren Ratlonalisierungsbemüliungen weiter unter- 
stützen. Im Hinblidc auf die Unsicherheiten im 
Fangbereich, im Interesse einer Konsolidierung der 
Unternehmen und auch im Hinblick auf den zu 
erwartenden schärferen Wettbewerb nach einer Er- 
weiterung der EWG wird die Bundesregierung eine 
Kapazjtätsausweilung weder fördern noch befür- 


worten, obwohl die Frosterkapazität von der Nach- 
frage her gesehen erhöht werden könnte. 

Die Frischfischproduktion der Hochseefischerei soll 
mit den vorhandenen Schiffen im gegenwärtigen 
Umfang aufrechterhalten werden. Hierzu sind mit- 
telfristig keine Neubauten erforderlich. Im Interesse 
einer ausreichenden Versorgung des Marktes mit 
Frostfisch wird die Bundesregierung die Bemühun- 
gen der Hochseefischerei unterstützen, ihren bishe- 
rigen Marktanteil aufrechtzuerhallen. Für die deut- 
sche Hochseefischerei ist die Bundesregierung be- 
müht, wegen der rückläufigen Erträge im Nordatlan- 
lik und im Hinblick auf die zu erwartende Quotie- 
rxmg der zulässigen Fangmengen Ausweichmöglich- 
keiten zu finden. Aus den gleichen Gründen wie bei 
der Hochseefischerei soll für die Kutterfischerei eine 
Erneuerung und Modernisierung, aber keine Vergrö- 
ßerung der Kutterflotte gefördert werden. 

Für die Kutterfischerei und die Binnenfischerei muß 
die Marktstellung der Erzeuger durch eine stärkere 
Zusammenfassung des Angebots verbessert werden. 
Die Bundesregierung wird auch weiterhin im Inter- 
esse der Fischerei um die Verhütung der Verschmut- 
zung der Binnengewässer und des Meeres durch 
schädliche Abfallstoffe bemüht sein. 


7.3 Maßnahmen 

207. Die Bundesregierung wird weiterhin aktiv an 
der Verbesserung internationaler Fischerei-Regulie- 
rungsmaßnahmen mitwirken, um eine rationelle 
Nutzung der Fischbestände zu ermöglichen. Sie wird 
bei den Beratungen über eine Neuordnung des inter- 
nationalen Seerechts für eine Regelung eintreten, 
die die Belange der Femfischerei angemessen be- 
rücksichtigt, und gegenüber Island alle politischen 
und rechtlichen Möglichkeiten ausschöpfen, um die 
Interessen der deutschen Hochseefischerei zu wah- 
ren. 

208. Die speziellen Produktionsbedingungen der 
Seefischerei im internationalen Bereich der hohen 
See und ihre außergewöhnliche Naturabhängigkeil 
begründen in besonderem Maße die Verantwortung 
des Bundes für Schutz- und Ausgleichsmaßnahmen. 
Unter den laufenden Förderungsmaßnahmen betrach- 
tet die Bundesregierung vor allem den Fischerei- 
hilfsdienst auf See und die Fischerei forsdiung als 
besonders geeignete Maßnahmen. Die bewährten 
Maßnahmen des Bundes auf diesem Gebiet werden 
deshalb fortgesetzt werden. 

Die bisherigen Untersuchungen zur Erforschung und 
Erschließung neuer Fangmöglichkeiten und die For- 
schungsarbeiten zur Weiterentwicklung der Fang- 
tecimik und zur Entwicklung neuer Produkte wer- 
den fortgesetzt. 

209. Als Ersatz für die älteren technisch überholten 
und daher unwirtschaftlichen Fabrikschiffe müssen 
bis 1975 voraussichtlich 21 neue Vollfrosler gebaut 
werden, von denen 7 bis 1972 in Dienst gestellt sein 
werden. Der Hochseefisdierei fehlt es jedoch infolge 
der Strukturkrise an ausreidiendem Eigenkapital; 
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außerdem sind die Bauprcise stark gestiegen (ein 
moderner Vollfroster von 2500 BRT kostet z. Z, 20 
Millionen DM). Die notwendigen Ersatzbauten wer- 
den deshalb von der Bundesregierung durch Neu- 
baudarlehen und Zinsverbilligung gefördert werden. 

210. Wegen der festen Nachfrage nach Qualitäts- 
und Feinfisch, der allein von der Kutterfischerei er- 
zeugt werden kann, wird von der Bundesregierung 
die Erneuerung und Modernisierung der Kutterflotte 
mit den bewährten Hilfen (Kutterdarlehen und Zu- 
schüsse) weiter vorangetrieben werden. Seit 1969 
werden deshalb für Neubauten neben den Kutter- 
darlehen Zuschüsse in Höhe von 20®/o der Investi- 
tionssumrae aus der Struktur- und Konsolidierungs- 
hilfe gewährt. Hierdurch wurde die Neubautätigkeit 
spürbar angeregt. Gegenwärtig sind etwa 17 Kutter, 
davon 13 kombinierte Küsten-Krabbenkutter zwi- 
schen 15 und 18 m Länge (Neubaupreis ca. 160 000 
DM bis 220 000 DM), in Auftrag gegeben. Weitere 
Faktoren, die zu Neubauten ermutigen, sind die 
festen Preise für den hochwertigen Kutterfisch und 
verbesserte Absatzchancen, die sich aus der rück- 
läufigen Frischfischprodnktion der Hochseefischerei 
ergeben. 

211. Im Interesse einer Senkung der Sdiiffbau- 
koslen wird die Entwicklung von Schiffstypen, die 
in Serie gebaut werden können, gefördert. Damit 
die Kutterfischerei ihre Chancen auch im erweiterten 
europäischen Markt nützen kann, muß ihr immer 
noch stark zersplittertes Angebot übersichtlich und 
in ausreichenden Mengen zusammengefaßt werden. 
Aus diesem Grunde strebt die Bundesregierung eine 
stärkere Zusammenfassung der Erzeugerorganisa- 
tionen an, zumal die VO (EWG) 2142/70 über die 
gemeinsame Marktorganisation für Fischereierzeug- 
nisse den Fischabsatz durch Vereinigungen von Er- 
zeugerorganisationen zuläßt. Audi in der Binnen- 
fischerei soll die Marktstellung der Erzeuger auf 
diesem Wege gestärkt werden. 

212. Wegen des hohen ernährungsphysiologischen 
imd diätetischen Wertes des Fisches wird durch Ver- 
braucheraufklärung versucht, den Fischkonsum an- 
zuregen. Angesichts der Konkurrenz durch andere 
landwirtschciftliche Erzeugnisse, wie z. B. Geflügel 
und Eier, werden die bisherigen Maßnahmen des 
Fischwirtschaftlichen Marketinginslituts (FIMA) zur 
Förderung des Fischabsatzes in Zusammenarbeit mit 
der Centralen Marketinggesellschaft der deutschen 
Agrarwirtschaft (CMA) fortgeführt und verbessert. 


7.4 Fischwirtschaftspolitik der EWG 

213. Die Verordnung über die Einführung einer ge- 
meinsamen StruklurpoUlik für die Fischwirtschaft 
(VO 214l.'’70) und die Verordnung über die gemein- 
same Marktorganisation für Fischereierzeugnisse 
(VO 2142/70) sind am 30. Oktober 1970 in Kraft ge- 
treten. 

Innerhalb der Slruklurverordnung für die Fischwirt- 
schaft sind folgende Bereiche von besonderer Be- 
deutung: 


— Regelung des Fischfangs in den nationalen Kü- 
stengewässem mit generell freiem Zugang durch 
Fischereifahrzeuge der Gemeinschaft; 

— Koordimerung der nationalen StruklurpoUtiken, 
insbesondere auf dem Gebiet von Fischerei- 
forschung und Fiscfaereihilfsdiensl; 

— Gemeinsame Strukturmaßnahmen mit teilweis^r 
gemeinschaftlicher Finanzierung. 

Die Marktverordnung gliedert sich in folgende 
Hauptbereiche; 

1. Einheitliche Vermarklungsnormen; 

2. Anerkennung und Fördenmg von Erzeuger- 
organisationen; 

3. Stabilisierung der Marktpreise durch ein Rück- 
nahmepreisverfahren der Erzeugerorganisatio- 
nen; 

4. Außenschutz über ein Referenzpreissystem. 

Die Anwendung dieser Verordnungen ist 1971 an- 
gelaufen; zahlreiche Durchführungsverordnungen 
stehen aber noch aus. 

214. Die bisherigen Regelungen entsprechen weit- 
gehend den deutschen Vorstellungen. So decken sich 
die Bestimmungen über Anerkennung und Förde- 
rung von Erzeugerorganisationen weitgehend mit 
den Regelungen des Markts Irukturgeselzes und 
gehen zum Teil sogar darüber hinaus. Das ist ins- 
besondere für die deutsche Kutterfischerei günstig. 

Die Preisslabilisierung erfolgt auf der Basis eines 
Rücknahmepreisverfahrens. Die Intervention am 
Markt wurde überwiegend der Wirtschaft selbst 
übertragen, die nur einen begrenzten öffentlichen 
Ausgleich erhält, um ihrer Initiative und Eigenver- 
anlwortung einen verhältnismäßig großen Spielraum 
einzuräumen. Das Rücknahmepreisverfahren der Er- 
zeugerorganisationen folgt weitgehend der bisheri- 
gen Auktions-Preis-Regelung der Seefisch-Absatz- 
Gesellschaft der deutschen Hochseefischerei. Das 
Rücknahmepreisniveau ist auf Grund der Erfahrun- 
gen in der Bundesrepublik Deutschland verhältnis- 
mäßig hoch angesetzt, so daß Preisschwankungen 
eingeengt werden. Die Einfuhrregelung ist mittels 
eines Referenzpreis Verfahrens relativ liberal gestal- 
tet worden. 

Es ist zu erwarten, daß die vollständige Verwirk- 
lichung der gemeinsamen Fischereipolitik die der- 
zeitigen Produktions- und Marktbedingungen der 
deutschen Fischwirtschaft nicht wesentlich verändern 
wird. 

Bei einer Erweiterung der Gemeinschaft um Groß- 
britannien, Irland, Dänemark und Norwegen wird 
sich im Produktionsbereich der Wettbewerb ver- 
schärfen. Im Marktbereich wird der Selbstversor- 
grungsgrad an Konsumfischen von jetzt 64®/o in 
einer erweiterten Gemeinschaft auf etwa 92®/o zu- 
nehmen. Die deutsche Hochseefischerei und die deut- 
sche Kutterfischerei werden sich aber auch bei einem 
verschärften Wettbewerb, unterstützt durch die För- 
derungsmaßnahmen der Bundesregierung, behaup- 
ten können. 
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8 Sozialpolitik 


8.1 Analyse 

215* Di 0 soziale Lage der in der Landwirtsdiaft 
tätigen Mensdien steht in engem Zusammenhang mit 
der allgemeinen ELiikonimenssiluation und dem 
Strukturwandel in der Landwirtsdiaft. ln diesem 
Rahmen gewinnt die Sozialpolitik zunehmend an Be- 
deutung. Sie trägt dazu bei, daß sidi der notwendige 
Strukturwandel mit möglichst geringen sozialen 
Spannungen und Härten vollziehL 

Der gegenwärtige, auf freiwilliger Entsdieidung be- 
ruhende Versidierungsschutz der Landwirte und 
AlLenteÜer gegen KrankJieit ist unzureichend* Von 
den selbständigen Landwirten hallen nadi dem 
Mikrozensus 1969 10,7 ^fo keinen Kran kenversl die- 
rungsschutz, in Bayern sogar 15,9 Vu und ln Rhein- 
land-Pfalz l7,4"/o* Im Bundesgebiet sind ca. 40 *^.'0 
der Altersgeldempfänger ohne Krankenversicherung, 
Insgesamt sind ca. 23 % der selbständigen Land- 
wirte, der mitarbeitenden Familienangehörigen und 
der Allenleiier nicht gegen Krankheit versichert) bei 
der gesamten erwerbstätigen Bevölkerung ist das 
nur bei 1 ,6 ®/o der Fall. 

Darüber hinaus ist festzusLellen, daß 

— die Alterssicherung der Landwirte zu überprüfen 
ist, da der privatreditlidie Teil der Altersversor- 
gung, das Altenteil, wegen der teilweise ungün- 
stigen Einkommensentwicklung in der Landwirt- 
sdiaft und wegen der anhaltenden strukturellen 
Veränderungen häufig nicht mehr in vollem Um- 
fang als gesichert angesehen werden kann; 

— ■ in der landwirtschaftlidien Unfallversicherung die 
Uniallrenten der Landwirte hinter denen anderer 
Berufsgruppen Zurückbleiben; 

— auch äitere Landarbeiter vielfach durch die Auf- 
gabe oder Umstellung von landwlrlschaJtlichen 
Unternehmen hart betroffen sind. Sie finden nur 
schwer wieder einen gleichwertigen neuen Ar- 
beitsplatz und müssen oft beachtliche Einkom- 
menseinbußen hinnehmen. 

8.2 Ziele 

216- Die Verbesserung der sozialen Sicherung des 
Lemdwirts und seiner Familie ist ein wichtiges ge- 
sellschaftspolitisdies und agrarpoütisches Ziel der 
Bundesregierung. Je stärker die Betriebe zu einer 
Spezialisierung und zu einer Verminderung des Ar- 
beitskräftebestandes gezwungen sind, um so günsti- 
ger wird zwar die Chance einer Einkommens Ver- 
besserung, um so größer wird aber auch die Exi- 
stenzgefälirdung der Untemehmerfamiiie bei Krank- 
keit und Unfall. 

Die Leistungen der sozialen Sicherung sollen dem 
speziellen Sdiutzbedurfnis dieses Personenkreises 


angepaßt werden. Zugleich soll dazu beigelragen 
werden, alte Lasten, die eine Folge des Struktur- 
wandels in der Landwirtsdiaft sind, aufzufangen. 

Es ist ein wesen tlidies Ziel der Bundesregierung, 
auch mit Maßnahmen der Sozialpolitik die berufliche 
Mabilitäi zu verbessern und soziale Härten des 
Strukturwandels zu venneiden* 

8.3 Maßnahmen 

217* Zur Verwirklichung der aufgezeigten Ziele auf 
dem Agrarsektor wird eine Reihe soziaipoUtischer 
Maßnahmen durch geführt. Darüber hinaus werden 
aber auch bei Ausgeslaltung allgemein politischer 
(z, B. Steuerpolitik) und sonstiger agrarpo litis die r 
Maßnahmen [z, B. Strukturpolitik), die primär an- 
deren Zwecken dienen, sozialpolitisdie Gesichts- 
punkte zu berüdcsiditigen sein. 

218* Die soziale Sicherung der landwirtschaftiiehen 
Unternehmer und ihrer Familien ist im Jahre 1971 
vor allem durch Verbesserungen bei der Landab- 
gaberente, Einführung eines Zuschusses zur Nachent- 
riditung von Beitragen zur Rentenversicherung, 
durch Erhöhung der Unfall reuten und durch Verbes- 
serungen Lra Kindergeldbereich weiter ausgebaut 
worden. 

Die Bundeszuschüsse zu den Einriditungen der ge- 
setz:llchen sozialen Sicherung der Landwirte (ohne 
Kindergeld) sind im Jahre 1971 um 94,2 Millionen 
DM auf 973,2 Millionen DM erhöht worden, Weitere 
20 Millionen DM wurden im Zusammenhang mit der 
Liquiditätshilfe zur Erstattung der von der Ver- 
treterversammlung des Gesamtverbandes der Alters- 
kassen gemäß § 13a Abs. 2 GAL beschlossenen 
Beitragserhöhung zur Verfügung geslellL 

P/iidif kranken Versicherung 

219. Zum 1. Juli 1972 beabsichtigt die Bundesregie- 
rung^ eine Pf] ichtkranken Versicherung der haupt- 
beruflichen Landwirte, ihrer Familienangehörigen 
und der ÄUenteiler einzuführen. Die Sac^ileistungen 
der Krankenversicherung der Landwirte sollen 
denen der gesetzlldien Krankenversicherung ent- 
sprechen, An die Stelle von Lohne rsalzleistungen 
soll im Falle längerer Krankheit die Bereitstellung 
eines Betriebshelfers treten, um die Weiterfühning 
des Betriebes bei Aibeitsunfähigkeil des Betriebs- 
inhabers sicherzQsteüen. Die Kosten der Kranken- 
versicherung der aktiven Landwirte sollen aus- 
schließlich durch Beiträge der Versicherten, die nach 
der Leistungsfähigkeit der Betriebe gestaffelt sind, 
gedeckt werden (s. Gesetzentwurf in Drucksache 
Vl/3012, S. 45). Für die Krankenversicheruiig der 
Altenteiler übernimmt der Bund die vollen Kosten. 
Hierfür sind im Einzelplan 10 des Jahres 1972 
176 Millionen DM eingesteilt. 
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Landwirtadxaft liehe Unfallversicherung 

220, Mit Wirkung vom 1. Januar 1971 wurden die 
Unfallrenten für landwirtschaftliche Unternehmer, 
deren Ehegatten und mitarbeitende Familienange- 
hörige um rd. 20 ’Vo angehoben. 

Die Unfallrenten der landwirlsdiaftlichen Arbeit- 
nehmer, die nach § 579 RVO jährlich angepaßt wer- 
den, sind zum 1. Januar 1971 durch das 13. Renten- 
anpassungsgesetz vom 10. Juli 1970 (BGBL 1 S. 1037) 
um 9,3 ®/o erhöht worden. Ferner wurde durch das 
13. Rentenanpassungsgesetz der Pflegegeldrahmen 
ab l. Januar 1971 von monatlich 133 DM bis 535 DM 
auf 145 DM bis 583 DM angehoben. 

Die Gesamtaufwendungen der landwirtschaftlichen 
Berufsgenossenschaften beliefen sich im Jahre 1971 
auf 520 Millionen DM, das sind 80 Millionen DM 
mehr als 1970. Zur Finanzierung dieser Mehraus- 
gaben wurde der seit 1963 gewährte Bundeszuschuß 
um 45 Millionen DM auf 260 Millionen DM in 1971 
aufgestockt. Die landwirtschaftlichen Unternehmer 
brachten 1971 rd. 250 Millionen DM Beiträge zur 
Unfallversicherung auf, das sind rd. 51 ®/o des Ura- 
lagesolls. Die Bundesregienmg prüft zur Zeit die 
Möglichkeit einer Neuregelung der Finanzierung der 
landwirtschaftlichen Unfallversicherung ab l. Januar 
1973. Zur Überbrückung des Jahres 1972 sind vor- 
sorglich im Dezember 1971 nochmals 160 Millionen 
DM Bundeszuschüsse zur Verfügung gestellt wor- 
den. Mit Hilfe dieses Zuschusses und unter Einsatz 
von Betriebsmitteln werden die Berufsgenossen- 
schaften in die Lage versetzt, ihren Verpfliditungen 
nachzukommen, ohne daß nennenswerte Beitrags- 
erhöhungen vorgenomraen werden müssen. 

Betriebshelfer und Doifheif er innen 

221, Während der Teilnahme des Betriebsinhabers 
und seiner Ehefrau an einer Rehabilitationsraaß- 
nahme stellt die Aiterskasse, um eine geordnete 
Weiterführung des Unternehmens oder des Haus- 
haltes zu sichern, einen Betriebshelfer oder eine 
Dorfhelferin zur Verfügung. Diese Maßnahme hat 
sich als ein wesentlicher Faktor der sozialen Siche- 
rung landwirtschaftlicher Familien erwiesen. Die 
Alterskassen — künftig in Zusammenarbeit mit den 
landwirtschaftlichen Krankenkassen — haben zum 
Teil selbst Betriebshelfer angestellt, zum Teil grei- 
fen sie auf Kräfte der in allen Bundesländern in- 
zwischen entstandenen Betriebshelfer- und Dorf- 
helferinnendienste zurück. Neben hauptamtlichen 
Kräften werden zimehmend auch nebenberufliche — 
meist mitarbeitende Söhne und Töchter von Land- 
wirten — eingesetzt. Die Betriebshelfer- und Dorf- 
helferinnendienste werden von den Ländern finan- 
ziell gefördert. 

Altershilfe für Landwirte 

2^2. Das landwirtschaftliche Altersgeld betrug im 
Jahre 1971 für Verheiratete monatlich 175 DM, für 
Alleinstehende 115 DM. Der Beitrag der landwirt- 
schaftlichen Unternehmer zur Alterskasse lag bei 
monatlich 27 DM. 


Die Zahl der Altersgeldempfänger ist im Jahre 1971 
um 7400 angestiegen. Sie lag am 31. Dezember 1971 
bei 547 400. Die Zunahme geht in erster Linie auf 
Mehrbewilligungen von vorzeitigem Altersgeld we- 
gen Erwerbsunfähigkeit zurück. Ferner gewährten 
die Alterskassen 1971 rd. 75 000 Rehabilitations- und 
Einzelmaßnahmen; das sind 18 000 mehr als 1970. 
Die Zahl der beitragspflichtigen Unternehmer ver- 
ringerte sich von 736 716 am 31. Dezember 1970 auf 
723 000 am 31. Dezember 1971, diejenige der frei- 
willig Weiterversicherten n ahm um 7000 auf 35 000 
zu. Insgesamt ergibt sich ein Rückgang von 7179 
Beitragszahlem; dieser Rückgang ist geringer als die 
Abnahme der Zahl der landwirtschaftlichen Betriebe 
(s. S. 73). 

Die Gesamtaufwendungen der Alterskassen beliefen 
sich im Jahre 1971 auf 940 Millionen DM, von de- 
nen 256 Millionen DM durch Beitrags- und sonstige 
Einnahmen, 686 Millionen DM durch Bundeszu- 
schüsse (einschließlich der erstatteten Zusatzbei- 
träge) gedeckt wurden. 

Die Bundesregierung beabsichtigt, mit Wirkung 
vom 1. September 1972 das landwirtschaftliche Al- 
tersgeld für Verheiratete auf monatlich 240 DM und 
für Unverheiratete auf monatlich 160 DM anzuhe- 
ben. Dies entspricht einer Erhöhung von 37 “/o ge- 
genüber der letzten Neufestsetzung am 1. April 1969 
und einer durchschnittlichen jährlichen Zuwachsrate 
von 9,5 ®/o. In der zur Erhöhung des Altersgeldes 
erforderlichen 6. Novelle zum Gesetz über eine Al- 
tershilfe für Landwirte werden, da die Übergangs- 
Vorschriften des Gesetzes am 30. September 1972 
auslaufen, auch eine Reihe von materiellrechtlichen 
Vorschriften geändert werden müssen. Es sollen 
auch die Möglichkeiten eines schrittweisen Ausbaus 
der Altershilfe der Landwirte zu einer angemesse- 
nen Alterssicherung geprüft werden. 

Der Bundeszuschuß zur Altershilfe für Landwirte 
steigt als Folge der Altersgelderhöhungen 1972 auf 
814 Millionen DM an. Der Beitrag der versicherten 
Landwirte wird am 1. Januar 1972 um monatlich 
3 DM auf 30 DM angehoben; eine weitere Erhöhung 
des Beitrages auf 36 DM ist für den 1. Januar 1973 
vorgesehen. 

Landahgaberente 

223. Die zur Verbesserung des Einkommens not- 
wendige Aufnahme einer außerlandwirtschaftlichen 
Tätigkeit ist für Unternehmer nicht entwicklungs- 
fähiger Betriebe vielfach aus Altersgründen nicht 
möglich. Für diesen Personenkreis wurde 1969 die 
Landabgaberente eingeführt, die sozialpolitische 
wie strukturpolitische Zwecke verfolgt. Um den Ef- 
fekt dieser Maßnahme zu erhöhen, wurde die Land- 
abgaberente mit Wirkung vom 1. Januar 1971 auf 
monatlich 350 DM für Verheiratete und 230 DM für 
Alleinstehende erhöht und auf einen größeren Be- 
triebsgrößenbereich ausgedehnt. Nunmehr können 
Unternehmer mit Betrieben bis zum Fünffachen 
einer Existenzgrundlage nach § 1 GAL (ca. 20 bis 
25 ha LN) gefördert werden. Die Landabgaberente 
soll nach Absicht der Bundesregierung zum 1, Sep- 
tember 1972 auf 415 DM bzw. 275 DM monatlich 
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weiter axigehoben werden. Ira Einzelplan 10 sind 
1972 für diese Maßnahme 55 Millionen DM bereit- 
gestellL Die 1971 erreiditen Verbessermigen lühr- 
ten zu einer gegenüber dem Vorjahr wesenUicii stär- 
keren Inanspruchnahme der Laodabgaberente. die 
voraussidiüidi weiterhin anhaJten wird. Am 31. 
zember 1971 bezogen 8900 Berechtigte Landabgabe- 
rente (31, Dezember 1970; 2^151); das sind 6549 mehr 
als Lm Jahr zuvor. 

Insgesamt abgegeben wurden im Rahmen dieser 
Maßnahmen bisher 66 000 ha LN, davon rd. 65 auf 
dem Wege der Verpachtung^ 5 durch Verkauf, 
21 durch Rückgabe von Padiüand und 3 ”/ü auf 
sonstige Weise, ln 41 % der Fälle wurden die Un- 
ternehmen geschlossen abgegeben, in 59 Vtt der 
Fälle wurde die Nutzfläche der Betriebe parzellen- 
weise von anderen Unternehmen übernommen. Die 
vom Bund getragenen Aufwendungen beliefen sich 
L971 auf 28 Millionen DM (1970: 6 Millionen DM)* 

Nachen friddung von Beiträgm zur flenfen Versiche- 
rung 

224 . Seit dem 1. Januar 1971 haben Landwirte, die 
ihr Unternehmen abgegeben haben und eine ren- 
tenversidierungspHichtige Beschäftigung oder Tä- 
tigkeit ausüben, die Möglichkeit, zur Verbesserung 
ihrer späteren Alter ssichening Beiträge zur Ren- 
tenversicherung nadizuen trieb teil. Auch mithelfende 
Familienangehörige können Beiträge nachentridi- 
ten, wenn sie seil mindestens 2 Jahren verstche- 
rungspflidiüg beschäftigt sind* 

Bei stnikturverbessemder Abgabe gewährt der 
Bund Landwirten einen Zuschuß von 70 Vo der nach- 
entrichteten Beiträge “ höchstens Jedodi der den 
jeweiligen Du rdisdmittsverd lensten entsprechenden 
Beiträge — , wenn das landwirtschaftliche Unterneh- 
men in den fünf Jahren vor der Abgabe die fünf- 
fache Mindestbetriebsgrööe nach dem GAL nicht 
überschritten hat und überwiegend hauptberuflidi 
bewirtschaftet wurde. Von dieser Maßnahme ist 
1971 noch wenig Gebrauch gemacht worden. Ins- 
gesamt kann jedodi von einer langsam steigenden 
Zahl von Berechtigten ausgegangen werden* Im Ein- 
zelplan 10 des Jahres 1972 sind für diese Maßnahme 
42 MULionen DM eingesetzL 

SozicdmaEncLkmen für /andwirfsdio/f/idie 
Arheifnehmer 

225 . Die Bundesregierung wird 1972 MaBnalimen 
prüfen, ob auch älteren landwirtsdiafüichen Arbeit- 
nehmern, die strukturbedingt ihren Arbeitsplatz 
verlieren, eine Anpassungshüfe gewährt werden 
kann. 

Soz/aimaünahmen m den £WG-Mjfg/iedsfaafen 

226 . In den EWG-Mitgliedslaaten wird der Sozial- 
politik im Raiimen der Agrarpolitik ebenfalls zu- 
nehmendes Gewicht beigemessen. Die soziale Siche- 
rung der landwirtschaftlichen Unternehmer und 
ihrer Familien wird erweitert und verbessert; struk- 


turwirksame Sozialmaßnahmen werden neu einge- 
führl oder verstärkL 

Diese Entwicklung volbJeht sidi mit unterschied- 
lidier Iniensitäl. Abweichungen bestehen vor allem 
in der finanziellen Beteiligung der Staaten an den 
gesetzlichen SoziaUeistungen, die Landwirten ge- 
währt werderu 

Die Summe der Leistungen aus den Einriditungen 
der sozialen Sicherung für landwirtschaftliche Unter- 
nehiner hat sich von i960 bis 1969 in der Bundes- 
republik Deutschland und in Belgien verdreifacht, in 
Luxemburg vervierfacht, Ln Frankreich verfünffacht 
und in Italien versechsfacht. Mit Ausnahme der 
Niederlande, in denen der Staat nur 8 "/o der Auf- 
wendungen für die soziale Sicherung der Landwirte 
trägt, lag die Beteiligung der öffentlichen Hand 1969 
zwisdien 70 Vo (Belgien) und 90 Vo (Italien), ln der 
Bundesrepublik betrug dieser Anteil 12^1% in 
Frankreith 81 Vo. 

227 , Die Unternehmer haben — wenn auch in 
unterschiediidiGm Umfang — zu der Verbesserung 
ihrer Sozialleistungen durch höhere Beitrage selbst 
beigetragen* lm Jahre 1969 finanzierten die Land- 
wirte ihre gesetzliche soziale Sicherung in Frank- 
reich zu 19,5 in der Bundesrepublik Deutschland 
zu 28 in Italien zu 10 Vo und in den Niederlanden 
zu 92 Vo aus eigenen Mitteln* 

Der auf den Zuschüssen des Staates beruhende 
übersdiuß der LeLstungen über die Beiträge hat sich 
damit erweitert* Dieser in der Bundesrepublik inzwi- 
schen gestiegene Überschuß betrug im Jahre 1969 
noch 156? DM; in Italien lag er 1969 bei 1592 DM, 
in Frankreich bei 3533 DM und in den Niederlanden 
bei nur 44 DM* (Ein neuerer uiternationaler Zahlen- 
vergleich Liegt nodi nicht von) Das Einkommen der 
Land Wirtschaft wurde im Jahre 1969 hierdurch in 
Frankreich um 14,5 Vo, in den Niederlanden um 
0,2 in der Bundesrepublik Deutschland um 6,8 
und in Italien um 8 V 0 erhöht. Seit 1969 sind in der 
Bundesrepublik DeuLsdiland die Leistungen auf dem 
Gebiet der sozialen Sicherung ln der Landwirtschaft 
verbessert worden, lm Jahre 1972 werden die vor- 
gesehenen Leistungsverbesserungen den Anteil der 
Neltosozialleislungen am Gesamteinkommen der 
Landwirte Ln der Bundesrepublik weiterhin erheb- 
lich erhöhen. Insgesamt wird dadurch der 1969 noch 
bestehende Abstand zu Frankreich entscheidend ver- 
ringert* Für die Bewertung des noch verbleibenden 
Abstandes sind im übrigen einzelne Einkommens- 
bestandleile nidit so wesentlich wie die Höhe des 
Gesamteinkommens* 

228 . Auch die zur gesetzlidien sozialen Sicherung 
der iandwirtschaflUdien Arbeitnehmer gewährten 
staatlichen Zuschüsse sind in allen MitgUedstaaten 
der EWG trotz der stark zurückgehenden Besdiäf- 
tigienzahlen angestiegen. 

Die Bundesrepublik und die übrigen Mitgliedstaaten 
der EWG wenden ferner zum Teil erhebliche Mittel 
für stniklurwirksame Sozi ahnaßnahmen, insbeson- 
dere für Renten bei Betriebsaufgabe, für Ausbil- 
dungs-, Forlbildungs- und Umschulungshilfen sowie 
für sonstige soziale Maßnahmen auf* 
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9 Steuerpolitik 


9.1 Analyse der bisherigen und 
voraussichtlichen Entwicklung 

229. Die Steuerleistung der Landwirtschaft betrug 
im Wirtschaftsjahr 1970/71 (994) Millionen DM. Von 
diesem Aufkommen entfiel mit rd. (60) ^ o der größte 
Teil auf die Betriebssteuern. Von allen Steuerarten 
belastet die landwirtsdiaftlidien Betriebe die Grund- 
steuer am stärksten. Ihr Aufkommen von (449) Mil- 
lionen DM macht etwa (45) ®/o der Steuerleistung der 
Landwirtschaft insgesamt aus (vgl. Malerialband, 
Tabelle 168). 

Eine Überprüfung der Steuerpolitik hinsichtlich ihrer 
Lenkungsfunktion im Agrarsektor weist insbeson- 
dere auf drei Probleme hin, die steuerrechtliche An- 
passungen erforderlich erscheinen lassen. 

Unter den gegenwärtigen wirtschaftlichen Bedingun- 
gen sind immer mehr landwirtschaftliche Betriebe 
geneigt, sich ganz oder in Teilbereichen mit anderen 
Betrieben zusainmenzuschließen. Aus agrarpoliti- 
scher Sicht werden vielfach steuerliche Vorschriften 
als Hindernis für die Bildung von land- und forst- 
wirtschaftlichen Kooperationen angeführt. Land- und 
Forstwirte, die die betriebs- und marktwirtschaft- 
lichen Vorzüge von Zusammenschlüssen durchaus 
würdigen, lehnen eine Beteiligung nicht selten ab, 
weil auf Grund der für eine Kooperation in Be- 
tracht kommenden Rechtsforraen steuerliche Mehr- 
belastungen zu erwarten sind. 

Weiterhin bietet das geltende Einkommensteuerrecht 
in der Regel für Land- und Forstwirte keinen be- 
sonderen Anreiz, zu der betriebswirtschaftlich und 
agrarpolitisdi notwendig erscheinenden Buchfülirung 
überzugehen. 

230. Schließlich verdient bei der Umsatzsteuer die 
Tatsache Beachtung, daß die Vorsteuerbelastung der 
Landwirtschaft, die in § 24 UStG pauschal mit 5,0 ®/o 
des Nettoumsatzes festgelegt ist, in den letzten 
Jahren merklich über diesen Satz hinaus angestie- 
gen ist. Nach Berechnungen auf makroökonomischer 
Grundlage betrug die Vorsteuerbelastung der Land- 
wirtschaft 

im Wirtschaftsjahr 1968/69 5.1 ®/o, 
im Wirtschaftsjahr 1969/70 5,2 ”/o und 
im Wirtschaftsjahr 1970/71 5,6 ®/o 

des Nettoumsatzes. Die Buchführiingsergebnisse der 
Testbetriebe weisen eine um etwa 0,5 Prozentpunkte 
höhere Vorsteuerbelastung aus. 

9.2 Ziele 

231. Ziel der Bundesregierung ist es, gewichtigen 
agrarpolitischen Erfordernissen in der Steuerpolitik 
Rechnung zu tragen. Mit Rücksicht auf die Ertrags- 


lage hat sie im Rahmen der Steuerreform mit der 
Verabschiedung der Eckwerte bereits beschlossen, 
das land- und forstwirtschaftliche Vermögen für 
Zwecke der Grund-, Erbschaft- und Vermögensteuer 
mit dem einfachen Einheilswert zu bemessen. Wei- 
terhin wird geprüft, ob steuerliche Sondervor.s(hrif- 
ten eingeführt werden sollen, die die Bildung von 
land- und forstwirtschaftlichen Kooperationen er- 
leichtern. Die Bundesregierung mißt auch dem An- 
liegen einen hohen Stellenwert bei, die Buchführung 
für Landwirte steuerlich attraktiver zu gestalten. 
Schließlich wäre zu prüfen, ob der gestiegenen Vor- 
steuerbelastung der Landwirtschaft durch eine ange- 
messene Anhebung der Vorsteuerpauschale Rech- 
nung getragen werden kann. 


9.3 Maßnahmen 

9.31 Besteuerung des VeräuBerungsgewinnes 
von Grund und Boden 

232. Das Bundesverfassungsgeridit hat mit Ent- 
scheidung vom II. Mai 1970 festgestellt, die Steuer- 
freiheit für realisierte Bodengewinne, die im Rah- 
men eines land- und forstwirtschaftlichen Betriebs 
anfallen, sei mit Artikel 3 GG im Grundsatz nicht 
vereinbar. Der Gesetzgeber war gehalten, daraus 
die Konsequenzen zu ziehen. Nach dem 2. Steuer- 
änderungsgesetz 1971 vom 10. August 1971 (BGBL I, 
S. 1266) unterliegen nunmehr Veräußenmgsgewinne 
von Grund und Boden auch bei Land- und Forst- 
wirten grundsätzlich der Einkommensteuer. Die 
Vorschriften sind jedoch so gestaltet, daß der inner- 
landwirtschaftliche Grundstücksverkehr in den näch- 
sten Jahren im Regelfall steuerlich nicht belastet 
werden dürfte und darüber hinaus agrarstrukturell 
notwendige Entwicklungen keine Behinderung erfah- 
ren. Dies wird im wesentlichen mit Hilfe folgender 
Bestimmungen erreicht: 

— Festsetzung günstiger Pauschalwerte als fiktive 
Anschaffungskosten der Grundstücke. In den 
Fällen, in denen die tatsächlichen Verkehrswerte 
am 30. Juni 1970 über den Pauschalwerten liegen, 
besieht die Möglichkeit, die über den Pauschal- 
werten liegenden Verkehrswerte (Teilwerle) zu 
begehren. 

— Steuerfreie Übertragung von Bodenveräuße- 
rungsgewinnen auf betriebliche Investitionen. 

— Befristete Gewährung eines Freibetrages von 
60 000 DM bei Veräußerung eines Betriebes im 
ganzen unter bestimmten Voraussetzungen. 

— Befristete Gewährung eines Freibetrages von 
60 000 DM bei Veräußerung einzelner land- und 
forstwirtschaftlicher Grundstücke, wenn der Ver- 
äußerungsgewinn zur Tilgung von Betriebs- 
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schulden oder zur Abfindung weichender Erben 
verwendet wird. 

9.32 Beseitigung der steuerlichen Vorteile für 
gewerbliche Massentierhaltung 

233. Die gewerbliche Massentierhaltung hatte nach 
bisherigem Steuerrecht dort einen Wetlbewerbsvor- 
teil gegenüber der landwirtschaftlichen Tierhaltung, 
wo buchmäßige Verluste aus der Tierhaltung mit 
Gewinnen aus anderen Einkunftsarten ausgeglichen 
werden konnten. Insbesondere Steuerpflichtige mit 
hohem Einkommen sahen sich durch steuerliche Vor- 
teile veranlaßt, Beteiligungen an gewerblichen Mas- 
sentierhaltungsuntemehmen zu erwerben. Zahl- 
reiche Neugründungen industriell betriebener Tier- 
farmen waren die Folge, Dadurch aber wurde die 
Wettbewerbsstellung derjenigen landwirtschaftli- 
chen Betriebe, die entscheidend auf Veredlungswirt- 
schaft angewiesen sind, in zunehmendem Maß be- 
einträchtigt. 

Im 2. Sleueränderungsgesetz 1971 sind nunmehr 
Vorkehrungen getroffen worden, diese Wettbe- 
werbsvorteile zu beseitigen. Die einkommensteuer- 
liche Bestimmung, die den Ausgleich von Verlusten 
aus gewerblicher Tierzucht oder gewerblicher Tier- 
haltung mit anderen Einkünften aus Gewerbebe- 
trieb oder mit Einkünften aus anderen Einkunfts- 
arten untersagt, dürfte wesentlich dazu beitragen, 
daß landwirtschaftliche Betriebe in Zukunft in der 
tierischen Veredlungswirtschaft nicht benachteiligt 
werden. 


9.33 Beseitigung steuerlicher Hemmnisse für 

landwirtschaftliche Tierhaltungskooperationen 

234. Das bisherige Steuerrecht hat die Bildung von 
Tierhai tungskooperationen gehemmt. Das rührt ein- 
mal daher, daß in bestimmten Bechtsformen betrie- 
bene landwirtschafüidie Kooperationen kraft Rechts- 
form Gewerbebetriebe sinci, die im allgemeinen 
steuerlidi stärker betastet sind als Betriebe der 
Land- und Forstwirtschaft. Zum anderen gilt koope- 
rative tierische Veredlungsproduktion auch bei 
steuerunschädlicher Rechtsform dann als Gewerbe- 
betrieb, wenn das Unternehmen (die Gemeinschaft) 
nicht in entsprechendem Umfang landwirtschaftliche 
Nutzflächen selbst bewirtschaftet. 

Das Bewertungsänderungsgesetz 1971 räumt diese 
Schwierigkeiten in gewissem Umfang aus. Steuer- 


lich ist es nunmehr möglich, innerhalb bestimmter 
Grenzen gemeinschaftliche Tierhaltung im Rahmen 
der Landwirtschaft zu betreiben. 

Für die Anerkennung einer Tierhaltungskooperation 
als Betrieb der Land- und Forstwirtschaft sind ins- 
besondere folgende Voraussetzungen notwendig: 
Die gemeinschaftliche Tierhaltung ist in der Rechts- 
form einer Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaft, 
einer Gesellschaft, bei der die Gesellschafter als Un- 
ternehmer (Mituntemehmer) anzusehen sind, oder 
eines Vereins zu betreiben, Kapitalgesellschaften 
werden nicht begünstigt. Um agrarpolitisch uner- 
wünschte Entwidclungen auszuschließen, müssen 
alle Mitglieder einer begünstigten Tierhaltungsko- 
operation Landwirte im Hauptberuf sein. Sie müs- 
sen in ihren Betrieben über freie Kapazitäten an 
Vieheinheiten im Sinne des § 51 des Bewertungsge- 
setzes verfügen und diese ganz oder teilweise im 
Rahmen der Abgrenzungskriterien auf die Koopera- 
tion übertragen. 


9.34 Umsatzsteuerliche Erleichterungen für 
Dienstleistungen der Landwirtschaft 

235. Aus betriebswirtschaftlichen Gründen ist es in 
der Land- und Forstwirtschaft in zunehmendem 
Maße sinnvoll, auch Kooperationen zu bilden, die 
Dienstleistungen an ihre Mitglieder z. B. auf dem 
Gebiet der Bodenbewirtschaftung, Ernte und Emle- 
aufbereitung erbringen. Die Bildung derartiger land- 
und forstwirtschaftlicher Zusammenschlüsse wird 
z. Z. noch durch die umsatzsteuerliche Pauschalie- 
rungsregelung erschwert Nimmt ein Landwirt, statt 
eigene Betriebsmittel und eigene Arbeitskräfte ein- 
zusetzen, die Dienstleistung einer Kooperation in 
Anspruch, so erhöhen sich die tatsächlich anfallenden 
Vorsteuem, ohne daß sich an seiner Vorsteuerpau- 
schale etwas ändert. Das beeinträchtigt die Ausbrei- 
tung derartiger Kooperationen erheblich. Um diesen 
Nachteil auszuräumen, sieht der von der Bundes- 
regierung vorgelegte Entwurf zur Änderung des 
Umsatzsteuergesetzes vor, den Steuersatz bestimm- 
ter sonstiger Leistungen, die typischerweise von 
land- und forstwirtschaftlichen Zusammenschlüssen 
an ihre Mitglieder erbracht werden, von 1 1 ®/o auf 
5,5 herabzusetzen. Aus Gründen einer wetlbe- 
werbsneutralen Regelung soll der ermäßigte Steuer- 
satz auch gewerblichen Lohnunternehmen gewährt 
werden, wenn sie entsprechende Leistungen an die 
Land- und Forstwirtschaft erbringen. 


97 


Drudisadie VI/3090 


Deutscher Diindeslag — 6. Wahlperiode 


10 Ernährungs- und Verbraucherpolitik 


10.1 Analyse der bisherigen und 
voraussichtlichen Entwicklung 

Nachirage nach Nahrungsmilteln 

236. Der Nahrungsmittelverbrauch war 1970/71 in 
der Bundesrepublik Deutschland bei reichlicher Ver- 
sorgung durch einen etwas geringeren Bevölke- 
rungszuwadis gegenüber dem Vorjahr, eine im gan- 
zen größere Mengennachfrage und die anhaltende 
Bevorzugung von Qualitätsprodukten bestimmt. 

Der Verbraucher ernährt sich heute weniger mit 
stärkehaltigen Nahrungsmitteln,* er bevorzugt zu- 
nehmend eiweiß- und vitaminreiche Kost (Vgl. Ma- 
terialband, Tabelle 170). Bei gestiegenem Einkommen 
ist die Einkomnienselastizität der mengenmäßigen 
Gesamtnachfrage nach Nahrungsmitteln im ganzen 
in den letzten Jahren geringer geworden. Allerdings 
wählt der Verbraucher mit höherer Kaufkraft mehr 
hochwertige und feinere, damit aber auch teurere 
Nahrungsmittel. Wie der vermehrte Absatz koch- 
und tafelfertiger Gerichte, auch von Tiefkühlkost 
zeigt, wird die Arbeitserleichtenmg im Haushalt 
mehr und mehr geschätzt. Auch gesundheitliche 
Überlegungen dürften dank der verstärkten Aufklä- 
rungsmaßnahinen der Bundesregierung bei der Zu- 
sammenstellung der Kost eine zunehmend größere 
Rolle spielen, wenn dies auch in den globalen Ver- 
brauchszahlen je Einwohner nicht immer zum Aus- 
druck kommt. 

237. Für die Außer-Haus-Verpflegung, überwie- 
gend in Form der Gemeinschaftsverpflegung, ist in 
den letzten 10 Jahren eine kräftige Zunahme zu ver- 
zeichnen; auf sie entfällt heute bereits mehr als ein 
Viertel des Umsatzes an Nahrungs- und Genuß- 
mitteln. Hier wirken sich Veränderungen der Ver- 
brauchergewohnheiten aus, die u. a. in Zusammen- 
hang stehen mit der zunehmenden Berufstätigkeit 
der Frauen und höheren Freizeitansprüchen aller 
Familienmitglieder. Mit steigendem Lebensstandard 
ist eine zunehmende Differenzierung und Auswei- 
tung dieser Verpflegungsformen zu erwarten. 

Unabhängig von der Bevölkeningsentwicklung und 
dem Wandel im Nahrungsmittelverbrauch wächst die 
Nachfrage auf den Lebensmittelmärkten, weil die 
Erzeuger die Selbstversorgung zugunsten des Nah- 
rungsmittelzukaufs einschränken oder aufgeben. 

238. Im Wirtschaftsjahr 1970'71 hat sich trotz ge- 
sunkener Erzeugerpreise der Preisauftrieb bei den 
Nahrungsmitteln fortgesetzt. Auf Grund der lebhaf- 
ten Nachirage, z. B. nach Rindfleisch und bestinunten 
Milchprodukten, und gegen Ende des Wirtschafts- 
jahres auch durch verschiedene Maßnahmen er- 

*) Einführung von Mindestabgabepreisen der Molkereien 
am 1. Februar 1971 mit Freigabe des Trinkmilchpreises 
auf der Verbraucherstule; Auswirkungen der Agrar- 
Preisbeschlüsse, vgl. 52 ff. 


höhten sich die Verbraucherpreise für Nahrungs- 
mittel im Durchschnitt des Wirtschaftsjahres 1970/71 
gegenüber dem Vorjahr um 2,3 ®/o. Demgegenüber 
erhöhte sich der Preisindex der Lebenshaltung ins- 
gesamt um 4,3 0 . Auf das gesamte Wirtschaftsjahr 
1970/71 gesehen, stiegen besonders die Preise für 
Brot, Käse. Rindfleisch und Fleischwaren; es ver- 
billigten sich dagegen Schweinefleisch, Geflügel, 
Kartoffeln und Südfrüchte. Während die Verbrau- 
cherpreise für Nahrungsmittel 1970 und noch bis 
zum Sommer 1971 auf die Verteuerung der Lebens- 
haltung stark bremsend gewirkt hatten, stieg deren 
Preisindex ab September 1971 im Vergleich zum 
Vorjahr fast so stark an wie der der übrigen Güter. 

239. In den Ländern der Europäischen Gemein- 
schaft stellen sich im Kern die gleichen Probleme 
für die Ernährungs- und Verbraucherpolitik. Die 
Vertretung und Profilierung der Verbraucherinter- 
essen auf dem Emähnmgssektor und ihre Berück- 
sichtigung in zielorientierten Progreimmen der Wirt- 
schaftspolitik schreiten fort. Von der Erweiterung 
der Gemeinschaft kann der Verbraucher ein noch 
größeres Nahrungsmittelsortiment erwarten, er 
könnte schließlich auch von der Verstärkung des 
Wettbewerbs Nutzen ziehen. Im engeren Kontakt 
mit den traditionell in der Verbraucherarbeit erfah- 
renen skandinavischen Landern und Großbritannien 
wird sich das kritische Verbraucherverhalten in der 
Gemeinsdliaft weiter ausbilden, und es können sich 
auch neue Impulse für intensivere Maßnahmen der 
Qualitätsförderung und des Verbraucherschutzes er- 
geben. 

Ernährungspolitische Aspekte der landwirtschait- 
liehen Erzeugung 

240. Die Bereitstellung qualitativ einwandfreier 
sowie ernährungsphysiologisch hochwertiger Nah- 
rungsmittel hat bereits bei der landwirtschaftlichen 
Produktion zu beginnen. 

Mit der technischen Entwicklung in der Nahnmgs- 
mittelproduktion erweitert sich die Vorstellung über 
den Inhalt des Qualitätsbegriffes. Emährungsphy- 
siologisdie Ausgewogenheit, hohe hygienische Stan- 
dards, ansprechende Angebotsfonnen und handels- 
klassenrechtlidie Normen füllen den sich modifizie- 
renden Qualitätsbegriff allein nicht mehr aus; her- 
vorstechendes Gütemerkmal landwirtschaftlicher Er- 
zeugnisse ist eine biologische Substanz geworden, 
die frei ist von Rückständen oder Kontaminationen 
der verschiedensten Herkunft oder die Rückstände 
nur innerhalb für den Konsumenten unbedenklicher 
Toleranzwerte aufweist (Höchstmengen-Regelun- 
gen). Es ist notwendig, schon bei der landwirtschaft- 
lichen Produktion wue auch bei den Nahrungsmit- 
teleinfuhren so hohe Wertmaßstäbe anzulegen, daß 
die Nahrungsgüter in Verbindung mit den zusätz- 
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lidien Anforderungen des Lebensmittel redits eine 
Emäiirungsgualitdt habenr die der Verbraudier 
heute von der staatlichen Emährungsvorsorge zu 
Redil erwarten muß* 

241* Bei der pflanzlichen Produktion haben neben 
der Anwendung modemei Verfahrens lediniken ins- 
besondere die Züdiumg, die Düngung und der Pflan- 
zenschutz entscheidenden Einfluß auf die Erzeugung 
von QuaJitätsprodukten, Pflanzlidie Produktion 
ohne zusätzliche Nährstoffversorgung des Bodens 
über Handelsdünger ist ebenso wenig praktikabel 
wie ein völliger Verzidit auf die Verwendung von 
Pfldnzensdhulzmitteln. Ihre Zulassung und An wen* 
düng ist in einschlägigen Rechtsvorsdiriften nach 
strengen Kriterien geregelt. 

Ein Opümuin an Leistung laßt sich auch in der lieri* 
sehen Produktion ebenso wie ftn Pflanzenbau nur 
erreichen, wenn die züchterischen Erfolge durch 
zweckentsprechende Fütterung und gezielte Verab- 
reidiung bestinnnler Wirkstoffe ausgesthöpfl wer- 
den. Eine %veitere entscheidende Voraussetzung für 
die Erzeugung tierischer Qualitätsprodukte ist die 
Erhaltung der Gesundheit des Nu tzrviehbe Standes* 
Hohe und qualitativ einwandfreie Leistungen kön- 
nen von den Nutztieren auch nur dann erbracht wer- 
den, wenn die Umwelt- und Haltungsbedingungen 
auf das Wohlbefinden der Tiere Rücksicht nehmen. 
Dank der Veterinärgesetzgebung treten heute ver- 
lustreiche Tierseuchen, die zum Teil mittelbar oder 
unmitlelbaT auch den Menschen gefährden können, 
praktisch nicht mehr auf. Insgesamt ist bei emah- 
rungspolitisdien Überlegungen der Erzeugung qua- 
litativ hochwertiger Produkte Vorrang zu geben, 
selbst wenn mögliche R at I onal i sie rungs eff ekle da- 
durch nlchl voll ausgesdiöpfl werden können* 


10,2 Ziele 

242, Ziel der Ernälirungspolitifc ist es, eine aus- 
reichende Versorgung der Bevölkerung zu angemes- 
senen Preisen mit einem vielfältigen Angebot an 
hochwertigen Nah rungsgü lern und insbesondere 
auch mit Frisdierzeugnissen zu jeder Jahreszeit zu 
sichern. 

Die Bundesregierung hat es sich außerdem zur Auf- 
gabe gemacht ^) , auf dem Ernährungssektor dem 
Verbraucher genügende Mark tübers ich t und Waren- 
kennlnjsse zu vermittelnf ihn vor Täuschung, Über- 
vorteilung und Irrefühiung zu schützen und ihn zu 
preisbewußlerem und p rei skr iti sehe rem Verhalten 
dnzuleiten. Damit soll er in die Lage versetzt wer- 
den, im Rahmen moderner Haushaltsführung auf 
dem Gebiet der Ernährung im eigensten Interesse 
Kaufentscheidungen zu treffen, die der jeweiligen 
MarktsHuation enUpredten. 


10.3 Maßnahmen 

BrnälimngspoHiisdie Regclung&n in der pilanzlichen 
und lierisdieii Erzeugung 

*) vgl, hierzu Bericht der Bundesregierung zur Verbrau- 
dierpoULik. Drucksache VT/2724* 


243. Zur Erreichung ihrer emährungspoliÜschen 
Ziele fördert die Bundesregierung Im Bereich der 
pflanzlichen Produktion die inländische Pflanzen- 
züditung. Der Aufljau einer Genbank als Informa- 
tions-, Sammel- und Au swertungss teile kommt auch 
dem Züchter zugute. Erste Neuzüchtungen von er- 
nährungsphysiologiscli höhet zu bewertenden Raps- 
sorten, die frei von Eurucasäuren sind, befinden sich 
zur Zeit in der Prüfung. Neue Kartoffelsorlen zur 
Herstellung von Veredeltingserzeugnissen werden 
entwickelt. Die Bimdesregiening fördert außerdem 
die Züdatung neuer resistenter Sorten, die eine Re- 
duzierung der sonst notwendigen POanzensdiulz- 
maßnahmen ermöglichen. 

244. Bei der Anwendung von Dünge- und Pflanzen- 
schutzmitteln hat die Erkenntnis, daß die möglichen 
gesundheitlidien Gefahren für Mensch und Tier 
Schutzvorkehningen erforderlich machen, zu ent- 
sprechender Rechtsetzung geführt. Nach dem Dünge- 
mittelgesetz werden nur solche Düngemittel für den 
Verkehr zugelassen, für die der Nachweis erbrachl 
wurde* daß sie für die Pflanzenemähnmg wirksam 
und bei sachgemäßer Anwendung für die Boden- 
fnichtbarkeil sowie für die Gesundheit von Mensch 
und Tier unbedenklich sind. 

Das geltende Pflanzenschulzgesetz entspricht glei- 
chermaßen den Erfordemissen des Pflanzen-, des 
Gesundheits- und Verbraucherschulzes sowie des 
Biozönoseschutzes, Es eröffnet außerdem Schutzmög- 
lichkeiten auch für Fälle, in denen neu erkannte Ge- 
fahren abgewendet werden müssen* So wurde z* B. 
auf Initiative der Bundesregierung ab Juli 1971 
neben einer Anzahl weiterer Stoffe auch die Anwen- 
dung von DDT als Pflanzensdiutzmittel in der land- 
wirtschaftlidien Erzeugung wegen potentieller Ge- 
fährdungen verboten. Um die Anwendung toxischer 
Pflanz enschulzmiltel soweit wie möglich einzu- 
schränken, fördert die Bundesregierung die Entwick- 
lung neuer biolog isch-inlegrierter Pflanzenschutz- 
verfahren sowie neuer Anw endungsverf ähren von 
Pflanzenschulzmitieln durch gezielten Einsatz von 
Präparaten mit reduziertem WirfcstoffgehaU* 

Diese Bemühungen, beim Pflanzensduitz toxische 
und schwer abbaubare Mittel durch weniger toxi- 
sche und weniger beständige zu ersetzen und die 
anzuwendende Dosis zu reduzieren, könnten dadurch 
wesentlich erleichtert und besdileunigl werden, daß 
der Verbraucher seine Ansprüche an die äußere Be- 
schaffenheit der Produkte auf ein vernünftiges Maß 
beschränkt, Gerade die oft übertriebenen Ansprüche 
an die äußere Beschaffenheit der Produkte erfor- 
dern häufig zusätzliche Behandlungen bis kurz vor 
dem Ernletermin* 

245* Im Bereidi der tierischen Produktion werden 
von der Bundesregierung Zuchtprogramme geför- 
dert, die neben der Fleischleistung je Tier auch den 
Anteil an wertvollen Fleischpartien am Schlacht- 
körper steigern. Finanzielle Mittel des Bundes wer- 
den auch weiterhin für die MilchleisLungsprüfiing, 
die Erzeuger ringe und die Leistungsprüfungsans lal- 
len zur Verfügung gestellt. 

Zur Erfüllung der emährungspoli tischen Ziele ge- 
winnen die Bestimmungen des Tierseuchenrechtes, 
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die auf Initiative der Bundesregierung im Rahmen 
einer umfangreichen Novelle zum Tierseuchengesetz 
erneut umgestaltet werden, große Bedeutung. Ferner 
wird zur Gewährleistung der gleichbleibenden opti- 
malen Wirksamkeit veterinärmedizinischer Sera und 
Impfstoffe durch entsprechende Vorschriften Sorge 
getroffen, daß diese Mittel in Zukunft mit Hilfe 
standardisierter Prüfmethoden in zentralen Prüf- 
instituten des Bundes geprüft und zugelassen wer- 
den. ln verschiedenen Instituten werden eine Reihe 
von Forschungsvorhaben von der Bundesregierung 
gefördert, die insbesondere Untersuchungen über 
schleichend verlaufende Infektionskrankheiten, über 
verschiedene von Tier auf Mensch übertragbare 
Krankheiten sowie über Hygienemaßnahmen in 
Massentierhaltungen zum Thema haben. 

246 . Nachdem infolge einer Änderung des Grund- 
gesetzes dem Bund die Gesetzgebungskompetenz 
auf dem Gebiet des Tierschutzes übertragen wurde, 
hat die Bundesregierung den Entwurf eines bundes- 
einheitlichen Tierschulzgesetzes eingebracht Das Ge- 
setz enthält gegenüber dem bisherigen Tierschutz- 
gesetz eine um die Schutzbedürftigkeit des Lebens 
des Tieres erweiterte Zielsetzung. Regelungen sind 
insbesondere im Hinblick auf aktuelle Tierschutz- 
probleme in neuzeitlichen Haltungssystemen — 
Intensivhaltung, Massen tierhaltung — , sowie für 
den Bereich der Versuche an Tieren, für den Tier- 
transport und den Tierhandel getroffen. Eingehende 
Vorschriften des Gesetzes regeln die gebotene Über- 
wachung der Vorschriften. Zudem unterstützt das 
Gesetz Bestrebungen zur Schaffung einer euro- 
päischen Tierschutzkonvention, wie sie im Europa- 
rat erkennbar und vom Deutschen Bundestag imd 
Bundesrat ausdrücklich gefordert wird. 

247 . Im Futtermittelrecht werden neue gesetzliche 
Bestimmungen angestrebt, die den Einsatz von 
Wirkstoffen oder Zusatzstoffen zur Eiiunischung in 
Futtermittel sowie das Vorkommen gesundheitlich 
bedenklicher Stoffe in oder auf Futtermitteln ein- 
gehend und vor allem überprüfbar regeln. Ein ent- 
sprechender Gesetzentwurf, der neben Handelsfut- 
termitteln nunmehr auch die in den landwirtschaft- 
lichen Betrieben selbst hergestellten Futtermittel 
erfaßt, liegt bereits den gesetzgebenden Körper- 
schaften vor. Bis zum möglichen Wirksamwerden 
neuer gesetzlicher Regelungen auf diesem Sektor ist 
die Zulassung von Zusatzstoffen zur Einmischung 
in Futtermittel in bestimmter Dosierung von einer 
Sondergenehmigung des Bundesministers für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Forsten abhängig ; sie 
wird grimdsätzlich erst nach eingehender wissen- 
schaftlicher Prüfimg der vorgelegten Nachweise über 
Wirksamkeit und gesundheitliche Unbedenklichkeit 
erteilt. 

248 . Außerdem sollen durch eine Änderung des 
Arzneimiltelgesetzes, die zur Zeit den gesetzge- 
benden Körperschaften zur Beratung vorliegt, Arz- 
neimittel, die zur Anwendung an landwirtschaft- 
lichen Nutztieren bestimmt sind, nur noch in den 
Verkehr gebracht werden dürfen, weim sie beim 
Bundesgesundheitsamt registriert und insbesondere 
auf einzuhaltende Wartezeiten überprüft worden 


sind. Der Gesetzentwurf enthält außerdem Vorschrif- 
ten über die Verabreichung von Arzneimitteln über 
Futtermittel. 

Die Bundesregierung hält es für notwendig, im 
Hinblick auf aus Produktionsverfahren sowie Be- 
arbeitungs- und Verarbeitungsvorgängen resultie- 
rende potentielle Gefährdungen praktikable Analy- 
sen- und Nachweismethoden zu entwickeln, die im 
Interesse eines optimalen Verbraucherschutzes die 
sichere Überprüfung der in den Verkehr gelangen- 
den Naliningsgüler (einschließlich eingeführter Pro- 
dukte) gewährleisten. Den Forschungseinrichtungen 
des Bundes wachsen aus dieser Sicht neue Aufgaben 
zu. 

VerbraucherpoUtisdie Maßnahmen 

249 . Die verbraucherpolitischen Aktivitäten auf 
dem Gebiet der Ernährung wurden 1970/71 weiter 
intensiviert. Dazu gehört zunächst die Berücksich- 
tigung der Verbraucherbelange bei gesetzlichen und 
sonstigen Maßnahmen. Hierbei handelt es sich auch 
um die Verbesserung lebensmittelrechtlicher Bestim- 
mungen auf nationaler Ebene, ihre Harmonisierung 
in der Europäischen Gemeinschaft sowie im inter- 
nationalen Bereich (Codex Alimentarius). Ein 
Schwerpunkt der verbraucherpolitischen Arbeit 
liegt in der neutralen, sachgerechten Information, 
Aufklärung und Beratung der Verbraucher sowie 
in der Förderung der Arbeit der Verbraucherorga- 
nisationen und der Verbraucherzentralen der Län- 
der. Zu aktuellen Themen wurden schwerpunktmä- 
ßige Aufklärungsaktionen durchgeführt, z. B. über 
die ernährungswirtschaftliche und hauswirtschaft- 
liche Bedeutung ridiliger Vorratshaltung. Zur Unter- 
suchung der zukünftigen Bedeutung der Gemein- 
schaftsverpflegung, zu der auch die Schulverpfle- 
gung, besonders bei einem Übergang zur Ganztags- 
schule, gehört, wurde vom Bundesminister für Er- 
nährung, Landwirtschaft und Forsten ein wissen- 
schaftlicher Wettbewerb veranstaltet. Insgesamt 
wurden für Verbraucherberatung und Emährungs- 
aufklärung im Jahre 1971 vom Bundesministerium 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 3,5 Mil- 
lionen DM aufgewendet (vgl. Materialband, Ta- 
belle 171). Die Bundesregierung bemüht sich auf län- 
gere Sicht, mit Hilfe der Kultusminister der Länder 
Grundwissen auf dem Gebiet der Ernährung und 
Verbrauchskunde (Warenkenntnisse, Marktkunde 
und rationale Einkaufsplanung) in den Lehrstoff der 
allgemein-bildenden und weiterführenden Schulen 
einzufügen. 

250 . Im Jahre 1972 wird sich die verbraucherpoli- 
tische Aktivität des BML auf die Arbeitsgebiete Ge- 
meinschaftsverpflegimg und Bevorratung im Haus- 
halt konzentrieren. Den mit der fortschreitenden Ent- 
wicklung der Gemeinschaftsverpflegung verbunde- 
nen ernährungsphysiologischen, ökonomischen und 
sozialen Fragen wird besonderes Augenmerk gewid- 
met. Die Aufklärung über die Zusammenhänge zwi- 
schen Erzeuger- und Verbraucherpreisen, über Wa- 
renströme und über die Beziehungen zwischen Preis 
und Qualität wird verstärkt. Weitere Initiativen sol- 
len dem gegenseitigen Verständnis der Partner am 
Lebensmittelmarkt dienen. 
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11 Naturschutz und Landschaftspflege 


251. Aufgabe von Natursdiutz und Landsdiafts- 
pflege ist es, die Landsdiafl als Wirtsdiafts- und 
Lebensgrundlage nachhaltig leistungsfähig zu hallen 
und die langfristigen Entwidclungsraöglichkeiten mit 
dem zukünftigen Bedarf in Einklang zu bringen. Da- 
bei ist die Landschaft als Lebensraura mit ihren öko- 
logischen Funktionen für die menschliche Gesund- 
heit und als Erholungsraum in natürlicher Vielfalt 
zu sichern und zu entwickeln. 


11.1 Analyse der bisherigen und 
voraussichtlichen Entwicklung 

11.11 Elemente des Naturhaushaltes 

252. Struktur und Erscheinungsbild der Landschaft 
sind Ausdruck des komplexen und dynamischen Zu- 
sammenwirkens verschiedener biologisch-ökologi- 
scher Faktoren, deren Wirkungsgefüge und Lei- 
stungsfähigkeit durch wirtschaftliche und gesell- 
schaftliche Vorgänge beeinflußt werden. Leistungs- 
potentidl, Belastung und Belastbarkeit sind noch un- 
genügend erforscht. Die vorhandenen Daten sind 
nicht regional aufgeschlüsselt und deshalb nicht ver- 
gleichbar darzustellen. ökologische Daten sind also 
als Entscheidungshilfen noch nicht im erforderlichen 
Maße verfügbar. 

Boden 

253. Die landwirtschaftlich genutzte Fläche ist von 
1960 bis 1971 von 14,3 Millionen ha auf 13, 5 Mil- 
lionen ha zurückgegangen. Bis 1980 ist mit einem 
Rückgang von schätzungsweise 800 000 ha zu rech- 
nen, davon wird etwa die Hälfte für Siedlungs- 
zwecke und den Ausbau der Infrastruktur benötigt. 
Wo schlechte natürliche oder strukturelle Ertragsbe- 
dingungen herrschen oder günstige außerlandwirt- 
schafUiche Arbeitsplätze attraktiver sind, fallen 
landwirtschaftlich genutzte Flächen brach. 1971 wa- 
ren es rd. 245 000 ha (vgl. auch Kapitel 5.11.1 
S. 67). 

Das Brachfallen bisher landwirtschaftlich genutz- 
ter Flächen ist nicht in jedem Falle, wie oft an- 
genommen wird, ein Nachteil für die Erholungs- 
funktion der Landschaft, ln den Gebieten, in denen 
das Entstehen von Brachflächen verhindert werden 
soll, ist deshalb genau zu untersuchen, welche Maß- 
nahmen zielkonform und nutzen-kosten-gerecht ein- 
gesetzt werden müssen, um die Erholungsfunktion 
dieser Gebiete zu erhalten. Während das Problem 
der Sozialbrache auf Grenzertragsstandorten durch 
Aufforstung oder extensive landwirtschaftliche Nut- 
zung in großen Zügen gelöst werden kann, ist es bei 
starker Flurzersplitterung nur durch Rumeuordnung 
zu beseitigen. Unter bestimmten Verhältnissen 


kann — wie bereits erwähnt — in Einzelfällen auch 
die Errichtung und Fördening von Auffangbetrieben 
zur Lösung des Brachlandproblems beitragen. 

In Erholungsgebieten werden z. T. schon seit mehre- 
ren Jahren von den örtlichen Stellen Maßnahmen 
ergriffen, die dazu beitragen, die Landschaft in der 
von den Erholungsuchenden gewünschten Form zu 
pflegen und zu erhalten. Soweit es sich hierbei um 
nichtlandwirtschaftliche Formen der Bodennutzung 
handelt, sind diese Maßnahmen jedoch mit erheb- 
lichen Kosten verbunden. 

Für Bauland und Verkehrsflächen waren bis zum 
Jahre 1960 rd. 8®/» der Gesamtfläche des Bundes- 
gebietes in Anspruch genommen. Dieser Anteil ist 
bis 1970 auf über 10®/o gestiegen. 

Wasser 

254. Toxische, eutrophierende ‘) und thermische 
Belastungen des Wassers führen zu erhöhtem 
Sauerstoffverbrauch, schädigen oder töten pflanz- 
liches und tierisches Leben, setzen die biologische 
Selbstreinigungskraft herab und können ungünstige 
Auswirkungen auf das Kleinklima haben. Ende 1968 
wurden nur 38 ®/o der häuslichen Abwässer befriedi- 
gend gereinigt. 

Die allgemeine Gewässerverschmutzung und wasser- 
bauliche Maßnahmen haben die Ertragsmöglichkei- 
ten der Binnenfischerei stark eingeschränkt und 
häufig zur Verödung von Fischereigewässem ge- 
führt. Während einerseits also die Verunreinigung 
der Gewässer zugenommen hat, steigt andererseits 
der Bedarf an Gewässern für Erholungszwecke und 
Freizeitaktivitäten wegen des hohen Freizeitwertes 
von Wasserflächen ständig an. 

Klima 

255. Die Luftverunreinigung aus industriellen und 
gewerblichen Anlagen, häuslicher Feuenmg sowie 
durch Kraftfahrzeuge und Flugzeuge sind rasch ge- 
wachsen, lassen aber wegen lückenhafter Ermittlun- 
gen noch keinen Schluß auf die Gesamtbelastung zu. 
Es kommen jährlich neue Stoffe hinzu, die zwar in 
geringeren Mengen auftreten können, jedoch durch 
örtlich hohe Emissionen und durch Kombinations- 
wirkungen zum Teil eine erhebliche Gesundheils- 
gefahr und Schädigung der Vegetation und der Tier- 
welt darstellen. 

Die Waldabnahme in Verdi chtimgsräumen, die Ten- 
denz zu größeren Produktionseinheiten und Be- 
bauung ohne Landschaftsplanung führen zu einer 
Mindening der klimatischen Austauschvorgänge und 


übermäßige Nährstoffanreicherung des Wassers, 2. B. 
durch nicht ausreichend geklärte Abwässer 
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2 ur BeeinträchUguiig des Kleiukliiiias für Kultur- 
pflanzen und Tiere (vgL S. 86)* 

Vegetation 

256* ln den städtischen Räumen hat zwar der An- 
teil der planmäßig angelegten Grünflächen aller Art 
je Einwohner seit 1960 leidil angenommen, die ur- 
sprunglldi pro Kopf verFüghare Vegetalionsflädie* 
z* B. die landwirts^afUidi und gärtnerisch genutzte 
Räche, hat jedoch stark abgenommert (Materialband, 
Tabelle 172). 

Kullnrbautedinische Maßnahmen, Zusammenlegung 
und Intensivierung der landwirtschaftlichen Nutzung 
hatten erhebliche Verluste an natürlidien und natur- 
nahen Gehölzbesländen zur Folge, die im einzelnen 
geringe, aber in der Summe bedeutsame Verschledi- 
terungen in Kleiakliina, Wasserhaushalt, Arten- 
Vielfalt der Pflanzen- und Tierwelt, Erosionsgefähr- 
dung und Sdiädiingskalami täten beinhalten. Außer- 
dem verringern sidi Wohn- und Erb olungs wert die- 
ser Landschaftsräume, 

Tierwelt 

257, Die oben dargesteliten Entwiddungen haben 
den Artenreichtum der Tierwelt forlschreilend ver- 
mindert. En den letzten 100 Jahren sind auf der Erde 
allein über 100 Säugetier- und Vogelarlen durch 
direkte Eingriffe des Menschen oder Veränderungen 
der Umweltbedlngungen ausgestorben. Die Verluste 
an Lebensstätten führen zu einer ständigen Redu- 
zierung der Artenzahl und -Vielfalt, so daß z.B* 
auf ihre Mitwirkung bei der bi o log isdi- integrierten 
Schädlingsbekämpfung nicht mehr im erwünschten 
Ausmaße gerechnet werden kann. Umweltdiemika- 
lien, die sich in einzelnen Nahnmgsketten anrei- 
chem, haben z. B, bei Greifvögeln die Vermehrungs- 
rate sehr stark zurüdcgehen lassen. 

Erhebliche Verluste an wildlebenden Tieren ruft 
der Straßenverkehr hervor. Andererseits werden 
durch die menschlichen Eingriffe in den Landschafts- 
haushalt einzelne, vielfach unerwünschte oder schäd- 
liche Arten begünstigt. Jagdbare Tiere haben sich 
dank zielbewußler Hege und geregeltem Abschuß in 
großer Zahl in der WirtschaJtslandschaft halten kön- 
nen. Der Bestand hat in den letzten 100 Jahren um 
das 5- bis lOfache zugenommen, er hat aber gebiets- 
weise durch Dberhege zu auf Dauer nicht tragbaren 
Schäden an land- und forstwirtschaftlichen Kulturen 
geführt. 

11 »12 Rechtliche Grundlagen 

258, Das gellende Recht, insbesondere das Reichs- 
natnrschutzgesetz von 1935, ist im wesentlichen auf 
ideelle Ziele und Schutzvorkehrungen ausgerichtet, 
gilt nur als Landesredil fort und ist in den Ländern 
uneinheitlich weilerentwidceit wordens es genügt 
den Anforderungen der Industrtegesellsdiaft von 
heute und morgen nicht mehr. Nalursdiutz und Land- 
schaf tspfiege sind wesentliche Teile der nur in 
ihrem Zusammenhang lösbaren Aufgaben des Um- 
weltschutzes und der Uraweltgestaltung, Die bisher 


nach Artikel 75 Abs. l Nr. 3 GG vorhandene Rah- 
me ngesetzgebungskompe lenz des Bundes für Na- 
turschutz und Landschaftspnege reicht nicht aus, um 
die wachsende Belastung des Nalurhaushalles zu 
steuern, die Landschaft nach den gesellschafüidien 
Bedürfnissen zu entwickeln und ihre Funkiionsfä- 
higkelt zu gewährleisten. 


11.2 Ziele 

259. Die Bundesregierung hat sich zum Ziele ge- 
setzt, 

— die Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes wie- 
derherzustellen. weiter zu entwickeln und die 
biologische Vielfalt der Landschaft zu erhallen; 

— regenerationsfähige Güter der Natur nachhaltig, 
nicht vermehrbare Güter sparsam zu nutzeni 

— die Natur zu sdionen, wo Eingriffe in den Na- 
turhaushalt notwendig sind und sdiädliche Fol- 
gen möglichst au szug] eichen. 

Diesen Zielen stehen vor allem wirtschaftliche Nut- 
zungsinteressen entgegen. Da die Gesellschaft ihren 
Lebensraum auf Dauer nutzen will, muß der Aus- 
gleich zwischen den wachsenden Bedürfnissen der 
Bevölkerung und dem begrenzten Naturpotential 
gefunden werden. 


11.3 Maßnahmen 

1 1 .31 Gesetzliche Grundlagen 

260. in Ausfüllung der mit dem Gesetzentwurf zur 
Andenmg des Grundgesetzes (Artikel 74 GG — Um- 
weltschutz — ) beantragten konkurrierenden Ge- 
setzgebungskompetenz bereitet die Bundesregierung 
den Entwurf eines Gesetzes für Naturschutz und 
Landsthaflspnege vor. Ziele des Gesetzes sind ins- 
besondere: 

— die Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes soll 
wieder hergestellt und weiterentwickelt werden, 
genügend Erholungsmöglidikeilen in der natür- 
lichen Umwelt sollen erschlossen, Eigenart und 
Vielfalt der natürlichen Umwelt gesichert wer- 
den; 

— es gilt zu regeln, wie Landschaf tsentwiddungs- 
programme und Landschaftspläne aufzustellen 
sind; 

— der einzelne, vor allem der Grundeigentümer 
und der zur Nutzung des Bodens Berechtigte, 
soll im Rahmen der Zumutbarkeit dazu verpflich- 
tet werden, zur Landschaftsentwicklimg beLzu- 
tragen; 

— die Vorschriften über Enlschädigung und Auf- 
wendungsersatz sowie die Verfahrens vorsdirif- 
len sollen mehr als bisher rechtsstaatlichen 
Grundsätzen angepaßt werden; 

— die Grundlagen für die internationale Zusammen- 
arbeit sind zu verbessern, 

J) Dmckaadre VI/1298 
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261. Im Interesse der Landschaf tsenlwiddung sol- 
len außerdem durch das Abfallbeseitigungsgesetz, 
durch das beabsichtigte Bundesgesetz zur Erhaltung 
des Waldes und zur Förderung der Forstwirtschaft 
(Bundeswaldgeselz), durch das Bundesimmissions- 
schutzgesetz und das Bundesberggesetz neue Rege- 
lungen getroffen werden. 

262. Für die Sicherung der Landschaftsentwicklung 
in der Bundesrepublik sollen ergänzend überein- 
stimmende internationale Rcchtsvereinbarungen ge- 
troffen werden. Sie bezwecken vor allem gemein- 
same Landschaf tspl an ungen der Grenzräume, wei- 
tere grenzüberschreitende Erholungs- und Schutzge- 
biete (z. B. deutsch-belgisches und deutsch-luxem- 
burgisches Naturparkabkommen) und den Schutz 
seltener oder gefährdeter Pflanzen- und Tierarten 
(z. B. internationale Konvention zum Schutze der 
Vögel). 

1 1 .32 Landschafisplanung 

263. Für die Entwicklung des Bundesgebietes sind 
nach dem Raumordnungsgeselz die natürlichen Ge- 
gebenheiten sowie die wirtschaftlichen, sozialen und 
kulturellen Erfordernisse zu beachten. Das bedeutet 
gleichgewichtige Berücksichtigung der natürlichen 
Leistungsfähigkeit eines Raumes als Planungsmaß- 
stab neben anderen 21ielen der Gesellschafts- und 
Wirtschaftspolitik. Die erforderlichen ökologischen 
Kriterien müssen bei allen raum bedeutsamen Pla- 
nungen durdi umlassende Landschaftsplanungen er- 
mittelt, beurteilt und in Gestaltungsvorschläge aus- 
gearbeilet sowie in die rechtsverbindlichen Pläne der 
Landes-, Regional-, Bauleit- und der Fachplanung 
integriert werden. Diese bedarfsorientierte, ökolo- 
gisch fundierte Landschaftsplanung ist insbesondere 
erforderlidi. um ökologisch leistungsfähige Flächen 
für den Ausgleidi von Umweltbelastungen in den 
Verdichtungsgebieten und intensiv genutzten Kul- 
turlandschaften zu schaffen und um den Erholungs- 
und Freizeitwert der Land.schaft wiederherzustellen 
und zu entwickeln. Die Planung ist ferner notwen- 
dig, um Flächen, die aus der Bewirtschaftung aus- 
sdieiden, für soziale Landschaftsfunklionen zu nut- 
zen und den Schutz der Landschaft zu ordnen. 

Damit diese Aufgabe ira Rahmen der Raumordnung 
und Landesplanung erfüllt werden kann, wird die 
Bundesregierung ein System von Indikatoren zur 
Ermittlung der ökologischen Leistungsfähigkeit er- 
arbeiten. Die Bundesregierung wird weiterhin Ver- 
handlungen mit den Ländern über gemeinsame bei- 
spielhafte Llntersuch ungen zur Vorbereitung umfas- 
sender Landschaflsplanungen im Rahmen der Zu- 
ständigkeiten des Bundes führen. 

264. Lim Struktur und Funktion ökologischer Pro- 
zesse sowie ihre Reaktion auf Eingriffe des Men- 
schen zu ermitteln und zu in der Planung anwend- 
baren Maßstäben zu gelangen, sind zur Schaffung 
des Forschungssdiwerpunktes „ökologische Grund- 
lagen" eine Reihe von Maßnahmen eingeleitet. Es 
wird ein Programm zur Förderung und Koordinie- 
rung der ökologischen Forschung in Bund und Län- 
dern und zu stärkeren Förderungen der ökologi- 
sdien Forschung gemäß den „Forschungszielen" im 


Raumordnungsbericht 1970 entwickelt. Ferner ist der 
Ausbau der Bundesanstalt für Vegetationskunde, 
Naturschutz und Landschaftspflege sowie eine Erhö- 
hung der Mittel für Dokumentation und Information 
vorgesehen. Darüber hinaus beteiligt sich die Bun- 
desregierung am langfristig angelegten LTNESCO- 
Forschungsprograram „Der Mensch und die Bios- 
phäre". Der Bund wird hierüber mit den Ländern 
verhandeln; er stellt Mittel bereit. 

1 1 .33 Förderung der Wiederherstellung, 

Entwicklung und Pflege der Landschaft 

265. Landschaftspflegerische Grundsätze müssen 
vor allem bei Planungen und Maßnahmen der ein- 
zelnen Fachbereiche (z. B. bei Industrieansiedlung, 
Flurbereinigung, Städtebau und Infrastrukturaus- 
bau) berücksiditigt werden. Die Wiederherstellung, 
Entwicklung und Pflege der Landschaft ist nach dem 
Verursacherprinzip zunächst Aufgabe des Nutzungs- 
berechtigten von Grund und Boden. Eine Förderung 
durch die öffentliche Hand ist geboten, wenn es 
darum geht, in Siedlungsgebieten genügend Frei- 
flächen mit Freizeitanlagen und ausreichender Be- 
grünung sowie größere städtische und stadtnahe 
Erholungsgebiete zu schaffen, zu sichern und be- 
darfsgerecht auszustatten. Dies gilt auch, wenn die 
Belange der Erholung bei agrarstrukturellen und 
kulturbautechnischen Maßnahmen, bei Flurbereini- 
gung und Dorfemeuerung berücksichtigt werden und 
wenn schutzwürdige Flächen gepflegt und ihre bio- 
logisciie Vielfalt wiederhergestellt und aufrechter- 
halten werden sollen. Landschaftsschäden, z. B. 
Schäden durch Bergbau und Abgrabungen, Ablage- 
rungen und Enlsorgungseinrichtungen, sind eben- 
falls von der öffentlichen Hand zu beseitigen, wenn 
der Verursacher nicht festgeslelll werden kaniL 

1 1 .34 Öffentlichkeitsarbeit 

266. Umweltbewußtes Verhalten des einzelnen 
Staatsbürgers, der gesellschaftlichen Gruppe, der 
Wirtschaftsbereiche und besonders der Planungs- 
und Entscheidungsträger landschaftsbeeinflussen- 
der Maßnahmen ist für die Umweltvorsorge von 
entscheidender Bedeutung. Viele Schäden in Natur 
und Landschaft Ließen sich vermeiden, wenn sich die 
Verursacher der Folgen ihrer Handlungen — auch 
unbeabsichtigter Nebenwirkungen — bewußt wären. 
Die Bundesregierung beabsichtigt, folgende Maß- 
nahmen zur Vertiefung des Umweltbewußtseins zu 
unterstützen: 

— Bemühungen um eine Verstärkung des natur- 
wissenschal Hieben Unterridils unter Einschluß 
der Ökologie an allgemeinbildenden und weiter- 
führenden Schulen und den Fachhochschulen und 
Universitäten; 

— Bemühungen um eine verstärkte Durchführung 
zentraler Fortbildungsraaßnahmen für Fachkräfte 
aus dem Bereich Landschaftspflege imd Natur- 
schutz; 

— ► verstärkte und gezielte Information der Öffent- 
lichkeit über die Funktion der Landschaft als 
Lebens- und Wirtsefaaftsraum, die begrenzte Be- 
lastbarkeit des Naturhaushaltes und Möglichkei- 
ten zur Verringerung seiner Belastungen. 
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12 Bildungspolitik 


12.1 Anaiyse 

267. Nach dem Grundgesetz liegt die Zuständigkeit 
für das Schulwesen als größter geschlossener Be- 
reich innerhalb des gesamten Bildungswesens bei 
den Ländern. Auf der Grundlage des im Jahre 1969 
neu in die Verfassung eingefügteii Artikels 91 b kön- 
nen Bund und Länder auf Grund von Vereinbarung 
gen bei der BUdungsplanung und bei der Forderung 
von Einrichtungen und Vorhaben der wissenschaft- 
lichen Forschung von überregionaler Bedeutung zu- 
saromen wirken* Den organisa lorisdien Rahmen für 
diese Zusammenarbeit, die einer der Schwerpunkte 
bei den sogenannten Gemeinsdiaftsaufgaben ge- 
worden ist, bildet das Verwallungsabkommen 
zwischen Bund und Ländern über die Errichtung 
einer gemeinsamen Kommission für Bildungspla- 
nung vom L Juli 1970, Die Bund-Länder-Komrais- 
sion hat gemäß Artikel 2 des Abko mm ens u. a* die 
Aufgabe, einen gemeinsamen langfristigen Rahmen- 
plan für eine abgestimmte Entwicklung des gesam- 
ten Bildungswesens vorz übereilen, mittelfristige 
Stufenpläne für die Verwirklichung der bildtings- 
politisdien Ziele des Rahmenplans vorzubereilen, 
Empfehlungen zur Koordinienmg vollzugsreifer 
TeilpJäne des Bundes und der Länder auszuspre- 
chen, unter Berüdksichügung der Bedarfsfeststellun- 
gen des Bundes und der Länder den voraussicht- 
lichen Finanzbedarf für die Verwirkljchung der 
Pläne und Programme zu ermitteln und Vorschläge 
für die Füianzierung und die Bereitstellung der er- 
forderlichen Mittel durch Bund und Lander auszu- 
arbeiten (gemeinsames Blldungsbudget), Vorhaben 
im Bereich der Bildung sforsdiung und der Bildungs- 
planung anzuregen und gegebenenfalls Vereinba- 
rungen zwischen Bund und Ländern über einzelne 
Vorhaben und Einrichtungen der Bildungsforschung 
und der Bildungspianung von überregionaler Bedeu- 
tung vorzubereiten. 

12.11 Situation des eildungswesens auf dem Lande 

268. Die Bildungssituation auf dem Lande hat sich 
hinsiditlidi der allgemeinbildenden welterführen- 
den Schulen (Hauptschule, Realschule, Gymnasium 
und deren Sonderformen) verbessert, timsichüich 
der Bildungsangebote besteht aber zwischen Stadt 
und Land noch ein starkes Gefälle, So wird es z. B* 
immer problematischer Lehrer zu finden, die bereit 
sind in entlegenen Gebieten zu unterrichten. Dar- 
über hinaus bestehen in den ländlichen Gebieten der 
einzelnen Bundesländer noch starke Unterschiede 
in der Versorgung mit Bildungseinriditungen. 

Auch ist der ländliche Raum, wie die Untersu- 
diung des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsfor- 


schung der Bundesanstalt für Arbeit zeigt, auf dem 
Gebiete der Berufsbildung benachteiligt Denn das 
Angebot an Ausbildungsbetrieben in der nälieren 
Umgebung des Wohnortes ist verglichen mit städ- 
tischen Ballungszentren gering imd wenig vielfältig. 
Regional hängen die beruflichen Ausbildungschan- 
cen von der Ausstattung mit solchen Wirtschafts- 
zweigen ab, die eine größere Zahl von Ausbildungs- 
plätzen anbieten können. Im ländlichen Raum stehen 
in der Regel nur sehr begrenzte Berufsbildungsmög- 
Hdhkeiten zur Verfügung. 


12.12 Berufsbildung 

269. In der Landwirtschaft standen 1970 insgesamt 
38 100 (1969; 45 800. 1960/61; 33 800) Jugendliche in 
der Berufsausbildung. Die erste beruf scpialif [zie- 
rende Prüfung (Gehilfenprüfung) haben 17 255, die 
Meisterprüfung 2226 Prüflinge mit Erfolg abgelegt 
(Aufteilung nach Berufen vgL Matertalband, Ta- 
belJe 174). 

Der 1970 gegenüber den Vorjahren eingetrelene 
Rückgang an Auzubildenden dürfte weitgehend auf 
Veränderungen im agrarstrukturelien Bereich zu- 
rückzuführen sein. Wenn demgegenüber die Anzahl 
der Beruf saus büdungsabschlüsse 1970 noch weiter 
angestiegen isL so ist das auf die höhere Zahl der 
Ausbildungsverhältnisse in den Vorjahren und die 
Möglichkeiten zurückzuführen, aufgrund des Berufs- 
bildungsgesetzes die Absdilüßprüfung nach längerer 
Tätigkeit im Beruf auch ohne vertraglich geregelte 
Berufsausbildung ablegen zu können. 

270. Die Berufs fachsdiule als Vollzeitsdiule wurde 
1970/71 auf freiwilliger Basis von 5400 Schülern, 
überwiegend Schülerinnen, besucht. Die Tendenz, 
einen Teil der Benifsausbildung durch den Besuch 
einer Berufsfadisdiule zu absolvieren, um so auch 
einen höher qualifizierten Schulabschluß zu erlan- 
gen, hat sich auch 1970 fortgesetzt. 

ln den letzten Jahren stiegen die Sdiüle rinnenzahlen 
der ländlidi-hauswirlschaftlichen Beruf sfadhsch ulen, 
Berufsaufbauschulen, Fachkiassen für Wirtschafte- 
rinnen und Höheren Fachschulen. Sie lassen bei der 
weiblichen Landjugend die Aufgeschlossenheit zu 
einer abgeschlossenen und qualifizierten Berufsaus- 
bildung mit vielseitigen beruflichen Möglichkeiten 
auch im Bereich der Dienst leis tungen erkennen. 

271. Die Zahl der berufsbildenden Fachschulen ist 
seit 1960 um 36,5 zurückgegangenj gleichzeitig 

*) Stooß, F., Zur regionalen Ungleichheit der becufUdien 
BiJdungs Chancen in der Bundesrepublik DeutscfalaniL 
In: MiUeilungen aus der ArbeitsmaTkt- und Berufs- 
forsdiung. Heft 2/1 97L Verlag W. Kohthammer GmbH, 
Stuttgart. 
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Übersicht 30 


Praktische Berufsausbildung in der Landwirtschaft 
in der Bundesrepublik Deutschland 


Jahr 

Jugendliche in der praktischen 
Berufsausbildung 

Insgesamt 

darunter 

Land- 

Wirt 

C&rt- 

ner 

Haus- 

wirt- 

sduif- 

Urin 


ln der 
lanilwirt' 
sdiaft- 
lidien 
Erwerbs- 
tltigan 


1961 

-• 100 


1961 

LO 

100 

100 

100 

100 

1965 

1.3 

98 

119 

96 

105 

1969 

2,0 

136 

166 

107 

106 

1970 

f,7 

113 

136 

93 

85 


nahm die Zahl der Schüler um rd. 40®/o ab (vgl. 
Übersicht 31). Gemessen an der Zahl der Erwerbs- 
tätigen in der Landwirtschaft ist der Anteil der 
Schüler von 1960 bis 1970 von 1,1 auf 0,9 ®/o zu- 
rückgegangen. 

Im Bereich der beruXsbildenden Fachschulen ist die 
Konzentration zu zentralen Bildungsstätten mit 
einem weitreichend gegliederten Schul- und Lehr- 
gangsangebot noch im vollen Gange. Die Entwick- 
lung ist nicht einheitlich und zeigt in den Ländern 
unterschiedliche Schwerpunkte. Dennoch zeichnen 
sich — dies gilt auch für die Abteilung Hauswirt- 
schaft — Tendenzen zur Fachschule in Ganzjahres- 
form mit staatlicher Abschlußprüfung ab. 

272. Im bisherigen höheren Fachschulbereich hat 
aufgrund des Abkommens zwischen denLändern der 
Bundesrepublik zur Vereinheitlichung auf dem Ge- 
biet des Fachhochschulwesens vom 31. Oktober 1968 
eine zunehmende An- und Eingliedening in den 
Hochschulbereich durch Umwandlung der Ingenieur- 


schulen und Akademien in Fachhochschulen stattge- 
funden. Für das Studium an diesen Schulen wird 
mindestens die Fachhochschulreife vorausgesetzt. In 
fast allen Ländern sind daher FachobersÄulen mit 
den Klassen 1 1 und 12 eingerichtet worden. 

Hinsichtlich des Hochschulbesuches ist in allen agrar- 
wirtschaftlichen Fachrichtungen eine steigende Ten- 
denz festzustellen, die u. a. zurückgeführt werden 
kann auf die steigende Abiturientenzahl, den Ver- 
zicht auf das Praktikum vor Studienbeginn sowie 
auf die Hochschulsituation bei verschiedenen ande- 
ren Disziplinen (Numerus clausus). In den Fachrich- 
tungen Landwirtschaft, Haushalts- und Ernährungs- 
wissenschaften, Gartenbau und Landespflege sowie 
Forst- und Holzwirtschaft waren 1970/71 an den 
18 Fakultäten 5151 Studierende eingeschrieben 
(1969/70 = 4394) (vgl. Malerialband, Tabelle 177). 
ln Anbetracht der z. Z. zunehmenden Zahl an Stu- 
dierenden ist es nicht ausgeschlossen, daß für Land- 
wirte mit Hochschulabschluß die im Agrarbereich zu 
erwartenden Stellenmöglichkeiten nicht ausreichen. 
Hochschulabsolventen des Fachbereichs Landwirt- 
schaft werden sich künftig auf breiter angelegte be- 
rufliche Tätigkeiten auch außerhalb des herkömm- 
lichen Agrarbereichs einstellen müssen (Umwelt- 
fragen, Freizeitgestaltung). 

12.13 Beratung 

273. Zur Durchführung der landwirtschaftlichen Be- 
ratung standen 1971 auf Kreisebene insgesamt 2565 
Betriebsberater und Lehrkräfte zur Verfügung. Rein 
rechnerisch ergibt das eine Beraterdichte von rd. 
265 Betrieben mit mehr als 5 ha LF je Betjiebsbe- 
rater. Bei der Fülle der anstehenden Probleme kann 
diese Beraterdichte nicht befriedigen. Hinzu kommt, 
daß durch die organisatorische Verpflechtung der 
Offizialberalung mit Unterrichts- und Verwaltungs- 
tätigkeit tatsächlich nur eine wesentlich geringere 
Beraterdichte erreicht wird. Neben diesen Betriebs- 
beratem waren zusätzlich auf Kreisebene 1270 Fach- 
berater und überregional 829 Spezialberater tätig. In 
der landlich-hauswirtschaftlichen Beratung waren 
1971 auf Kreisebene 780 Lehr- und Beratungskräfte, 


Übersicht 31 


Zahl der landwirtschaftlichen Fachschulen und deren Schüler 
ln der Bundesrepublik Deutschland *) 


Fachschule 

Zahl der Schulen | 

1 Zahl der Schüler 

1960/61 1 

1964/65 1 

1969/70 1 

1970/71 

1960/61 1 

1964/65 1 

1969/70 1 

1970/71 

insgesamt 

1 088 

973 

751 

691 

34 997 

23 215 

22 583 

20 940 

darunter: 









Landbau 

520 

466 

379 

355 

20 775 

12 877 

15 028 

13 508 

Gartenbau 

23 

23 

19 

18 

679 

558 

630 

666 

Hauswirtschaft .... 

475 

412 

305 

269 

' 8 822 

6 231 

4 726 

4 304 


*) vgl. auch Malerialband, Tabelle 175 
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168 Beratungstedinikerinimen und überregional 34 
Spezialberaterinnen eingesetzt. 

Die Organisation der Offizialberalung blieb 1971 
weitgehend unverändert. Die Koppelung von Bera- 
tung, Unterricht und Verwaltungstätigkeit dominiert 
nach wie vor. Damit ist jedoch in der Regel eine 
Überlastung der Beratungs- und Lehrkräfte verbun- 
den. 

Die Beratung ist ferner noch zu wenig spezialisiert. 
Sie kann damit den von der Praxis gestellten For- 
derungen nicht voll gerecht werden. Im Bereich der 
sozialökonoraischen Beratung ist noch nicht genü- 
gend Personal vorhanden. 

Sehr gute Ergebnisse wurden bei in der Entwicklung 
neuer Beralungsmethoden erzielt. Dadurch konnte 
der Optimumkalkulation der Durchbruch zur praxis- 
reifen Anwendung in der Beratung gelingen. 

274. Von den ländlich-hauswirlschaftlichen Berate- 
rinnen wurden schwerpunktmäßig Entscheidungshil- 
fen in Fragen des Wohnhausneu- und -Umbaues ein- 
schließlich deren technischen Einrichtungen gegeben. 
In zunehmendem Maße wurde auch Beratung auf 
den Gebieten der Haushaltsplanung und -buchfüh- 
rung sowie des Fremdenverkehrs in Anspruch ge- 
nommen. 

275. Zur Unterstützung der Beratung intensivierte 
der »Land- und Haus wirtschaftliche Auswertungs- 
und Informationsdienst** (AID) die Information und 
Fortbildung der Berater durch überregionale Veran- 
staltungen, Bereitstellung von methodischen Unter- 
lagen und zahlreichen Informationsschriften. Auch 
die Landwirte wurden mit Informalionsmaterial in 
Form von Merkblättern, Broschüren und Filmen pro- 
duklionstedinischen, betriebswirtschaftlichen, markt- 
wirtschaftlichen und sozialökonomischen Inhalts di- 
rekt angesprochen. 

1 2.1 4 Rechnungswesen 

276. Nach den Ergebnissen der EWG-Agrarstruk- 
turerhebung hatten 1966/67 von den 1,25 Millionen 
Betrieben im Bundesgebiet nur 68 700 Betriebe oder 
6 ®/o eine Buchführung mit Inventaraufnahme, Bilanz 
und Gewinn- und Verlustrechnimg. In Frankreich 
führten 3 ®/o. ln Italien 2®/o, in Beligien 4 ^/o und in 
Luxemburg 5 ®/u der Betriebe Bücher. In den Nieder- 
landen lag der Anteil der Bücher führenden Betriebe 
bei 83 Vo. 

Seit 1966^67 ist die Zahl der Betriebe mit Buchfüh- 
rung weiter angestiegen. In der Bundesrepublik füh- 
ren zur Zeit schätzungsweise 80 000 Betriebe Bücher; 
das sind ca. 7 ®/o aller Betriebe über 1 ha LF oder 
17 ®/o der landwirtschaftlichen Vollerwerbsbetriebe. 
Die Buchführung wird in der Landwirtschaft über- 
wiegend arbeitsteilig zwischen Betrieb und Buch- 
stelle erstellt. Die Betreuung der Buchführung er- 
folgt meist durch private Buchstellen, die teilweise 
in der Rechtsform eines Vereins oder einer Genos- 
senschaft organisiert sind. In den letzten Jahren be- 
fassen sich zunehmend auch andere Stellen, wie Or- 
ganisationen des Bauernverbandes, staatliche und 


private Beratungsorganisationen und Siedlimgsge- 
sellschaflen, mit der Verarbeitung landwirtschaftli- 
cher Buchführungsdalen. 

Bei den Buchstellen ist gegenwärtig die Umstellung 
auf die elektronische Datenverarbeitung in vollem 
Gange. Die Buchführungsunterlagen von rund einem 
Viertel der Betriebe werden bereits auf Großrechen- 
anlagen verarbeitet. In wenigen Jahren wird die 
Masse der Buchführungsbetriebe über die elektroni- 
sche Datenverarbeitung laufen. 


12.2 Ziele 

277. Ziel der Bundesregienmg ist es, daß den im 
ländlidien Raum Tätigen eine den heutigen Ansprü- 
chen und beruflichen Bedingimgen adäquate Bildung 
vermittelt wird. Nur so ist es möglich, in entschei- 
denden Bereichen die agrar- und gesellschaftspoliti- 
schen Ziele zu verwirklichen. 

Für den weiteren Ausbau des Bildungssystems im 
ländlichen Raum mißt die Bundesregierung den Ar- 
beiten der Bund-Länder-Kommission am Bildungs- 
gesamtplan außerordentliche Bedeutung bei. Dabei 
wird sie bemüht sein, daß die besonderen Belange 
des ländlichen Raumes ausreichend berücksichtigt 
werden. 

278. Nach Auffassung der Bundesregierung sollten 
die büdungspolitischen Ziele möglichst im Rahmen 
regionaler Entwicklungspläne realisiert werden. In 
ländlichen Räumen ist ein Bildungssystem erforder- 
lich, das das Prinzip der Chancengleichheit verwirk- 
licht und ausreichende Bildungsangebote in geeigne- 
ten Einrichtungen gewährleistet. Hierfür sind im 
Elementarbereldi (Kindergärten und Vorschulklas- 
sen) sowohl verstärkt Modellversuche durchzufüh- 
ren, als auch die entsprechenden Einrichtungen zügig 
zu schaffen. Das gleiche gilt für den gesamten Pri- 
mär- und Sekundarbereich (Grundschule und weiter- 
führende Schulen). In diesen Bereichen sollen die 
Bildungsgänge und -angebote organisatorisch und 
inhaltlich an integrierten Schulformen (Gesamt- 
schule) orientiert und vorzugsweise als Ganztagsein- 
richtungen erprobt und rasch verwirklicht werden. 
Die besonderen infrastrukturellen Voraussetzun- 
gen der ländlichen Räume wie insbesondere die Ver- 
kehrsverbindungen sind dabei zu berücksichtigen. 

279. Die Bundesregierung beabsichtigt, für alle Be- 
rufe im Bereich der Landwirtschaft auf Grund des 
Berufsbildungsgesetzes Ausbildungsordnungen zu 
erlassen. Für die Landwirte sind die Voraussetzun- 
gen zu verbessern, ln bestimmten Zeitabständen an 
längeren Vollzeitveranstaltungen zur Weiterbildung 
teilnehmen zu können. Die Bundesregienmg wird 
alle Bemühungen unterstützen, die allgemeine und 
berufliche Weiterbildung einschließlich Fernunter- 
richt nach Bildungsinhalt, Prüfungsverfahren sowie 
Bezeichnung der Abschlüsse zu vereinheitlichen. 

I 280. Die schnelle wirtschaftliche Entwicklung erfor- 

I dert einen weiteren Ausbau der Führungsinstru- 

' mente in den landwirtschaftlichen Unternehmen. Ein 
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wichtiger Bereich der unternehmerischen Tätigkeit 
ist die ständige Überwachung des Unternehmens 
und seiner Teilbereiche mit Hilfe einer betriebs- 
wirtschaftlich ausgerichteten Buchführung. Sie gibt 
dem Betriebsleiter die Unterlagen an die Hand, 
auf die er für Planungen und Entscheidungen drin- 
gend angewiesen ist. Buchführung wird daher auch 
in der Landwirtschaft zu einer wichtigen Vorausset- 
zung für eine erfolgreiche Unternehmensführung. 
Die Bundesregierung strebt daher eine stärkere 
Verbreitung der Buchführung in der Landwirtschaft 
an. 

Die Beratung hat zum Ziel, die im Agrarsektor Tä- 
tigen so zu beraten, daß sie die sie berührenden 
ökonomischen, sozialen, marktwirtsdiaftlichen und 
produktionstechnischen Probleme erkennen, Alter- 
nativen beurteilen und Entsdieidungen treffen kön- 
nen. Dabei muß die langfristige Einkommens- und 
Betriebsentwicklung im Vordergrund stehen und der 
sozialen Situation aller Familienangehörigen Rech- 
nung getragen werden. 


12.3 Maßnahmen 
12.31 Berufsbildung 

281. Einen ersten entscheidenden Schritt zur Ver- 
besserung der individuellen Chancengleichheit in 
der allgemeinen und beruflichen Bildung bieten die 
Ordnungs- und Förderungsmaßnahmen des Berufs- 
bildungsgesetzes, Bundesausbildungsförderungsge- 
setzes und Arbeitsförderungsgesetzes. Diese gesetz- 
lichen Möglidikeiten werden in verstärktem Um- 
fang der Landbevölkerung bekannt gemacht. Außer- 
dem ist die Schullaufbahnberatung, Berufsberatung 
und Förderungsberatung den Bedürfnissen der länd- 
lichen Bevölkerung entsprechend auszubauen. 

Das Berufsbildungsgesetz hat auch dem Berufsbil- 
dungswesen in der Landwirtschaft verbindliche und 
umfassende Rechtsnormen zugnmde gelegt und 
gleichzeitig die Voraussetzungen für weitergehende 
Reformen geschaffen. 

Im Vollzug des Berufsbildungsgesetzes bereitet der 
Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
für Arbeit und Sozialordnung sowie in Zusammen- 
arbeit mit den Obersten Landesbehörden und den 
Sozialpartnern die Ausbildungsordnungen der agra- 
rischen Berufe, Anforderungen in der Meisterprü- 
fung, Eignung der Ausbildungsstätte und berufs- 
und arbeitspädagogisdie Eignung der Ausbilder 
vor. Mit dem Erlaß der Rechtsverordnungen über 
die Berufsbildung im Gartenbau und der Hauswirt- 
schaft ist in absehbarer Zeit zu rechnen. Weiterhin 
liegen im Entwurf die Ausbildungsordnungen „Land- 
wirt*, „Tierwirf*, „Winzer", „Landwirtschaftlich- 
technischer Laboranr, „Molkereifachmann", „Fisch- 
wirt" und „Forstwirt" vor. 

282, In Anbetracht der zunehmenden Spezialisie- 
rung der landwirtschaftlichen Betriebe muß der 
überbetrieblichen Ausbildung ira Rahmen des dua- 
len Systems (betriebliche und schulische Ausbildung) 


mehr Raum gegeben werden. Daher muß auch eine 
umfassende Abstimmung der betrieblichen, überbe- 
trieblichen und schulischen Berufsausbildung in 
Angriff genommen werden. Die Bundesregierung 
hat Mittel für Modellvorhaben zur Verbesserung 
der überbetrieblichen Ausbildung bereitgestellt. 

283. Im landwirtschaftlichen Bereich sind irn Rah- 
men der Berufsbildungsforschung Untersuchungen 
über die Grundzüge des bestehenden Bildungswe- 
sens, Möglichkeiten außerschulischer Berufsbildung, 
Ausbildungsbedarf und der Bedarf an Ausbildungs- 
stätten durchzuführen. Vom BML wurden 1971 Vor- 
untersuchungen durch Vergabe eines Forschungs- 
auftrages über „Die Berufsbildungsforschung in der 
Landwirtschaft unter Berücksichtigung der aktuellen 
bildung.spolilischen Bestrebungen" eingeleitet. Be- 
sondere Unlersudiungen erfordert die Entwicklung 
der landwirtschaftlichen Ausbildung für Neben- und 
Zuerwerbslandwirte. Hierfür sind besondere Kurse 
zu entwickeln. So wird bereits heute in Baden-Würt- 
temberg für gewerbliche, kaufmännische und haus- 
wirtschaftliche Berufsschüler das Wahlpflichtfach 
„Landwirtschaft" mit den Lehrplänen „Ackerbauer", 
„Tierhalter", „Pflanzenbauer" und „Weinbauer" 
während der nichtlandwirtsdiafllichen Ausbildung 
angeboten. Auch in den Weilerbildungsprogrammen 
sind aufbauende fachliche Intensivlehrgänge für 
Neben- und Zuerwerbslandwirte dem Bedarf ent- 
sprechend vorzusehen. Nach Vorliegen erster Aus- 
wertungsergebnisse dieser Maßnahmen ist zu prü- 
fen, ob ein Ausbau dem Bedarf entsprechend erfor- 
derlich ist. 


1 2.32 Weiterbildung 

284. Die Weiterbildung ergänzt die Berufsausbil- 
dung, die heute allein nicht mehr ausreicht, den 
stark wechselnden Anforderungen des Berufslebens 
zu genügen. Sie soll u. a. auch die Möglichkeit bie- 
ten, früher nicht erworbene Schul- und Berufskennt- 
nisse nachzuholen, um sich den schnell wandelnden 
Gegebenheiten im Beruf besser anpassen zu kön- 
nen. 

überbetriebliche fachliche Weiterbildung wurde 
1970/71 mit 4500 Lehrgängen von mehr als drei 
Tagen angeboten. An ihnen nahmen 91 300 Personen 
aus der Landwirtschaft, Forstwirtschaft und Fische- 
rei, davon rd. 20 000 weibliche Per.sonen, teil. 

Von den landwirtschaftlichen Fachschulen wurden 
1970/71 ferner 4200 Kurzlehrgänge mit rd. 102 000 
Teilnehmern durchgeführl. An den Meisterlehrgän- 
gen beteiligten sidi 3872 Anwärter. Außerdem be- 
suchten 1970/71 insgesamt 68 969 Interessierte die 
Lehrgänge der 50 ländlichen Heimvolkshochschulen. 
Der Anteil der weiblichen Teilnehmer lag bei rd, 
50 «/o. 

285. Der Deutsche Landfrauenverband hat 1970 
insgesamt 27 400 Tagungen, Kurse und Lehrgänge 
durchgeführl. Mit Bundesmitteln wurden 1630 Ver- 
anslallungen mit 71 000 Teilnehmerinnen geför- 
dert. In Zusammenarbeit mit der Agrarsozialen Ge- 
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sellsdiaft wurden 1970 wieder 18 dreitägige Land- 
frauenseminare für rd. 500 Führungskräfte zur Ein- 
führung in die Probleme der Agrarpolitik, Bildungs- 
politik sowie Sozialpolitik veranstaltet. Zur Unter- 
stützung der Aufklärungsarbeit wurde ein AID-Film 
^Blickpunkt Die Familie — Strukturwandel in der 
Landwirtschaft" erstellt. 

286. Am freiwilligen Beruf swettkampf der deut- 
schen Landjugend beteiligten sich 1971 am ersten 
Entscheid rd. 35 000 Interessierte (1969 = 52 000). 

Auch die Jugendorganisationen Bund der Deutschen 
Land J ugend, Katholische Land j ugendbe wegung 
Deutschlands, Evangelische Jugend auf dem Lande 
sowie der Bundesverband landwirtschaftlicher Fach- 
schulabsolventen nehmen sich in verstärktem Maße 
der fachlichen Fortbildung an. Dazu hat die Bundes- 
regierung 1970 bei Gesamtkosten von 1,8 Millio- 
nen DM rd. 0,6 Millionen DM Zuschuß gewährt. 


12.33 Umschulung von Erwerbstätigen 

287. Seit Inkrafttreten des Arbeitsförderungsgeset- 
zes haben Landwirte und mitarbeitende Familienan- 
gehörige, die sich angesichts des anhaltenden An- 
passungsprozesses der Landwirtschaft beruflich um- 
stellen wollen, einen Rechtsanspruch auf Förderung 
im Rahmen dieses Gesetzes durch die Bundesanstalt 
für Arbeit. Als berufliche Umschulung wird dabei 
jede Maßnahme verstanden, die zu einer neuen be- 
ruflichen Tätigkeit befähigt. 

Aus dem Bereich der Land- und Forstwirtschaft sind 
im Jahre 1970 rd. 120 000 Erwerbstätige ausgeschie- 
den und überwiegend in außerlandwirtschafUiche 
Tätigkeitsbereicfie abgewandert. Nur rd. 7000 Perso- 
nen nahmen an einer beruflichen Fördeningsmaß- 
nahme teil, darunter 1200 Frauen. Dies zeigt, daß 
bisher der überwiegende Teil der aus der Landwirt- 
schaft Abgewanderten in eine ungelernte oder an- 
gelernte Tätigkeit übergewechselt ist. 

Die Entwicklung im Jahre 1971 läßt aber erwarten, 
daß das Interesse an einer beruflichen Umschulung 
oder Fortbildung ansteigt. Bis September 1971 tra- 
ten 7070 Erwerbspersonen aus der Landwirtschaft 
neu in eine durch die Bundesanstalt für Arbeit ge- 
förderte Maßnahme ein. 

288. Die im Jahre 1970 durch Umschulung geför- 
derten männlichen Erwerbspersonen setzten sich 
zu 36 ®/o aus Landwirten, 33 ®/o aus mitarbeitenden 
Familienangehörigen und zu 31 % aus Arbeitneh- 
mern zusammen. Demgegenüber überwog bei den 
Frauen die Gruppe der mitarbeitenden Familienan- 
gehörigen bei weitem. Auf sie entfielen 58 ®/q der 
geförderten Personen; 35®/o waren Arbeitnehmerin- 
nen und 7 ®/o Selbständige. Mehr als die Hälfte der 
Teilnehmer an beruflichen Förderungsmaßnahmen 
war zwischen 20 und 30 Jahre alt. 

Das Ergebnis der Förderungsmaßnahmen ist gerade 
bei den aus der Landwirtschaft kommenden Perso- 
nen besonders günstig. Das Schulungsziel erreich- 
ten 91 ®/ü der Männer und 96®/o der Frauen. Bevor- 


zugt wurde die Umschulung in metallverarbeitende 
Berufe, in Handels- und Verwaltungsberufe. 

Bisher lag der Anteil landwirtschaftlicher Erwerbs- 
personen aller Teilnehmer an beruflichen Förde- 
rungsmaßnahmen bei nur rd. 4 %. Dies ist in erster 
Linie auf eine fehlende Umschulungsbereitschaft und 
auf die ungenügende Kenntnis der angebotenen 
Fördenmgsmaßnahmen zurückzuführen. Die Bundes- 
regierung ist bemüht, daß diese Mängel durch eine 
verstärkte Information und Beratung in enger Zu- 
sammenarbeit mit den Beratungskräften der Arbeits- 
ämter behoben werden. Durch geeignete Schriften 
wir die landwirtschaftliche Bevölkerung zusätzlich 
unterrichtet. Die Bundesanstalt für Arbeit hat u. a. 
einen Informationsfilm erstellt, der in breiter Streu- 
ung in ländlichen Gebieten gezeigt werden soll. 
Alle diese Aufkläningsmaßnahmen haben letztlich 
den Zweck, den Landwirt davon zu überzeugen, daß 
er nur durch eine neue berufliche Qualifizierung in 
seiner neuen Tätigkeit eine angemessene soziale 
Stellung und Sicherung erreichen kann. 


12.34 Rechnungswesen 

289. Um einen Anreiz zur Aufnahme der Buchfüh- 
rung zu geben, gewährt die Bundesregierung Land- 
wirten, die erstmals freiwillig mit der Buchführung 
beginnen, einen degressiv gestaffelten Zuschuß zu 
den Buchfuhrungskosten. Diese Maßnahme hat in 
den letzten Jahren eine erfreulich gute Resonanz in 
der Praxis gefunden. In den letzten drei Jahren ha- 
ben allein auf Grund der Förderung jährlich etwa 
2800 Betriebe die Buchführung aufgenommen. Die 
Gewährung von Zuschüssen an freiwillig buchfüh- 
rende Landwirte wird in diesem Jahr fortgesetzt. 

Außerdem werden im Rahmen von Förderungsmaß- 
nahmen zunehmend Landwirte zur Buchfühnmg ver- 
pflidUet. Die Richtlinien für die Förderung von ein- 
zelbetrieblichen Investitionen in der Land- und 
Forstwirtschaft schreiben vor, daß die geförderten 
Landwirte mindestens zehn Jahre Büdier führen. 
Bei Investitionen unter .50 000 DM muß für diesen 
Zeitraum jährlich ein Vermögensstatus (Buchfüh- 
rungsstufe 1), bei Investitionen von 50 000 DM und 
mehr eine umfassende laufende Buchführung (Buch- 
führungsstufe III) erstellt werden. Diese Auflage 
ist notwendig, weil die Gewährung staatlicher In- 
vestitionshilfen nicht mehr zu verantworten ist, 
wenn die Betriebsleiter die Entwicklung ihrer Be- 
triebe nach Durchführung der Investitionen nicht 
mit Hilfe der Buchführung ständig überprüfen und 
daraus die ökonomisch sinnvollen Schlußfolgerun- 
gen ziehen. Für die Zukunft ist vorgesehen, daß be- 
reits bei der Antragstellung Budiführungsabschlüsse 
vorliegen müssen, um die Planung der Investitionen 
auf eine fundierte Grundlage stellen zu können. 

290. Für die Buchführung in der Landwirtschaft 
wurde mit den Ländern und den mit der Buchfüh- 
rung befaßten Organisationen ein einlieillicher Jah- 
resabschluß erarbeitet, der vom Wirtschaftsjahr 
1972/73 an für die Auflagenbudiführung in Form 
und Inhalt verbindlich ist. Damit ist die Landwirt- 
schaft der einzige Wirtschaftszweig mit einem ein- 
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heillidien Jahresabschluß* Durdi diese Vereinheil- 
lidiutig wird die Ausbildung und Werbung auf dem 
Budiführungssektor sowie die Ausw^erLung der 
Budiführungsergebnisse für betiiebswirtscbaftlidie 
und agrarpoli lisdie Zwecke wesentlich erleichtert. 

291. Dia Bundesregierung hat durch die Entwick- 
lung des „Bundesprogramms Buchführung" einen 
wesentlichen Beitrag zur Verbreitung, Vereinheit- 
lichung und Rationalisierung der Budiführung ge- 
leistet* Dieses unter finanzieiler Beteiligung der 
Länder entwidceUe Programm für die elektronisdie 
Verarbeitung landwirtschaitlidier Buchführungsun- 
terlagen wird in der Praxis zunehmend eingesetzt 
und von den Benutzern den neuesten Erkenntnissen 
entsprechend weiterentwickelt. 

292. Die angestrebte stärkere Verbreitung der 
Buchführung trägt dazu bei, die Beurteilung der Si- 
tuation und der Entwicklung schancen der landwirt- 
schaftlichen Betriebe auf eine sicherere Grundlage zu 
stellen sowie Fehler in der Betriebsorganisation 
oder ProdukUonstechnik leichter aufzufinden* Durch 
Beseitigung dieser Mängel können die Betriebe ra- 
tioneller gestaltet und in ihrer EinkomxnenssituaÜon 
verbessert werden* Das ist nicht nur für die Voll- 
erwerbsbetriehe sondern audi für die Zuerwerbs- 
betriebe bedeutsam* Die stärkere Verbreitung der 
Buchführung kommt aber audi der Agrarpolitik zu- 
gute* Eine größere Zahl von Budifühiungsergebnis- 
sen wird eine fundiertere Analyse der Einkommens- 
untersdiiede und deren Ursachen ermöglidieii und 
damit bessere Voraussetzungen für einen zielkon- 
formen Einsatz der Förderungsmittel schaffen. Außer- 
dem werden sidi die Förde rnngseffekte bei den ein- 
zelnen Maßnahmen auf Grund von Kosten-Nu tzen- 
Analysen besser beurteilen lassen. 


12.35 Beratung 

293- Zur Bewältigung der Beratungsauf gaben soll- 
ten bei den Beratungsreformen der Länder folgende 
organisatorische und methodische Verbesserungen 
angestrebt werden: 

Verstärkte Spezialisierung entsprediend den Be- 
dürfnissen der Praxis unter Zusammenarbeit in 
Beraterteams. 

— Personelle Verstärkung der Beratung auf einzel- 
nen Gebieten {z. B. sozialökonomische Beratung), 

— Trennung von Unterrichts-, Verwaltungs- und 
Beratungslätigkeit zur Steigerung der Effizienz 
der Beratung, 

— Verstärkte Fortbildung der spezialisierten Be- 
rater entsprechend dem sdineUen technischen 
und wirtschaflUdien Forlschrilt. 

— Entwicklung, Erprobung und Einführung besserer 
ßeratungsmethoden, P I an ungsv erfahren ^ Betriebs- 
analysen, Haushalts- und Familienanalysen u. a* 
tedinische HilfsmiUeJ* 

— Besdileiinigung des Informationsflusses der wls- 
senschafllichen Erkenntnisse zu Beratung und 
Praxis* 

Zur Förderung der Beratung stellte der Bund den 
Ländern im Jahr 1971 rd* 15,5 Millionen DM zur 
Verfügung, Diese Bundesmittel entfallen ab 1973 
auf Grund der im Zusammenhang mit der Finanz- 
reform getroffeTieD Regelung. 

Der Bund wird künftig neben koordinierenden Auf- 
gaben die Erstellung und Verbreitung geeigneter 
Beratungsunterlagen (z* B. Kalkulationsunterlagen) 
fördern sowie durch zentrale Informationsmaßnah- 
men zu einer weiteren Verbesserung der Effizienz 
der Beratung beitragen. 
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13 Forschung 


13.1 Analyse der bisherigen und 
voraussichtlichen Entwicklung 

Forsdiungseinrictitungen 

294. Für die Erfüllung ihrer politischen und admi- 
nistrativen Aufgaben auf den Gebieten Ernährung, 
Land-, Forst- und Holzwirtschaft, Velerinärwesen, 
Naturschutz und Landschaftspflege verfügen das 
BML über 16 Bundesforschungsanstalten mit rd. 2500 
Besciiäftigten '). das BMJFG über das Bundesgesund- 
heitsamt. Außerdem gewährt das BML an zehn 
außerhalb der Bundesverwaltung stehende For- 
schungseinrichtungen Zuschüsse und erteilt darüber 
hinaus zeitlich befristete Forschungsaufträge. Die 
Bundesregierung fördert daneben die Forschung im 
Bereich der Lebensmitteltechnologie über die Ar- 
beitsgemeinschaft Industrieller Forschungsvereini- 
gungen (AIF). 

295. Die Bundesforschungsanstalten des BML sind 
in drei Fachbereichen zusammengefaßt (siehe Ma- 
terialband. Schaubild 4): 

Fachbereich ^Land- und Forstwirtschaft** 

(6 Anstalten) 

Fachbereich ..Ernährungsforschung und 
Lebensmitteltechnologie'’ (8 Anstalten) 
Fachbereich „Krankheiten der Pflanzen und 
Viruskrankheilen der Tiere“ (2 Anstalten). 

296. In den genannten Forschungseinrichtungen 
wird schwerpunktmäßig auf folgenden Gebieten 
gearbeitet: 

— Erhaltung. Steigerung und Standardisierung der 
Lebensmittelqualität unter Berücksichtigung er- 
nährungswissenschaftlicher Forderungen. 

— Weiter- und Neuentwicklung von lebensmittel- 
technologischen Verfahren einschließlich der Ver- 
packung und Haushaltstechnik. 

— • Hochsee-, Küsten- und Binnenfischerei. 

— Rationalisierung und Automatisierung der pflanz- 
lichen und tierischen Produktion; ländlidies Bau- 
wesen. 

— Bekämpfung von Tierkrankheiten. 

— Pflanzenzüchtung. 

— Technologische und ökonomische Fragen der 
Forst- und Holzwirtschaft. 

— Land- imd emährimgswirtschaftliche Markt- und 
Absatzfragen. 

— Einzelbetriebliche und regionale Strukturfragen. 

— Horizontale und vertikale Integration. 

— Umweltforschung (Naturschutz, Landschaftspfle- 
ge, Biozide und deren Rückstände, agrarökologi- 
sche Fragen, umweltfreundlicher Pflanzenschutz). 

‘) Jahresbericht Forschung 1970, hrsg. vom Bundesmini- 
ster für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, Bonn 
1970. 


297, In den nächsten Jahren werden sich im Be- 
reich der Ernährungsforschung die Schwerpunkte 
zimehmend auf die Bedeutung ernährungswissen- 
schaftlicher Kriterien bei der Qualitäts- und Tech- 
nologieforscfaung erstrecken. Im Rahmen der Um- 
weltforschung wird die Rückstandsproblematik wei- 
ter an Bedeutung gewinnen, ebenso wird die Abfall- 
vermeidung und -beseitigung wichtiger werden. 

Auch in der Agrartechnik gewinnen die Umwell- 
probleme mehr und mehr an Bedeutung: Massen- 
lierhaltung und Abfallbeseitigung, biologisch- 
integrierter Pflanzenschutz, Naturschutz und Land- 
schaftspflege. Weitere Forschungsschwerpimkte ent- 
wickeln sich aus der Notwendigkeit der Industriali- 
sierung und Automatisierung der tierischen und 
pflanzlidien Produktion. Im sozialökonomischen 
Aufgabenbereich werden strukturelle Probleme, ins- 
besondere die Mobilität der Produktionsfaktoren, 
die Bearbeitung von Fragen, die mit der horizonta- 
len und vertikalen Integration Zusammenhängen, 
die Entwicklung wissenschaftlicher Grundlagen zur 
Überprüfung des Erfolges agrarpolitischer Maßnah- 
men und die Bearbeitung von sozialen und bil- 
dungspolitischen Fragen zu Schwerpunktthemen 
werden. 

InlernaÜonale Zusammenarbeit 

298. Die 1968 abgeschlossene Vereinbarung über 
eine deutsch-niederländische Zusammenarbeit auf 
dem Gebiet der Agrarforschung hat dazu geführt, 
daß eine Reihe von wissenschaftlichen Arbeitsgrup- 
pen für verschiedene Fachgebiete (u. a. Fischerei, 
Landarbeit, Strahlenbehandlung von Lebensmitteln, 
Sera und Impfstoffe) gebildet wurden. Diese treten 
in unregelmäßigen Abständen zur gegenseitigen 
Unterrichtung, zur Koordinierung und zur Durch- 
führung gemeinsamer Forschungsprojekte zusam- 
men. Der mit Rumänien begoimene Austausch von 
Wissenschaftlern und Praktikern wird weitergeführt. 
Mit Vertretern der Agrarforschung in Belgien, 
Frankreich. Spanien, Jugoslawien, Ungarn, Israel 
und Indien sind einleitende bzw. orientierende Ge- 
spräche über die Möglichkeiten einer Zusammen- 
arbeit geführt worden. 


13.2 Ziele 

299. Die vom Bund finanzierte Agrarforschung hat 
vor allem die Aufgabe, die Bundesregierung wis- 
senschaftlich zu beraten und ihr gezielt Enlschei- 
dungshillen an die Hand zu geben. Hierzu sind 
Forschungseinrichtungen erforderlich, die ständig 
zu politisch aktuellen Problemen herangezogen wer- 
den können. In der Wahl ihrer Forschungsobjekte 
und den vordringlich zu bearbeitenden Fragen fol- 
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gen diese Einrichtungen den von der Bundesregie- 
rung gesetzen Prioritäten. In der Wahl der jeweils 
anzuwendenden Methoden und in der Ergebnisfin- 
dung unterliegen sie keinen Beschränkungen. 

Ziel der Bundesregierung ist es, die Arbeiten der 
Bundesforschungsanstalten und — soweit wie mög- 
lich — audi die der bezuschußlen Forschungsein- 
riditungen noch stärker als bisher auf die aktuellen 
Probleme der Emährungs- und Agrarpolitik auszu- 
richten. Als ein weiteres widitiges Ziel betrachtet 
die Bundesregierung eine Verbesserung der öko- 
nomischen Entsdieidungshilfen für den Ministerrat 
der EG durch intensivere Zusammenarbeit der 
agrarökonomischen Forschungseinrichtungen der 
EWG-Mitgliedstaaten. 


13.3 Maßnahmen 

300. Im Haushaltsjahr 1971 wurden 96,8 Millionen 
DM für die Bundesforschungsanstalten und 15,5 Mil- 
lionen DM für bezuschußte Einridilungen, für zeit- 
lich befristete Forschungsaufträge sowie für Doku- 
mentation bereilgestelll. Der Haushalt 1972 sieht 
Ausgaben in Höhe von 109,7 Millionen DM für die 
Anstalten und 15,0 Millionen DM für Zuschüsse 
etc. vor. 

301. Der Forschungsplan 1971 des Bundesministe- 
riums für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
enthält u. a. die nadistehend aufgeführlen For- 
schungsschwerpunkte, denen besondere Priorität 
eingeräumt wird. Diese Forschungsschwerpunkte be- 
sitzen auch im Rahmen der langfristigen Ziele der 
Agrar- und Emährungspolilik vorrangige Bedeu- 
tung: 

— Vermeidung und Verminderung von Rückstän- 
den in Lebensmitteln durch technologische Ver- 
fahren, 

— Verbesserung der Versorgung mit hochwertigem 
Eiweiß, 

— Fette für die Ernährung des Menschen in der 
industrialisierten Gesellschaft, 

— Neue Technologien der Milchgewinnung und 
Einsatz biosynthetischen Eiweißes aus Abfallpro- 
dukten in der Fütterung, 

— Gemeinschaftsverpflegung, 

— Mechanisierung von Holzernte und Holztrans- 
port, 

— Bekämpfung übertragbarer Tierkrankheiten. 

— Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit von Er- 
zeugnissen der deutschen Agrarwirtschaft durch 
marktgerechtes Angebot, 


— Struktur- und Regionalenlwicklung in agrari- 
schen Räumen, 

— Analyse und Prognose des Angebotes von und 
der Nachfrage nach Agrarprodukten sowie Ab- 
satz- imd Strukturprobleme auf Agrarmärkten, 

— ökologische Grundlagen der Nutzungseignung 
und Belastungsfähigkeit ländlicher Räume, 

— Uraweltfreundliche Agrarwirtschaft, 

— Modelluntersuchungen für Landsdiaftsplanun- 
gen, 

302. Die Planung der Forschungsarbeiten im Res- 
sortbereich ist weiterzuentwickeln unter Berück- 
sichtigung der Tatsache, daß wissenschaftliche Ar- 
beit nicht vollständig planbar ist. Der Forschungs- 
bereich wird ln Anpassung an die Veränderungen 
der politischen und gesellschaftlichen Anforderun- 
gen in einigen Fällen eingeschränkt werden kön- 
nen, in anderen ausgebaut werden müssen. 

In jüngerer Zeit ist bereits die Bundesanstalt für 
Tabakforschung an das Land Baden -Württemberg 
abgegeben worden, während die Bundesforschungs- 
anstalt für gartenbauliche Pflanzenzüchlung sowie 
das Institut für Strukturforschung bei der For- 
schungsanstalt für Landwirtschaft Braunschweig- 
Völkenrode neu errichtet worden sind. 

Verfahren zur Koordinierung und — weim mög- 
lich — Kooperation mit der in anderen Bereichen 
(Hochschulen, Max-Planck-Gesellschaft) betriebenen 
Emährungs- und Agrarforschung werden entwickelt 
werden. Durch den Einsatz modernster technischer 
Hilfsmittel, wie z. B. der elektronischen Datenver- 
arbeitung, werden die Ergebnisse der Forschung 
künftig rascher und unmittelbarer in die Praxis um- 
gesetzt werden körmen. Es soll geprüft werden, ob 
hierzu auch die Errichtung der Bundesanstalt für 
Agrardokumentalion und -Information beitragen 
kaim. Nicht zuletzt wird die internationale Zusam- 
menarbeit dazu führen, daß neue wissenschaftliche 
Erkenntnisse schneller bekannt werden. Als wichti- 
gen Schritt in diese Richtung strebt die Bundes- 
regienmg eine verstärkte Kooperation innerhalb der 
Europäischen Gemeinschaften an, wie es Artikel 41 
des EWG- Vertrages vorsieht. 

303. Im Zuge der Neuordnung ist eine stärkere 
organisatorische Zusammenfassung der Anstalten 
geplant, bei der auch geprüft wird, ob und inwie- 
weit eine räumliche Zusammenfassung möglich ist. 
Dadurch soll die Effizienz der Forschung weiter er- 
höht und die Erarbeitung von Entscheidungshilfen 
für die agrarpolitischen Maßnahmen der Bundes- 
regienmg verbessert werden. 
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t4 Außenwirtschaftspolitik und Weltagrarprobleme 


14.1 Analyse der bisherigen und 
voraussichtlichen Entwicklung 

14.11 Weltagrarproduktion und Welternahrung 

304. Die land wirtschaftliche Gesamtprodiiktion der 
Well [ohne VK China) hat sich 1970 infolge eines 
Anstiegs in den Entwicklungsländern und in den 
europäisdtien Ostblodcl ändern erhöht und hat 1971 
vor allem auf Grund der größeren Erzeugung in 
den Industrieländern weiter zugenommen. Auf die 
gestiegene Bevölkenmgszahl bezogen, veränderte 
sich die Agrarproduktion sowohl in den Entwick- 
lungsländern als auch in den westlichen Industrie- 
ländern jedoch kaum. Im Verlauf der letzten De- 
kade hat sich in Entwicklungsländern weder die 
Pro-Kopf*Produktion an Ernährungsgütern noch an 
Agrarprodukten insgesamt nennenswert erhöht. 
Hodiertragreiche neue Sorten — vor allem bei Wel- 
zen und Reis — sowie andere ertragssteigernde 
Produktionsmittel finden zwar zunehmend ^ aber in 
unterschiedlichem Umfang Anwendung- So zeigt 
auch der Pro d u kt ioos fort schritt zwischen den ein- 
zelnen Gebieten starke Unterschiede, ln den west- 
lichen Industrieländern und in den europäischen 
Ostblockländera erfolgte dagegen in den letzten 
zehn Jahren insgesamt und pro Kopf der Bevölke- 
rung eine wesentliche Produktionsausweitung. 

Etwa 30 Vo der Wellagrarproduküon (ohne VR 
China) fallen in den Entwicklungsländern an, in 
denen über 60®/» der Wellbevölkerung leben. Die 
schnelle Zunahme der Bevölkerung In diesen Län- 
dern zehrt den Zuwachs iluer Nahrungsmittelpro- 
duktion nahezu auf* während regional oder über- 
regional anfallende Überschüsse infolge mangelnder 
Kaufkraft oder unzurei dien der Transport- und Ver- 
marktungseinrichtungen nicht ira notwendigen Um- 
fang in die Zentren des Bedarfs abfließen können. 

305. Die täglich pro Kopf zur Verfügung stehende 
Nahrungsmittelmenge in den Entwicklungsländern 
ist nach den kürzUchen Berechnungen der FAO in 
den letzten Jahren zwar angestiegen, hat jedoch 
nodi immer nicht das erforderliche Mindestmaß er- 
reicht. Besonders groß sind die Unterschiede in der 
Proteinversorgung zwischen verschiedenen Bevöl- 
kenmgsgruppen in bestimmten Regionen. 

Bis zum Jahre 1980 wird die Wellbevölkening auf 
4,6 Mrd. gegenüber 3,7 MrcL 1970 ansteigen *). Hach 
den Projektionen der FAO wird sich unter der An- 
nahme unveränderter Politik die Versorgung der 
Bevölkerung bis 1980 zwar Insgesamt verbessern, 
aber nicht überall die erforderliche Mindestmenge 

') FAO, AgricuUural Commodity PiojecUons, 1970—1980* 
Vo!. IL Rom 1971, S. 4. 


an Kalorien erreidien. Die FAO schätzt, daß es 1980 
prozentual weniger, absolut aber genausoviel unter- 
ernährte Menschen geben wird wie zur Zeit. 

14.12 Weltagrarmärkte 

30S. Das hohe Angebot auf einer Reihe von Welt- 
agrannärkten* das in den vergangenen Jahren zu 
einem ständigen Preisdnick und zu Überschüssen 
geführt hat, erschwerte auch den EWG-Mitglied- 
Staaten den Absatz der über die traditionellen Ab- 
satzmöglichkeiten hinausgehenden Produktion bei 
Getreide* MUcherzeugnissen und Zucker. 

im Jahre 1970 führten vor allem Witteningsein- 
flüsse* aber auch die Bemühungen einiger Länder um 
eine Stabilisierung der Märkte zu einer fühlbaren 
Marktentlüstung und zu einem Anstieg der Welt- 
marktpreise. Dies gilt vor allem für Erzeugnisse der 
gemäßigten Klimazone, wie Weizen, Futterge- 
Ireide, Sojabohnen und andere Fettrohstoffe, öl- 
kudien, Milcherzeugnisse und Rindfleisch, aber auch 
für Produkte wie Kaffee, Tee und Zucker. Es blieb 
jedoch ein Angebotsdruck u. a. bei Reis# Bananen 
und Zitmsfriiditen bestehen. 

Hingegen erfolgte 1971 auf Grund günstiger Witte- 
rungsbedingungeB für die pflanzliche Erzeugung und 
infolge der Lockerung produktionsbeschränk endet 
Maßnahmen einiger wichtiger Länder wieder ein 
Anstieg der Welt- Agrarproduktion. Das belastete 
die betroffenen Märkte bisher aber nicht in glei- 
chem Ausmaß wie in den Vorjahren. 

Längerfristig dürfte nadi bisher vorliegenden Sdiät- 
zungen bei Fortsetzung der gegenwärtigen Agrar- 
politik in den maßgeblichen Ländern die Tendenz 
zur Überschußproduktion bei einigen wichtigen Pro- 
dukten fortbestehen. So ist u. a. auf den Märkten für 
Weizen, Futtergetreide* Reis, Zitrusfrüdite, Fette 
und Oie sowie für Ölkuchen trotz steigender Nach- 
frage mit einem Überangebot zu rechnen. Das Pro- 
blem der Stabilisierung der Weltmärkte bleibt daher 
bestehen. 


14.13 Agraraußenhandel der Bundesrepublik 
Deutschland 

307. Innerhalb der EWG ist die Bundesrepublik 
sowohl für die Mitgliedslaalen als auch für Drittlän- 
der mit Abstand der wichtigste Absatzmarkt für 
Agrargüter. Der einheitliche Markt mit freiem Wa- 
renverkehr innerhalb der EWG hat zur Folge, daß 
der Handel zwischen den Mitgliedstaaten nicht mehr 
als Import und Export im herkömmlichen Sinne be- 
trachtet werden kann. 

Die Einfuhr von Emährungsgütem aus Drittländern 
und die Zufuhren aus den übrigen EG-Mitglledst aa- 
len auf den Markt der Bundesrepublik haben sich 
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von 1960/61 bis 1970/71 trotz wadiseiider Inlands* 
Produktion wertmäßig verdoppelt, da infolge stet* 
gender Einkommen auch die Verbraochemadifrage 
bei geänderter Nadifragestruktui beträchtlidi zuge- 
nommen hat. 

Der EWG- Agrarmarkt hat zu strukturellen Verände- 
rungen im emährungswirtschafüichen Außenhandel 
geführt- Es ergaben sich Verschiebungen zugunsten 
der £G-Mitgliedstaaten von denen die einzelnen 
Drittländer unterschiedlich betroffen wurden. Trotz- 
dem stieg auch die Einfuhr aus Drittländern in den 
vergangenen 10 Jahren um 64 Va. 


309* Die Drittländer werden auch in Zukrmft ihre 
Bedeutung für die deutsche Einfuhr behalten, weil 
sie in größerem Umfang Waren liefern, die in der 
EWG nicht oder nicht ausreidiend erzeugt werden. 
So hat sich die Einfuhr aus den USA in den letzten 
10 Jahren mehr als verdoppelt und die Einfuhr aus 
den Entwicklungsländern stieg um 70®/o* In der 
warenmäßigen Zusammensetzung der emährungs- 
wiitsdiaJtlidien Einfuhr zeigen sich keine grundle- 
genden Veränderungen, Der Anteil der be- und ver- 
arbeiteten Erzeugnisse hat gegenüber der Rohware 
an Bedeutung gewonnen 


Übersicht 32 


Außenhandel der Bundesrepublik Deutschland mit Gütern 
der Emährungswirtschaft nach Ländergruppen 


Jahr 

(Juli/JunJ) 

EG- 

MltgUed- 

Staaten 

Dritt- 

länder 

Insgesamt 

IG- 

Milglied* 

Staaten 

Dritt- 

länder 



MiUionen DM 


AnteB 

0 1956/57 bis 1958/59 

2 329 

7 505 

Elnfuhr 

9 834 

24 

76 

0 1959/60 bis 1961/62 

3 549 

8 388 

11 937 

30 

7Ö 

1960/61 

3 315 

7 580 

10895 

30 

70 

1962/63 

4 143 

8 539 

12 682 

33 

67 

1965/66 

6 402 

11 539 

17 941 

30 

64 

1966/67 

6 234 

10 633 

16 867 

37 

63 

1967/68 

6 417 

10146 

16563 

39 

61 

1968/69 

8 434 

10 352 

18786 

45 

55 

1969/70 

8688 

10 812 

19500 

45 

55 

1970/71 

9 914 

12 411 

22325 

44 

56 

0 1956/57 bis 1958/59 

296 

566 

Ansfubt 

862 

34 

66 

0 1959/60 bis 1961/62 

385 

702 

1087 

35 

65 

1960/61 

391 

707 

1098 

36 

64 

1962/63 

423 

749 

l 172 

36 

64 

1965/66 

742 

1 210 

1952 

38 

62 

1966/67 

1027 

1 193 

2 220 

46 

54 

1967/68 

1456 

1200 

2 656 

55 

45 

1968/69 

1 921 

1343 

3 264 

59 

41 

1969/70 

2 276 

1 840 

4116 

55 

45 

1970/71 

2 583 

2 228 

4811 

54 

46 


einsdblleßlidi Kaffee und Tabak Quelle; StaÜBüsdies Bundesamt 
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309- Im Wirtschaftsjalir 1970/71 erhöhte sich die 
ernähningswirtsdiaftliche Einfuhr insgesamt im 
Vergleich 2:um Vorjahr um 14®/o auf 22,3 Mrd- DM 
{vgl* Übersicht 32)* An diesem Anstieg waren die 
meisten Erzeugnisse beteiligt, überwiegend Ge- 
treide, Fettrohsloffe, Futtermittel und Fleisch, Ein- 
fuhinjckgänge waren nur bei wenigen Erzeugnissen 
— z* B* Zitrusfrüchten und Tabak — zu verzeichnen* 
Die Einfuhr aus Drittländern {+ 1,6 Mrd* DM) 
nahm 1970/71 starker zu als die Bezüge aus den 
EG-Milgliedstaaten (+ 1,2 Mrd* DM), Dabei er- 
höhten sich die Einfuhren aus den USA, den Staats- 
handel sl ändern und den Entwichltmgsländem 
weiterhin* 

310, Relativ stärker als die Einfuhr stiegen in den 
letzten 10 Jahren die ernähningswlrtsdiaftlidien 
Lieferungen in die EG-Milglied Staaten und die Aus- 
fuhr in Drittländer, Sie übertrafen 1970/71 zusam- 
men mit einem Wert von 4,8 Mrd. DM die Vor- 
jahreshöhe um 17®/» und waren mehr als 4 mal so 
groß wie vor 10 Jahren* Der Ausbau des gemein- 
samen Agrarmarktes begünstigte auch die Be- 
mühungen um eine Steigerung des deutschen Agrar- 
exportes. Die Lieferungen in die EG-Mitgliedstaaten 
sind seit 1960/61 stärker gestiegen als die Ausfuhr 
in Drittländer, deren Anteil 1970/71 bei 46®/« gegen- 
über 64®/» 1960/61 lag. Zu einem Teil ist an der 
Exportsteigerung der letzten Jahre die nicht- 
kommerzielle Ausfuhr in Drittländer beteiligt* Diese 
machte 1970/71 etwa 16 ®/o der emährungswirtschaft- 
lichen Ausfuhr in Drittländer aus, Etwa die Hälfte 
davon waren Nahrungsmittelhilfeleistungen* Ein 
großer Teil der Ausfuhr in Drittländer war nur mit 
Hilfe von erhebllciien Exporterstattungen — im 
Rahmen der EWC-Marktorgantsationen — möglich, 

311, Die emährungswirtsdiaftliche Einfuhr der 
Bundesrepublik aus Ostblockstaaten, auf die 9 ®/o 
der vergleichbaren Einfuhr aus Drittländern entfiel, 
stieg 1970/71 gegenüber dem Vorjahr um 4®/o an, 
während die entsprechende Ausfuhr um fast 29 ®/d 
zugenommen hat, Damit erhöhte sich der Anteil der 
Ernährungsgüterausfuhr der Bundesrepublik in den 
Ostblock an der entsprechenden Drittland sausfuhr 
auf 17 ®/o. 


14,2 Ziele und MaBnahmen 


14,21 Einfuhr^ und Ausfuhrpolitik 

31 Z Die EWG- Agrarmarkt- und Preispolitik führte 
bei wichtigen Waren zu einem hohen Selbstversor- 
gungsgrad und teilweise zu Überschüssen, Sie läßt 
daher nur noch begrenzten Spielraum für agrarische 
Außenwirtschaftspolitik- In Zukunft dürften die 
Absatzmöglichkeiten der Drittländer nicht nur von 


den preispolitischen Maßnahmen< sondern u, a* auch 
von der Beherrschung der Produktion durch agrar- 
strukturelle und soziale Maßnahmen, insbesondere 
von der Schaffung von außerlandwirtschaftlichen 
Beschäftigungsaltemativen in den EG-Mitglied- 
staaten abhängen* 


E/n/uhrpo/Jfik 

313, Ziel der agrarischen Einfuhrpolitik ist es, 
Drittländern Zugang zu den Gemeinsdiaftsmarklen 
zu ermöglichen, wobei den Interessen der deutschen 
und gemeinschaftlichen Landwirtsdialt Rechnung zu 
tragen ist Die Notwendigkeit entsprechender Maß- 
nahmen ergibt sich vor allem auch aus der Forde- 
rung der Entwicklungsländer nach mehr Markt- 
zugang* 

Den Drittländern werden bereits wirksame Er- 
leichterungen vor allem bei den Waren zugestan- 
den, bei denen die deutsche und die gemeinschaft- 
lidie Produktion nicht wesentlich berührt wird. Dazu 
gehören u* a* die garantierte Mindestaussetzung der 
Abschöpfung für Rindergefrierfleisch im Handels- 
abkommen mit Argentinien und EinfuhrmÖglich- 
keiten für Höhenrinder aus östeneich, 

314, Im Außenhandel werden neben den Instru- 
menten der EWG-MarklorganisaÜDnen für Waren 
ohne gemeinsame Marktorganisatioa für einen be- 
grenzten Zeitraum noch die traditionellen Instru- 
mente der agrarischen Außenhandelspolitik (Kon- 
tingente) eingesetzt, um die Inlandserzeugung und 
die Einfuhren auf den Inlandsbedarf auszurichten* 
So wurden nach Konsultationen bei den Europä- 
ischen Gemeinschaften zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und fast allen osteuropäischen Ländern 
bilaterale Abkommen bis Ende 1974 über den 
Warenverkehr abgeschlossen. Den Entwicklungs- 
ländern wurden im Rahmen der Pr äferenzge Währung 
der Gemeinscitaft auch im Agrarbereich Handels- 
vorteile eingeräumt* Ferner hat sich die Bundes- 
republik im Rahmen der EWG für verbesserte Zu- 
gangsmöglichkeiten der Entwicklungsländer bei 
einzelnen tropischen Produkten (z* B, Aufrethterhal- 
tung des deutschen Bananenkontingents kn Rahmen 
des EWG-Vertrages) eingesetzt* 


AusiahrpoJiUk 

315. Die Bundesregierung unterstützt die Bemü- 
hungen, die deutsdien Agrarprodukle auf den 
Märkten anderer Länder wettbewerbsfähig zu 
machen* Sie fördert alle Aktivitäten, die dazu 
dienen, hochwertige deutsdie Spezialitäten in west- 
lichen und östlichen Industrieländern bekannt zu 
machen und die Nachfrage dort zu befriedigen* Die 
Bemühungen ziehen hin auf den Schutz deutsdier 
Herkunftsbezeichnungen für Agrarerzeugnisse im 
Ausland, die Verbesserung und Erweiterung derAus- 
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fuhrgarantie und Bürgschaften für den Agrarexport 
sowie die Werbung und Marktpflege für deutsche 
Nahrungs- und GenußmitteJ namentlich für Speziali- 
täten. Zur Aufrechterhallung der kommerziellen 
Ausfuhrmöglichkeiten insbesondere bei Getreide 
haben sich die Bundesrepublik und die EWG bereit 
erklärt, an den Arbeiten des FOA-Unterausschusses 
für Überschußverwertung (CSD) aktiv mitzuwirken, 
um durch gegenseitige Informationen und Konsul- 
tation zu verhindern, daß durch Nahrungsmittel- 
hilfe-Lieferungen kommerzielle Handelsströme be- 
einträchtigt werden. 

14.22 Internationale Agrarpolitik 

316. In den internationalen Organisationen Welt- 
handelskonferenz, GATT, OECD und FAO haben die 
Bemühungen um eine umfassende langfristige Lö- 
sung der Probleme auf den Wellagrarmärkten auch 
im Jahr 1971 kaum zu Fortschritten geführt Im 
Rahmen der OECD wurde eine Gruppe unabhängi- 
ger Sachverständiger eingesetzt, die auch auf dem 
Agrarsektor Vorschläge zur Lösung der Handels- 
probleme erarbeiten soll. Die FAO wird sich der 
Frage eines internationalen Agrarausgleichs (agri- 
cultural adjustment) künftig stärker widmen. Hinter 
diesen Bemühungen steht das Ziel einer Neuord- 
nung der Weltagrarwirtschaft mit ihren Auswirkun- 
gen auf Kapazität. Struktur und Außenhandel der 
einzelnen nationalen Agrarwirtschaften. In diesem 
Zusammenhang kommt auch den handelsvertrag- 
lichen Vereinbarungen der EWG mit dritten Ländern 
zunehmend Bedeutung zu, an deren Abschluß sich 
die Bundesregierung aktiv beteiligt. 

14.22.1 Förderung der Weltagrarproduktion 

317. Die Beseitigung von Hunger und einseitiger 
Ernährung betrachtet die Bundesregienmg nach wie 
vor als vordringliche Aufgabe internationaler Zu- 
sammenarbeit. Langfristig ist dieses Ziel in erster 
Linie durch eine Stärkung der Wirtschaftskraft der 
Entwicklungsländer selbst zu lösen, die mit Hilfe 
der Industrieländer zu erzielen ist 

Der Anteil der agrarischen Entwicklungshilfe an den 
Gesamtaufwendungen der deutschen Entwicklungs- 
hilfe beträgt etwa l6®/o von insgesamt 2,345 Mrd. 
DM. Damit liegt dieser Anteil in der Bundesrepublik 
über dem Durchschnitt anderer OECD-Länder. 

Einen besonderen Schwerpunkt der Agrarhilfe stellt 
die Förderung des Prodiiktionsmitteleinsatzes dar. 
Dabei sind vor allem Maßnahmen zur Intensivie- 
rung der tierischen Produktion sowie der vermehrte 
Einsatz von Handelsdünger, Saatgut, Schädlings- 
bekämpfungsmitteln, Maschinen und Geräten zu 
nennen. Die Förderung der der landwirtschaftlichen 
Produktion vor- und nachgelagerten Stufen gewinnt 
zunehmend an Bedeutung. Nahezu 600 Agrar- 
experten führen gegenwärtig etwa 200 Agrar- 
projekte durch. Diese Maßnahmen dienen nicht nur 
der Verbessenmg der Nahrungsmittelversorgung, 
sondern tragen auch zur wirtschaftlichen Unabhän- 
gigkeit der Entwicklungsländer bei. 


14.22.2 Stabilisierung der WeltagrarmSrkte 

318. Die Bundesregierung nimmt im Rahmen der 
EWG und FAO an den Bemühungen zur Stabilisie- 
rung und zur Herstellung eines Gleichgewichts auf 
den Weltagrarmärkten teil. An der Erarbeitung 
internationaler Abkommen für einzelne Agrar- 
märkte ist sie aktiv beteiligt 

319. Am 1. Juli 1971 ist die Internationale Weizen- 
übereinkunft von 1971 in Kraft getreten. Die Inter- 
nationale Weizen-Übereinkunft löst die Internatio- 
nale Getreide-Übereinkunft von 1967 abt sie gilt 
wiederum für drei Jahre. Das neue Weizenhandels- 
übereinkommen enthält keine Preisvereinbarungen, 
statt dessen ist ein Konsultationsverfahren vorgese- 
hen, um die Marktlage zu beobachten und um mög- 
liche Schwierigkeiten zu vermeiden oder abzumil- 
dem. 

320. Die Bundesrepublik hat sich bereit erklärt, 
dem Internationalen Olivenöl-Übereinkommen von 
1963 beizutreten. Voraussetzung ist. daß das Abkom- 
men Uberal gehandhabt wird und die Bundesrepu- 
blik keine Beiträge zum Werbefonds leisten muß. 
Ferner setzt sich die Bundesrepublik für einen Bei- 
tritt der EWG zum Internationalen Zucker-Abkom- 
men von 1968 nach der Erweitenmg der Gemein- 
schaft und bei der Gewähnmg angemessener Bei- 
trittsbedingungen ein. Weiter unterstützt die Bun- 
desrepublik die Vorbereitungen von Verhandlungen 
für den Abschluß eines Internationalen Kakao-Ab- 
kommens. 

321. Die im Jahre 1970 im Rahmen des GATT zwi- 
schen den Hauplausfuhr- und einigen Einfuhrlän- 
dern getroffene Vereinbaning über die Einhaltung 
eines Mindestpreises beim Export von Magermilch- 
pulver hat auch im Jahre 1971 mit dazu beigetragen, 
dem ruinösen Preiswettbewerb auf dem Weltmarkt 
Einhalt zu gebieten. Auch das seit einigen Jahren 
bei der OECD bestehende Gentleman*s Agreement 
über Vollmilchpulver, das die Ausfuhrländer zur 
Einhaltung eines Mindestexportpreises verpflichtet, 
hat seine marktstabilisierende Funktion erfüllt. An- 
gesichts der dem freien Welthandel drohenden pro- 
tektionistischen Gefahren wird die Bundesregierung 
in ihren Bestrebungen nicht nachlassen, den be- 
stehenden Liberalisierxmgsstand nicht nur zu erhal- 
ten, sondern darüber hinaus weitere Fortschritte zu 
machen. 

14.22.3 Nahrungsmittelhiifo 

322. Die Bundesregierung hat erfolgreiche An- 
strengungen unternommen, um verfügbare Agrar- 
produkte siimvoll und gezielt in Entwicklungslän- 
dern zur Bekämpfung des Hungers, zur Förderung 
der wirtschaftlichen Entwicklung dieser Länder (z. B. 
in Afrika, Vorder- und Südostasien) sowie ziu Lin- 
derung der Not in Katastrophengebieten (z. B. bei 
Dürre und Erdbeben) einzusetzen. Dabei war es das 
Ziel der deutschen Nahrungsmittelhilfe, akute Ver- 
sorgungsengpässe bei Nahrungsmitteln beseitigen 
zu helfen und durch Hilfslieferungen von Emäh- 
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nmgsgütern für bestimmte Projekte die betreffenden 
Länder in ihrem wirtschafUithen Aufbau zu unter^ 
stützen. Die Bundesregiernng war dabei bestrebt, 
die Nahningsmittelhilfe in ihre allgemeine entwidc- 
lungspolitisdhe Konzeption elnzupassen. 

323. Besondere Bedeutung hatten die Lieferungen 
an Entwidclungsländer im Rahmen des in der Ken- 
nedy-Runde erstmalig ausgehandelten dreijährigen 
Internationalen Nahrnngsmlttelhilfe-Übereinkom- 
mens von 1967, das am 30- Juni 1971 abgelaufen ist 
Innnerhalb dieses Übereinkommens hatten die EWG 
und ihre Mitglied Staaten die Verpfliditung übernom- 
men, jährlich insgesamt 1,035 Millionen E Getreide 
oder Getreideerzeugnisse zu üefem. Im dritten Ue- 
ferjahr (1. Juli 1970 bis 30. Juni 1971) wurden von 
der Bundesrepublik wie in den Vorjahren wiederum 
320 000 t bereitgestelit, davon 213 660 t als natio- 
nale Lieferungen an einzelne Entwicklungsländer 
und des VN/FAO-Weltemälmingsprogramms sowie 
106 340 t als deutscher Anteil an Gemeinsdiafts- 
lieferungen, 

324. In der WHK-Weizenkonferenz Anfang 1971 
wurde audi das IntemaUonale Nahrungsmittelhilfe- 
übereinkommen erneuert. Das neue, wiederum für 
drei Jahre abgeschlossene Übereinkommen von 1967 
sieht die gleichen Lieferverpflichtungen für die EWG 
bei einer geringfügig verminderten Gesamtmenge 
vor und ermÖgUdil auch die Lieferung von Reis, Auf 
der Grundlage des neuen Übereinkommens wurde 
im Rahmen der EWG-Verp flieh tungen vom Minister- 
rat bereits eine Lieferung von 7000 l Weizenmehl 
und 43 000 t Reis zugunsten der ostbengalisdien 
FlüdiUinge in Indien beschlosseiL 

325. Das Abkommen zwischen der EWG und dem 
VN/FAO-Weltemähmngsprogramm über die Liefe- 
rung von 120 000 t Magermilchpulver und 35 000 i 
Butterfett mußte nach dem zügigen Abbau der Vor- 
räte in der EWG in seiner Durchführung um weitere 
neun Monate bis 30, Juni 1972 verlängert werden. 
Aus deutschen Intervenüonsbeständen wurden bis 
Ende Dezember 1971 rd. 50 000 t Magermilchpulver 
mit einem Wert von 78 Millionen DM und 12 200 t 
Butterfett mit einem Wert von rd. 100 Millionen DM 
geliefert] die Kosten werden vom EAGFL getragen. 

326. Im Rahmen des Abkommens zwischen der 
EWG und dem Internationalen Komitee vom Roten 
Kreuz wurden 2225 t Magerinilcfapulver mit einem 
Gesamtwert von 3,5 Millionen DM aus deutschen 
Interventionsbeständen zur Verfügung gestellt Der 
EG-Ministerrat hat 1971 eine Nahrungsmittelhilfe 
von 500 t Volleipulver besdilossenr eLaschließÜdi 
des Verwaltungs- und Verteilungskostenbeitrages 
für das VN/FAO-Wellemährüngsprogramm wird 
diese Gemeinsthaftshilfe rd. 2 Millionen RH kosten. 
Anläßlich der Naturkatastrophen in der Türkei, 
Peru und Pakistan wurden vom EG-Ministerrat 
Gemeinschaftslieferungen beschlossen. Aus deut- 
schen Interventionsbeständen wurden rd, 8000 l Ma- 
germildipulver, 1000 l Butter und 1000 t Butterfett 
bereitgestellt 


327, Die Bundesrepublik stellte dem VN/FAO- 
Welternährungsprogxamm 1971 Fisch- und Fleisch- 
konserven, Ei- und Milchpulver, Käse und sonstige 
Nahrungsmittel im Werte von 14 Millionen DM 
einschließlidi des Verwaltungskostenbeitrages zur 
Verfügung. Des weiteren wurden an Entwidtlungs- 
länder bilateral Nalmmgsmittel im Werte von 2,0 
Millionen DM, in Katästrophenfallen von weiteren 
1,4 Millionen DM zur Verfügtmg gestellt 

328. Die Bundesregierung ist sich bewußt, daß die 
Frage einer ausreichenden Versorgung der Bevöl- 
kerung in den Entwicklungsländern durch Nahrungs- 
miltelhilfe nicht gelöst werden kann, Hilfsliefenm- 
gen von Nahrungsmitteln können zwar akute Ver- 
sorgungssdiwierigkeiten überwinden helfen und bei 
Einsatz in Projekten die allgemeine Entwicklung des 
jeweiligen Landes fordern r nachhaltig können die 
Probleme der Entwicklungsländer jedoch nur gelöst 
werden, wenn der innere Güter- und Kapitalkreis- 
lauf gestärkt wird, d, h. durch gleichzeitige Ent- 
wicklung der Landwirtschaft und der gewerblicheti 
Wirtschaft 

Die angesichts des anhaltenden Hungers und der 
einseitigen Ernährung der Bevölkerung in verschie- 
denen Regionen der Welt durchgeführte Nahrungs- 
mittelhilfe wirkt in dem Bereich der agrarischen 
Handelspolitik hinein. Der Mangel an frei konver- 
tiblen Devisen und an Kaufkraft in breiten Bevölke- 
rungssdii^hten vieler Entwicklungsländer hat im 
Zuge der intern ationa len Enlwiddtmgen (Kennedy- 
Runde) dazu geführt, daß Industrienationen gegen 
nichtkonvertlble Währung oder sdtenkungswelse 
Ernährungsgüter liefern. Langfristiges Ziel ist es, 
die Entwicklungsländer in den Stand zu setzen, 
ihrem Bedarf an Nahrungsmitteln aus eigenen Mit- 
teln (Produktionssteigerung, kommerzielle Einfuh- 
ren) zu decken. 


14.3 Erweiterung der EG und Assoziierung 

Erweiferung der EG 

329. Die Verhandlungen der Gemeinsdiaft mit den 
vier beitrittswilligen Ländern Vereinigtes König- 
reich, Irland, Dänemark und Norwegen führten im 
Juni 1971 zu grundlegenden Übereinstimmungen, die 
den Beitritt zum L Januar 1973 ermöglichen. Der 
Beitriltsvertrag wurde am 22, Januar 1972 in Brüssel 
unterzeichnet. Damit wurde ein seit langem verfolg- 
tes Ziel der Bundesregierung von weitreichender 
politischer und wirtschaftlicher Bedeutung erreicht, 

330. Die Regierungen der beitrelenden Länder 
haben sich bereit erklärt, den EWG-Vertrag# seine 
politische Zielsetzung und das bisher ergangene 
Folgerecht, einschließlich der bestehenden Agrar- 
marktorganisaüon zu übemehmem Um den bei tre- 
tenden Staaten die Integrierung in die Gemeinschaft 
zu erleichtern, sind Anpassuugsmaßnahmen wäh- 
rend einer normalerweise fünfjährigen Übergangs- 
zeit vorgesehen. Die wesentlichen Verhaadlimgs- 
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ergebnisse für die AnpassungsmaBnahmen im 
Agrarbereich sind: 

— Die Gemeinsdiaftspräferenz und die Methanis- 
men der gemeinsamen Agrarpolitik werden in 
den beitretenden Ländern zmn 1. Januar 1973 an* 
gewendet werden, 

— Die Agrarpreise werden in sechs Stufen ange* 
glichen. Die erste Stufe fällt auf den Beginn des 
jeweiligen Wirtsdiaftsjahres 1973 (z, B, bei Ge- 
treide L August 1973), Während die vorletzte 
Stufe zu Beginn des jeweiligen Wirtschaftsjahres 
in 1977 anläuft, sind alle Agrarpreise mit der 
letzten Stufe am 31* Dezember 1977 auzugleichen, 

— Innerhalb der Preisangleichungsstufen können 
die Organe der erweiterten Gemeinsdiaft in be- 
sonderen Situationen Abweidiungen zulassen. 
Der Zeitpunkt der Gesamtangleichung, der 
31, Dezember 1977, darf hierdurch jedoch nicht 
in Frage gestellt werden- 

— Die AgrarzöUe werden innerhalb der Gemein- 
schaft in fünf Stufen abgebaut. Gleichzeitig 
gleichen die neuen Mitgliedstaaten für den 
Warenverkehr mit Drittländern ihre Zölle an 
den Gemeinsamen Zolltarif an- Für Gartenbau- 
erzeugnisse gilt ein besonderer Zeitplan* 

— ln den beitretenden Ländern sind mit Beginn der 
Übergangszeit alle mengenmäßigen Emfuhrbe- 
schrankungen, auch gegenüber Drittländeni. zu 
beseitigen, Zum Schutze der britischen Erzeuger 
von Äpfeln und Birnen können für diese Er- 
zeugnisse während der Übergangszeit Aus- 
gleidisabgaben erhoben werden, 

— Im Bereich des Veterinärrechts der EWG werden 
den Beitritts ländern für unterschiedliche Über- 
gangszeiten bis zu 5 Jahren Ausnahmen von der 
sofortigen Anwendung einzelner Vorschriften zu- 
gestanden* 

Treten Störungen ira Handelsverkehr zwischen den 
neuen Mitgliedstaaten und bestimmlen Drittländem 
in konkreten Fällen während der Übergangszeit 
auf, sollen die Gememscäiaflsorgane die erforder- 
lichen Mabnahmen im Rahmen der gemeinsamen 
Agrarpolitik ergteifem 

Seit November 1971 finden zwischen der Gemein- 
schaft und den beitretenden Staaten Konsultationen 
bei allen Angelegenheiten statt, die die Interessen 
der künftigen Mitglieder berühren. Diese Konsulta- 
tionen sollen bis zum Inkrafttreten des Beitrittsver- 
trages beibehalten werden, 

331 , Die britischen Wünsche, Sonderregelungen für 
das Commonwealth-Zuckerabkommen, die Einfuhr 
von Mildierzeugnissen aus Neuseeland und für 
seine Bergbauemgebiete zu erhalten, wurden wie 
folgt berücksichügt; 

Großbritannien wurde zugestandem seine vertrag- 
lichen Verpflichtungen auf Abnahme von jährlich 
1,7 Millionen t Zucker (Weißzuckerwert) bis zum 
Auslaufen des Abkommens am 31* Dezember 1974 
voll zu erfüUenj es erklärte sich gleichzeitig bereit, 
die Inländische Zuckererzeugung auf die durch- 
schnittliche Menge der Jahre 1965 bis 1970 (900 000 t) 
zu beschränken. Die Gemeinschaft bietet den tmab- 
hängigen Entwiddungs ländern des Commonwealth, 


darunter den zuckeiexporüerenden Ländern im ka- 
ribischen Raum, im Indischen und Pazifiscben 
Ozean, für die Zeit ab 1975 den Abschluß von 
Assoziierungsabkommen oder Handelsverträgen au- 
Dabei wird sich die Gemeinschaft die Wahrung der 
Interessen all dieser Länder angelegen sein lassen, 
deren Wirtschaft weitgehend von der Ausfuhr von 
Grundstoffen, msbesondere Zucker, abhängt. Die 
späteren Lösungen sollen auch den Interessen der 
bereits assoziierten afrikanischen Länder Rechnung 
tragen. 

332. Im Falle Neuseelands hat sich die Gemein- 
schaft bereit erklärt, auf die besonderen Verhält- 
nisse Rücksicht zu nehmea* Das Vereinigte König- 
reich ist der traditionelle Hauptabnehmer der neu- 
seeländischen. Molkereiprodukte. Folgende Verein- 
barungen wurden getroffen: 

— Im Rajimen einer vorübergehenden Ausnahm e- 
regelung von der Milchmarktordnung werden 
Neuseeland für Butter- und Käseiieferungen 
nach Großbritannien degressive Absatzgarantien 
zugestanden. Die Degression wird während der 
füxLfJährigen Übergangszeit (1973 bis 1977) so ge- 
staltet, daß am Ende dieser Zeit noch 80 der 
derzeitigen Butterliefenmgen (z* Z. 172 000 t} und 
20 % der KäseUefeningen (z. Z, 76 000 t) verblei- 
ben, In Milchäguivalent ausgedrückt entspricht 
das 71 ®/d der z, Z, garantierten Menge. 

— Neuseeland wird für diese Butter- und Käsemen- 
gen ein Preisniveau garantiert, das dem auf dem 
britischen Markt im Durchschnitt der Jahre 1969/ 
1972 erzielten entspricht 

— Für die Zeit ab 1978 sind keine mengenmäßigen 
Garantien für Käseimporte aus Neuseeland vor- 
gesehen* 

— Im Laufe des Jahres 1975 überprüft der Rat der 
erweiterten Gemeinschaft die Lage bei Butter, 
Er wird gegebenenfalls geeignete Ausnahmere- 
gelungen für die Neuseel and -Butter für die Zeit 
nach dem 31* Dezember 1977 besdiließen, 

333 . Die Gemeinschaft hat anerkannt, daß die Land- 
wirtschaft in den Berggebieten auf den britischen 
Inseln ungünstigeren Bedingungen unterworfen ist 
ab in den übrigen Gebieten Großbritanniens* Um die 
Lebensfähigkeit dieser Farmen zu gewährleisten, 
können besondere Maßnahmen ergriffen werden, 
die allerdings mit dem EWG-Vertrag und der ge- 
meinsamen Agrarpolitik vereinbar sein müssen, 

Großbritannien übernimmt vom Beitritt an das Ge- 
meinschaftssystem der eigenen Einnahmen, Die Bei- 
träge werden jedoch während der Übergangszeit 
nur zum Teil, jedoch in steigendem Maße abgeru- 
fen* Der effektive Anteil Großbritanniens am Ge- 
meinschaftsbaushalt wird von 6,5®/® im Jahre 1973 
auf 18,0 */o hn Jahre 1977 ansteigen. Nach zwei 
Korrektivjahren wird Großbritannien seinen Anteil 
in vollem Umfang übernehmen* 

In der Fischereifrage wurde eine Übergangsfrist von 
10 Jahren vereinbart, ln der allen Mitgliedstaaten 
eine Fischereizone von 6 sm Vorbehalten bleibt; ln 
bestimmten „ Problemgebieten " wird diese Zone 
auf 12 sm ausgedelmt. Der Rat kann eine Anschi uß- 
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regelimg mit geänderten Ausnahmebestimmungen 
beschließen. 

334. Für die nichtbeitretenden EFTA-Länder Schwe- 
den, Schweiz, Österreich, Portugal und Island sowie 
das EFTA-assoziierte Finnland ergibt sich durch die 
Erweiterung der Gemeinschaft eine neue Situation. 
Die Gemeinschaft ist grundsätzlich bereit, mit diesen 
Staaten Abkommen zur Errichtung einer Freihan- 
delszone für gewerbliche Erzeugnisse zu schließen, 
um die Entstehung neuer Handelshemmnisse in 
Europa zu vermeiden. Ob darüber hinaus Regelun- 
gen für Agrarerzeugnisse möglich sind, müssen die 
Verhandlungen erweisen. 

Assoziierung 

335. Die Gemeinschaft setzte im Jahre 1971 ihre 
Assoziierungspolitik fort. Am 1. September 1971 ist 
ein Interimsabkommen mit der Türkei in Kraft ge- 
treten, durch welches die im Assoziierungsabkom- 
men von 1963/64 vorgesehene Errichtung einer Zoll- 


union beschleunigt werden soll. Am 1. Januar 1971 
ist das im Juli 1969 in Jaunde Unterzeichnete zweite 
Abkommen über die Assoziation zwischen den EG 
und 18 afrikanischen Staaten und Madagaskar 
(Jaimde-II-Abkommen) ln Kraft getreten. 

Gleichzeitig mit dem Jaunde-Ü-Abkommen ist auch 
das Assoziienmgsabkommen zwischen den Euro- 
päischen Gemeinschaften und den drei ostafrika- 
nischen Staaten Kenia, Tansania und Uganda am 
l. Januar 1971 in Kraft getreten, das im September 
1969 in Arusha unterzeichnet worden war. 

Alle drei Abkommen sehen auch Präferenzregelun- 
gen für Agrarerzeugnisse vor. 

Im Zuge der Erweitenmg der EWG ergibt sich das 
Problem, daß einige, insbesondere die mit dem 
Commonwealth verbundenen Länder sowie einige 
Mittelmeerländer, künftig ihren Nullzollsatz oder 
verminderten Zollsatz bei der Einfuhr bestimmter 
Agrarwaren in das Vereinigte Königreich verlieren 
werden. 
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15 Nutzen-Kosten-Untersuchungen 

und Erfolgskontrollen in der Agrarpolitik 


336. In zunehmendem Umfang werden in unserer 
Gesellschaft dem Staat Aufgaben übertragen. Zur 
Beurteilung von geplanten und zur Überprüfung von 
laufenden oder abgesdilossenen Maßnahmen be- 
nötigen Exekutive und Legislative möglichst detail- 
lierte Angaben über die jeweiligen Aufwendungen 
und Erträge. 

Im Rahmen der Nutzen-Kosten-Untersuchungen wird 
versucht, die ökonomischen Effekte geplanter mittel- 
und langfristiger Maßnahmen weitgehend zu cjnan- 
üfizieren und sonstige Nebenwirkungen wenigstens 
qualitativ zu erfassen. Die DurcMülmmg von Nut- 
zen-Kosten-Untersuthungen kann nach § ? Abs. 2 
Bundeshaushaltsordnung bei geeigneten Maß- 
nahmen von erheblicher finanzieller Bedeutung 
verlangt werden. 

Erfolgskontrollen sind dagegen auf der Grundlage 
von § 7 Abs. 1 Bundeshaushaltsordnung bei laufen- 
den oder abgeschlossenen Maßnahmen durchzu- 
führen. 

Analysen dieser Art können dem Politiker Entschei- 
dungen nicht abnehmen. Sie liefern ihm jedoch eine 
objektive Beurteilungsgnmdlage, Der Vergleich von 
Maßnahmen in verschiedenen Sektoren der Volks- 
wirtschaft ist infolge der andersartigen Nebenziele 
und der dabei auftretenden Bewertungsprobleme 
gegenwärtig nicht möglich ^). 


15.1 Begriffe und Konzept 

337. Nutzen-Kosten-Untersuchungen und Erfolgs- 
kontrollen unterscheiden sich von privatwirtschaft- 
lichen Investitionsrechnungen und -kontroUen durch 
die Erfassung aller entstehenden Aufwendungen 
und Erträge. Neben den direkten und indirekten 
Aufwendungen und Erträgen werden auch soge- 
nannte inlangible Werte berüdcsi(htigt. Als in- 
tangibel werden Effekte bezeichnet, die sich ent- 
weder nicht mengenmäßig erfassen lassen oder 
deren Mengenangaben nicht in Geld bewertet wer- 
den können 

Ein allgemein gültiges Konzept für die Erstellung 
von Hutzen-Kosten-Untersuchuiigen und Erfolgs- 


') Vgl.j Hedtke, R., Grundlagen* Mögliciikeiteii und 
Grenzen der Kosten-Ertrags -Analyse zur BeurteUimg 
wirtschaftspolitischer, insbesondere agiars Irak turel 1er 
Maanahmen. .Bericfete über Landwirtsdiaft“, N, F., 
Bd. 48 (1970), S, 473, 

*} Vghi Prest, A. R. und R. Turvey, Kosten-Nutzen- 
Analyse: Ein Überblicke In: Koslen-Nutzen-Analyse 
und Programmbudget, H. C. Recklenwald (Hrsg,), Tü- 
bingen t9?0, S. 117. 


kOBtrollen läßt sich angesichts der differenzierten 
Problemstellungen im öffentlichen Aufgabenbereich 
nicht angeben. Im folgenden werden die wichtigsten 
Stufen einer Nutzen-Kosten-Untersuchung dar- 
gestellt; 

1. Vorklären der Aufgabe (Problemdefmition) 

2. Konkretisieren eines Zielsystems (Sammeln von 
Zielen* Ableiten von operationalen Teilzielen, 
Formuljeren von Zielkriterien, Bewerten der 
Ziele) 

3. Bestimmen des Entsdieidungsfeldes (Gesamt- 
heit der den Entscheidungsspielraum beeinflus- 
senden und begrenzenden Gegebenheiten, Ur- 
sachen xind Interdependenzen der Gegebenhei- 
ten, Prognose ihrer Entwicklung) 

4. Auswahlen und DaxsteUen der in der weiteren 
Analyse zu untersuchenden Maßnahmen (Vor- 
auswahl} 

5. Erfassen und Beschreiben der relevanten Vor- 
teile (Nutzen) und Nachteile (Kosten) der Maß- 
nahmen; Prognose der Auswirkungen der Maß- 
nahmen für den Fall ihrer Verwirklichung und 
Nichtverwiridichung 

6. Definieren der Meßgrößen 

7. Bewerten der monetär und nicht-monetär quan- 
tifizierbaren Nutzen und Kosten der Maßnah- 
men 

8h Bestimmen der Unsidierheitsfaktoren und ihrer 
Auswirkungen auf die Analyseergebnisse 
(EmpfindlichkeitsprüfuiLg) 

9. GegenübersteUen der quantifizierten Nutzen 
und Kosten der Maßnahmen 

10. Verbales Beschreiben der nicht quantifizierten 
Nutzen und Kosten der Maßnahmen 

11. Rangordnung der Maßnahmen (als Grundlage 
der Entscheidung) 

Einzelne Stufen erfordern eine enge Zusammen- 
arbeit von Analytiker und Entscheidungsträger (Stu- 
fen 2 bis 4, 7 und li). Entscheidungsträger ist vor 
allem der Politiker, in geringerem Maße auch die 
Verwaltung. 

Abgewandelt läßt sich das Schema auch für Erfolgs- 
konbrollen verwenden. 


') Arbeitsgruppe .Nutzen-Kosten-Untersucburtgen' beim 
BMWF, Entwurf einer vorläufigen Anleitung zur 
Durchführung von Nutzen-Kosten-Untersuchungen ge- 
mäß § 7 Abs. 2 BHO einschließlich Erläuterungen zur 
Durchführung von Nutzen-Kosten-Untersuchungen. 
(Unveröffenüichles Manuskript] Bonn 1971. 
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15.2 Beispiel einer Erfolgskontrolle 

338. Als Beispiel einer Erfolgskontrolle im Agrar- 
bereidi wird im folgenden das Ergebnis einer 1971 
im Auftrag des BML dardigeführten Kosten- 
Nutzen-Analyse für den Ausbau des landwirtschaft- 
lichen Wegenetzes im Westallgäu (Reg.-Bez. Süd- 
württemberg-Hohenzollem) dargeslellt. 

Die Auswirkungen des Wegebauprogramms wurden 
im Hinblick auf zwei Zielsetzungen der Maßnahme 
untersucht: 

— Erhöhung des Einkommens der landwtrtsdiaft- 
liehen Betriebe, 

— Verbesserung der sozialökonomischen Lebens- 
bedingungen aller Einwohner des Unter- 
SU ch ung s gebi e te s . 

Der Ausbau des Wegenetzes im WestaÜgäu wurde 
1969 begonnen und wird 1972 abgeschlossen. Ins- 
gesamt werden 140 km Wirtschaf tswege befestigt* * 
Dadurch werden 3470 ha LE erschlosseG. Die Nut- 
zungsdauer der ausgebauten Wege wird mit 30 Jah- 
ren angesetzt* Herrorzuheben ist, daß in dem Unter- 
suchungsgebiet ausschließlich Grünlandbetriebe mit 
weitgehend gleicher Produktionsstruktur anzutref- 
fen sind und der Ausbau der Wirtsdiaftswege ohne 
begleitende Maßnahmen der Flurbereinigung durch- 
geführt wird. Beide Umstände erleichterten die Er- 
mittlung der wirtschaftlichen Effekte wesentlich* 
Kosten und Nutzen wurden für die Bereiche Land- 
wirtschaft, Öffentliche Hand und sonstige Betroffene 
gesondert bestimmt* 

339. Im landwirtsdaaftlichen Bereich wurden Nut- 
zen und Kosten zunächst für einen repräsentativen 
Modellbetrieb errechnet* Dabei wurden folgende 
Komponenten mengenmäßig erfaßt und in Geld be- 
wertet i 

— Einsparung und anderweitige Nutzung von 
Arbeitskraftstunden im Betrieb, 

— Ersparnis an variablen Maschinenkosten (Be- 
triebsstoff- und Reparatuikosten), 

— Erhöhung der Milcherzeugung durch Verminde- 
rung von Klauenentzundungen beim Milchvieh 
(weniger Verletzungen durch eingetretene 
Steine), 

— Ersparnis an Tierarztkosten, 

— Wegfall der Kosten für die Wegeunterhaltung 
(die Unterhaltungspflicht der Landwirte für ca. 
70 Vo der Wegestrecke geht nach dem Ausbau 
auf die Gemeinden über), 

— FolgeinvesUÜonen zur Nutzung der durch den 
Wegeausbau vergrößerten Produktionskapazität 

Mit Ausnahme der auf die Gemeinden übertragenen 
Wegeunterhallung wurden die aufgeführten Effekte 


Die Untersudiungsergebnisse werden vom BML in 
Äusführliciief Form veröffentlicht 

*) Vgl. dazu; Kro4s, G., Der Beitrag der Hürbereinigung 
zur regionalen Hntwicklang; Sozialökonomisdie Aus- 
wirkungen, Kosten, Konsequenzen* (Schriftenreihe für 
Flurbereinigung, H, 55) Hütnip 1971, S. 58* 


durdi Betriebskalkulationen für die Situation vor 
und nach dem Ausbau des Wegenetzes ennlttelL 
Bezogen auf die dem Wegebauprogramm ange- 
schlossene landwirtschaftlich genutzte Fläche von 
3470 ha errechnet sich der Nutzen aus Produktivi- 
tätsverbesserungen mit 27,8 Millionen DM und aus 
der Befreiung von der Wegeunterhaltung mit 1,0 
Millionen DM. 

Kosten antstehen der Landwirtschaft durch Folge- 
Investitionen zur Nutzung der durch den Wegeaus- 
bau vergrößerten Produktionskapazität. Sie be- 
laufen sich auf 9,1 Millionen DM. 

340. Der öffentlichen Hand entstehen durch das 
Wegebauprogramin folgende Kosten: Planung 0,2 
Millionen DM, Programmüberwachung 312 000 DM, 
Tiefbau 9,9 Millionen DM und Wegeunterhaltung 
durch die Gemeinden 4,3 Millionen DM* Die Aus- 
gaben der Gemeinden für die Wegeunterhaltung 
errechnen sich aus der Differenz der von der Land- 
wirtschaft übernommenen UnterhaUungspflicht und 
der infolge des Wegeausbaus eingetretenen Unter- 
hai tuugskostenerspamis für 30 Vo der Wegestrecke, 
die bereits vor dem Ausbau von den Gemeinden 
ünterhalten wurden* 

Der Nutzen der öffentlichen Hand ergibt sich aus 
zwei Positionen: Erstens kann nach dem Bau eines 
bestimmten Wirtschaftsweges auf den sonst er- 
forderlichen teilweisen Ausbau einer Bundesstraße 
mit einem Aufwand von 1,7 Millionen DM verzich- 
tet werden* Zweitens werden Wegekosten für die 
Erschließung des Untersuchungsraums als Er- 
holungsgebiet in Höhe von 230 000 DM eingespart* 

Für sonstige Betroffene in dem Untersuchungsgebiet 
entsteht während der Bauzeit ein Nutzen durch 
Einkorn mens Steigerungen* Die Gesamtsteigerung des 
Nettoeinkommens errechiiet sich mit 7,6 Millio- 
nen DM* 

Eine größere Anzahl nicht cpisntifizierter Wirkun- 
gen bleibt bei der abschließenden Gegenüberstellung 
von Kosten und Nutzen unberücksichtigt (z. B, Er- 
leichterung des Besuchs von Schulen und kulturellen 
Einrichtungen, weniger GesundhetUsdhäden bei den 
Landwirten, Erhöhung des Einheitswertes der land- 
wirtschaftlichen Betriebe, besserer Zugang in Kata- 
strophenfällen)* Von der Mehrzahl dieser Kompo- 
nenten geht jedoch em positiver Effekt aus. 

341 - Insgesamt ergeben sich bei einem Abzinsungs- 
satz von 4,3 Kosten in Höhe von 17,4 Millionen 
DM und ein Nutzen von 24,6 Millionen DM* Aus 
dem Quotienten der Nutzen-Kosten-Differenz und 


Dieser Zinssatz wurde von G. KroÖs übernommen* 
Kro^s leitet den Zinssatz von 4,3 Vo aus der durdx- 
sdmittlidien Emissionsrendite festverzinsHdier Wert- 
papiere der Jahre 1959 bis 1969 ab, indem er Ab- 
schläge für konjunkturell bedingt© Überhöhungen und 
für die geringere Bewertung zukünftiger Bedürfnisse 
voniimmt. Vgl. dazu: Kroös, G*, a- a* O*, S, 86 f* 
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den Kosten läßt sich eine „Rendite“ des Projekts als 
Effizienzkriterium ableiten. Sie beträgt im Fall des 
Wegebauprogramms Westallgäu 41 ®/o ^). Bei einem 
Abzinsimgssatz von 6,5 ®/o ergibt sich eine „Rendite“ 
von 36®/o. Damit erweist sich dieses Projekt als 
wirtschaftlich sinnvoll. Die sozialen Auswirkungen, 


«) .Rendite* = _Nut 2 en - Kosten, 
Kosten 

Kro^s ,G., a. a. O., S. 96. 


die nicht quantitativ erfaßt werden konnten, sind 
ebenfalls zum größten Teil positiv zu beurteilen. 
Das zahlenmäßige Ergebnis der Analyse muß, wie 
bei allen derartigen Untersuchungen, aufgrund ver- 
schiedener Unsicherheiten bei den Annahmen und 
Rechengrößen imter Vorbehalt betrachtet werden. 
Ein nicht zu unterschätzender Wert der Unter- 
suchung liegt aber darin, daß es gelungen ist, eine 
agrarpolitische Maßnahme in ihren sozialökonomi- 
schen Wechselbeziehungen darzustellen. 


Übersicht 33 


Kosten, Nutzen und nicht cpiantifizierte Effekte des Ausbaus des 
landwirtschaftlichen Wegenetzes im Westallgäu 
(Regienmgsbezirk Südwürttemberg-Hohenzollem) 



Kosten 

Nutzen 

nicht quantifizierte 
Effekte 

Millionen DM 

im Zeitraum von 30 Jahren 

Landwirtschaft 

Folgeinvestitionen 
zur Nutzung freige- 
setzter Produktions- 
kapazitäten 

9.07 

Produkt! vi tätsver- 
besserungen 

27,79 

1,03 

Verminderung von 
Berufskrankheiten, 
Verbesserung der 
Milchcpialität, Erhö- 
himg der Einheits- 
werte mit der Folge 
stärkerer Steuer- 
belastungen etc. 

Wegfall der 
Wegeunterhaltung • . 


öffentliche 

Hand 

Planung ............ 

0,21 

0,31 

9,88 

4,30 

Verzicht auf den 
teilweisen Ausbau 
einer Bundesstraße 
Ersparnis an Wege- 
kosten für die Er- 
schließung des Unter- 
suchimgsraumes als 
Erholungsgebiet .... 

1,68 

0,23 

Erleichterung des Be- 
suchs von Schulen und 
anderen kulturellen 
Einrichtungen, Zu- 
gang in Katastrophen- 
fällen etc. 

Programmüber- 
wachung ........... 

Tiefbau 

Wegeimterhaltimg 
durch die Gemeinden 

Sonstige 

Betroffene 



Einkommenssteige- 
rungen während der 
Bauzeit 

7,64 

Entlashmg des allge- 
meinen Verkehrs- 
netzes, verbesserte 
Möglichkeiten der 
Freizeitgestaltung etc. 


Insgesamt 


23,77 


38,37 



Gegenwartsweri des Gesamtbetrages 

Abzinsungs- 
satz 4,3 ®/o 


17,43 


24,61 


Abzinsimgs- 
satz 6,5 ®/o 


15,08 


20,52 
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16 Finanzierung 


16.1 Agrarhaushalt 1972 im Rahmen 
des Finanzplans 

342. Im Entwurf des Bimdeshaushaltsplanes 1972 
sind für den Agrarhaushalt — den Einzelplan 10 
— mit 4 580,2 Millionen DM weniger Mittel vorgese- 
hen als im Vorjahr. Dieses Absinken des Agrarhaus- 
halts geht auf die Neuordnung der EWG-Agrarfinan- 
zierung zurück. Eine Umrechnung war notwendig, 
weil auf Grund der Verordnung 729/70 des Rates der 
Europäischen Gemeinschaften vom 21. April 1970 
(Amtsblatt der EG L 94/13) die Marktordnimgsaus- 
gaben ab 1. Januar 1971 unmittelbar und ohne Be- 
lastung des Einzelplans 10 aus dem Brüsseler Agrar- 
fonds direkt finanziert werden. Die damit zweings- 
läufig verbundene Senkung des Plafonds gegenüber 
der letzten Finanzplanung bedeutet somit keine Ver- 
minderung der Hilfen für die deutsche Landwirt- 
schaft, da die Marktordnungsausgaben selbst voll 
abgedeckt werden, 

343. Der geringe Rückgang des Plafonds des Ein- 
zelplans 10 im Jahre 1972 gegenüber dem Vorjahr 
ist bedingt durch den Rückgang der nationalen 
Marktordnungsausgaben von 702,0 Millionen DM 
im Jahre 1971 auf 205,6 Millionen DM im Jahr 1972 
(vgl. Ziffer 350). Wie die Übersicht 34 zeigt, ist 
dagegen für die Ausgaben der nationalen Agrar- 
politik (Kapitel 10 02 und 10 03) ein Anstieg von 
4027,8 Millionen DM auf 4210,5 Millionen DM, 
das sind 4,5 ®/o, zu verzeichnen. Berücksichtigt man 
darüber hinaus die Tatsache, daß bei der landwirt- 
schaftlichen Unfallversicherung kein Bundeszuschuß 
für 1972 veranschlagt worden ist (vgl. S. 94), ergibt 
sich nach Abzug des im Jahre 1971 hierfür vorgese- 
henen Betrages von 260 Millionen DM bei Kapitel 
10 02 und 10 03 sogar eine Steigerungsrate von 
ll,7«/o. 

344. Vom Jahre 1974 an sind die nach dem DM- 
Aufwertungsausgleichsgesetz von der Bundesregie- 
rung jährlich zusätzlich und unabhängig von dem 
Ansatz für die nationale Agrarpolitik in den Ent- 
wurf des Haushaltsplans einzustellenden Mittel — 
vorbehaltlich einer anderen Entscheidung des Mini- 
sterrates der Europäischen Gemeinschaften — nicht 
mehr für den EWrektausgleich, sondern für den mit- 
telbaren Ausgleich in Form von Struktur- oder 
Sozialmaßnahmen zu verwenden. Die Entscheidimg 
über Höhe und Anwendungsbereich dieser Maß- 
nahmen ist mit dem Ergebnis der 1973 anstehenden 
Prüfung der Auswirkungen der Ausgleichsmaßnah- 
men auf die wirtschaftliche Lage der deutschen 
Landwirtschaft durch den Ministerrat der Euro- 
päischen Gemeinschaften zu koordinieren. Aus die- 
sen Gründen wurde von der Einstellung eines be- 
stimmten Betrages für den mittelbaren Ausgleich 


in den Finanzplan für die Haushaltsjahre 1974 und 
1975 noch abgesehen. 

Für die Maßnahmengruppen der nationalen Agrar- 
politik sind in den Jahren 1972 bis 1975 die in Über- 
sicht 34 ausgewiesenen Beträge vorgesehen. 


16.2 Haushaltsentwurf 1972 
16Jt1 Nationale Agrarpolitik 

345. Bei einem Vergleich des Agraretats 1972 mit 
seinen Vorgängern muß die neue Aufteilung be- 
rücksichtigt werden. Wegen der 1973 wirksam wer- 
denden Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
Agrarstruktur und des Küstenschutzes* werden die 
der Gemeinschaftsaufgabe zuzuordnenden Ausgaben 
in dem neuen Kapitel 10 03, dessen Ansätze gegen- 
seitig deckungsfähig sind, ausgewiesen, während die 
übrigen Ausgaben der nationalen Agrarpolitik — 
wie bisher — in Kapitel 10 02 enthalten sind. Nach 
Wegfall der aus dem Brüsseler Agrarfonds direkt 
finanzierten Marktordnungsausgaben werden die 
wenigen noch national zu finanzierenden Marktord- 
nungsausgaben in Kapitel 10 04 ausgewiesen. 
Schließlich sind die bisher in den Kapiteln 10 10 bis 
10 26 veranschlagten Mittel für die Forschungsan- 
stalten in den drei Kapiteln 10 10 bis 10 12 zusam- 
mengefaßt, die den neuen Forschxmgsfachbereichen 
„Krankheiten der Pflanzen und Viruskrankheiten 
der Tiere“, „Land- und Forstwirtschaft" und „Emäh- 
nmgs- und Lebensmitteltechnologie*, entsprechen. 


346. Nach dem Entwurf des Einzelplans 10 für das 
Haushaltsjahr 1972 sind von der Bimdesregierung 
zahlreiche Verbesserungen auf dem Gebiet der 
nationalen Agrarpolitik (Kap. 10 02 und 10 03) vor- 
gesehen (vgl. Materialband. Tabelle 182). Insbeson- 
dere werden die Grundlagen für dringende sozial- 
politische Reformvorhaben auf dem Gebiete der 
Landwirtschaft geschaffen, deren finanzielle Aus- 
wirkungen erst ab 1973 voll wirksam werden. Aus 
den zahlreichen Verbesserungen sind nachstehend 
die wichtigsten herausgegriffen: 

— Für die Übernahme der Krankenversicherungs- 
kosten der Altenteiler durch den Bund sind erst- 
mals Mittel in Höhe von 176 Millionen DM vor- 
gesehen; der Mittelbedarf für die folgenden 
Jahre (im Jahre 1975 z. B. 480 Millionen DM) ist 
in der Finanzplanung eingeplant. Damit ist die 
Finanzierung des am 13. Oktober 1971 von der 
Bundesregienmg verabschiedeten Gesetzentwurfs 
über eine Krankenversicherung der Landwirte 
gesichert; das Gesetz soll am 1. Juli 1972 in Kraft 
treten. 
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Übersicht 34 


Ausgaben der nationalen AgrarpoUUk nadi MaflnahmeiigTuppen 


Kapi lel/Maßnahm e 

Soll 

1971 

Entwurf 

1972 

1973 1 

Finanzplan 

1974 1 

1975 



Millionen DM 



Allgemeine Bewilligungen (Kap. 10 02) 
Zuweisungen und Zuschüsse 
(unter anderem Gasölverbilligung, 






Aufwertungsausgleidi) , , - - 

l 383,3 

1 322,5 

1 218,1 

520,8 

517,8 

A. Landwirtschaftliche Sozialpolitik *.,.**,,* 

973,2 

1 087,0 

1 613,0 

1 764,0 

1 913,0 

B, Ländliche Siedlung 

55,6 

57,0 

56,6 

56,3 

58,7 

C, Absatzförderung, Aufklärung, 






Verbraucherberatung * • • , 

38,5 

37,1 

33,1 

29,1 

25,1 

D, Forsäiung 

15,5 

15,5 

15,5 

15,5 

15,5 

E, Fischerei 

30,2 

52,6 

44,5 

36,1 

36,5 

F, Abwicklung alter Verpflichtungen und aus- 






laufende FÖrderungsmaßnahmen 

502,7 

532,7 

466,3 

398,1 

361,1 

Geraeinschaftsaufgabe (ab 1972 Kap, 10 03) 






A, Vorplanung 

4.0 

4,0 

5.0 

6,0 

6.0 

B. Maßnahmen zur Verbesserung der Produk- 






tions- und Arbeitsbedingungen 

584,1 

566,2 

591,5 

656,9 

730,1 

C. Wasserwirtschaftliche und kuUurbautech- 






nische Maßnahmen 

135,7 

219,0 

338,0 

338,0 

338,0 

D, Maßnahmen zur Verbesserung der Markt- 






struktur 

185,0 

196,9 

150,0 

149,0 

144,0 

E. Küstenschutz 

120,0 

120,0 

120,0 

120,0 

120,0 

Summe — Ausgaben dei nationalen Agrar^ 






poliLik 

4 027,8 

4 210,5 

4 651,6 

4 089,8 

4 265,8 

Marktordnung (ab ld72 Kap. 10 04) 

702,0 

205,6 

203,4 

205,4 

212,4 

Übrige Kapitel ®) 

142,8 

164,1 

169,6 

174,8 

181,8 


Fördennig der aaticmaJeü Agiarpolitlk durdi Bund und Bundesländer Im Haushaltsjahr 1970 vgl. Materialband, 
Tabelle 18 L 

■) In 1974 und 1975 nodi keine Ansätze für strukturelle und sozialpolitische Folgemaßnalmen im Zusammenhang 
mit dem Aufwertungsausgleidi. 

*] Die Haushaltsmittel für die Forsdiungsaiistalteii des Bundes im Bereldi des BML sind in den «Übrigen Kapiteln“ 
enthalten. 


— Für die Altershllfe sind mit 814 Millionen DM 
wesentlidi höhere Mittel vorgesehen als 1971 
mit 675 Millionen DMj die Bundesmittel steigen 
bis auf 1112 MilMonen DM im Jahre 1975 an. 
Hiermit stellt die Bimdesregiening sidier, daß 
bei der im Jahre 1972 anstehenden Novellierung 
des Altershilfegesetzes mit Wirkung vom 1. Sep- 
tember 1972 an die AUersrenten für Verheiratete 
von 175 DM auf 240 DM und für Alleinstehende 


von 115 DM auf 160 DM/Monat angehoben wer- 
den können, 

— Für das erstmals in einer besonderen Titel- 
gruppe veranscMagte Einzelbetrieblidie Förde- 
rungsprogramm sind Darlehen und Zuschüsse 
(ohne Zinsverbilligung) aus dem Bundeshaushalt 
in Höhe von 203 Millionen DM vorgesehen. Sie 
werden noch durch Darlehen aus Kapitalmarkt- 
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mUteJn ergänzt, die zu Lasten der Rückflüsse 
des Zwedtvermögens bei der Deutsdien Sied- 
lungs- und Landesrentenbcuik beschafft werden. 
Im Haushaltsjahr 1971 waren für diesen Zweck 
bei den vergleichbaren Titeln „besondere Agrar- 
strukturmahnahnien" und „InvesÜUonsbeihUfen*' 
DUX rd. 1 57 Millionen DM verfügbar- 

— Der Ansatz für wasserwlrtschaftlidie Maßnahmen 
wird auf 190 Millionen DM festgesetzt und da- 
mit gegenüber dem Vorjahr mit 105,7 Millionen 
DM nahezu verdoppelt. Ein wesentlicher Teil 
der zusätzlichen Mittel soll auch dem Umwelt- 
schutz dienen, z. B. durch verstärkten Ausbau 
von Abwasserbeseiligungsanlagen- 

— Für „Maßnahmen des unmittelbaren Umwelt- 
schutzes* stehen zusätzlich 10 Millionen DM zur 
Verfügung, insbesondere beim Titel „Naturparke 
un d Landschaf tssdi u tz m aßn ah m e ii'‘ - 

' — Die Ansätze für die Gasölverbilligimg werden 
von 430 Millionen DM im Jahre 1971 auf 478 
Millionen DM angehohen. Damit kann die Mine- 
ralölsleuererhöhimg bei dem von der Landwirt- 
schaft verbrauchten Dieselkraftstoff voll kom- 
pensiert werden- 

— An Neubaudarlehen für die Große Hochsee- 
fisdierei sind 21 Millionen DM vorgesehen- Da- 
mit und mit den im Finanzplan vorgesehenen 
Fölgeraten kann das Sofortprogramm 1971 fort- 
geführt und die Große Hochseefischerei bis 1975 
durch insgesamt 21 Schiffsneubau len moderni- 
siert und rationalisiert werden, 

— Der Haushaltsansatz für die Zinsverbilligung (410 
Millionen DM) zusammen mit der hierfür vorge- 
sehenen Verpflichtungsennäditigung (56B Millio- 
nen DM) reichen aus, über die alten Verpflichtun- 
gen hinaus im Haushaltsjahr 1972 die Zinsen für 
ein Kapitalmarktvolumen von 1 Mrd. DM um bis 
zu 5 Vo (bisher 4 Vo) bei einer Mindestbelastung 
des Kreditnehmers von oder mehr zu ver- 
billigen- Diese Erhöhung des Zinsverbilligungs- 
satzes hat die Bundesregierung für den Fall vor- 
gesehen, daß die am 25, Mai 1971 verabschiedete 
Entschließung des EG-MInislerrats über die Neu- 
ausrichtung der gemeinsamen Agrarstrukturpoli- 
tik eine entsprechende EG-Richtlinie nach sich 
zieht. 

347. Neben den im Bund esn aushalt veranschlag- 
ten Beträgen sollen auch im Jahre 1972 bis zu 200 
Millionen DM Kapitalmarktmitte! zu Lasten der 
Einnahmen des Zweckvermögens, das von der Deut- 
schen Siedlungs- und Landesrentetibank für den 
Bund verwaltet wird, zentral beschafft und für das 
Siedlungsprogt . nm sowie für das Oinzelbetrieb- 
liche Förde rungsTjrogramm verwendet werden, 

348, Weiterliin ist noch zu berücksichtigen, daß 
die BundesTegierung neben dem Kemhaushalt einen 
Zusatzhaushall (Eventualhaushalt) mit einem Ge- 
samtvolumen von 2,5 Mrd, DM beschlossen hat. 
Hiervon entLdlen 200 Millionen DM auf den Agrar- 
haushait, in dem sie bei Abschwächung der oUge- 
meinen Winsdiaftstätigkeit (unter den Vorausset- 


zungen des Stabilitäts- und Wachstumsgesetzes] zu- 
sälzlidi für Maßnahmen der Verbesserung der 
Agrarstruktur und des Küstenschutzes eingesetzt 
werden sollen, vomehnüidi für Lnvestive Vorhabem 

349, Im Entwurf des J 5 Abs. 4 des Haushalts- 
gesetzes 1972 ist wiederijm vorgesehen, daß Ein- 
sparungen bei den Marklordnungsausgaben (Kap. 
10 04) zur Verstärkung der Ausgaben für die natio- 
nale Agrarpolitik {Kap. 10 02 und 10 03) verwendet 
werden dürfen. Wegen der nunmehr direkt aus dem 
Brüsseler Agrarfonds finanzierten EG-Marktord- 
nungsausgaben sind diese Möglichkeiten im Ver- 
hältnis zu den Vorjahren aüerdings sehr beschränkt. 
Allein Im Haushaltsjahr 1971 konnten unter Aus- 
nutzung dieser HaushaltsbesÜmmung folgende Be- 
träge zusätzlich für Maßnahmen der nationalen 
AgrarpoUtik verfügbar gemacht werden: 


Altershtlfe 

20 Millionen 

DM 

Unfallversichening 

160 Miilionen 

DM 

Siedlung 

10 Millionen 

DM 

Flurbereinigung 

11 Millionen 

DM 

besondere Agrar- 
stmk turmaßnahmeji 

50 Millionen 

DM 

Wasserwirtschaft 

8 Millionen 

DM 

Landarbeiter- 

Wohnungsbau 

4 Millionen 

DM 

Zinsverbilligung 

108 Millionen 

DM 

Küstenschutz 

7 Millionen 

DM 

LiquLditätshilfe 

302 Millionen 

DM 

zusammen . . , 

. 680 Millionen DM 


1 8.22 Marktordnungsauagabon 

3S0p Für die Marktordnungsausgaben, die in der 
nationalen Zuständigkeit verbleiben [Kap. 10 04 
neu), sind im Jahr 1972 insgesamt 205,6 Millionen 
DM veranschlagt. Hiervon sind 123,2 Millionen DM 
für Zwecke der staatlichen Vorratshaltung vorgese- 
henj 22|8 Millionen DM sind als Zuschuß zu den 
Verwaltungskosten der Einfuhr- und Vorratsstellen 
veranschlagt und 40,0 Millionen DM entfallen auf 
die Frachthilfe für Getreide, 

Von den aus Brüssel direkt zu finanzierenden, in 
Einzelplan 10, Anlage 2, ausgewiesenen Marktord- 
nungsausgaben der EG, für die im Jahr 1972 für die 
Bundesrepublik ein Betrag von 1,08 Mrd. DM vor- 
gesehen ist, entfallen 0,64 MrcL DM auf Ausfuhr- 
erstaltungen und 1,24 Mrd. DM auf Kosten für In- 
terventionen und ähnliche Maßnahmen. 


16,3 Agrarhaustialt der EG 

3St. Der Agrarhaushalt der EG findet seinen Nie- 
derschlag im Europäischen Ausrichtungs- und Garan- 
tiefonds für die Landwirtschaft (EAGFL). Er ist Teil 
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des Gesamthaushalts der Europäisdien Gemeinschaf- 
ten (Einzelplan III Tit. 6 — 8). 


16.31 Allgemeiner Überblick 

352. Der EAGFL ist der größe Ausgabenblodc des 
Gemeinsdiaftshaushalts. Er macht im Durchschnitt 
rd. 90®/o des Gesamtvolumens aus (vgl. Über- 
sicht 35). 


Übersicht 35 

Gesamthaushalt der EG und Europäischer 
Ausriditungs* und Garantiefonds für die 
Landwirtschaft (EAGFL) 

1968 bis 1972 


Haushaltsjahr 

EG- 

Haushalt 

insgesamt 

EAGFL 

insgesamt 

Anteil am 
Gesamt- 
haushalt 

Mrd. RE 

Mrd RE 

®/o 

1968 

2.2 

1,8 

81,8 

1969 

2.7 

2,5 

92,6 

1970 

4.9 

4,7 

95.9 

1971 

3.9 

3,5 

89,7 

1972 

4,1 

3,5 

85,4 


Bis einschließlich 1970 wurde das Haushaltsvolumen 
der EG durch Finanzbei träge der Mitgliedstaaten 
nach verschiedenen Beitragsschlüsseln aufgebracht 
Seit dem 1. Januar 1971 verfügt der EG-Haushalt 
über eigene Einnahmen, die aus Abschöpfungs- 
einnahmen und einem — künftig steigenden — An- 
teil am Zgllaufkommen bestehen. Der hierdurch 
nicht gedeckte Mittelbedarf wird bis 1975, dem 
Zeitpunkt, zu dem der Gemeinschaft Mehrwert- 
steueranteile zufließen, durch ergänzende Finanz- 
beiträge der Mitgliedstaaten gedeckt 

Die Bundesrepublik hat im Laufe der Jahre bei 
mehrfach geändertem Beitragsberechnungsverfahren 
unterschiedliche Beitragsanteile zum EAGFL von 
28 ®/o bis 31,7 ®/o geleistet 

Für 1971 liegt der ln der Bundesrepublik zum EG- 
Haushalt und damit zu den Ausgaben des EAGFL 
aufgebrachte Anteil bei 31,68 ®/o. 1972 ist mit einem 
möglichen Anteil von 32,00 ®/o zu rechnen. 

16.32 EAGFL, Abteilung Garantie 

353. Für agrarpolitische Analysen sind die Haus- 
haltsansätze des EAGFL wenig aufschlußreich. Die 
Ansätze sind u. a. vor allem durch Wiedereinsetzun- 
gen verzerrt In den Ansätzen des EAGFL finden 
sich beispielsweise Mittel, die aus früheren Jahren 


übertragen wurden oder die zur Abwicklung von 
zurückliegenden Vorgängen vorgesehen sind. In 
den folgenden Abschnitten wird infolgedessen eine 
Analyse des EAGFL, Abt. Garantie, nach effektiven 
Ausgaben — weitgehend losgelöst von den Haus- 
haltsansätzen — vorgenommen. In bezug auf die 
Haushaltstechnik ist von Bedeutung, daß die aus 
der Abteilung Garantie zu zahlenden Markt- 
ordnungsausgaben im Jahre 1971 erstmals nicht 
mehr durch den Epl. 10 des Bundeshaushalts vor- 
zufinanzieren waren. Die Kommission stellt die 
erforderlichen Mittel monatlich im voraus zur Ver- 
fügung, Die Durchführung obliegt wie bisher den 
nationalen Marktordnungsstellen. Auf die Bewirt- 
schaftung der in der Anlage E Kap. 10 04 des Ent- 
wurfs des Bundeshaushaltsplans 1972 dargestellten 
Ansätze finden die Vorschriften des deutschen 
Haushaltsrechts entsprechende Anwendung. 

354. Die Entwicklung der Marktordnungsausgaben 
im Rahmen des EAGFL, Abteilung Garantie, auf- 
gegliedert nach Verbuchungszeiträumen bzw, Haus- 
haltsjahren einerseits und Marktordnungsbereichen 
andererseits ergibt sich aus Übersicht 36. Dabei 
zeigt sich, daß das Volumen der Marktordnungs- 
ausgaben von 1039,4 Millionen RE im Verbuchungs- 
zel träum 1967/68 auf 2214,2 Millionen RE im Haus- 
haltsjahr 1970 angestiegen ist imd sich insofern 
mehr als verdoppelt hat. Ursache hierfür ist jedoch 
nicht allein die gestiegene landwirtschaftliche Pro- 
duktion. sondern auch die Einfühnmg neuer EWG- 
Marktorganisationen. 

355. Mit dem Ende der EWG-Übergangszeit zum 
31. Dezember 1969 wurden die früheren EAGFL- 
Verbuchungszeiträume auf EG-Haushaltsjahre 
(= Kalenderjahre) umgestellt. Das hatte zur Folge, 
daß ein Verbuchungszeitraum 2. Halbjahr 1969 ein- 
gefügt werden mußte. Die Ausgaben waren hier mit 
1 631,6 Millionen RE annähernd so hoch wie im 
12 Monate umfassenden Verbuchungszeitraum 
1967/68, Dies hängt einmal mit dem Abbau (Export) 
von Überschüssen zusammen, die sich bereits aus 
früheren Jahren angesammelt hatten. Hinzu kommt, 
daß die 1970 geleisteten Ausgaben, deren Entste- 
hungsgrad 1969 und früher lag, zu Lasten des 
2. Halbjahres 1969 verbucht wurden. 

356. In der mittelfristigen Vorausschau wird, aus- 
gehend von dem EG-Marktordnungsvolumen 1970, 
bei Zugrundelegung des gegenwärtigen Preisni- 
veaus bis 1974 mit einem weiteren Anstieg der 
EG-Marktordnungsausgaben in der Größenapdnung 
von ca. 475 Millionen RE = 1 738 Millionen DM 
gerechnet. Das bedeutet eine Steigenmg um ca. 
21,5 ®/o oder im Durchschnitt jährlich um ca. 5,5 ®/o. 

357. Bei einer Analyse der Marktordnimgsaus- 
gaben nach Marktorclnungsbereichen ergibt sich, 
daß die Getreide-Marktordnung mit einem Aufwand 
von gegenwärtig rd. 700 Millionen RE (= 2 562 Mil- 
lionen DM) zur Zelt rd. ein Drittel des Gesamtvolu- 
mens des EAGFL, Abteilung Garantie, ausmacht. 
Die künftig zu erwartenden Ausgabensteigerungen 
des EAGFL, Abteilimg Garemtie, entfallen fast aus- 
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Ausgaben des EAGFL, Abteilung Garantie 
in Millionen RE *) 


Gliederung 

1967/68 

1968/69 

2. Halb- 
jahr 
1969 

1970 

1971 

1972 

1973 

1974 

Getreide 

434,3 

681,6 

715,7 

757,4 

705,0 

891,5 

951,9 

1 012,5 

Milch und Milcherzeugnisse 

319,8 

381,8*) 452,5 

933,9 

700,0 

634,5 

671,5 

723,9 

Zucker 

67,6 

245,8 

92,6 

184,0 

200,0 

214,5 

209,7 

209,7 

Fette 

131,1 

210,5 

259,1 

142,1 

282,0 

285,5 

288,9 

292,6 

Tabak 

— 

— 

— 

5,0 

118,0 

123,0 

123,0 

123,0 

Obst imd Gemüse 

17,9 

29,2 

32,3 

38,8 

55,0 

70,0 

70,0 

70,0 

Schweinefleisch 

40,5 

45,3 

27,6 

42,0 

50,0 

50,0 

50,0 

53,0 

Reis 

6,5 

10,8 

11.7 

46,4 

46,0 

55,0 

57,5 

60,5 

Rindfleisch 

6,2 

14,0 

18,3 

26,2 

25,0 

30,0 

30,0 

30,0 

Wein 

— 

— 

— 

— 

38,0 

43,0 

42,8 

42,8 

Verarbeitungserzeugnisse 

11,0 

17,4 

16,3 

22,6 

15,0 

25,0 

25.o' 

25,0 

Fische 

— 

— 

— 

— 

8,0 

10,0 

10,0 

10,0 

Flachs und Hanf 

— 

— 

— 

0,5 

7,0 

9,0 

9,0 

9,0 

Geflügelfleisch 

3,4 

4,6 

3,8 

10,0 

4,0 

10,0 

10,0 

10,0 

Eier 

0,9 

1.6 

1.7 

5,3 

1.0 

5,0 

5,0 

5.0 

Hopfen 

— 

— 

— 

— 

— 

6,0 

6,0 

6,0 

Marktordnungsausgaben insgesamt 

1 039,4 

1 642,6 

1 631,6 

2 254,0 

2214,2 

2 462,0 

2 560,3 

2 683,0 

Saatgut (Vorschlag) 

— 

— 

— 

— 

— 

5,5 

5.§ 

5,5 

Beteiligung des EAGFL am 
Aufwertungsausgleich in der 
Bundesrepublik Deutschland .... 

— 

— 

— 

— 

90,0 

60,0 

30.0*) — 

Ausgaben EAGFL, 







2 595,8 


Abteüimg Garantie, insgesamt . • 

1 039,4 

1 642,6 

1631,6«) 2 214,2*) 2 344,0 

2 527,5 

2 688,5 


Die Angaben 1967/68 bis 1970 beruhen auf Abredinungsunterlagen; den Angaben 1971 ff. liegen Haushaltsschät- 
zungen zugrunde. 

•) Von den Ausgaben von 551,8 Millionen RE wurden 170 Millionen RE für die Verwertung von Butterbeständen, 
die vor Inkrafttreten der gemeinsamen Milchmarktorganisation eingelagert wurden, in Anwendung des Rats- 
beschlusses vom 29. Mai 1968 über die Ausgaben für Milcherzeugnisse vom EAGFL nicht übernommen, 

*) Hierzu ist noch ein endgültiger RatsbeschluB erforderlich. 

*) Hinzu kommen im 2. Halbjahr 1969 34 Millionen DM, im Jahre 1970 390,2 Millionen DM, die nicht einzelnen 
Marktordnungen zugeordnet werden können. 


schließlich auf diesen Marklordnungsbereich. Ein 
weiteres Drittel des EAGFL-Volumens entfällt zur 
Zeit auf die Milch-Marktordnung. Hier wird jedoch 
in den Jahren 1972 und 1973 vorübergehend mit 
einem leichten Rückgang der Ausgaben gerechnet. 
Weitere größere Ausgabepositionen sind die Markt- 
ordnungen für Fette (ca. 290 Millionen RE = 1 061 
Millionen DM), Zucker (ca. 200 Millionen RE = 


732 Millionen DM) und Tabak (ca. 120 Millionen RE 
= 439 Mülionen DM). 

358. Die Kosten aller übrigen Marktordnungsbe- 
reiche liegen zur Zeit jeweils unter 60 Mülionen 
RE = 220 Millionen DM. Sie werden — von Obst 
und Gemüse abgesehen — mittelfristig voraussicht- 
lich nicht erheblich steigen. 
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Den Marktordnungsausgaben stehen in der Gemein- 
sdiaft Marktoidnungseinnahmen (Absdiöpfungen 
und Zuckerabgaben) in der Größenoidnimg von 
rd. 1 Mrd, RE gegenüber (vgL übersidit 37). 


Übersicht 37 


Marktordnungseinnahmen der EG 
nadi Marktordnungsbereichen 

1972 ») 


Maiktordnungsb ereich 

Absdid] 

MilUo- 

aen/RE 

Ölungen 

Getreide 

679 

79,5 

Rindfleisdi 

75 

8,5 

Schweinefleisch 

40 

4,7 

Reis 

22 

2.7 

Milcherzeugnisse 

15 

1.8 

Zucker * 

7 

0,8 

Geflügel 

6 

0,6 

Eier 

4 

0.5 

Wein - 

2 

0,3 

Abschöpfungen zusammen . . 

850 

100.0 

Produktionsabgaben Zucker 

91 

— 

Lagerkostenabgaben Zucker 

74 

■ 

Marktordnungseinnahmen 



insgesamt 

1 015 



Schätzungen 


16.33 EAGFL, Abteilung Atisrlditufig 

359. Der Europäische Ausridittings- und Garanlie- 
fonds für die Landwirtschaft (EAGFL) fördert aus 
seiner Abteilung Ausrichtung 

— Emzelvorhaben zur Verbesserung der Agrar* 
Struktur in den Mitgliedstaaten, 

— Sondermaßnahmen und 

— künftig auch gemeinsame Agrarstrukturmaßnah- 
men im Sinne von Artikel 6 Abs. 2 der VO 
(EWG) Ni. 729/70 über die Finanzierung der ge- 
meinsamen AgrarpolitÜL 

Die Mittel für die Abteilung Ausrichtung sind seit 
Beginn der gemeinsamen Agrarfinanzierung pla- 
fondierL Sie betragen auch ab Januar 1972 jährlich 
285 Millionen Redmungseinheiten. Dieser Betrag 
kann lediglich für die obengenannten gemeinsamen 
Maßnahmen vom Ministerrat der EG erhöht werden. 
Die Gemeinsdiaflsfinanzißrung von Eimel Vorhaben 
läuft aus, sobald der jährliche Betrag für die Finan- 


zierung der gemeinsamen Maßnahmen 285 Mil- 
lionen Rediniingseinheiten erreicht. Die Richtlinien- 
und Verordnungs-Vorschläge der EG-Konmüssion 
über gemeinsame Maßnahmen werden z. Z. disku- 
tiert {vgl S. 83). 

360 . Der EAGFL fördert aus seiner Abteilung Aus- 
richtung seit nuninetLr sieben Jahren Vorhaben zur 
Verbesserung der Agrarstruktur in den sechs Mit- 
gliedstaaten. 

In der Entsdieidung des EWG-MimsteiTates vom 
4. Dezember 1962 über die Koordinierung der 
Agrarstrukturpolitik wurde u. a. beschlossen, für 
einen zweckmäßigen und koordinierten Einsatz der 
gemeinschafllichen Finanzienmgsmöglichkeiten zu- 
gunsten der Agrarstruktur zu sorgen. Als Finanzie- 
rungsinslrumente wurden dabei insbesondere der 
EAGFL, daneben nodi der Europäische Sozialfonds 
und die Europäische Investitionsbank genannt. 

361 . Die Abteilung Ausrichtung des EAGFL um- 
faßt die vom Fonds finanzierten Ausgaben für .ge- 
meinsame Maßnahmen, die zur Verwirklichung der 
Ziele des Artikels 39 Abs. 1 Buchstabe a des Ver- 
trages zur Gründung der EWG beschlossen werden, 
einschließlich der infolge der Entwicklung des ge- 
memsamen Marktes erforderlich werdenden oder 
für sein Funktionieren notwendigen Stnikturände- 
rungen. 

Nach Artikel 1 1 der VO Nr. 17/64/EWG köimen aus 
der Abteilung Ausrichtung gefördert werden: 

a) die Anpassung und Verbesserung der Produk- 
tionsbedingungen in der Landwirtschaft, 

bj die Anpassung und Ausrichtung der landwirt- 
schafüi^en Erzeugung, 

c) die Anpassung und Verbesserung der Vermark- 
tung landwirtschaftlicher Erzeugnisse, 

d) die Förderung des Absatzes landwirtschaftlicher 
Erzeugnisse. 

Die unter c) und d] aufgeführten Maßnahmen kön- 
nen jedoch nur dann gefördert werden, wenn die 
Erzeugnisse einer gemeinsamen Marktordnung un- 
terliegen. 

362 * Bisher sind aus diesem Fonds in sieben Tran- 
chen von 1964 bis 1970 insgesamt 1,9 Mrd. DM *) 
Zuschüsse für Stmkturverbessemngsmaflnahmen un- 
mittelbar den einzelnen Begünstigten in den sechs 
Mitgüedstaaten bewilligt worden (vgl Übersicht 38), 

Damit sind seit Bestehen dieser Förderungsmöglich- 
keit im Jahre 1964 in den Mitgliedstaaien für 
2108 Vorhaben der StruklurverbesserUBg insgesamt 
rd. 1,9 Mrd. DM bewilligt worden. Seit 1970 besteht 
die Möglichkeit für Agraistrukturvorhaben in 
AusnahmefäHen bis zu 45 Vg Zuschuß zu erhalten, 
während im Regelfall vorher maximal 25 Va der 


‘} Hinge rechnet ist auch der 3. Abschnitt der VII. Tranche, 
der im Dezember 1971 entschieden wurde. 
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Zuschüsse für die Finanzierung von Elnzeivorhaben 
aus dem EAGFL, Abteilung Austichiuog, an die 
Mitgliedstaaten der EWG 

1964 bis 1970 


Mitgliedstaat 

Millionen 

DM 

»/• 

Bundesrepublik 



Deutschland 

542,3 

28,/ 

Belgien 

141,9 

7,5 

Frankreich 

425,9 

22,0 

Italien , .... ............. 

652,3 

33,8 

Luxemburg 

10,3 

0,6 

Niederlande 

156,5 

8,0 

EWG 

1 929,2 

m 


Investitionskosten bezusdhußt wurden. Das be- 
deutet eine Gesamtinvestilion fn der Gemeinsdiait 
von mindestens 7,6 Mrd* DM. Wegen fehlender 
Fondsmittel konnte allerdings eine weitaus größere 
Zahl von Anträgen, die ein Vielfadies der angegebe- 
nen Investitionssumme repräsentiere, keinen Zu- 
schuß aus dem Fonds erhalten. 

Uber die bei der Kommission bis zum 31. März 1971 
vorgelegten Zusdiußanträge für die VIÜ. Trandie 
(Vorhaben 1971) wird diese in einem 1, Absdmitt 
frühestens im März 1972 entscheiden. Für diese 
Trandie sind aus der BRD 150 Anträge mit einem 
beantragten ZüsdiußvolumDii von rd. 219 Millionen 
DM vorgelegt worden. 

363. Seit 1967 beteiligt sich der HGAFL, Abteilung 
Ausrichtung audi an der Finanzierung von Sonder- 
maßnahmen versdiiedener Art, 


Diese Sondermaßnahmen lassen sidi ln die folgen- 
den Gruppen auf teilen i 

— Übernahme von Folgelasten bestimmter landwirt- 
schaftlicher Katastrophenfälle [Ubersdiwemmun- 
gen, Schweinepest), 

~ pauschale Finanzierung statistischer Erhebungen 
Strukturerhebung, Schweinezählung), 

— pauschale Finanzierung von Ausgleichsmaßnah- 
raen, zumeist für Verzögerungen bei der Verab- 
schiedung von Marktordnungsregelujigen, 

— Slartbeihilfen für Erzeugergemeinschaften, 

— Prämien für die Schlachtung von Kühen sowie 
die Kichtvermarktung von Milch und Milch- 
erzeugnissen, 

— Prämien für das Roden von Apfel-, Bim- und 
Pfirsichbäumen. 

Bisher sind von 1967 bis 1971 insgesamt 732,4 Mil- 
lionen DM den Mitgliedsiaaten bewilligt worden 
(vgl, Übersicht 39). 

Übersicht 39 

Zuschüsse für die Finanzierung von Sondermafi- 
nahmen aus dem EAGFI, Abteilung Äusriditong, 
an die Mitgliedstaaten der EWG 

1967 bis 1971 


Mitglied Staat 

Millionen 

DM 

V, 

BRD 

69,3 

8,9 

Belgien 

8,9 

1,1 

Frankreich 

37,5 

4.8 

Italien . 

633,2 

80,9 

Luxemburg 

27,9 

3.6 

Niederlande 

5.6 

0.7 

EWG 

782,4 

100,0 
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DM 

ECE 

EFTA 

EG 
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EWG 
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GATT 

GE 

GG 

GV 

ha 

LAK 

LB2 

LN 

LF 

LwG 

LZ 

Mül. 

Mrd. 

MwSt 

OECD 

RB 

SAEG 

St 

ZK 

0 


1970/71 


= Vollarbeilskrafl 

=* Bundesministerium für Ernährung, Landwirt und Forsten 

= Bundesrepublik Deutschland; im Text teUweise vereinfacht als Bundes- 
republik bezeichnet 

= Centrale Marketinggesellschaft der deutschen Agrarw^irtschaft 
** Deutsche Mark 

» Economic Commission for Europa, Genf (Wirtschaftskommission für 
Europa) 

« European Free Trade Association (Europäische Freihandelszone: Groß- 
britannien, Dänemark, Norwegen, Schweden, Schweiz, Österreich, Portugal) 

=* Europäische Gemeinschaften 
** Einheitscpiadratmeter 
— Europäische Wirtschaflsgemeinsdiaft 

** Food and Agrlculture Organisation of Ihe United Nations, Rom (Emäh- 
rungs- und Landwirtschafts-Organisation der Vereinten Nationen) 

= General Agreement on Tarifs and Trade (AUgemcines Zoll- und Handels- 
abkommen) 

Ä Getreideeinheit *) 

= Gnmdfläche der Gartengewächse 
=* Großvieheinheit 
** Hektar 

« Landwirtschaftliche Alterskasse 
*= Landwirtschaftliche Betriebszählung (1949) 

Landwirtschaftliche Nutzfläche 

*= Landwirtschafüich genutzte Fläche. Gegenüber der LN enthält die LF nicht 
das nicht mehr bewirtschaftete Ackerland, das nicht mehr genutzte Dauer- 
grünland sowie private Parkanlagen, Rasenflächen und Ziergärten, 

= Landwirtschaftsgesetz vom 5. September 1955 (BGBl I S, 565) 

*= Landwirtschaftszählung (1960) 

Mülionen 
= Milliarden 
= Mehrwertsteuer 

= Organisation for Economic Co-operation and Development, Paris (Organi- 
sation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwldclung) 

*= Rechnungseinheit der EWG = 1 S (Goldparität) 

= Statistisches Amt der Europäischen Gemeinschaften 
= Stück 

= Zugkrafteinheil 
== nichts vorhanden 

= mehr als nichts, aber weniger als die Hälfte der kleinsten Einheit, die In 
der Tabelle dargestellt wird 

*= kein Nachweis vorhanden 

= Wirtschaftsjahr (l. JuÜ 1970 bis 30. Juni 1971) 


1) Hierbei wurde der C^treldeeinhelttsdiiasse] verwendet) vc|t. Stetlsttscbee Jahrbuch Qber Em&hrunq, Land- 
wlrUdiaft und Forsten der Bundesrepublik Deutsdiland 1971. Hrsgg. vom BML, Verlag P. Parey, Hamburg 
tmd Berlin 197t, S. 121 u. 122. 


Abrundungen: 

Soweit in den Übersichten Abweichungen in den Summen Vorkommen, beruhen diese auf 
Abrundungen der einzelnen Zahlen. 


Quellen: 

Übersichten ohne Queüenangaben beruhen ausschließlich oder ihrem wesentlichen Inhalt 
nach auf Unterlagen des BML 
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Begriffsctefinitionen 


Ertrags-Aufwandsrechnung 

Die einzelnen Ertrags- und Aufwandspositionen 
werden bei den Buchführungsergebnissen netto, d, h. 
nach Abzug der Mehrw'ertsteuer ausgewiesen. Eine 
positive Mehrwertsteuerdifferenz wird zum Be- 
triebsertrag, eine negative zum Betriebsaufwand 
gerechnet. 

Betriebsertrag 

Der Betriebsertrag umfaBt alle baren Einnahmen 
und die unbaren Leistungen des landwirtschaftlichen 
Betriebes. 

Bereinigter Betriebsertrag 

Der bereinigte Betriebsertrag errechnet sich aus dem 
Betriebsertrag abzüglich des Viehzukaufes, des Auf- 
wandes an zugekauften Futtermitteln und Saatgut 
sowie der Einnahmen aus Fuhrlolin und Maschinen- 
vermietung. 

Betriebsaufwand 

Der Betriebsaufwand ist gleich der Summe aus Sach- 
aufwand, Betriebssteuern und Lasten, Unfallver- 
sicherung und Arbeitsaufwand. Die Ausgaben für In- 
vestitionen sind nicht im Betriebsaufwand enthalten. 
Der Sachaufwand umfaßt alle baren Ausgaben für 
sächliche Betriebsmittel und in Anspruch genomme- 
nen Dienstleistungen, den Wert eines Minderbe- 
standes an Vieh und Vorräten sowie die Abschrei- 
bungen. Abschreibungen werden bei Wirtschafts- 
gebäuden, Grundverbesserungen, Maschinen und in 
Einzelfällen bei Zuchtvieh vorgenommen. Den Ab- 
schreibungen liegen normale, nach der Lebensdauer 
des Inventars berechnete Abschreibungssätze zu- 
grunde. Steuerlich zulässige Sonderabsdireibungen 
sind ausgeschaltet worden, da nur die betriebswirt- 
schaftlichen Verhältnisse dargestelll werden soUen. 

Fremdlöhne, Schuldzinsen und Pachtzahlungen sind 
nicht in den Sachaufwand einbezogen. Damit ist ein 
Vergleich auf der Grundlage eines schulden- und 
pachtfreien Betriebes und unabhängig von der Ar- 
beitsverfassung möglich. 

Der Arbeitsaufwand umfaßt die Löhne für die frem- 
den Arbeitskräfte und die entlohnten Familienange- 
hörigen sowie den Lohnansatz für den Betriebsinha- 
ber und die mitarbeitenden, nicht entlohnten Fami- 
lienangehörigen. 

Der Arbeitsaufwand für die fremden Arbeitskräfte 
und die entlohnten Familienangehörigen enthält den 
Barlohn, die Arbeitgeberbeiträge zur Sozialver- 
sicherung, die Ausgaben für den Betriebshaushalt 
und den Naturallohn. Im Naturallohn sind die Auf- 
wendungen für die Beköstigung der fremden Ar- 
beitskräfte und der entlohnten Familienangehörigen 
aus wirtschaftseigenen Erzeugnissen, die Lieferun- 


gen des Betriebes für Deputatzwecke sowie die Lei- 
stungen für freie Wohnung, für Viehhaltung und 
Deputatland enthalten. Die Bewertung dieser Lei- 
stungen erfolgt zu Erzeugerpreisen bzw. zu orts- 
üblichen Sätzen. 

Der Lohnansatz für die Familienarbeitskräfte stellt 
das Entgelt für die Arbeitsleistung des Betriebs- 
leiters und seiner milarbeitenden, nicht entlohnten 
Familienangehörigen dar. Die Bewertung erfolgt in 
Anlehnung an die für fremde Arbeitskräfte gezahl- 
ten Löhne (Monatslöhne). Für den Betriebsleiter 
wird außerdem ein Zuschlag für seine leitende Tä- 
tigkeit vorgenommen. 

Zu den Betriebssteuern und Lasten gehören nur die 
Steuern und Lasten, die bei der Einkommens- und 
Reinertragsberechnung als Wirtschaftsausgaben gel- 
ten. Das sind die Grundsteuer, die Deich- und Siel- 
laslen, der Landwirtschaftskammerbei trag (Land- 
wirtschaftsabgabe), die anteilige Kraftfahrzeug- 
steuer, die Hundesteuer und eine negative Mehr- 
wertsleuerdifferenz. Nicht zu den Betriebssteuem 
gehören Einkommensteuer, Kirchensteuer, Vermö- 
gensleuer und Lastenausgleichsabgaben. Diese 
Steuern müssen aus dem Einkommen bzw. dem 
Reinertrag gezahlt werden. 

Reinertrag 

Der Reinertrag errechnet sidi als Differenz zwischen 
Betriebserlrag und Betriebsaufwand. Der Reinertrag 
stellt den Zinsertrag des im Betrieb eingesetzten 
.Aktivkapitals und den Betriebsgewinn dar. Bei der 
Berechnung wird ein schulden- und pachtfreier Be- 
trieb unterstellt, der nur mit entlohnten Arbeits- 
kräften bewirtschaftet wird. 

Betriebseinkommen 

Betriebsertrag abzüglich Sachaufwand, Betriebs- 
steuern und Lasten ergibt das Betriebseinkommen. 
Das Betriebseinkommen umfaßt das Arbeitsentgelt 
der im landwirtschaftlichen Betrieb tätigen Arbeits- 
kräfte (einschließlich der Beiträge zur Sozial- und 
Unfallversicherung), den Zinsertrag des im Betrieb 
eingesetzten Aktivkapitals und den Betriebsgewinn 
aus dem schulden- und pachtfrei gedachten landwirt- 
schaftlichen Betrieb. 

Roheinkommen 

Betriebseinkommen abzüglidi der Fremdlöhne ein- 
schließlidi der Beiträge zur Sozialversicherung und 
Unfallversicherung, der Ausgaben für den Betriebs- 
haushall und des Wertes für den Naturallohn er- 
gibt das Roheinkommen. Das Roheinkommen umfaßt 
das Arbeitsentgelt des Betriebsinhabers und seiner 
milarbeitenden, nichtentlohnten Familienangehöri- 
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gen. den Zinsertrag des Aktivkapitals und den Be* 
Iriebsgewinn aus dera schulden- und pachtfrei ge- 
dachten landwirtschaftlichen Betrieb. 

Arbeitseinkommen 

ßelriebseinkominen abzüglich Zinsansatz für das im 
Betrieb investierte Aktivkapital ergibt das Arbeits- 
einkommen. Es ist das Arbeitsentgelt der im land- 
wirtschaftlichen Betrieb tätigen Arbeitskräfte ein- 
schließlich des Betriebsgewinns. 

Reineinkommen aus dem land- und forstwirtschaft- 
lichen Unternehmen 

Das Reineinkommen aus dem Unternehmen errech- 
net sich aus Untemelunensertrag abzüglich Unter- 
nehmensaufwand. Der Unternehmensertrag lunfaßt 
den landwirtschaftlichen Betriebsertrag. den Ertrag 
aus nichtgewerblichen Nebenbetrieben sowie die 
Einnahmen aus Zinsen, Pachten und Mieten. Im Un- 
temehmensaufwand sind enthalten: der Betriebsauf- 
wand ohne Lohnansatz, der Aufwand für nichtge- 
werbliche Nebenbetriebe sowie die Ausgaben für 
Zinsen. Pachten und Mieten. Das Reineinkommen ist 
der Betrag, der dem Unternehmer und seiner Fami- 
lie als ^tgelt der Arbeitsleistung einschließlich 
dispositiver Leistung und des Kapital einsatzes und 
als Untemehmensgewinn zufließt. 

Gesamteinkommen 

Das Gesamteinkommen errechnet sich aus dem Rein- 
einkonunen des Unternehmens zuzüglich der Ein- 


Ertrags-Aufwandsrechnung nach § 4 LwG 

Vergleichsertrag 

Der Vergleichsertrag ist höher als der Betriebsertrag, 
weil der Eigenverbrauch und der Naturallohn hier 
um 44 ®/o höher bewertet werden als auf Erzeuger- 
preisbasis. Dieser Zuschlag, der auf den Ergebnissen 
einer besonderen Untersuchimg beruht, soll die 
Differenz zwischen dem Werl der Belriebsentnah- 
men zu Erzeugerpreisen und dem Werl zu Einzel- 
handelspreisen ausgleichen, wobei die zusätzlichen 
Aufwendungen der bäuerlichen Familien zur Auf- 
bereitung und Konservierung der Nahrungsmittel 
bis zur Konsumreife berücksichtigt werden. 

Verg leichsa ufwand 

Der Vergleichsaufwand umfaßt den Sachaufwand, 
die Betriebssteuem und Lasten, die Beiträge zur 
Unfallversicherung, den gewerblichen Vergleichs- 


nahmen aus außerbetrieblicher Tätigkeit, abzüglich 
der Ausgaben für außerbetriebliche Tätigkeit der 
überwiegend im Betrieb mitarbeitenden Familien- 
angehörigen. 

Aktivkapital 

Zum Aktivkapital eines landwirtschaftlichen Be- 
triebs gehören alle im Produktionsprozeß eingesetz- 
ten Kapitalgüter. Dabei werden die jeweiligen 
Eigentumsverhältnisse nicht berücksichtigt. Im ein- 
zelnen zählen dazu: Boden und Gnmdverbessenin- 
gen, Wirtschaftsgebäude und bauliche Anlagen, 
Dauerkulturen, Maschinen und Geräte, Vieh und 
das Umlaufkapilal. 

Aktivvermögen 

Das Aktivvermögen umfaßt ebenso wie das Aktiv- 
kapital sämtliche im landwirtschaftlichen Produk- 
tionsprozeß eines Betriebes eingesetzten Kapital- 
güter. Während jedoch die Bewertimg des Aktiv- 
kapitals bundeseinheitlich vorgenommen wird, wer- 
den bei der Ermittlung des Aktivvermögens die 
einzelnen Komponenten mit Ausnahme des Boden- 
kapitals aus der Buchführung der Betriebe entnom- 
men. Die Bewertung erfolgt beim Grund und Boden 
nach der Nettopachtpreismethode, bei Gebäuden, 
Maschinen, Dauerkulturen und Gnmdverbessenm- 
gen nach dem um die Abschreibungen verminderten 
Anschaffungs- bzw. Herstellungswert, bei Vieh nach 
durchschnittlichen Erlöspreisen und beim Umlaufver- 
mögen nach dem Buchwert des Feldinventars, der 
Forderungen und der flüssigen Geldmittel. 


lohn, den Betriebsleiterzuschlag, den Arbeitgeber- 
anteil zur Sozialversicherung für die mithelfenden 
Familienarbeitskräfte und die familienfremden Ar- 
beitskräfte sowie den Zinsansatz für das eingesetzte 
Aktivkapital. 

V erg lelchsbetriebseinkommen 

Das Vergleichsbetriebseinkommen ergibt sich aus 
dem Vergleichsertrag durch Abzug des Sachaufwan- 
des, der Betriebssteuern und der Unfallversiche- 
rung. 

Ertrags- Au fwandsdilferenz 

Die Ertrags-Aufwandsdifferenz ergibt sich aus dem 
Vergleichsertrag durch Abzug des Vergleichsauf- 
wandes. 
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Sdiematisdie Darstellung der Ertrags-, Aufwands- und Brlolgsmaßstäbe 


Bare Betriebseinnahmen 


Ertrags-Aufwandsrechnung 

Barer Sachaufwand (ohne Ausgaben für neue Wirt- 
schaftsgebäude und gröSere Maschinen) 


Unbare Leistungen: 

Wert des Mehrbestandes an Vieh und Vorräten 


Wert des Eigenverbrauchs an Betriebserzeug- 
nissen zu Erzeugerpreisen 

Wert des Ndturrallohnes an Betriebserzeugnis- 
sen zu Erzeugerpreisen 


ünbarer Sachaufwand: 

Wert des Mmderbestandes an Vieh und Vor 
Täten 

Absdireibungen 

Belriebssleuem und Lasten 


Betriebserlrag abzilglldi Sadiaufwand (bar und unbar) 

und Betriebssteuem 


Betrieb sein kommen 


abzüglich 

Zinsansatz für das Aktivkapital 


Arbeitseinkommen 


abzüglich 

Fremdiöhne einsdhließlich der Beiträge zur Sozial* 
und Unfanversidierungp Betriebshaushalt und Werl 
des Natunallohiies 


Roheinkommen 

übiügUdh 

Lohnansatz für den Betrieb sinh aber und seine mit- 
arbeitenden» nichtentlohnten Familienangehörigen 
(einschließlich Betriebslei lerzusdilag) 


Reinertrag 


Ertrags-Aufwandsrechnung nach § 4 iwG 


Bare ßetriebseirmahmen 
Unbare Leistungen: 


Sachaufwand (bar und unbar), Betriebsstenem und 
Lasten, Beiträge zur Unfallversicherung 

Lolin vergleichbarer Beruf sgruppen für famillen* 
eigene und familienfremde Arbeitskräfte (gewerb- 
licher Vergleidislohn) 


Werl des Mehrbeslandes an Vieh und Vorräten 

Wert des Eigenverbrauchs an Betriebserzeug- 
nissen zu Einzelhandelspreisen 

Wert des Naturallohnes an Betriebserzeugnis- 
sen zu Einzelhandelspreisen 


Entgelt für die dispc>sitive Tätigkeit des Betriebs- 
leiters (Betriebsleiterzüschlag) 

ArbeLtgeberanleil zur Sozialversicherung 


Zinsansalz für das Aktivkapital 


Vergleichsertrag abzögiicü Vergleichsaufwand 


Ertrags-Aufwandsdifferenz 
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Landwirtschaftliche Gesamtrechnung 

Die Landwirtsdraftliche Gesamtredinung im vorlie- 
genden Bericht gibt ein Bild der wirtschaftlichen 
Leistung des Produktionsbereichs Landwirtschaft 
(olme Forstwirtschaft und Fischerei). Ausgangs- 
größe ist der Produktionswert. 

Produktionswert der Landwirtschaft 

Der Produktionswert der Landwirtschaft umfaßt alle 
mit durchschnittlichen Verkaufspreisen bewerteten 
Verkäufe von landwirtschaftlichen Erzeugnissen an 
andere Wirtschaftsbereiche, den Eigenverbrauch, die 
Vorrats Veränderungen bei pflanzlichen und tieri- 
schen Prcxiukten, die selbsterstellten Anlagen (Vieh) 
und die Dienstleistungen auf der landwirtschaft- 
lichen Erzeuger stufe. 

Vorleistungen 

In den Vorleistungen sind der ertragsteigemde 
Aufwand (Zukauffuttennittel, Handelsdünger» Pflan- 
zenschutzmittel, zugekaultes Saatgut und eingeführ- 
tes Nutzvieh), die Aufwendungen für die Unterhal- 
tung der Wirtschaftsgebäude und des Inventars, die 
Ausgaben für Brenn- und Treibstoffe sowie elektri- 
schen Strom imd die allgemeinen Wirtschaftsaus- 
gaben zusammengefaßt. 

Beitrag der Landwirtschaft zum Bruttoinlands- 
produkt 

Der Beitrag der Landwirtschaft zum Bruttoinlands- 
produkt (zu Marktpreisen) ergibt sich als Differenz 
von Produktionswert und Vorleistungen. 


Beitrag der Landwirtschaft zum Nettoinlandsprodukt 
zu Faktorkosten (Wertschöpfung) 

Aus dem Beitrag zum Bruttoinlandsprodukt ergibt 
sich durch Abzug der verbrauchsbedingten, zu Wie- 
derbeschaffungspreisen bewerteten Abschreibungen 
der Beitrag zum Neltoinlandsprodukl zu Marktprei- 
sen. Hieraus leitet sich durch Kürzung um die in- 
direkten Steuern imd durch Addition der für die 
laufende Produktion gezahlten staatlichen Sub- 
ventionen der Beitrag zum Nettoinlandsprodukt zu 
Faktorkosten (= Wertschöpfung) ab. Die Wert- 
schöpfung stellt die Entlohnung der Produktions- 
faktoren Boden, Arbeit imd Kapital dar. 


Schematische Darstellung 

Produktionswert der Landwirtschaft 
X Vorleistungen 


Beitrag der Landwirtschaft zum Bruttoinlands- 
produkt zu Marktpreisen 

X Abschreibungen 


Beitrag zum Nettoinlandsprodukt zu Markt- 
preisen 

X indirekte Steuern 
-f- Subventionen 


Beitrag zum Nettoinlandsprodukt zu Faktor- 
kosten = Wertschöpfung 
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Stichwortverzeichnis 


A 

AbfalUjeseitigungsgesetz 261 
Absatzfonds 95, 97 
Absatzförderung 95 
Absducibuugen 20 
Abwasser 254 

Abwtackprämien 196, 199, 204 
Adter-Giünland- Verhältnis 127, 128 
Agrarforschuiig 299 
Agrarfiaushall, Dotierung 342 
— , Neuaufteilung 345 
— Plafond 342 

— , Verstärkung aus Marktordnungsausgaben 349 
Agrarpreise 89, 91, 92 
Agrarstruktureüe Vorplanung 163 
Allershilfe 222,346 
Arbeitnehmer 129, 134, 135 
Arbeitsförderungsgesetz 281, 287 

ArbeitsgemeinsdiÄfl indüstrieUer Forschungsvereinigun- 
gen (AIF) 294 
Arbeitskräfte 1 29 
ArbeLtskräfteerhebung 130 
Arbeitslose 8, 9 

Arbeitsplätze, außerlandwirtsdvafllidie 153, 177, 178 

Arbeitszeiten 134 

Arzneimittelrechl 248 

Assoziienmgspolitik 335 

Aulfangbe triebe 160, 161 

Aufforstung^ Erstaufforstung 183, 194 

Aufwertungsausgleidi 57, 344 

Ausbitdungsordnungen 279,. 281 

Ausfuhrerstattungen 350 

Ausgaben aus dem EAGFL 350 

Ausgaben für die nationale Agrarpoiitik 343, 3^ 

Ausgaben für Marktordnungen 350, 353 ff. 

Außer-Haus- Verpflegung 237 


B 

Beratung 273, 293 

Berufsausbildung 269, 270 

Berufsbildungsforsdiung 283 

Berufsbildungsgesetz 269, 281 

Berufsfadisdiule 270 

Beschäftigte, Ernährungsgewerbe 98 

— , Land- und Forst wir Istha ft 129 

Besdileunigtes Zusamtnenlegungs verfahren 164 

Besitz Verhältnisse 148 

Biologische Vielfalt 259, 265 

Besteuerung geweiblidier Massentierhallung 233 

Besteuerung von Bodenveiäußenmgsgewinnen 232 

Besteuerung von Kooperationen 229, 234 

Betriebe, eniwiddungsfählge 51 

— , nicbtentwicklungsfähige 51,157 

BetriebsgrdBeiistruktur 140 

— in der Forstwirtschaft 183 

Betriebsmitielprebe 17 

Bevorratung Un Haushalt 250 

Bewertungsänderungsgesetz 152 

Binnenfischerei 201.205.206.211 

Boden verkaufe 26 

Bradiflächen 253 


Bmltoinlandsprodukt 1 3 
— , Anteil der Landwirtschaft am . * . 13 

— , Beitrag der Forstwirtschaft zum , , . 188 
— , Beitrag der Landwirtschaft zum , , • 20, 22 
Brultosozialprodukt 8, 10 
Buchführung 276, 289 
Buchführungsergebnisse 27 bis 44 

Bund es ans lall für Agraidokumentation und Information 
302 

ß und esausb i 1 d ungsf öt d e run gsgese Iz 281 
ßundesberggesetz 261 

Bundesforschungsanstalten— Fachbereiche 294, 295, 299, 
300, 302, 303 

Bundesgesetz zur Erhaltung des Waldes und zur Förde- 
rung der Forstwirtsdiaft iBundeswaldgesetzl 261 
Bundesgesundheitsamt 294 
Bundeshaushaltsplan 1972 342 
Bundesimmissionsschutzgesetz 261 
Bundesraumordnungsprogramm 179 
Bundcswaldgesetz 194 


C 

Centrale Marketing-Gesellsdiaft der deutschen Agrarwirt- 
schaft (CMAJ 97 

Common wealth^Zuckerabkommen 33 1 

CSD (FAO- Unterausschuß für Dberschußverwertuiig) 315 


D 

Deutsche SiedlungS’ und Landearentenbank — Zweck ver- 
mögen 34? 

D lens tleis langen U8 
Dieselkraftstoff 115 
Dieselkroftstoffverbilügimg 59 
Dörfern euerung 1 65 
Düngemlilel 113 
Düng emi tielgesetz 244 


E 

EAGFL 325, 350 fl, 

EFTA-Länder 334 
Eier 79 

Einfuhr- und Vorralsstellen - Verwaltungskosten 350 
Einkommen, Forslwlrtsdiafl 189 
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